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Die Verlagshandlung. 


Vorwort, 


Die Wiedererftehung Deutjchlands im neuen Reiche hat in 
belebender und Elärender Weile auch auf die Behandlung aller 
derjenigen Fragen eingewirkt, welche mit veligiöfen und kirchlichen 
Angelegenheiten in Zufammenhang ftehen. Durch das Reich jelbit 
wurde die Sleichitellung aller Konfejfionen im bürgerlichen Leben 
ichnell zur vollen Wahrheit gemacht und in der Yandesgejet- 
gebung andererjeitS eine jeit Menjchenaltern nicht mehr erlebte 
Thätigfeit zur Herjtellung eines ficheren, ben Zeitbedürfniſſen 
entjprechenden Nechtszuftandes entfaltet. Endlich nach fünfund— 
zwanzigjährigem Ningen und Schwanfen gelang es in Preußen, 
dem größten Theile der ewangelifchen Kirche eine freiere, den 
Grundgedanken der großen Reformation entjprechende Verfaſſung 
zu fichern, und gegenüber den Uebergriffen der Fatholiichen Hier: 
archte raffte fich die allzulange nachgiebig gemwejene Staatsgewalt 
zu einer Reihe von Maßregeln auf, welche beziweden, dem niederen 
Klerus die erforderliche Bildung des Geiſtes und Gemüthes, eine 
geficherte Nechtsitellung und fejte Anhänglichkeit an das Vater— 
land und feine Geſetze zurücdzugeben, hiermit alfo die Bedingungen 
wiederherzuftellen, unter welchen allein mächtige Firchliche Orga— 
nifationen mit dem nationalen Nechtsitaate der Gegenwart ver- 
träglich ericheinen. 


VI Vorwort. 


Dieſe weit über die Grenzen Preußens und Deutſchlands 
fühlbar gewordenen Reformen ſind bereits zu einem ſolchen Ab— 
ſchluß gediehen, daß ſich eine Darſtellung des neuen Rechts unter— 
nehmen ließ, ja daß es endlich möglich iſt, das geltende Kirchen— 
recht in ein wiſſenſchaftliches Syſtem zu bringen, in welchem auf 
der feſten Grundlage unſeres ſtaatlichen Verfaſſungsrechts die Ge— 
biete klargeſtellt werden, in welchen der Staat oder die Religions— 
dereine allein, oder worin zum beiderſeitigen Frommen beide in 
Gemeinſchaft zu bejtimmen haben. Möge der hier dargebotene 
Verſuch einer Löſung diefer umfangreichen Aufgabe dazu beitragen, 
die richtige Würdigung der großen ftaatlich = firchlichen Fragen der 
Gegenwart zu erleichtern. 


Tübingen am 13. April 1878. 
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V. Abſchnitt. 


Staatliche Vorſchriften über religiöſe Feiern, Aufrecht- 
erhaltung des religiöſen Friedens, Verbreitung von 
Religiong- und Sittenlehren, und Rantsfeindliche 
Umtriebe der Geiftlichen. 


8. 9. 


1. Borichriften über religiöſe Verſammlungen und Feiern und Auf 
rechterhaltung des religisien Friedens. 


1. Die Deutjchen Landesgejete!), welche jeit dem Jahre 
1848 den Bürgern Freiheit gewähren, fich zur Bejprechung öffent» 
licher Angelegenheiten zu verjammeln, finden im Zweifel auch auf 
Berfammlungen Anwendung, worin religiöje Fragen verhandelt 
werden follen, over welche einen eigentlichen Gottesdienſt zum 
Zwed haben. Auch Mitglieder bejtehender Neligionsvereine find 
nicht mehr gehindert, neben den gewöhnlichen Vereins - ottes- 
dienten bejondere religiöfe VBerfammlungen, ehemals oft „Konven— 
tikel“ genannt, zu veranftalten. Die Pflicht zu gewiſſen Anzeigen 
bei der Polizeibehörde fällt für die regelmäßigen gottesdienftlichen 
Berjammlungen von Vereinen, welche eine bejtimmte ftaatliche An— 
erfennung genießen, weg. 

2. Außerordentlihe Verſammlungen und Feiern bedürfen 
entweder der vorgängigen Anzeige bei der Polizeibehörve, oder, 
wenn fie unter freiem Himmel Statt finden ſollen, was nament- 

2) Das Neich hat bis jetzt feine BVorfchriften gegeben, jondern in $. 2 
des Einführungsgefetses zum Strafgeſetzbuch die Landesgeſetze beftehen laſſen. 
Bol. auh Bd. 1, 173 — 174. 

Thudichum, Kirchenrecht. II. 1 


2 Religidfe Berfammlungen und Feiern: 


lich bet öffentlichen Prozeſſionen zutrifft, ver vorgängigen Erlaub- 
niß. In Bayern muß die jpezielle Königliche Bewilligung erholt 
werden !). 

Die Einführung neuer firchlicher Feſt- oder Feiertage, mit 
der Wirkung, daß e8 den Vereins - Mitgliedern zur Firchlichen 
Pflicht gemacht wird, von der Arbeit zu ruhen und die Verrich- 
tung von Arbeit mit Kirchenftrafen geahndet werden kann, bedarf 
für alle protejtantifchen Kirchen landesherrlicher Genehmigung ?). 
Für die fatholifchen Kirchen ift dieß in Bayern und Eljaf - Loth- 
ringen der Bald). — Die Abichaffung beftehender Feiertage iſt 
im Zweifel für einen Gegenjtand der Gefetgebung, nicht des Ver— 
ordnungsrechts, zu erachten. 

3. Das Strafgejegbuc vom 26. Februar 1876 enthält in 
den SS. 166. 167. 304 und 360 zu Gunſten aller innerhalb des 
Reichs bejtehenden Religionsgeſellſchaften bejondere Strafbeitim- 
mungen, ‘welche den Zweck haben, das Necht der freien Gottes- 
verehrung in Schuß zu nehmen jowohl gegen Religionsfanatifer, 
feien dieß Private oder obrigfeitliche Beamte, als gegen gewalt- 
thätige und rohe Perjonen überhaupt. Die Frage, unter welchen 
Borausjegungen ein Verein als „Religionsverein” anzujehen jet, 
und als folcher „rechtliches Beſtehen“ anzufprechen habe, beant- 
wortet fich nach den Yandesgefegen *). Der im $. 166 gewährte 
befondere Schug gegen Beihimpfung kommt nur den mit Kor— 
porationsrechten begabten Religionsvereinen zu Gut. 


) II. Verfafjungsbeilage vom 26. Mai 1818 8. 79. Berordnung vom 
20. Juni 1851. Vgl. Badifches Verbot der päpftlihen Jubiläumsprozeſſionen 
durch Minifterial- Verordnung vom 4. Juni 1875. 

2) Bol. Bo. 1, 123. 

3) DOrganifche Artikel vom 8. April 1802. I, Art. 41: „Aucune fete, 
a l’exception du dimanche, ne pourra @tre etablie sans la permission 
du Gouvernement.“ — Aehnlich ehemals das Preuß. Landrecht von 1794, 
2, 11, 8. 34, defjen Beftimmung die Praris als weggefallen betrachtet. 

#) Sp aud Meves im Gerichtsſaal 27, 355 — 356, 1875. — Man 
kann zweifeln, ob die ftrengen Beltimmungen des Strafgeſetzbuchs aud in 
den Fällen angemefjen erjcheinen, wo die betonten Thatfachen nicht genügend 
klar bervortreten. Richtiger würde e8 fein, ihre Anwendung auf ſolche Ber- 
eine und folhe Berfammlungsorte zu beichränfen, welche durch obrigfeitliche 
Belanntmahung ausdrücklich als beionders geſchützt bezeichnet oder au— 
erfannt worden find. 


Prozeffionen. 3 


Der Aufreizung gegen Andersglaubende, aus welcher jchliehlich 
Beihimpfung und rohe Gemwaltthätigfeit hauptfächlich hervorgehen, 
widmet das Strafgefebuch zu geringe Aufmerffamfeit. Nur die 
direfte Aufreizung zu „Sewaltthätigfeiten” und nur die „öffentlich“ 
erfolgte, bedroht e8 in 8. 130 mit Strafe, während die ältere 

Strafgeſetzgebung forgfältiger auf den Schuß des religiöjen Frie- 
dens in Staat, Gemeinde und Familie bedacht gewefen war !). 

4. In einem Staate, wo alle Religionsvereine gleiche Rechte 
genießen, können Brozefiionen auf öffentlihen Straßen 
und Plätzen nicht geftattet werden; einmal weil Yettere allen 
Bürgern gemeinfam gehören und nur zu gemeinfamen Zweden 
beſtimmt find; ſodann weil ſolche Aufzüge erfahrungsmäßig zur 
Beeinträchtigung Andersglaubender führen, indem die. fatholifche- 
Geiitlichfeit und das von diefer geleitete niedere Volk den Anspruch 
erhebt, für die hierbei herumgeführten Gegenftände der Ver— 
ehrung, ſowie für das öffentlich erjcheinende Prieſterkleid von 
Sedermann gewilje Ehrenbezeugungen gezollt zu ſehen, und die 
Verſagung derjelben mit Drohungen und Thätlichkeiten gerächt zu 
werden pflegt. Die PBrozeffionen haben endlich auch geradezu den 
Zweck einer Demonftration gegen Andersgläubige oder Gleich— 
gültige; fie find eine Heerſchau über das gläubige Volk, wie e8 
die ultramontanen Zeitungen jelbjt laut genug verfündigen. Sie 
nähren alfo den Neligionshaß und veranlafjen etwa auch Gegen- 
demonftrationen ähnlicher Art, welche offenbar nicht füglich im 
Boraus polizeilich verboten werden fünnen, wenn man die erjte 
Demonftration erlaubt hatte. Bis zum Jahre 1848 waren der- 
gleichen Prozelfionen in vielen Deutichen Staaten ganz verboten 
oder nur an einzelnen Orten ausnahmsweije zugelafjen, jedenfalls 
nur in wenigen Gegenden üblich. Seitdem die neuere Gejet- 
gebung den Polizeibehörden freiere Hand gelaſſen Hat, zu erlauben 
oder zu verbieten, famen fie jchnell wieder in Schwang, vor Allem 
in Preußen, wo auch in diefem Punkt die laxeſte Praxis eiftriß, 
bis in neuefter Zeit hierin eine Umfehr eintrat?). 


i) Auch in der Schweiz bat man die Nothwendigfeit deſſelben neuer: 
dings wieder klarer erfannt. Vgl. z. B. die Geſetze des Kantons St. Gallen 
von 1873 und des Kantons Bern vom 13. September 1875, Art. 1. 

2) Preußiſches Gefeß vom 11. März 1850 über Berfammlungd- und 
Bereinigungsrecht 8. 10. Bayeriſches Gejets von 26. Februar 1850 Art. 4. 

162 


4 Wallfahrten; Heiligenbilder u. f. w. auf der Straße. 


Noch mehr Gründe jprechen für ein Verbot ver Wallfahr- 
ten oder Landes-Prozeſſionen, weil fie, wegen ihrer Miſchung 
von Männern und Weibern aus dem niederen Volk, zu Unfittlich- 
feiten Anlaß bieten, die Arbeitsfcheu befördern und Krankheiten 
ausbreiten. 

Leichenzüge bewegen fich zwar ebenfalls über Straßen und 
Pläte, unterjcheiven fich aber doch ganz wejentlich von anderen 
firchlichen Aufzügen; e8 fehlt bei ihnen von vorneherein der demon— 
jtrative Zweck, die Begleitung bejchränft fich vegelmäßig nicht auf 
Anhänger nur Einer Konfejfion, und e8 werden auch feine Heilig- 
thümer öffentlich mitgeführt. 

5. Die Aufftellung von Heiligenbildern, Kruzifiren, Denk— 
fäufen zu Ehren gewilfer firchlicher Dogmen (z. B. der ünbe— 
fleckten Empfängnig Maris) anf öffentlihen Pläten oder Straßen 
oder in ihrer unmittelbaren Umgebung erjcheint ebenjo unverein- 
bar mit unjerem heutigen öffentlichen Recht, wie öffentliche Pro- 
zeifionen; Staats- und Gemeindebehörden Fünnen daher nicht als 
ermächtigt gelten, die Aufftellung neuer dergleichen Bilder oder 
Denkzeichen zu geftatten. Ebenſowenig gehören, immer aus den- 
jelben Gründen, firchlihe Amtstrachten auf die Straße, welche 
Geiftlihe oder ihre Gehülfen, 3. B. Chorfnaben, bei gottesdienit- 
lichen Berrichtungen tragen; auch nicht die Trachten von geilt- 
lihen Drvensperfonen, am wenigjten von Orden, welche ftaats- 
gejelich verboten find Y. 


Heflifches Gefet vom 23. April 1875 Art. 4, Abf.5. Fr Elfaß-Lothringen: 
Organ. Artifel vom 8. April 1802, I, 45. (Vgl. auch Franzöfifches Geſetz 
vom 29. September 1795 — 7 Vend. IV — Section 3, Art. 16.) 

2) So unterfagte in Preußen Friedrich der Große den Sefuiten, die er 
dort al8 Einzelne duldete, das Tragen der Sefuiten- Uniform und in Wirt- 
temberg wurde im Jahre 1808 nach Aufhebung der Klöfter das öffentliche Her- 
umgehen in Ordenskleidung verboten (Neyfcher, Samml. 10, 229). Seitdem 
im größten Theile Deutjchlands die Orden wieder aufgehoben find, wird die 
Geſetzgebung wohl auch in diefem Punkt zu früheren richtigen Regeln zurüd- 
fehren. Im Frankreich erging ein allgemeines Verbot dur das Gefeß vom 
18. Auguft 1792 Art. 9 und 29. September 1795 (7 Vendemiaire an IV, 
welche8 freilich durch die DOrganifchen Artifel vom 8. April 1802 Art. 1, 
wenn aud nicht mit ausdrüdlihen Worten, aufgehoben worden if. — Im 
Kanton Génève hat das Gefe vom 25. Auguft 1875 Art. 3 ähnliche Ver— 
bote aufgeftellt. 


Ausbreitung von Religions: und Sittenlehren. 5 


8. 95. 


2. Schranken der Freiheit zur Ausbreitung don Neligions = und 
Sittenlehren und zur Uebung religiöjer Gebräude, 


Das Recht der freien Meinungsäußerung, wie e8 die Gefete 
in ihren Bejtimmungen über Nedefreiheit, Preßfreiheit, Freiheit 
der Wiſſenſchaft anerkennen, erſtreckt fich felbitverftändlich auch auf 
Fragen der Religion und Moral, und ijt überhaupt von dem der 
Gewiſſens- und Neligionsfreiheit untrennbar!). Seine Bejchrän- 
fungen ergeben fich theils aus dem Strafgeſetzbuch, theils aus der 
Befugniß der Behörden, Berfammlungen aufzulöfen oder Vereine 
zu jchließen, oder fie fommen zum Vorſchein bei Verweigerung des 
fandesherrlichen Plazets für neue Religions- oder Sittenlehren 
oder Gebräuche, am umfaſſendſten endlich bei der Feitjtellung der 
Lehrbücher für den öffentlihen Unterricht in Religion und Moral. 
Die Handhabung jolcher Berbietungsrechte kann nicht den Gerichten 
übertragen werden, jondern muß der Staatsregierung verbleiben, 
weil es fich dabet nicht um Anwendung von Rechtsgrundſätzen, ſon— 
dern um Wahrung des Staatswohls handelt. Im Folgenden joll 
verſucht werden, an einigen näher liegenden Betjpielen den Stand 
des heutigen Rechts darzulegen. 

1. Es gibt gegenwärtig in Deutjchland Feine ftaatsgefetzlich 
privilegirte Auffafjung vom Wefen Gottes und feinem Verhältniß 
zu der finnlich wahrnehmbaren Welt, feine Strafgefege gegen das 
Leugnen der Eriftenz eines höchjten Weſens, oder gegen die Ver— 
ehrung von Himmelskörpern (Sonne, Mond), von Naturerjchet- 
nungen (Feuer, Meteorfteinen) oder irdiſchen Gefchöpfen (TIhieren, 
Menſchen) oder menschlichen Bildwerken (Fetifhen u. ſ. w.), als 
wenn ihnen göttliche Eigenjchaften beiwohnten. Das Strafgefeß- 
buch 8. 166 kennt nur eine jtaatliche Verfolgung und Beftrafung 
öffentlich verübter beſchimpfender Aeußerungen über Gott, fofern 
fie Aergerniß erregt haben. Uebrigens denkt der Staat bis jet 
nicht daran, zu gejtatten, daß die Jugend im öffentlichen oder dem 
ihn vertretenden privaten Unterricht im Atheismus oder im Hei- 
denthum unterwiejen werde, und braucht auch Vereine, welche fich 
die Verbreitung jolcher Lehren zur Aufgabe ftellen, keineswegs zu 


) Vgl. Bd. 1, 33 und 54. 
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dulden). Atheiften- Vereine würden jedenfalls feine veligiöfen, 
ſondern rein weltliche Vereine jein. Glücklicherweiſe wird, mit 
Ausnahme von befonders aufgeregten vevolutionären Zeiten, die in 
Deutichland bis jett nie wie in Frankreich vorgefommen find, die 
Frage nicht leicht eine praftifche Bedeutung erlangen. 

2. Nach dem gegenwärtigen Stand unjerer Strafgejebgebung 
bildet es fein ftrafbares Vergehen, Olaubensjäte zu lehren, wo— 
nach der Kindsmord zuläffig, der Selbjtmord, die förperliche Ver— 
jtümmelung, 3. B. Raftration, fromme That oder gar von Gott 
geboten fein follen 2); ebenfowenig ift es ftrafbar, die Vielweiberei 
als erlaubt und gottgefällig zu rühmen (Mormonen Lehre) oder 
die Verpflichtung zur ehelichen Treue zu leugnen (Lehrſatz vom 
echt der „freien Liebe‘), die Nechtmäßigfeit des Privateigenthums,, 
die Pflicht zum eidlichen Zeugniß, zur Vertheidigung des Vater- 
landes mit den Waffen u. |. w. zu leugnen (Lehren der Kommu- 
niften, Wiedertäufer, Herrnhuter)?), das DBetteln als Beruf zu 
empfehlen (Statuten der Bettelorven). Beltrafung und Zwang 
tritt immer erft ein, wenn ein Kindsmord, eine Berjtümmelung 
wirklich vollzogen *), eine Doppelehe eingegangen, ein Weib ver- 
laffen, das Eigenthum gewaltiam angetaftet, der Eid oder vie 
Waffenpflicht verlegt, gebettelt worden ilt. 

Auch das Reichs-Preßgeſetz vom 7. Mai 1874 fennt feine 
Strafbeftimmungen und feine vorbeugenden Maßregeln mehr gegen. 
jolche Lehren, 

Ob Verfammlungen, in welchen jolche vertheidigt werden, 
aufgelöjt, und Vereine, die fich ihre Verbreitung zur Aufgabe 
machen, gejchloffen werden fünnen, und ob die Entjcheidung darüber 
der Regierung oder den Gerichten gebühre, läßt fich nicht für alle 
Deutihen Staaten übereinftimmend beantivorten. Der Drven der 


2) Bol. ſchon Bd. 1, 33 und 54. 

2) Sof. Thompfon, Kirche und Staat in dem Bereinigten Staaten von 
Amerika, Berlin 1873, ©. 9— 12. 

3) Bol. den vom Bundesrath vorgelegten Entwurf einer Novelle zum 
Strafgeſetzbuch 8. 130. 

*) Eine Ausnahme macht die noch zuläſſige Beſchneidung bei den Juden. — 
Taufen Erwachlener im öffentlihen Flüffen können verhindert werden, wenn 
die polizeilichen Vorfchriften über die Benutzung öffentliher Gewäſſer oder 
die Gefetse des Anftandes verlett werden. 
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Jeſuiten und die ihm verwandten Orden find im ganzen Neich, 
die übrigen Orden im größten Theile dejjelben verboten, wegen 
der Schäplichkeit ihrer Sittenlehren und Bejtrebungen. “Die 
Sejuitenmoral darf aber in der Prefje frei ausgebreitet, ſogar noch 
in der Kirche gelehrt werben, und ift nur von der Schule aus— 
geichloffen. 

3. Zahlreiche neuere Vorgänge haben der Frage, was Die 
Aufgabe der Staatsgewalt gegenüber Lehren und Gebräuchen, 
welche den Aberglauben ausbreiten oder erzeugen, jein müſſe und 
dürfe, wieder eine erhöhte praftiiche Wichtigkeit gegeben. Wir 
müſſen ung verjagen, an diefem Drte diejenigen Arten von Aber- 
glauben, welche nach unjerer Meinung eine ftantliche Bekämpfung 
erheifchen, genauer zu bezeichnen; es find im Allgemeinen jolche, 
welche den Menjchen in jeinem Denken und Thun unficher machen, 
ihn zu unfittlichen, unter Umftänden ſogar verbrecheriichen Hand- 
lungen verführen, oder etwa auch um feinen Berjtand bringen 
Seitdem die Völker in ihrer gebildeten Mehrheit und damit auch, 
die Gejeßgeber fich von der Herrichaft des Aberglaubens befreit 
haben, haben fie e8 auch jtetS für Necht und Pflicht des Staats 
gehalten, dem Aberglauben entgegenzuwirfen, und namentlich iſt 
dieß in Deutjchland gefchehen. Diefem Zwede dient zunächit Alles, 
was der Staat für die Pflege der Wiljenfchaft und für Volfs- 
unterricht überhaupt thut. Nirgends mehr iſt e8 in Deutſchland 
öffentlichen Lehrern oder Geiftlichen, welche Neligionsunterricht in 
öffentlihen Schulen ertheilen, geftattet, ven Aberglauben zu nähren. 
Ueberall, wo e8 ſich um Ihatfachen handelt, welche einer Prüfung 
auf ihre Wahrheit fähig find, ift es die Aufgabe der öffentlichen 
Behörden, durch glaubwürdige Sachveritändige eine jolche Prüfung 
vornehmen zu laſſen und das Ergebniß, womöglich ven vollſtändigen 
Bericht der Sachverjtändigen, öffentlich befannt zu machen. Dieſer 
Aufgabe Haben fich die Behörden auch bisher meijtens in anerfen- 
nenswerther Weije unterzogen 1). Nur gegenüber ganz harmlojem 
Aberglauben wird fich) der Staat auf das Mittel der Belehrung 


2) Sollten etwa den Polizeibehörben die erforderlichen Vollmachten noch 
fehlen, um Saden oder Perfonen, um welche e8 fi) handelt, jehen und be— 
obachten zu können, oder Zeugen über Thatfachen zu vernehmen, fo würde 
e8 Aufgabe der Gefetsgebung fein, dieſe Vollmachten zu ergänzen. 
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beihränfen dürfen. Sobald durch folche, ſtaatliche Sachverftändige 
die Unwahrheit von Thatſachen feitgejtellt erjcheint, wiirde e8 vegel- 
mäßig am Plaße fein, Die weitere Förderung des Aberglaubeng 
durch Fortjegung der Behauptung des Gegentheil8 unter öffentliche 
Strafe zu ftellen, insbejondere ven Geiſtlichen die Verbreitung 
des Aberglaubens bei Strafe zu verbieten. Dieß ift denn auch 
im 18. und 19. Jahrh. in Dejterreih, Bayern, Württemberg und 
anderen Staaten in einer langen Reihe ftaatlicher Verordnungen 
geichehen, deren wohlthätige Wirkungen nur diejenigen nicht zu ſchätzen 
verjtehen, denen der früher in jenen Gebieten verbreitete Unfug 
unbefannt tft. Diejer ftaatlichen Inſpektion ift e8 auch, neben der 
Fürſorge für die philojophifche Vorbildung der Geiftlichen zu dan— 
fen, daß es in Deutjchland Feine Heiligenbilder mehr gibt, welche, 
wie 3. B. der heilige Januarius in Neapel, bei gewifjen Gelegen- 
heiten Blut ſchwitzen oder Thränen vergießen, oder fich bewegen, 
obwohl fie von Holz find, und daß eine Louiſe Yateau bisher nur in 
dem ultramontan regierten Belgien, aber nicht innerhalb der Deut» 
ihen Gränzen auftauchen fonnte. Die Beftimmungen des Straf- 
geſetzbuchs reichen übrigens bis jet nur für die gröbften und 
plumpften Fälle des veligiöfen Betrugs aus. Nach S. 263 wird 
von Amtswegen Derjenige als Betrüger verfolgt und beftraft, der 
durch Borjpiegelung falfcher oder durch Entjtellung wahrer That- 
ſachen einen Irrthum erregt oder unterhält in der Abficht, ſich 
oder einem Dritten einen rechtswidrigen „Vermögensvortheil“ zu 
verichaffen !). Unbetroffen bleiben alſo die Fälle, in welchen dieſe 
Abficht nicht beiwiefen werden kann oder in welchen fie fehlte, in- 
dem etwa nur mittelbar auf Gewinn gerechnet iſt oder der Betrug 
zu anderen Zweden geübt wird, 3. B. um beim ungebildeten 
Volk den Glauben an eine übermenjchliche Kraftbegabung Geift- 
licher zu erzeugen, oder den Glauben, daß gewiſſe von der Staats- 
regierung getroffene Maßregeln durch Wunder und Zeichen als 
Gott miffällig gekennzeichnet feten, endlich überhaupt zum Zweck 
der Erzeugung von Furcht, Aberglauben, Haß gegen Anders- 
glaubende 2). Die älteren Deutſchen Strafgefege waren in dieſen 





) 9. Meyer, Lehrb. des Deutſchen Strafrechts, 2. Aufl. 1877, ©. 501 ff. 
2) Eine nur für Nothfälle allenfalls zu gebrauchende Auskunft gewährt 
etwa noch die Generalflaufel des Strafgefebuchs $. 360 Nr. 11. 
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Beziehungen mit Recht vollitändiger ). Die durch das Neichs- 
jtrafgejetsbuch geſchaffene Lücke iſt wenigjtens in Bayern durch fol 
gende Beſtimmung des Polizeiftrafgefeges wom 26. Dezember 1871 
Art. 54 ausgefüllt worden: „Wer gegen Lohn oder zur Erreichung 
eines fonftigen Vortheils ſich mit angeblichen Zaubereien oder 
Geiſterbeſchwörungen, mit Wahrfagen, Kartenjchlagen, Schatgra- 
ben, Zeichen» und Traumdeuten oder anderen dergleichen Gau— 
feleien abgibt, wird an Geld bis zu 50 Thalern oder mit Haft bejtraft.“ 

4. Der Staat hat endlich vielfache Veranlaffung, Neligiong- 
gebräuchen, welche die Gejundheit beeinträchtigen, entgegenzutreten, 
und es beitehen in diejer Hinficht aus früherer Zeit überall zahl- 
reiche Polizeiverordnungen, wie über: Taufen neugeborner Kinder, 
Beſchneidung, Theilnahme von Kindern an gottesdienjtlichen Feiern 
bei faltem Wetter, Vornahme von geiftlichen Amtshandlungen bei 
Kranken (namentlih in öffentlichen Anftalten), Ausjtellung von 
Leichen. 


8. 96. 
3. Staatlihe Verpflichtung der Religionsdereine zu beſtimmten 
Lehren, Gebeten und Ordnungen. 

Wenn auch der Staat in Deutjchland im Allgemeinen nicht 
mehr den Anſpruch erhebt, den Neligionsvereinen Glaubenslehren 
und Feiern vorzufhreiben, jo iſt er Doch zu einigen Forderungen 
berechtigt, welche fich auch vom Standpunkte der Gewifjensfreihett 
aus vertheidigen lafjen. 

1. Alle Neligionsvereine find verbunden, dafür zu jorgen, 
daß beim Unterricht in Religions- und Sittenlehre die Pflicht 
zum Gehorſam gegen die Gejege und zur Treue gegen die Obrig- 
feit nicht mit Stillfehweigen übergangen oder gar geleugnet werde. 
Dieje Obliegenheit iſt theils allgemein in den Staatsgejegen aus— 
gejprochen 2), theils in dem Amtseid der Geijtlichen zur Geltung 
gebracht. (Vgl. Bo. 1, 17— 27.) 

2. Vermöge Gejeßes oder Herkommens find fie ferner ver— 
bunden, beim Gottesdienſt eine Fürbitte für die Obrigfeit ?), des— 


1) Preuß. Landrecht von 1794, 2, 20, 8. 220 — 226. 
2) Preuß. Landrecht von 1794, 2, 11, 8. 13. 
. ?) Fir Elfaß -Lothringen laut der Organ. Artikel vom S. April 1802 
Art. 51; für Hamburg laut Gefe vom 9. Dezember 1870 8. 4. 
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gleichen für ven Kirchenpatron, auch wenn er nicht Mitglied der 
Kirche iſt, einzulegen. 

3. Ebenſo bei gewiſſen Anläffen auf Verlangen der Staats— 
regierung öffentliche Gebete oder Danffejte zu veranjtalten 9. 

4. Endlich gebührt herfömmlicherweife oder Kraft gejeglicher 
Vorſchrift den obrigfeitlichen Perfonen bet religidfen Feiern in den 
evangelifchen und Fatholifchen Kirchen ein bejonverer Ehrenplag ?). 


SITE 


4. Reichs- und landesgejeßlide Strafbeitimmungen gegen jtants- 
feindliche Imtriebe der Geijtlichen. 


Die Strafgejetbücher fajt aller Deutjchen Staaten enthielten 
bis zum Jahre 1870 eine Reihe von Strafbeitimmungen, welche 
bezwecten, die Souverainetät des Staates und die Staatsordnung 
gegen einen Mißbrauch des eigenthümlichen Einfluffes zu jchüßen, 
welchen die Geiftlihen, vor Allem die Geiftlichen der Römiſchen 
Kirche, vermöge diejer Stellung über die Gemüther eines Theils 
des Volks erfahrungsmäßig auszuüben vermögen. 

Durch das NReichsitrafgefegbuch von 1870 wurden die meijten 
dieſer Beſtimmungen bejeitigt, obwohl die Kegierungen inzwijchen 
von ihren ehemaligen weitgreifenden Verfügungs- und Ueber- 
wachungsrechten in firchlichen Angelegenheiten jehr Vieles ein- 
gebüßt hatten und alſo Strafbeitimmungen um jo nothwendiger 
blieben. Seitdem hat fich die ſyſtematiſche Bekämpfung der Deut- 
ihen Staatsgejete durch Papft und Biſchöfe auf den höchiten 
Punkt gefteigert und es nimmt der Papſt wieder wie im Mlittel- 
alter das Recht in Anſpruch, oberjter Nichter über den Glauben 
und die Sittenpflichten, alſo auch die Unterthanenpflichten, aller 
Katholiken und überhaupt aller Menjchen zu jein. Daß für folche 
Zeiten die Vorſchriften des Reichsſtrafgeſetzbuchs nicht ausreichten, 
trat jchnell zu Tage, und im Sabre 1871 und 1876 wurden 


1) Preuß. Landrecht von 1794, 2, 11, 8. 34. II. Beilage zur Bayeri- 
ſchen Berfaffung vom 26. Mai 1818 $. 55. Sächſiſches Gefe vom 23. Aug. 
1876 8.6. Für Elfaß-Lothringen: Organ. Artikel vom 8. April 1802, 
I. Art. 41. 

?) Organ. Artifel von 1802 I, 47. Dekret Napoleons I vom 13. Juli 
1804 (24 Messidor XII); Defret vom 30. Dezember 1809 Art. 21. 30. 68. 
Für Hamburg: Kirchenverfaffungsgefeß vom 9. Dezember 1870 8. 4. 
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einige jeiner fühlbarjten Lücken ausgefüllt; aber in genügender 
Weije ijt dieß noch nicht gejchehen, ſodaß die Yandesgejeggebungen 
ſich genöthigt fahen, durch zahlreiche Strafbejtimmungen, Diszipli- 
narvorichriften, Qemporalien-Sperre und andere Mittel nach 
zubelfen. 

I. Das Reichsſtrafgeſetzbuch enthält gegenwärtig folgende 
hierher gehörige Beitimmungen: — 1. Nach $. 110 tft die „öffent> 
liche” Aufforderung zum Ungehorjfam gegen Gejete oder rechtsgül— 
tige Verordnungen oder gegen Anoronungen, welche obrigfeitliche 
Behörden innerhalb ihrer Zujtändigfeit getroffen haben, jtrafbar. 
Das Erforderniß der Deffentlichfeit ift nur im alle des $. 112 
entbehrlih. — 2. Nach 8. 131 trifft Denjenigen Strafe, der 
„Einrichtungen‘‘ des Staats oder Anordnungen der Obrigkeit da— 
durch „verächtlich” zu machen fucht, daß er wider bejjeres Wiſſen 
öffentlich Thatfachen behauptet oder verbreitet, welche erdichtet oder 
entjtellt find). — 3. Bon hervorragender Bedeutung ift die erit 
durch die Gejete vom 10. Dezember 1871 und 26. Februar 1876 
eingejchaltete Vorjchrift des $. 130 a, wodurch den Deutjchen Straf- 
gerichten ein Mittel an die Hand gegeben wird, den ſchlimmſten 
Ausschreitungen der Geiſtlichen erfolgreich entgegenzutreten?). 
Es fallen unter $. 130 a: päpftliche Verfügungen, welche in der 
Form der Erfommunifation oder in anderer offener oder verdeckter 
Weiſe Deutſche Fürſten für abgejegt erklären, ebenjo päpftliche 
oder biichöflihe Erfommunifationen oder andere Firchliche Zenfuren 
gegen Mitglieder des Bundesraths, des Reichstags, der Yandtage, 


) Bol. H. Meyer, Lehrbuch des Deutfchen Strafrehts, 2. Aufl. 1877, 
©. 675 und 677. 

>) „Ein Geiftlicher oder anderer NReligionsdiener, welcher in Ausübung 
oder in Beranlaffung der Ausübung feines Berufes öffentlih vor einer 
Menfchenmenge, oder welcher in einer Kirche oder am einem anderen zu 
religiöfen Berfammlungen beftimmten Orte vor Mehreren Angelegenheiten 
des Staats in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden Weife zum Gegen- 
ftande einer Verkündigung oder Erörterung macht, wird mit Gefängniß oder 
Feftungshaft bis zu zwei Jahren beftraft. — Gleiche Strafe trifft denjenigen 
Geiftlichen oder anderen Neligionsdiener, welcher in Ausübung oder in Ver— 
anlafjung der Ausübung Teines Berufes Schriftftüde ausgibt oder verbreitet, 
in welchen Angelegenheiten des Staats in einer den öffentlichen Frieden ge— 
jährdenden Weife zum Gegenftande einer Berfündigung oder Erörterung 
gemacht find.” 
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gegen Minifter und andere Staatsbeamte oder gegen Gemeinde— 
beamte. Ferner Erlaffe oder Anjprachen, welche Deutjche Staats- 
geſetze, geſetzmäßige Negierungsmaßregeln, gerichtliche Urtheile als 
ungültig binftellen, den Ungehorfam gegen diejelben als gerecht- 
fertigt oder verbienftlich bezeichnen, oder welche den Frieden und 
die freundfchaftlichen Beziehungen zu auswärtigen Staaten beein- 
trächtigen können. — Auch wenn Erlaſſe und Erörterungen jolchen 
Inhalts in die Form religiöfer Dogmen oder frommer Gebete 
eingefleidet find, — und das wird von den Flügeren Geiftlichen 
immer gejchehen — werden fie von der Strafbejtimmung des 
8. 130a noch erreicht. Wenn auch zu hoffen jteht, daß die Deut- 
chen Gerichte mehr und mehr die ihnen geftellte wichtige Aufgabe 
Har erfafjen werden, jo bürfte doch die Trage fein, ob nicht die 
Reichsgeſetzgebung ſelbſt durch genauere Beſtimmungen der Necht- 
ſprechung eine ficherere Grundlage und Direftive zu geben und Um— 
gehungen des Geſetzes zu verhüten hätte. Insbeſondere jcheint 
uns ein reichsgeſetzliches Verbot der Unterweilung der Jugend in 
dem Dogma von der päpftlichen Unfehlbarfeit, geſchehe diejelbe 
durch Geiftliche oder nichtgeiftliche Neligionslehrer, ebenſowohl ge- 
rechtfertigt al8 unumgänglich nothiwendig und der Würde des 
Staats angemefjen zu jein. — Desgleichen dürfte e8 Aufgabe des 
Neichs fein, die Verlegung jtaatlicher Plazet- Rechte unter Strafe 
zu jtellen. 

1. Die landesgejeglihen Beſtimmungen über Straf- 
barfeit der Auflehnung der Geiftlichen wider jogenannte Staats- 
firchengefete und über disziplinäre Entlaffung unbotmäßiger Geift- 
lichen find im VI. Abfchnitt zu betrachten. Hier verdienen nur 
folgende neuere Strafvrohungen bejondere Erwähnung. Das 
Badiſche Gejeb vom 19. Tebruar 1874 Art. 3 (8. 16. c.) ver» 
fügt: „Oeijtliche, welche aus Anlaß öffentlicher Wahlen ihre firch- 
lihe Autorität anwenden, um auf die Wahlberechtigten in einer 
beftimmten Parteirichtung einzumirfen, werden an Geld von 60 big 
600 Mark beſtraft.“ Heſſiſches Gejek vom 23. April 1875 
Art. 11: „Kein Geiſtlicher darf öffentliche Vorträge in einer 
Kirche oder in einem anderen zu veligiöfen VBerfammlungen be— 
jtimmten Orte dazu anwenden, um aus Anlaß öffentlicher, nicht 
rein firchliher Wahlen auf die Wahlberechtigten in einer be- 
jtimmten Partetrichtung einzuwirken.“ (Art. 12 enthält die Strafs 
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anfäte.) Diejes Heffiiche Geſetz trifft Hirtenbriefe nicht. Das 
Bayeriſche Wahlgefet vom 4. Juni 1848 Art. 25 bejtimmt zwar 
ebenfalls: „Jede Beichränfung der Freiheit der Wahl und jede 
Benützung eines obrigfeitlichen Einfluffes auf die Wähler wird 
jtrenge geahndet, und nach Umſtänden mit der Dienftentlaffung 
beſtraft;“ und gewiß erjcheinen hbiernach bifchöfliche Hirtenbriefe, 
iwie fie im Jahre 1875 ergingen, als unzuläffig; aber bis jett 
bat jener Art. 25 fie nicht zu verhindern vermocht. 


© 


VI. Abſchnitt. 


Die ſtaatsgeſehlichen befonderen Pflichten und Rechte der 
Geiſtlichen, die Hantsgefeglichen Voransfehungen für die 
Bekleidung geiſtlicher Aemter und die Aberkennung 
ſolcher durch Stantsbehörden, 


J. Unterabſchnitt. 
Die ſtaatsgeſetzlichen beſonderen Pflichten und 
Rechte der Geiſtlichen. 


8. 98. 

Mit Rückſicht auf die befondere Natur des geiftlihen Berufs 
und jeine Wichtigkeit jtellt der Staat gewiſſe befondere Anforde— 
rungen an die Geiltlichen und räumt ihnen auf der andern Seite 
gewiſſe Vorrechte ein. Dieje Beitimmungen finden größtentheils 
auf die Geiftlichen aller Neligionsvereine Anwendung, einige aber 
nur auf die Geiftlichen der großen Kirchen. 

Die Rechte und Pflichten von Staatsdienern oder „mittel 
baren Staatsdienern” kommen den Geiftlihen als folchen wohl 
nicht mehr im vielen deutfchen Staaten zu. 

Eine andere Klafje von jtaatsgefeglichen Vorſchriften iſt nur 
hervorgerufen durch die abweichenden Beftimmungen der älteren 
Zeit und namentlich auch des kanoniſchen Rechts und bezweden 
nur, die Geiftlichen dem gemeinen Recht zu unterwerfen. 

1. Die Geiftlihen aller Konfeffionen find in vorzüglichem 
Maße zum Gehorſam gegen die Geſetze und zur Treue gegen 
die Obrigfeit verpflichtet. — Der Staat fordert von ihnen, daß 
fie in ihren religiöjen Vorträgen in diefem Sinne lehren und 
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ihren Neligionsgenojjen mit gutem Beiſpiel worangehen. Dieſe 
Pflichten finden zunächit ihren Ausdrud in dem Berfaffungs- und 
Treueid, welchen alle Geijtlichen zu leijten baben!), in ven be= 
ſonderen allgemeinen und digziplinären Strafbeitimmungen gegen 
Getjtliche, welche Ungehorfam üben oder empfehlen, jowie in dem 
Recht der Staatsregierung, der Anftellung oder Beförderung von 
Geiftlihen zu widerfprechen, welche diefe Pflichten mißachtet haben. 

2. Aus dieſer beſonderen Treuepflicht ergibt fich die Obliegen- 
heit, zur Bereitelung von Anjchlägen beizutragen, welche gegen bie 
Nechte, die Interejjen oder die Sicherheit des Staates gerichtet 
find, und insbejondere der Regierung davon rechtzeitig Anzeige 
zu machen ?). a) Hatte ein Geiſtlicher glaubhafte Kenntniß er- 
halten, daß die Verübung eines Hochverrathbs, Yandesverrathg, 
Kriegsverrathbs, Münzverbrechens, Mordes, Naubes, Menſchen— 
raubes oder eines gemeingefährlichen Verbrechens im Plane jet 
und er unterläßt, hiervon der Behörde oder der dadurch bedrohten 
Perjon zur rechten Zeit Anzeige zu machen, jo trifft ihn, wenn 
das Verbrechen zur Ausführung gebracht oder ein ftrafbarer Ver— 
juch dejfelben begangen worden ift, Gefängnißitrafe (von einem 
Tag bis zu fünf Sahren), beim Kriegsverrath die Strafe der 
Mitthäterichaft ?).. Es kommt auch dabei gar nicht weiter 
darauf an, ob die Wifjenjchaft des Geiftlichen von dem beabjich- 
tigten Verbrechen fich gründet auf vertrauliche, im Seeljorgever- 
fehr gemachte Mittheilungen des zur That Entſchloſſenen oder 
eines Dritten 9, oder ob der Geiſtliche fie ſonſt woher erfuhr. 
b) Außerdem kann der Geijtliche für Unterlafjung der Anzeige, 
mag das DVBerbrechen verübt oder verjucht worden fein oder nicht, 
jowohl von den Firchlichen Vorgeſetzten, al8 auch von den zujtän- 
digen Staatsbehörden zur Nechenjchaft gezogen, in Preußen ins— 


!) Bol. Bd. 1, 16 — 27. 

2) Vgl. 3. B. die Verpflihtungsformel der fatholifhen Biſchöfe in Preu- 
Gen, der fatholifchen Pfarrer in Bayern, Bd.1, ©. 19, Anm. u. 22— 24 Anm. 

3) Strafgefeßbud vom 26. Februar 1876 8 139 und Militärftrafgefet- 
buch vom 20. Juni 1872 8. 60, welche feinerlei Ausnahme zu Gunften von 
Seiftlihen machen. Hugo Meyer, Strafreht 1875 ©. 687. Geyer in 
v. Holtendorff. Handb. 2, 392, Anm. 

) Dal. auch unten Wr. 3. 
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bejondere vom Gerichtshof für Firchliche Angelegenheiten zum Amts- 
verlust verurtheilt werden Y. 

3. Geiftlihe find beredtigt, vor Gericht das Zeugniß zu 
verweigern in Anſehung desjenigen, was ihnen beit Ausübung der 
Seelforge anvertraut worden tft. In Zivilprozeffen jollen ſie 
über ſolche Punkte auch gar nicht gefragt werden ?). Al „an— 
vertraut” gelten Thatjachen, welche unter dem Verlangen oder 
der gerechtfertigten Vorausſetzung der Geheimhaltung mitgetheilt 
worden find; ob dieß in der Beichte geſchah oder nicht, darauf 
fommt es nicht an, da ja die meiſten Religionsvereine eine Privat- 
beichte nach Art der römischen Kirche gar nicht fennen ). Aus— 
nahmen von dem echt der Zeugnißverweigerung find in der Zivil- 
und Strafprozeßoronung nicht gemacht; dafjelbe gilt aljo unbedingt, 
auch bei Anflagen wegen Hochverrath u. |. w. Neben der Zeugniß- 
freiheit befteht jedoch die unter Nr. 2 beiprochene Anzeigepflicht, 
welche die Verhütung von Verbrechen bezmedt *). 

4. Die Nichtbewahrung des Seelforge-Geheimnijjes Seitens 
Geiſtlicher ijt im Neichsftrafgefetbuch nicht mit öffentlicher Strafe 
bedrohtd) und kann auch durch die Landesgeſetzgebung nicht mit 
jolcher bedroht werden. — In einigen deutſchen Staaten bejteht 
dejfenungeachtet eine ftaatsgejetliche Pflicht der Geiſtlichen 
zur Bewahrung des Seeljorge-Geheimnifjes, jo daß die Verlegung 


) Bol. z. B. Preuß. Allg. Landrecht von 1794, 2,11, 8. 82. Jacobſon, 
Ev. ER. 2, 497. 

2) Straf-P. O. vom 1. Februar 1877, 8. 52. Kivil-P. DO. vom 
30. Januar 1877, $. 348. 350. 351. 

3) Ein Recht des Beichtlindes, das Zeugniß über eine vom BPriefter 
oder Seelforger ihm gegenüber gemachte Ausjage oder Aufforderung zu ver- 
weigern oder gar eine Pflicht dazu, ift von den deutſchen Staatsgefegen 
nicht anerfannt. 

) Auch Schon nach dem früheren Necht beftanden beide neben einander. 
Vreuß. Landrecht 2, 11, 8. 82. Allgem. Gerichtsordnung 1, 10, $. 180. 
Kriminalordnnung 8.313. Anders das Württembergiſche Gefe vom 13. Auguft 
1549, Art. 21 (Reg. Bl. 520). Vgl. auch Brendel, Handb. d. Kirchenrechtg, 
1823, ©. 582. 

) Der $. 300 des Strafgefetbud8 vom 26. Februar 1876 bedroht nur 
Vertrauensmißbrauch der Rechtsanwälte, Aerzte, Apotheker u. f. w. Anders 
ehemals das Preußische Strafgefegbuh vom 14. April 1851, $. 155, ber 
Code penal Art. 378, 
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deſſelben von den kirchlichen Oberen mit Disziplinarſtrafen geahndet 
werden kann 9; und ebenſo iſt dieſe Pflicht Häufig durch kirchliche 
Vorſchriften ausgeſprochen 2). 

5. Es iſt allgemeiner Grundſatz des deutſchen Staatsrechts, 
daß die Verleihung von Titeln, Würden und Orden ein Hoheits— 
recht bildet, und daher kein Deutſcher ohne Genehmigung des 
Kaiſers oder ſeines Landesherrn ſolche von auswärtigen Regie— 
rungen annehmen und führen darf. Dieſer Grundſatz gilt auch 
für alle deutichen Geiftlichen ; namentlich können katholiſche Geiſt— 
liche ohne jene Genehmigung feine jolchen Auszeichnungen aus 
den Händen des römijchen Papjtes annehmen, z. B. die Würde 
eines Cardinals, Primas, Biſchofs in partibus infidelium, Papſt— 
lihen Hausprälaten u. j. w. — In Württemberg, Baden, Hefien, 
im ehemaligen Kurfürjtenthum Helfen, in Nafjan und Srankfurt 
dürfen fatholifche Geiftliche ohne Einwilligung des Landesherrn 
auch Feine „Penſionen“, in Sachen feine „Pfründen“ von aus- 
wärtigen Eirchlichen Oberen oder Spuverainen annehmen ?). Die 
Uebertretung ift nach) 8. 360, Nr. 8 des Strafgejebuchs nom 
26. Februar 1576 ftrafbar. 

6. Die den Geiftlichen zufommenden Ehrenbenennungen (Titel, 
Präpdifate), jowie meiſt auch ihre Amtstracht find durch jtaatliche 
Verordnungen fejtgejtellt. Auch ift ihnen in der Rangordnung 
der öffentlichen Diener ein bejtimmter Ehrenrang vorbehalten. 

7. In einigen deutichen Staaten bejtehen noch jet jtaatliche 
Vorſchriften über die Ehrenbezeugungen, welche Geijtlichen zu er- 
weijen find, wenn fie in geiftlichen Amtsgejchäften fich zeigen oder 
reifen. — Zur Yeiftung jolcher Ehrenbezeugungen werben öffent— 


) Das Preußische Landrecht von 1794, 2,11, $. 80, droht dem Geift- 
lihen, welcher das ihm unter dem Siegel der Beichte oder der geiftlichen 
Amtsverfchwiegenheit Anvertrante nicht geheim hält, mit Amtsverluft. 
(Jacobſon 2, 497.) 

2) Sie findet ihre Beſchränkung in der unter 2 angegebenen Pflicht zur 
Anzeige jchwerer Verbrechen. 

3) Bayerifche Verfaſſungsurkunde vom 26. Mai 1818, Beil. I, $. 10, 
Nr. 2. — Württemb. u. |. w. Verordnung vom 30. Januar 1830, $. 33. 
(Bol. dazu Reyfchers Samml. 10,94). Sächſ. Gef. vom 23. Auguft 1876, $. 28. 
Für Elfaß - Lothringen Defret vom 7. Januar 1808, bei Dupin, Manuel 
1845, p. 78. 

Thudichum, Kirchenrecht. II. 2 


18 Staatsgefeisliche Pflichten und Rechte der Geiftlichen. 


liche Beamte, Milttärperfonen, Yehrer und Schuljugend für ver- 
pflichtet erklärt!). Die Zuziehung der Schuljugend kann auch 
mittelbar dadurch erreicht werden, daß die Eirhlichen Oberbehörven 
das Schulwefen zur leiten haben, oder dadurch, daß die Geijtlichen 
die Orts- oder Diftriktsfchulinipeftoren find. In Preußen iſt in 
neuerer Zeit die Aufbietung der Lehrer und Schüler zu jolchen 
Empfangsfeterlichfeiten,, wie überhaupt zu Eirchlichen Prozefjionen, 
unterjagt worden. — Ueber das in einigen Staaten wieder an— 
erkannte Vorrecht der Biſchöfe, in Kirchen beerbigt zu werben, 
vgl. Bd. 1, 93— 9. 

8. Die Beleidigung oder Verläumdung von Geiftlichen oder 
Keligionsdienern wird lediglich nach den allgemeinen Borichriften 
über die genannten Vergehen beurtheilt 2). Bewirkt die Belei— 
digung auch eine Störung des Gottesdienjtes, jo fällt fie zu— 
gleih unter $. 167 des Strafgeſetzbuchs. Wenn eine Beleidigung 
gegen einen Neligionsdiener verübt wurde, während er in Aus- 
übung feines Berufs begriffen war, oder in Beziehung auf jeinen 
Beruf verübt ift, jo hat nicht bloß der Beleivigte ſelbſt, ſondern 
auch fein amtlicher Vorgeſetzter das Recht, den Strafantrag zu 
ſtellen 3). 

9. Bejondere Strafbejtimmungen gegen Geiltliche enthält das 
Neihsitrafgefebuh vom 26. Februar 1876, 8. 130a, 174, 181, 
335, ſodann das Gejeß vom 6. Februar 1375 über die Beur- 
fundung des Perjonenjtandes und die Eheichliefung, 8. 67. — 
Landesgeſetzliche Strafbeitimmungen gegen ungejegliche Ausübung 
des geiftlichen Amts u. ſ. w. find noch unten zu bejprechen. 

10. In Preußen find Geiftliche aller Neligionsvereine wie 
andere Bürger verpflichtet, Vormundſchaften zu übernehmen 9. 
Fungirende (und zugleich bejolvete) Geijtliche der evangeliſchen und 


1) Dekret Napoleons I. vom 13. Juli 1804 (24 messidor XII); Baye— 
riſche Minifterialverfügungen vom 31. Auguft 1844 und 3. März und 11. Juli 
1845; Gefhäftsordnung für die proteftantiichen Generalfynoden des rechts— 
rhein. Bayern, 1853, $. 10. (Neues Amtshandbuch 1, 194.) 

?) Die älteren Strafgefebücher hatten ftrengere, Beftimmungen. Bal. 
3. B. Preuß. St. G. B. von 1851, $. 102. 

?) Strafgejeßb. $. 196. 

*) Nah dem Preuß. Landrecht v. 1794, 2, 18, $. 213 konnten fie ab— 
lehnen. 
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katholiſchen Kirche und jonjtige bejoldete Beamte diejer Kirchen 
(wie Mitglieder der Konfijtorien, Beamte der katholiſchen Bis- 
thümer) können jedoch zur Uebernahme einer VBormundjchaft, welche 
nur eine von dem VBormundjchaftsgericht eingeleitete ift, nur dann 
angehalten werden, wenn die zunächſt vorgejette Eirchliche Behörde 
ihre Genehmigung ertheilt hat. Gehören fie zu den Berfonen, 
welche fraft Gejeges zur Führung der Vormundschaft berufen find, 
jo ijt diefe Genehmigung nicht erforderlich 1). — Auch in Würt- 
temberg und im Gebiet des. franzöfiichen Rechts haben Geiftliche 
im Allgemeinen fein Ablehnungsrecht 2), wohl aber in manchen 
Theilen Bayerns?) und im Königreich Sachen ). — Nach römi- 
ſchem Necht find Biſchöfe und Mönche abjolut unfähig zur Vor— 
mundichaft, andere Geiftliche dürfen nur die gejegliche Vormund— 
Ichaft über Verwandte führen >). 

11. „Religtonsdiener“ jollen nicht zum Amte eines Schöffen 
oder Gejchiworenen berufen werden ©); fie find aber nicht unfähig 
zu diefem Amte umd ihre Zuziehung bildet feinen Nichtigfeits- 
grund, während nach älterem Recht vielfach ein jtrengerer Grund— 
jag galt. — Sobald ein Neligionsdiener aus feinem Berufe 
cheidet, jteht auch feiner Heranziehung zu ſolchen Dienjten nichts 
mehr im Wege. Doc werden die mit der Feititellung der Ge— 
ſchwornenliſte beauftragten Behörden wohlthun, fatholijche Priejter 
allezeit von der Lifte fernzuhalten, weil denfelben wegen der mittel» 
alterlichen Verbote des kanoniſchen Rechts über Theilnahme von 
Priejtern an jogenannten Bluturtheilen die volle Unbefangenheit 
fehlen fönnte. 


12. In ganz Deutjchland darf Geiftlichen und anderen Re— 


1) Preußifche Bormundfchafts - Ordnung vom 5. Juli 1875, $. 14. 17. 
22. 23. Dernburg, Bormundfhaftsreht, 2. Aufl., 1876, ©. 157— 158. 
Den kirchlichen Oberbehörden anderer mit Korporationsrechten begabten Re— 
ligionsvereine fommt ein folches Recht des Einfpruchs nicht zu, was freilich 
nicht Jedermann aus den Worten des Gefetes jo leicht entnehmen kann. 

2) Code eivil a. 427. Zadariä-PBuchelt. 1, 264, $. 107 (1874). 

3) Roth, Bayr. Eivilrecht 1, 492. 

4) Bürgerl. Gefebb. v. 1863, $ 1897. 

5) C. 25 de episcop. (1, 3). Nov. 123, cap. 5. 

®) Gerichtöverfafiungsgefeg vom 27. Januar 1577, $. 34, Nr. 7 und 
8. 85. Bol. Motive zum Negierungsentwurf, $. 21, ©. 45. 

2* 
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ligionsdienern (aller Konfeffionen) das Amt eines Standesbeamten 
oder die Stellvertretung eines folchen nicht übertragen werden 1). 
In Preußen find Geiftliche ausgefchloffen von der Wählbarfeit 
zur Gemeindevertretung und zur Befleivung von Ortsvorjteher- 
ämtern 2), desgleichen fünnen fie nicht Mitgliever des Kreisaus- 
ichuffes fein, während fie die Wählbarfeit zum Kreistag befiten ?). 
Ausnahmen gelten in Bezug auf Schulauffiht und Armenpflege. 
(Vgl. unten.) — In Bayern können Geijtliche und andere von 
der Kirche bejoldete Bedienjtete, jo lange fie im aftiven Dienjte 
jtehen, nicht die Stelle eines Bürgermetfters, Beigeordneten (Ad- 
junften) und Magiſtratsraths befleiven, find dagegen zu andern 
Aemtern und zu Bertretungen wählbar, dürfen die Wahl aber 
ablehnen %. — In Sachen find Geiftliche zu Stabtwerordneten 
und zu unbejoldeten Stadträthen, in Yandgemeinden zu Mitgliedern 
des Gemeinderaths und &emeindevorjtänden wählbar. Zur An— 
nahme der Wahl bedürfen fie der Genehmigung ihrer Vorgejesten, 
welche nicht ohne erhebliche, in dem Wejen des Amts beruhende 
und dem Stadtrathe mitzutheilende Gründe verweigert werben 
darf. Wird die Genehmigung ertheilt, jo ift der Geiftliche auch 
Itaatsgejeglich zur Uebernahme des Amts verpflichtet). Die näm— 
lichen Regeln gelten für die Wahl zur Bezirksverfammlung 9). — 
In Württemberg find Geiftliche zu (allen ?) Gemeindeämtern wähl- 
bar; aber jie bedürfen zur Uebernahme des Amts der Geneh- 
migung der höheren Dienjtbehörde und fie haben das Necht, die 
Wahl abzulehnen ”). 


!) Keichsgefeg vom 6. Februar 1875 über die Beurkfunduitg des Per— 
jonenftandes und die Ehefchliegung, $. 3, Abf. 3. Ueber die Gründe vg. 
Hinſchius, das Preuß. Geſetz vom 9. März 1874, ©. 27—29. 

2) Nachmeife bei v. Rönne 2, a, 347. 1864. 

?) Kreisordnung vom 13. Dezember 1872, 8. 106 u. 131. — v. Hahn 
190. 216. 

*) Gemeindeordnung für das vechtsrhein. Bayern vom 29. April 1869, 
Art. 173.174. Abf. 2 (6. Bl. 979-981). G. D. für die Pfalz v, 29. April 
1869, Art. 102. 103. Medicus, Kommentar, ©. 264. 

>») Rev. Städteordnung vom 24. April 1873, 8. 47. 48. 87. (Reg. Bl. 
304. 311.) Rev. Landgemeindeordnung vom 24. April 1973, $. 38. 57. 60. 
(Reg. Bl. 336. 338.) 

°) Geſetz vom 21. April 1873, 8. 18. 19. (Reg. Bl. 287.) 

?) Bürgerrecptsgefeg vom 4. Dezember 1833, Art. 61 u. 59, e. 
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13. Die Geiftlichen derjenigen Neligionsvereine, welche Kor- 
porationsrechte haben, nicht aber Geiftliche anderer Religionsgeſell— 
ſchaften, genießen gewifje Vorzüge Hinfichtlich der Wehrpflicht. (Val. 
DB. 1, 82.) 

14. Das Dienfteinfommen und die Penſion von Geiftlichen 
aller Religionsvereine fan bis zum Betrag von 1500 Mark für 
das Jahr nicht zum Zweck der Schuldenbeitreibung gepfändet 
werden; der Mehrbetrag des jährlichen Einfommens oder der 
Penſion unterliegt der Pfändung nur bis zu einem Dritttheil. 
Die nämliche Regel gilt hinfichtlich des Sterbenachgehalts und der 
Wittwen- und Waifenpenfionen !). Der bereits ausgezahlte Ge— 
Halt wird in derjelben Weiſe wie der noch nicht fällige gefchütt 2). 
Bon der Pfändung ausgenommen find ferner die zur Verwaltung 
des Dienftes erforderlichen Gegenſtände, ſowie anftändige Kleidung >). 
Ueber Ausnahmen und die Wirkung der erfolgten Pfändung val. 
Zivilprozeßordnung 8. 749, Abſ. 4, 733 und 734. Durch Ver— 
trag (freiwillige Berpfändung) können die Rechte der Gläubiger 
nicht erweitert werden. 

15. Die Nechte und Pflichten der Geiftlichen in Bezug auf 
das öffentliche Unterrichtswefen haben durch die neueſte Geſetz— 
gebung in den meiften deutſchen Staaten erhebliche Aenderungen 
erfahren, find aber noch jehr ausgedehnte und für den ganzen 
Bolksunterriht hochwichtige. 

a) Der Religionsunterriht in den Volksſchulen wird im 
weitaus größten Theil von Deutjchland durch die vom Staat er- 
nannten oder wenigſtens beftätigten Lehrer ertheilt, jedoch nach) 
den von den einzelnen Neligionsvereinen dafür bejtimmten und 
von der Staatsfchulverwaltung zugelaffenen Lehrbüchern )y. Den 
Religionsvereinen gebührt das Necht, von der Art und Weije der 
Ertheilung des Neligionsunterrihts Kenntniß zu nehmen. 
Zur Ausübung diefes Rechtes fünnen fie fich im Zweifel beliebiger 


1) Zivilprozeßordnung vom 30. Jan. 1877, 8. 749, Nr. 7 u. 8. Motive 
zum Entwurf ©. 573. 

2) Der bereits ausgezahlte Gehalt in derjelben Weile wie der noch 
nicht fällige geihütt. $. 715, Nr. 7. 

3),8.. 715, Nr. 6 u. 7. 

+ Bol. unten Gottesdienft- und Lehr-Drdnung. 
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Drgane bedienen, höhere Geiftliche jenden oder die Ortsgeiſtlichen 
oder den Gemeinde-Kirchenrath (Presbyterium) damit beauftragen. 
In einigen Staaten iſt ſtaatsgeſetzlich bejtimmt, daß, wenn bie 
Kirche nicht andere Beauftragte jende, der Drtspfarrer als zur 
Aufficht ermächtigt gelte y. — In allen Fällen ift die Schulver- 
waltung aber als befugt zu erachten, Perjonen zurückzuweiſen, 
gegen welche fie gegründete Einwände erheben fan. 

b) In einem Theile von Deutichland iſt den verjchiedenen 
Religionsvereinen theils geſetzlich, theils laut Herkommen oder 
Berwaltungspraris das Recht zugeftanden, ven Kindern der Vereind- 
mitglieder, welche die Volksſchule beſuchen, Neligionsunterricht 
durch ihre eigenen Geijtlichen ertheilen zu lafjen. Bei höheren 
Lehranitalten, namentlich bei Gymnaſien, bejteht daſſelbe nicht, 
und die Erfahrung ſpricht nicht für feine Zweckmäßigkeit. Es 
verjteht fich übrigens. von jelbjt, daß auch der von ©etitlichen er— 
theilte Religionsunterricht wie aller Unterricht unter der Aufficht 
der ftaatlihen Schulauffichtsbehörden fteht. 

ec) Mit der Beauffichtigung des weltlichen Unterrichts und 
der Berwaltung der Schulangelegenheiten haben die Geiftlichen 
‚ gegenwärtig nur noch in geringerem Umfange zu thun als ehe- 
mals. Es find auf der andern Seite auch meijtens die ftaat- 
lichen Borjchriften weggefallen, welche von allen evangeliſchen uud 
fatholifchen Geiftlichen eine gewilje praftifche Vorbildung in ver 
Schulpädagogif forderten. 

aa) Das Amt eines Kreisichulinipeftors (Bezirksſchulinſpektors) 
wird in Sachen, Baden und Hejjen nur einem theoretifch und 
praftifch gebildeten Schulmann übertragen, und zwar in unwider— 
ruflicher Weife mit Staatsdienerrechten. Der Regierung ift hier- 
mit die Möglichkeit entzogen, fungivende Geiftliche mit diefem Amt 
zu betrauen 2). — In Preußen haben die höheren Schulbehörden 
freie Hand, wen jie das Amt übertragen wollen; wird es jedoch 
einem Geiftlichen al8 Nebenamt übertragen, jo darf dies nur in 
jederzeit widerruflicher Weije gefchehen ). Die evangelijchen Super: 


) Sächſ. Schulgefeß vom 26. April 1873, $. 29. 

2) Sächſ. Schulgeſetz vom 26. April 1873, $. 32. Badiſches vom 8. März 
1868, $. 21. Heffifches vom 16. Juni 1874, Art. 77. 

°) Geſetz vom 11. März 1872. 


Staatsgefetlihe Pflichten und Rechte der Geiftlichen. 23 


intendenten und die fatholiichen Defane haben jett nicht mehr die 
Staatliche Pflicht, jolhe Aufträge anzunehmen, und die Kirchen 
feine ftaatliche Pflicht, ihre Geiftlichen zu biefer Uebernahme an- 
zubalten. — In Württemberg, wo es feine Simultan-Volksſchulen 
gibt, muß für die evangelifchen Schulen jedes Bezirks ein evarı- 
gelifcher und für die fatholiichen Schulen ein fatholiicher Geiſt— 
licher zum Bezirfsichulinipeftor ernannt werden. Das evangeliiche . 
Konſiſtorium und der fatholijche Kirchenrath haben jedoch freie 
Wahl unter allen: Geiftlichen des betreffenden Bezirks, und ſie 
brauchen alfo nicht die Defane zu bejtellen, auch tt die Beſtellung 
vermöge Gejetes ſtets eine ohne Weiteres widerrufliche (!). 

bb) Die örtliche Behörde zur Regelung und Verwaltung der 
Schulangelegenheiten und zur Führung der Aufficht ift der kolle— 
gialifche Ortsſchulvorſtand (Ortsſchulrath, Schuldeputation). In 
diefem haben faft überall die Ortsgeiftlichen Eraft Geſetzes Sitz 
und Stimme, und zwar in denjenigen Ländern oder Gemeinden, 
wo die Schulen Simultanfchulen find, die Ortsgeiftlichen aller 
in der Schulgemeinde vertretenen Konfeffionen. Zum Vorſitzenden 
des Ortsſchulvorſtands können fie jedoch in vielen Ländern nicht 
gewählt werden , während fie anderwärts noch Fraft Gejeßes ven 
Vorſitz führen oder eine Art von Mitworjitrecht genießen. Das 
Amt eines bejonderen Ortsſchulaufſehers hat man neuer- 
dings in einigen Staaten als überflüffig fallen gelaffen; im größten 
Theil von Deutjchland beitehbt e8 aber noch fort. In Preußen 
werden die Ortsjchulaufjeher vielfach von Gemeinden, meiſtens 
aber vom Staat in widerruflicher Weije ernannt, und es fünnen 
auch Geijtliche dazu berufen werden), — In Sachſen iſt der 
Drtspfarrer zwar kraft Gejetes Ortsſchulinſpektor, aber doch nur, 
wenn. das Kultusminijtertum nicht diefen Auftrag widerruft und 
ihn einer beliebigen anderen geeigneten Perſon ertheilt 2). — In 
Bayern und Württemberg dauert das alte Monopol ver evan- 
geliſchen und fatholiichen Ortsgeiftlihen auf die Ortsichulaufficht 
faſt ungejchmälert bis auf diefen Tag fort; die Uebernahme dieſes 
Amtes ijt aber dem entjprechend auch ſtaatsgeſetzliche Pflicht. 

Nach dem geltenden evangeliichen Kirchenrecht faſt aller deut: 

Geſetz vom 11. März 1872. 

2) Sächſ. Schulgefeß vom 26. April 1873, 8. 29. 
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ſchen Länder gehört es zu den firhlichen Amtspflichten des 
evangeliſchen Geiftlichen, fih an den Verhandlungen des Ortsſchul— 
vorjtandes in angemejjener Weife zu betheiligen, auch das Amt 
des Vorſitzenden der Ortsjchulbehörde oder des Ortsſchulaufſehers, 
wenn er dazu gewählt oder e8 ihm vom Staat angetragen wird, 
zu übernehmen. Ablehnung tft nur mit Zuftimmung der oberen 
Kirchenbehörde zuläſſig. Mehrere SKirchenverfaffungen sprechen 
dieſe Verpflichtung ausdrücklich aus), fie ergibt fich auch aus der 
bisherigen Rechtsentwicklung. So lange die Schulaufficht Fraft Ge— 
ſetzes mit dem geiftlichen Amt verknüpft war, war die Ausübung 
derjelben immerhin auch zugleich eine Firchliche Verpflichtung des 
Geiſtlichen; und wenn das Gefeg nun die Nothwendigfeit der Ver— 
bindung beider Aemter befeitigt und dem Staat freie Auswahl 
vorbehalten hat, bat es damit feineswegs die kirchlichen Ver— 
pflichtungen der Geiftlichen verringern wollen. So lange diejelbe 
aljo durch Kirchengeje nicht geändert oder aufgehoben ijt, dauert 
fie fort. Und zu einer Aufhebung wird fich feine Synode und 
Kirchenregierung fo leicht entjchließen ?). 

In der evangelifchen Landeskirche der acht alten Provinzen 
Preußens bejteht auch noch eine Kirchliche Pflicht der Superinten- 
denten zur Uebernahme der Schulinjpeftion in ihrer Ephorie ). 
Sp weit, als die firchliche Pflicht reicht, bedarf es natürlich auch 
nicht einer vorgängigen Ermächtigung der Konfijtorialbehörde zur 
Erfüllung derſelben; und Gebote der Konfijtorien, daß die Pfarrer 
ſich der Mitwirkung bei der Schulaufficht enthalten jollten, würden 
gegen die Kirchenverfaffung verjtoßen. 


*) Rheinifch- Weftfälifche Kirchenordnung vom 5. März 1835, $. 66. 
Für die ſechs öftlichen alten Provinzen Preußens fpricht e8 die K. G. und S. O. 
vom 10. September 1873, 8. 16 aus (demm die Pflichten des Gemeinde- 
kirchenraths find in erfter Linie auch Pflichten feines Vorſitzenden, des Geift- 
lichen). Badiſche K. B. vom 5. September 1831, $. 37 und 92 (Spohn 
1,199 und 223). Hefliihe 8. B. vom 6. Januar 1874, $. 46 und 116. 

2) Mit Recht erklärte der Preußiſche Evangelifche Oberfirchenrath unterm 
19. April 1872: „Das Wefen des geiftlichen Amtes in der ewangelifchen Kirche 
bringt e8 mit fih und fordert als eine beftimmte Pflicht des Geiftlichen, 
daß er, wo immer e8 ihm in georbneter Weife möglich gemacht ift, zu ber 
gefammten Bildung der Jugend der Gemeinden feine Mitwirkung leiht.“ 

°) Berf. des Evang. Oberkirchenraths vom 19. April und 16. Dezember 
1872 (Aft. 6, 342—346). 
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Sn der fatholiichen Kirche iſt ebenfalls die Firchliche Pflicht 
der Geiftlichen anerkannt. Die preußijchen Bifchöfe Haben unterm 
11. April 1872 eine übereinjtimmende Verfügung getroffen, dahin 
gehend: 1. Jeder Pfarrer hat die Yofalinjpeftion über die Schulen 
jeiner Pfarrei zu führen, ohne daß es einer bejonderen biſchöf— 
lihen Genehmigung bedarf. 2. Dagegen iſt eine. folhe Geneh— 
migung nöthig, wenn e8 fich um Uebernahme der Kreisjichulinipeftion 
oder einer DOrtsichulinipeftion außer der eigenen Pfarrei hanpelt. 
Für die bereits fungivenden Schulinfpeftoren diefer Kategorie joll 
es einer jolhen Genehmigung nicht bedürfen. — Die fatholiichen 
Biſchöfe Legen fich aber das Recht bei, ven Geiftlichen die Ueber— 
nahme folcher Aemter allgemein oder im einzelnen Ball zu ver— 
bieten. 


16. Auf die Verwaltung der Armenpflege ift den Geiftlichen 
in Preußen und Hejjen !) ein privilegirter Einfluß nicht gewährt. 
In Preußen kann die Gemeindevertretung, wenn fie eine befondere 
Deputation für Armenpflege unter dem Gemeindevorjtand ein- 
jet, auch Geijtlihe aller oder einiger Konfeſſionen in diefe De- 
putation wählen). In Bayern gehören zum Armenpflegichafts- 
rath von rechtswegen: „vie ſämmtlichen Pfarrvorftände der (poli- 
tiſchen) Gemeinde und der Vorſtand der tjraelitiichen Kultusver- 
waltung, wenn eine folche in der Gemeinde befteht“?); in Würt- 
temberg find „die Drtsgeiftlichen aller Bekenntniſſe“ ftimmberech- 
tiate Mitglieder der „Ortsarmenbehörde““); in Baden bildet der 
Gemeinderath unter Zuzug eines Drtspfarrers jeder Konfeſſion, 
des Armenarztes u. ſ. w. den „Armenrath‘“ 5). 

17. Seijtlihe und Religionsdiener aller Bekenntniſſe haben 


1) Heffifches Geſetz vom 14. Juli 1871, Art. 2 (Reg. Bl. 266). 

2) Preuß. Geſetz vom 8. März 1871 betr. die Ausführung des Bundes- 
gefetses über den Unterftügungswohnfit, 8. 3, und Inftruftion des Minifters 
des Innern dazu vom. 10. April 1871. F. Arnoldt, Freizügigkeit und 
Unterftügungswohnfis. 1872, ©. 507—508. 13 

3) Gefet vom 29. April 1869, betr. die Öffentliche Armen: und Kranfen- 
pflege, Art. 22 (G. Bl. 110, 7). 

+) Württemb. Geſetz vom 17. April 1873, Art. 9 und 10 (Reg. Blatt 
112-143); 

5) Bad. Gefet v. 5. Mat 1870, 8. 26. Bol. auch Geſetz v. 24. Juni 
1974 über die großen Städte, $. 19b. 


26 Borausfegungen für Hebertragung geiftlicher Aemter. 


das Recht, die von den Standesbeamten geführten Standesregiiter 
fojtenfrei einzujehen !). 

18. Zum deutſchen Reichstag fünnen Geiftliche gewählt wer- 
den, wie auch zu den meiſten Yandtagen. In Bayern, Sachſen, 
Württemberg, Baden und Hefjen befisen die evangelifche und Die 
fatholifche Kirche noch eine befondere Vertretung im Landtag. In 
Bayern wählen die protejtantifchen und die katholiſchen Pfarrer 
im Ganzen drei Vertreter zum SKreislandtag ?). 

19. Nach eheutigem deutſchen Staatsrecht it ein katho— 
liſcher Priefter nicht fähig, zur Regierung eines deutjchen Landes 
zu gelangen, ſowohl weil die von ihm verjprochene Chelofigfeit 
den Grundfägen der Erbmonarchie wideripricht, als auch weil Die 
von ihm geleijteten Gehorjamsgelübde und überhaupt feine aus— 
geprägt konfeſſionelle Stellung ihn für die Stellung eines Staats— 
oberhaupts in einem fonfejjionslojfen Staat unfähig machen. 

20. Ueber die in einigen Ländern noch fortdauernden Steuer- 
freiheiten der Geiftlichen, welche fich als Privilegien der betreffenden 
Kirchen darjtellen, tft im firchlichen Vermögensrecht zu handeln. 

21. Alle Fatholifchen SKlerifer und Drvensperjonen können 
über ihr Vermögen, die Weltgeiftlichen auch über das in ihrem 
Amt Erworbene, unter Lebenden und von Todeswegen frei ver- 
fügen. Die Bejchränkungen, welche das Römiſche und Kanoniſche 
Hecht in diefer Beziehung aufftellten, find.theils ſchon in früheren 
Sahrhunderten, theils durch die neuere Gejetgebung weggefallen ?). 


II. Unterabfchnitt. 
Staatsgejeglihe Vorausſetzungen für die Ueber- 
tragung geiftliher Aemter oder die Ausübung 
geijtliher Amtsverrichtungen. 


8:99. 
Vorbedingungen für die Uebertragung geiftliher Aemter find 
mit ziemlicher Uebereinjtimmung in allen deutfchen Staaten ent- 


1) Verordnung des Bundesraths v. 22. Juni 1875, $.11. Val. Bd. 1,88. 

?) Landrathsgefes vom 28. Mai 1852 und Bolßziehungsinftruftion vom 
10. Juni 1852. Silbernagel 67 — 68. 

) Vgl. Schulte, Lehrbuch des fatholifchen Kirchenrecht8 1873, ©. 559—562. 
Roth, Bayer. Civilrecht 3, 641—645, 1875. 
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weder für alle Religionsvereine oder doch für die evangeliſche und 
katholiſche Kirche und die Iſraeliten: 

1. Beſitz der Reichsangehörigkeit oder auch der Landes— 
angehörigkeit, 

2. Nachweis einer beſtimmten wiſſenſchaftlichen Vorbildung, 

3. Beſtätigung der Amts-Verleihung Seitens des Landes— 
herrn oder einer höheren Staatsbehörde, oder doch Nicht-Erhebung 
von Einſpruch dagegen. 

Damit ſind dem Staate namentlich die Mittel an die Hand 
gegeben, die Befolgung der Staatsgeſetze über die Fähigkeit zur 
Erlangung geiſtlicher Aemter zu überwachen und Perſonen von 
ſolchen fern zu halten, welche dieſelben zum Nachtheile des Staats 
mißbrauchen könnten )y. — Ausgeſchloſſen find die zu ſchweren 
oder entehrenden Strafen oder zum Verluſt der Fähigkeit zu geiſt— 
lichen Aemtern gerichtlich Verurtheilten. Ueber die letztgenannten 
Ausſchließungsgründe wird im III. Unterabſchnitt, zuſammen mit 
verwandten Lehren, beſonders gehandelt werden; im vierten Ka— 
pitel des II. Unterabſchnittes ſind der beſſeren Ueberſicht wegen 
auch die Vorſchriften über die praktiſche kirchliche Vorbildung der 
Geiſtlichen und die Wahlfähigkeitsprüfungen einzuſchalten, wenn— 
gleich dieſe Vorſchriften nur theilweiſe vom Staate herrühren. 


Erſtes Kapitel. 


Beſitz der Deutſchen Reichsangehörigkeit und be— 
ziehungsweiſe ver Yandesangehörigfeit. 


8. 100. 


I. Sn allen Deutjchen Staaten fünnen geiftliche Aemter in 
der evangelifchen und fatholifchen Kirche nur Deutfche bekleiden, 
und von dem Erforderniß der Reichsangehörigfeit findet feine Dis- 
penjation Statt ?). Nichtveutiche können von Kirchengemeinden 
oder anderen Berechtigten (Patronen) nicht auf die Wahl gebracht 
und von Kirchenbehörden nicht ernannt werden, ohne voraus— 


2) Bol. Bd. 1, 139 und 143. 

2) Preuß. Gefeß vom 11. Mai 1873 8. 1. Ueber die Praris von 
1850 — 1873 vgl. Richter in Dove’8 Zeitfhr. 1, 115. Hinfhius, Kommen 
tar ©. 103. 
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gehende Erlaubniß der zuftändigen Staatsbehörde oder der 
Landesherren ſelbſt, weil die Inländereigenjchaft eine ftaatliche 
Borbedingung der Wählbarfeit bildet. 

War jedoch die Erlaubniß eingeholt worden und wird die An— 
jtellung im Kirchendienft durch die Regierung oder eine Zentral 
behörde oder höhere Verwaltungsbehörde des betreffenden Bundes— 
ſtaats vollzogen oder wenigſtens bejtätigt, jo gilt dieſer jtaatliche 
Akt zugleich von Nechtswegen als Naturalifation, das heißt Bei- 
legung der Reichs - und Yandesangehörigfeit !). Für die Preußi— 
ſchen Bisthümer der oberrheinifchen Kirchenprovinz, nämlich Fulda 
und Limburg, jowie für die Nichtpreußifchen Mainz, Aottenburg 
und Freiburg, ſchrieb die landesherrliche Veroronung vom 30. Ja— 
nuar 1830 8. 15 vor: „Zum Biſchof kann nur ein Geiftlicher 
gewählt werden, welcher ein Deutfher von Geburt und Staats- 
bürger des Staats, worin fich der erledigte Biſchofsſitz befindet, 
oder eines der Staaten iſt, welche fich zu Diefer Diözefe vereinigt 
haben.” Aehnlich lauteten auch die Bundationsinftrumente. Diejes 
Erforderniß der Deutjchen Abjtammung muß als weggefallen be- 
trachtet werden, da nach dem Neichsgejeß vom 1. Sunt 1870 die 
Iaturalifation alle Nechte eines Deutjchen verleiht. 

In Preußen dürfen die meijten Eleineren Neligionsvereine, 
auch wenn fie Korporationsrechte haben, Nichtveutjche in geijtlichen 
Aemtern anftellen, weil nach der Anficht des Gejetgebers für ihre 
Ausichliegung „Fein Bedürfniß“ vorliegt ?). Uebrigens müfjen 
jolhe Ausländer in einigen Provinzen wenigſtens einen Gehor- 
ſamseid leiften. (Vgl. Bd. 1, 21, Anm. 3.) 


II. In der Mehrzahl der Bundesländer wird außerdem 
Beſitz der bejonderen Yandesangehörigfeit oder was im Wejent- 
lichen ebenſoviel iſt, Ableiftung des Verfafjungs- oder Treueids 
gefordert. Im diefer Hinficht find folgende Nechtsgrundjfäte maß— 
gebend: 


1) Reichsgeſetz vom 1. Juni 1870 $. 9. Ein entgegengefetster Vorbe— 
halt, der nach Reichsrecht zuläffig ift, ericheint nach den meiften Landes— 
gefeten nicht als zuläffig. Die Genehmigung des Bundesrath8 zur Na- 
turalifation ift exrforderlih im Falle des Neichsgejetes vom 4. Mat 1874 
(R.G.Bl. 43 — 44). 

2) Motive zum Geſetz vom 11. Mai 1873. 
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1. Vermöge des Art. 3 der Keichsverfaffung vom 16. April 
1871 tjt jeder Deutjche in allen Deutjchen Staaten als Inländer 
zu behandeln und namentlich zu öffentlichen Aemtern, zur Erlan— 
gung des Staatsbürgerrehts und zum Genufje aller ſonſtigen 
bürgerlichen Rechte unter venjelben Borausjegungen, wie der Ein: 
heimische zuzulajjen. Hiernach muß jeder Deutfche zu den Prü- 
fungen zugelafjen werden, deren Bejtehen nach den Staatsgejeten 
oder den jtaatlich = kirchlichen Vorjchriften zur Bekleidung gettlicher 
Aemter erforderlich iſt; desgleichen zu den Hierzu erforderlichen 
praftiichen Vorbereitungsfurjen y. Berner hat jeder Deutjche ein 
reichsgejetliches Necht auf Aufnahme in den Staatsverband des- 
jenigen Deutjchen Staates, wo er fich nievergelaffen hat, wozu 
weiter nichts, als der Nachweis gehört, daß er jich dort eine 
eigne Wohnung oder ein Unterfommen mit der Abficht des blei- 
benden Wohnfizes verichafft habe und nach dem Freizügigfeitsgefet 
nicht der Ausweiſung unterliegt 2). Als Aufnahme in den Staats- 
verband gilt auch eine Anftellung eines Deutjchen im Kirchen- 
dient, wenn diejelbe von der Regierung oder von einer Zentral- 
behörde oder einer höheren Verwaltungsbehörde des betreffenden 
Bundesſtaats vollzogen oder wenigſtens bejtätigt ift, jofern nicht 
in der Anftelungsurfunde ein entgegengefetter Vorbehalt aus- 
gedrüct wurde. Hiernach bejteht in feinem Deutſchen Staat ein 
jtaatlihes Hinderniß mehr, nichtlandesangehörige Deutiche zu 
firchlichen Aemtern (geiftlichen und weltlichen, 3. B. zum Synodal- 
abgeorbnetenamt) zu wählen oder vorzuihlagen; die Verweigerung 
der ftaatlichen Bejtätigung iſt nur ftatthaft unter den nämlichen 
Borausjegungen wie bei StaatSangehörigen auch. Der Mangel 
der Staatsangehörigfeit allein begründet aljo feinen Ablehnungs- 
grund, oder mit anderen Worten, e8 fann nicht die voraus— 
gehende Erwerbung der Staatsangehörigfeit gefordert werben, 
welche ohnehin für jeven Deutjchen aufs leichtejte zu erreichen wäre. 
Selbſtverſtändlich iſt, daß die landesgejegliche Verpflichtung zur 
Yeiftung eines Verfaſſungs- oder Huldigungseides von jedem für 


1) Anerfannt in dem Erlaß des Preufifchen Evangelifchen Oberkirchen— 
rath8 an die Confiftorien vom 20. Juni 1870 (Akt. d. Ev. O.K. R. 6, 338 - 
340). Der Erlaß vom 6. September 1845 ift dadurd abgeändert. 

2) Reichsgefeß vom 1. Juni 1870 über die Erwerbung und den Verluſt 
der Bundes= und Staatsangehörigfeit S. 7. (R.G.Bl. 356.) 


SE Befi der Landesangehörigkeit. 


ein geiftliches Amt Beftätigten wie von jedem Inländer zu er- 
füllen ift. 

2. Die landesgejeglihen Beitimmungen hierüber find 
gegenwärtig im Wejentlichen folgende: 
| In der evangelijchen und Fatholiichen Kirche Preußens iſt der 
Beſitz der Neichsangehörigfeit ausreichend. Die Preußiſche Staats- 
angehörigfeit iſt weder vor noch nach der Uebertragung des geijt- 
Yichen Amtes erforderlich; doch wird von den evangelijchen und einem 
Theil der fatholifchen Geiftlichen wenigjtens ein Gehorſamseid ge- 
fordert. — Bezüglich des Biſchofsamtes in den acht alten Pro— 
pinzen bejtimmte die SKabinetsordre vom 23. Auguft 1821 über 
die Bulle de salute animarum, daß die Bifchöfe „aus der ge- 
jammten Geiftlichfeit des Königreichs Preußen“ gewählt werden 
dürfen und müſſen; ähnlich die Hannoverifche Verordnung vom 
20. Mai 1824 über die Bulle Impensa Rom. Pont. — Diefe 
Beſtimmungen find injofern nicht mehr als geltend zu betrachten, 
als nach dem Neichsrecht jeder Deutſche auf die Wahl gebracht 
werden fann !), während dagegen jeder Gewählte fortwährend ver- 
pflichtet bleibt, die Preußiſche Staatsangehörigfeit zu erwerben. 
Bei den Biſchöfen hat diefe Erweiterung der Wählbarkeit praftifch 
feine Wichtigkeit, weil die Regierung den Nichtitaatsangehörigen 
als Persona minus grata ablehnen fann. 

In Bayern, Württemberg, Baden wird allgemein, in Sachjen 
für evangelische Geiftliche die Yandesangehörigfeit erfordert 2); in 
Hefjen, Elfaß - Lothringen und, für katholiſche Priefter, in Sachien 
genügt Reichsangehörigkeit; doc wird ein Berfaffungs- oder Treu— 
eid gefordert ?). 


ı) Anderer Meinung ift Friedberg , Staat und Bifchofswahlen 1874, 
©. 379. 407 — 408. 

2) Bayerifche Verf.Urf. vom 26. Mai 1818, I. Beilage liber das Indi— 
genat 8. 7. Sächſiſches Gef. vom 2. Juli 1852 8. 9d (Codex 756). Würte 
tembergiſches Gef. vom 30. Januar 1862 Art. 3 und Rev. Bürgerrechtsgefet 
vom 4. Dezember 1833 $. 1 und 5. Badiſches Gef. vom 9. Dftober 1860 
Art. 9. 

°) Hefiiiches Gef. vom 23. April 1875 Art. 1. Artieles organiques 
vom 8. April 1802 1,32 und II, 1. Sächfifches Gef. vom 23. April 1876 8. 19. 
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Zweites Kapitel. 


Beftätigung oder Nihtbeanjtandung Seitens des 
Landesherrn oder ftaatliher Behörden. 


8. 101. 


I. In den evangeliichen Kirchen werden alle geiftlichen Aemter 
entweder vom Yandesherrn jelbjt oder von reinen Staatsbehörden 
oder jtaatlich » Eicchlichen Behörvden, deren Mitglieder ganz oder theil- 
weile vom Xandesherrn ernannt find, beſetzt. Es geſchieht Dies 
entweder ganz frei, oder auf Grund won Vorjchlägen oder von 
Wahlen der firchlichen Verbände oder anderer Berechtigten !). 

II. Auch in der fatholifchen Kirche jtehen den Yandesherren 
oder Staatsbehörden zu zahlreichen Stellen Nominationg- oder 
Batronatsrechte zu (in Preußen zu Yo (2), in Bahern Y,, in 
Württemberg 2/,, Baden */, aller Stellen). In Bezug auf die 
von den Bilchöfen frei oder auf Präjentation von Privat» Patro- 
nen zu verleihenden Stellen gelten verſchiedene Grundfäge ?). 

In Bayern, Sacjen, Eljaß- Lothringen, Braunjchweig und 
anderen Eleineren Staaten fommt dem Staat noch ein freies 
Recht der Genehmigung oder Betätigung zu, jo daß für die Ver: 
weigerung feine Gründe angegeben zu werden brauchen und ein 
Rekurs nicht ftattfindet ?). Bis zum Jahr 1848 galten ähnliche 


1) Die Borfchriften des Preußifhen Gef. vom 11. Mai 1873 8. 1—3, 
10, 12, 15 und 16 über die Anzeige und die Erhebung von Einspruch bei 
Beſetzung geiftlicher Aemter finden daher, laut 8. 28, auf die ewangelifche 
Kirhe feine Anwendung. (Bol. auch Eirk.-VBerf. des Ev. Oberkirchenraths 
vom 30. Juni 1873. Akt. 7, 100.) Anders ift e8 mit den entiprechendent 
Beltimmungen des Heffifchen Gefeßes vom 23. April 1875 $. 1 und 4. 

2) Die bezüglich der Beſetzung der bifhöflichen Stühle und der Dom- 
fapitel geltenden befonderen Vorſchriften follen in dem von diefen handelnden 
Abſchnitt angegeben werden. 

3) Anhang 1. der IT. Beilage zur Bayerischen Berfafjungsurkunde vom 
26. Mai 1818 (dag Konkordat vom 5. Juni 1817) Art. 11 Abf. 6 verordnet: 
daß zu Pfarreien, Curat- und einfachen Beneficien, welche von den Erz: 
bifhöfen und Biſchöfen frei vergeben werben, nur Perfonen ernannt werden 
dürfen, welche dem König angenehm find. (Bgl. auch Minifterial- 
Erlaß vom 20. November 1573). Organ. Artifel vom 8. April 1802, I. 
Art. 19: „Les Eev@ques nommeront et institueront les curds. Nean- 
moins ils ne manifesteront leur nomination, et ils ne donneront l’in- 
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Regeln in allen Staaten. In Preußen unterlag jede bijchöfliche 
Ernennung zu einem geiftlichen Amt der Bejtätigung des Ober- 
Präfidenten (früher der Bezirfs- Regierung), in Württemberg, 
Baden, Heſſen der Beftätigung durch den Landesheren. In Preu— 
Ben bejeitigte die Verfaffungsurfunde vom 5. Dezember 1848 und 
vom 31. Januar 1850 Art. 18 dieſe Beftätigungsrechte, und der 
Staat übte bis 1873 Feinerlei KRontrole mehr. In Baden und 
Württemberg begnügte man fi, nachdem die Kegierungen ihre 
früheren Befugniffe durch die Konkordate aus der Hand gegeben 
hatten, durch die Gejege vom 9. Dftober 1860 und bezw. 30. Ja— 
nuar 1862 dem Staat ein bloßes Einjpruchsrecht vorzubehalten, 
und zu dieſem Syſtem ging man 1873 auch in Preußen, 1875 
in Heſſen über. 

Diejes Einjpruchsrecht hat im Allgemeinen folgende Be- 
ichaffenbeit: 

1. Bevor Fatholifche geijtliche Dbere ein geiitliches Amt 
übertragen, haben fie in Preußen dem Oberpräfidenten der Pro- 
vinz den Kandidaten und das zu übertragende Amt jchriftlich zu 
benennen, und dreißig Tage von der Uebergabe der Mittheilung 
an zu warten, ob dagegen Einjpruch erhoben wird. Der Ober: 
präfident Tann innerhalb dreißig Tagen dem geijtlichen Oberen 
mittheilen, daß er Einjpruch erhebe. Dieſe Vorſchrift gilt auch 
bei Berjegung eines Geijtlichen in ein anderes geiftliches Amt 
und bet Umwandlung einer widerruffihen Anjtellung in eine 
dauernde; desgleichen: beim Auftrag mit einer Stellvertretung oder 
Hülfeleiftung Y. — In Württemberg, Baden und Hefjen gelten 
ähnliche Regeln, nur daß die Anzeige dem Minifterium des Kultus 
oder des Innern zu machen ijt und deſſen Erklärung ohne Zeit- 
bejchränfung abgewartet werden muß. 

2. Der Einſpruch ift in Preußen nur aus ven im Geſetz 
aufgezählten Gründen zuläffig, und es müſſen die Thatjachen, 
welche ihn verurfachen, angegeben werden. Dieje Gründe find: 








stitution canonique, qu'après que cette nomination aura ete agrede 
par le premier Consul.“ Aehnlich II, Art. 26. Hermens 1, 489. Bol. 
auch das Konkordat (Convention) Art. 10. Braunfchweigifches Gejeß vom 
10. Mai 1867 8. 22. 

) Deflarations- Gefeß vom 21. Mai 1874 Art. 2. (Hinſchius, Kom— 
mentar ©. 22.) Bgl. Heffiiches Gefes vom 23. April 1875 Art. 4. 
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a) wenn dem Anzujtellenden die gejetlichen Erforderniſſe zur 
Bekleidung des geiftlichen Amtes fehlen; 

b) wenn der Anzuftellende durch gerichtliches Urtheil eines 
Verbrechens oder Vergehens für ſchuldig erkannt wurde, welches 
mit Zuchthaus oder mit dem Berlujte der bürgerlichen Chrenrechte 
oder dem Verluſte der öffentlichen Aemter bedroht ift, oder wenn 
er wegen eines ſolchen fich in Unterfuchung befindet; 

e) wenn gegen den Anzuftellenden Thatjachen vorliegen, welche 
die Annahme rechtfertigen, derjelbe werde den Staatsgeſetzen oder 
den innerhalb ihrer gejelichen Zuſtändigkeit erlaffenen Anordnungen 
der Obrigkeit entgegenwirken oder den öffentlichen Frieden jtören. 

In Württemberg, Baden und Heffen iſt das Einjpruchsrecht 
ein weniger bejchränftes, indem es genügt, wenn die Regierung den 
Bewerber als ihr „in bürgerlicher oder politifcher Beziehung miß— 
fällig“ bezeichnet, und Thatſachen oder Gründe hierfür angibt !). 

3. Der geijtlihe Obere ſowohl wie auch verjenige, gegen 
welchen der Einjpruch erhoben wurde, kann in Preußen innerhalb 
dreißig Tagen Berufung an den Königlichen Gerichtshof für die 
firchlichen Angelegenheiten einlegen. Der Gerichtshof entjcheivet 
endgültig 2). In den übrigen Staaten gibt es feinen folchen 
Rekurs. 

4. Die Uebertragung eines geiſtlichen Amts, welche vor Ab— 
lauf der dreißigtägigen Friſt oder unter Nichtachtung des erhobe— 
nen Einſpruchs erfolgt, gilt als nicht geichehen ?). Außerdem 
treffen den geiftlichen Oberen und den das Amt unbefugterweije 
Ausübenden öffentliche Strafen, und e8 kann das Vermögen der 
Stelle mit Befchlag belegt werden, wie no an anderem Drt zu 
zeigen jein wird. 

5. In Heſſen erhält außerdem jeder Fatholiiche Geiftliche, 
welchem eine Pfarret oder ein jonjtiges, mit dem Genuß einer 
Pfründe verbundenes Kirchenamt unter Beobachtung der gejetlichen 
Borjchriften übertragen ijt, eine landesherrliche Bejtäti- 
gungsurfunde, wodurch er als gejegmäßiger Inhaber des 
Amtes von Seiten des Staats anerkannt wird und für die Dauer 


1) Bol. hierüber Hauber in Dove's Zeitſchr. 2, 380. 

2) 8. 16 Abf. 3 und 4. 

2) 8,17, 

Thudichum, Kirchenrecht. II. 3 


34 Borbildung der Geiftlichen. 


des Amtes Anſpruch auf den Genuß der damit verbundenen 
Pfründe erlangt‘). 

IH. Hinfichtlih der kleineren Neligionsvereine fommen in 
Preußen dem Staat feine Beſtätigungs- oder Einfpruchsrechte mehr 
zu, da die Verfaſſungsurkunde fie bejeitigt hat und fein Gejet fie 
bis jetst wieder herftellte. In Bayern dagegen bedürfen die Iſrae— 
litiſchen Rabbiner und deren Stellvertreter der Betätigung durch 
die Sreisregierung ?); in Württemberg werden fie auf Vorjchläge 
der Iſraelitiſchen Oberfirchenbehörde von der Staatsregierung er- 
nannt 3). 


Drittes Kapitel. 


Nachweis der vom Staat für erforderlich eradteten 
wiſſenſchaftlichen VBorbildung. 


$. 102. 
Weihe Tito. 


I. Staatliche Vorſchriften, welche für die Geiſtlichen ver 
evangelifchen und Fatholtiichen Kirche eine beftimmte wifjenfchaft- 
liche Vorbildung verlangten, haben vor dem Jahre 1848 fchon in 
allen Deutichen Staaten bejtanden. Für die evangelijchen Geiſt— 


lichen blieben fie auch überall in unveränderter Geltung, während ' 


die Praxis der Staatsregierung in Preußen und im Großherzog— 
thum Helfen auf jede Kontrole der Vorbildung katholiſcher Geiſt— 
lihen verzichtete, in Bahern und anderwärts dieſe Kontrole zu 
einer mehr jcheinbaren herabſinken lieg. — Die jchnell gezeitigten 
ihlimmen Früchte der den Bijchöfen eingeräumten Freiheit haben 
zu einer Umkehr zu dem älteren Recht genöthigt, und die meiften 
größeren Deutſchen Staaten veranlagt, neue deutliche und zwar 


2) Sefeß vom 23. April 1875, betr. die Borbildung und Anftellung der 
Geiftlihen Art. 10. 

2) Edikt vom 10. Juni 1813 8. 26 und 28. Silbernagel 185. 

°) Geſetz vom 25. April 1828 Art. 52 (Neg.Bl. 316). In Oeſterreich 
find den Staatsbehörden Einſpruchs- und Beſtätigungsrecht Hinfichtlich der 
Seelforgerftellen bei allen neuen Neligionsvereinen beigelegt. (Geſetz vom 
20. Mai 1974, betr. die gejetliche Anerkennung von Religionsgeſellſchaf— 
zeiten Selle) 
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gejegliche Beitimmungen in dieſer Hinficht zu geben), welche 
nun auch für die evangelifche Kirche dem michtigeren Inhalte des 
bisher bloß verordnungsmäßigen Nechts die Gewähr unverrücdter 
Dauer verleihen. 

1. Im größten Theile von Deutjchland ift nunmehr durch 
Staatsgeſetze bejtimmt, daß in der evangelifchen und fatholifchen 
Kirche Niemand ein geiftliches Amt erhalten oder auch nur ver- 
walten oder geiftliche Amtsverrichtungen vornehmen dürfe, bevor 
er die Entlafjungsprüfung auf einem Deutjchen öffentlichen Gymna— 
jium bejtanden, auf einer Deutjchen Staatsumiverfität eine gewiſſe 
Zeit hindurch ſtudirt und endlich nach Zurüclegung dieſes Univer- 
jitätsjtudiums vor einer jtaatlichen Prüfungsbehörvde eine bejtimmte 
wiſſenſchaftliche Vorbildung nachgewiefen hat. Auch ſchon die Zu- 
laffung zum Cramen für das evangelijche Predigtamt und zum 
Empfang der Subdiafonatsweihe in der fatholijchen Kirche iſt von 
der vorgängigen Erfüllung diefer Bedingungen abhängig gemacht 2). 
In Württemberg und Hefjen darf ferner Niemand in ein theolo- 
giich » praftifches Seminar aufgenommen werben, der nicht die ge- 
nannte Prüfung bejtanden hat, in Baden wenigſtens Niemand, der 
nicht das vorgeichriebene Untverfitätsjtudium bereitS beendigt hat. 
Eine Dispenfation von den bejchriebenen Erforderniſſen ift nur 
in gejeglich feitgejtellten Schranken zuläfjig. 

2. Die Knaben» Seminare und Konvikte, welche Die römijch- 
fatholiichen Biichöfe jeit 1850 ſowohl zur Heranbildung fünftiger 
Kleriker als überhaupt zur Ausbreitung ihres Einfluffes auf die 
wohlhabenderen Klajjen eingerichtet hatten, find faſt allerwärts, 
ausgenommen Bayern, aufgehoben. — Sodann tft bejtimmt, daß 
Studirende der Theologie während des Univerfitätsitudiums feinem 
firchlichen Seminar angehören dürfen. 

3. Den Kirchen iſt e8 freigeftellt, die von ihnen noch weiter 
für erforderlich erachtete wiljenjchaftliche oder praftiiche VBorbildung 
auf dem Weg der Firchlichen Gejetgebung worzufchreiben. Es tjt 
ihnen auch gejtattet, Seminarien für die theologijch - praftijche 


2) Diefe Gefete find in Bd. 1 bei den einzelnen Staaten angeführt. 
2) Preußiſches Gejes vom 11. Mai 1873 8. 11: „Kleriker und Predigt— 
amts - Kandidaten müſſen bie für Geiftliche vorgefchriebene Vorbildung 
beſitzen.“ 
3 * 
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Ausbildung zu errichten. Die Staatsgejeßgebung hat aber auch 
für diefe Seminarien neue Vorſchriften gegeben. f 


II. Für das Iſraelitiſche Nabbinat wird wenigſtens in Bapern 
und Württemberg eine ähnliche Vorbildung verlangt, wie für die 
evangeliichen und Fatholifchen Geijtlichen ). Die übrigen Neligions- 
vereine Dagegen find bis jest jolchen Vorſchriften meijtens noch 
nicht unterworfen worden, weil ein Bedürfniß dafür nicht vorzu— 
liegen ſchien. Es dürfte aber ebenſowohl fonjequent als zweckmäßig 
fein, für fie feine Ausnahme zu gejtatten ?). 


9109. 
1. Ablegung der Reifeprüfung auf einem Deutihen Gymnaſium. 


I. Für die Beurtheilung der Tragweite des erſten Erforder- 
nijjes, der Ablegung der Entlafjungsprüfung auf einem Deutfchen 
Gymnaſium, fommen folgende Umſtände in Betracht: 

1. Unter einem Deutjchen Gymnafium ift eine innerhalb 
des Neich8 bejtehende, auf das Univerfitätsjtudium worbereitende 
öffentliche Yehranjtalt zu verjtehen, welche unter oberjter Yeitung 
des Staats jteht, und in Bezug auf Einrichtung, Unterrichtsplan 
und Neifeprüfungen dem im April 1874 unter allen Deutjchen 
Kegierungen abgejchloffenen Staatsvertran entipricht ?). Die Lehrer 
müſſen die vorgefchriebene afademijche Bildung befiten, werden 
entweder vom Staat unmittelbar oder auf Vorjchlag ſtädtiſcher 
Behörden ernannt, und haben die NRechtstellung von Staatsbeam- 
ten. Sejuiten find vermöge Reichsgeſetzes überall, Mitglieder geijt- 
licher Orden allerwärts, mit Ausnahme Bayerns, vom Lehramt 
ausgeichloffen. Die weitaus größte Zahl der Gymnaſien find 
fonfejfionsloje Lehranſtalten, d. h. es fteht der Beſuch verjelben 


1) Ueber Bayern vgl. Silbernagel 154. Württembergiſches Gefeg vom 
25. April 1828 Art. 52 und 53 (Reg.Bl. 316 und 317). 

2) In Defterreih kann nunmehr jeit 1874 bei allen neu entjtehenden 
Religionsgefellfhaften al8 Seelforger nur ein Manır angeftellt werden, „deſſen 
allgemeine Bildung mindeftens durch Vollendung des Gymnaſialſtudiums er: 
probt iſt.“ (Gefet vom 20. Mai 1574, betr. die gefetsliche Anerkennung von 
Religionsgefellichaften 8. 10.) 

3) Abdrüde des Vertrags in Hirth’8 Annalen 1874 ©. 1671-1674. 
Wieſe, Höheres Schulwelen in Preußen 3, 336— 387 und ©. 7 und 8. 
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Jedermann ohne Rückſicht auf die Konfeſſion offen, der Religions- 
unterricht wird nach Konfeffionen getrennt ertheilt, und auch zu 
allen Yehrämtern, mit Ausnahme des Neligionsunterrichts, können 
PVerfonen jeden Belenntnifjes ernannt werden. Bet den fonfejjio- 
nellen Gymnaſien ijt zwar der Befuch meist ebenfalls frei, aber 
die Lehrer müſſen einer bejtimmten Konfejfion angehören. Auf 
die Befegung der Lehrftellen fommt den Religionsvereinen von 
Nechtswegen fein Einfluß zu, fie haben einen jolchen aber durch 
Zugejländniffe gar mancher Minifterien oft und lange üben dürfen. 
In Württemberg bejtehen vier jog. nievere Seminarien für evan— 
gelifche Schüler (zwei für das Alter von 14—16, zwei für das 
Alter von 16 —18 Yahren) und zwei niedere Konvikte für fatho- 
liche Schüler von 14 — 15 Jahren, welche die Staatsgymnafien 
zu Rottweil und Ehingen bejuchen. Die Schüler werden unent- 
geltlich verpflegt umd unterrichtet, gegen die Verpflichtung, ſich 
jpäter dem Dienjt der evangelifchen, bezw. katholiſchen Kirche oder 
dem Lehrfache in Württemberg zu widmen. Dieje Anjtalten find 
Staatsanftalten, wenn auch feit 1862 bezüglich der katholiſchen 
Konvikte dem Bifchof eine größere Einwirkung eingeräumt worden 
iſt. Aehnliche jtaatliche Konvikte beſtehen auch noch in anderen 
Deutihen Staaten, 3. B. zu Mainz?). 


II. Ueber die Keifeprüfung gelten folgende Regeln: 1) Ein 
gejeßliches Recht auf Zulaffung zu derfelben haben im den meijten 
Staaten nur Solche, welche die oberjte Klajfe des Gymnaſiums 
während zwei Jahren bejucht haben. Bei fürzerem Befuch ift Dis- 
penjation nothwendig ?). 2) Nothwendige Gegenftände der Prüfung 

1) In der Stadt Poſen beftand ein jolhes am Mariengymnafium bis 1874. 

2) Eine folhe Dispenfation fann nach dem Vertrag von 1874 nur auf 
Antrag der Prüfungsfommiffion des Gymnaſiums, nämlich der in der erften 
Klafie unterrichtenden wiſſenſchaftlichen Lehrer ertheilt werden, nicht felbft- 
ftändig durch eine Kegierungsbehörde (3. B. nicht durch den Oberftudien- 
oder Oberfhulrath). In Fällen außerordentlicher Art ift die Zuftimmung 
der Centralbehörde des betreffenden Staats (des Minifteriums) erforderlich. 

Zunge Männer, welche in der leisten Zeit überhaupt fein Gymnaſium be= 
jucht haben, fog. Extranei, fünnen in vielen Staaten deffenungeachtet zur 
Maturitätsprüfung zugelaffen werden. Für die Zulafjung folder Extranei 
haben die Regierungen jedoch die bindenden Vorſchriften vereinbart, daß ſolche 
immer nur in demjenigen Staate, welchem fie angehören, 
zugelafien werden dürfen, und daß ihnen nicht geftattet fein darf, fi) das 
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find die Deutſche, Yateinifche, Griechiſche, Franzöfiihe Sprache, 
Mathematif und Gejchichte. 3) Ueber die Ertheilung oder Ver— 
fagung des Zeugnifjes der Neife entjcheiven ausjchlieglich Die in 
der erjten Klaſſe des Gymnaſiums unterrichtenden wifjenjchaft- 
lichen Lehrer!) und ein Negierungs-Kommiljär, welcher bei der 
mündlichen Prüfung zugegen iſt und die Zeugniffe mit zu unter» 
jchreiben hat. Ein Recht, das Urtheil der Prüfungs - Kommiffion 
umzuftogen, fommt den Auffichtsbehörden nicht zu. 4) Den Ma— 
turität8 = Zeugniffen, welche nach diefen Regeln in einem Deutjchen 
Staat ausgejtellt worden find, iſt im allen Deutjchen Staaten 
gleiche Wirfung beigelegt, wie den Mlaturitäts- Zeugnifjen inlän= 
diicher Prüfungsbehörden. 


8. 104. 
Berbot bon Knaben -Seminarien und Knaben -Konpiften. 


Unter Knaben - Seminarien und Konvikten find jolche kirch— 
liche Anftalten zu verjtehen, welche dazu bejtimmt find, in Ge- 
mäßheit der Vorfchriften des Tridentiner Konzils?) Knaben mit 
Rückſicht auf ihren fünftigen Beruf als Geiftliche vorzubilden, jet 
es durch Unterrichten und Erziehung (eigentliche Knaben = Semt- 
nare), jet es nur durch Erziehung, jo daß die Knaben ven Unter» 
richt außerhalb der Anftalt erhalten (Knaben: Konvifte),. Dieje 
Eigenschaft wird auch durch den Umftand nicht ausgejchloffen, daß 
auch Knaben, welche nicht ausgejprochener Maßen dem geiftlichen 
Stande ſich widmen wollen, Aufnahme finden, da e8 auf den Cha— 
after der Anjtalten im Ganzen ankommt). Solche Anftalten 
waren jeit dem achtzehnten Jahrhundert fast überall in Deutfchland 
verſchwunden gewefen; fie famen erft jeit 1848 in Folge der Be— 
günjtigung ultramontaner Beftrebungen durch die Negierungen 


Gymnaſium zu wählen, bei welchen fie fich prüfen laſſen wollen, fondern bie 
Beſtimmung der betreffenden Schulauffichtsbehörde einzuholen haben. Die 
Kenntnifje, welche in der Entlafiungsprüfung nachzuweiſen find, lafjen fich 
jedenfalls nicht Teicht erwerben ohne Gymnaſialbeſuch. 

ı) Nicht auch die Nebenlehrer. 

2) Sessio 23, cap. 18. 

3) Rundfchreiben der Königl. Oberpräfidenten aller Preuß. Provinzen 
von 1873. 
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wieder auf, ftanden meijt unter Leitung von Jefuiten und waren 
die Pflanzjtätten des Jeſuitismus im Klerus, im jüngeren Be— 
amtenjtand und unter dem Adel. Erft jpät hat die Gejetgebung 
diefen Schaden wieder gut zu machen unternommen. Dies ift in 
Preußen, Baden, Helfen gefchehen!), weniger gründlich in andern 
Staaten. 

1. Die Errichtung von Sinaben- Seminarien und Knaben - 
Konvikten ift in Preußen, Baden und Heſſen ſtaatsgeſetzlich ver- 
boten, der Negierung alſo die Möglichkeit entzogen, dieſelbe zu- 
zulajjen. In den übrigen Staaten hat die Regierung Freiheit, ſie 
zu gejtatten?), aber auch ebenjo die Befugniß, die Errichtung zu 
hindern. 

2. In den erjt genannten Staaten, jowie in Elſaß-Loth— 
ringen find die Anjtalten diefer Art, welche bis 1873, bezw. 1875 
vorhanden waren, gejchlojjen (aufgelöſt). Es gejchah Dies des— 
halb, weil die Bijchöfe oder jonjtigen Vorfteher fich weigerten, den 
jtaatsgefeßlichen Vorſchriften über-ftaatliche Nevifion und Quali: 
fifation der Lehrer Folge zu leiften. Uebrigens hätten die Anftalten 
dort nach wenigen Sahren aufgehört, weil ihnen verboten war, 
neue Zöglinge aufzunehmen. In voller Blüte ſtehen die Knaben— 
Seminarien noch jett in Bayern 3). 


$. 105. 
2. Beſuch einer Deutihen Stants- Univerjität und theofogiiches 
Studium während Ddeijelben. 


Die zweite Hauptbedingung für den Nachweis der wiljen- 
fchaftlichen Vorbildung ift in Preußen, wie in fat allen übrigen 
Staaten, die Zurüclegung eines dreijährigen Studiums auf einer 
Deutjchen Staats -Univerfität ?). 


2) Preußifches Gefeß vom 11. Mai 1873 8. 9. 13 und 14, (Hinfchius, 
Kommentar ©. 116— 128.) Badiſches Gefe vom 19. Februar 1874 Art. 2 
(verfügte die Schliegung vom 15. Auguft 1874 an). Heſſiſches Geſetz vom 
23. April 1875 Art. 3, Abf. 3. 

2), In Württemberg würde die Geftattung allerdings gegen den Sinn 
verftoßen, in welchem der Art. 3 im Gefeß vom 30. Januar 1862 angenom= 
men worden ift. Vgl. Golther 237 — 289. 

3) Silbernagel 76— 79 (1870). 

) Die theologifch- philofophifche Akademie zu Münſter gilt übrigens als 
Univerfität im Sinne des Geſetzes. (Hinfhins S. 109) — Im Preußen 
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1. In Anrechnung fommt nur das Studium auf einer 
Staats-Univerjitätt), nicht auf einer Yehranftalt, melde viel- 
leicht den Namen Univerfität führt, aber fich in den Händen von 
Privatvereinen oder Kirchen befünde, deren e8 übrigens bisher in 
Deutſchland nirgends gegeben hat. 


2. In Preußen fordert der Staat nicht ein dreijähriges 
Studium an einer Preußijchen Univerfität, ſondern läßt fich ge- 
nügen an einer Univerfität, welche innerhalb des Deutſchen 
Reichs beiteht 2). Ein katholiſcher Theologe kann auch in Tü- 
bingen, Sreiburg 1. Br., Würzburg und München ftudiren, aljo 
an katholiſch-theologiſchen Fakultäten, auf deren Bejeßung Die 
Preußiſche Regierung feinen Einfluß hat, und welche zum Theil, 
wie die zu München, von Anhängern der Unfchlbarkeit beherricht 
werden. Allerdings iſt diefe weite Faſſung des Geſetzes nur zu 
rechtfertigen in der Hoffnung, daß alle Deutjchen Regierungen 
gewillt und im Stande jein werden, ihre theologischen Fakultäten 
zu Stätten freier Wifjenichaft zu erheben. Bis zum Jahr 1873 
beitanden im größten Theil der Monarchie ſtaatliche Vorſchriften, 
wonach die evangelifchen Theologen einen Theil ihrer Studienzeit 
auf einer Preußifchen Univerfitäit zugebracht haben mußten; in der 
evangeliichen Yandesfirche der acht alten Provinzen und in der 
evangelifch -Lutheriichen Kirche Hannovers drei von den vorgeſchrie— 
benen jech8 Semejtern ?), in Kurheſſen zweit). Das Gejeß vom 
11. Mai 1873 bejeitigt zwar dieſe älteren VBorfchriften, jpricht 





war für enangelifche Theologen dreijähriges Univerfitätsftubium feit 1804 
vorgefchrieben und feit 1819 jede Dispenfation hievon ausgeſchloſſen. Der 
8. 6 des Preußiſchen Geſetzes vom 11. Mai 1873 enthält befondere Vorbe— 
halte zu Gunften des Studiums in einigen kirchlichen Seminarien. Die— 
felben find indeß bereits unpraktiſch geworden. 

1) Das Preußifche Gef. vom 11. Mai 1873 8 4 und das Heffiiche Gef. 
vom 23. April 1875 Art. 2 Sprechen dies der Vorjorge wegen ausdrüdlich 
aus; e8 gilt aber der Grundfat überall, du man bisher in Deutſchland 
unter Univerfitäten Staatsanftalten verftanden hat. 

2) Nicht gerechnet wird das Studium an einer Univerfität Deutich- 
Defterreih8 (3. B. Innsbruck, wo die Jeſuiten die theologifche Fakultät be— 
herrſchen), der Deutfchen Schweiz, Dorpat. 

3) Kabinetsordre vom 30. Juni 1841 (6.©. 139). Königl. Verordnung 
für Hannover vom 4. Mai 1868, $. 2. 

4) Büff 247 Anm. 2 (1861). 
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fih aber nicht genügend veutlih darüber aus, ob es den Theo— 
(ogie - Studirenden nur gegenüber den jtaatlichen Behörden wiſſen— 
Ihaftliche Freizügigfeit im ganzen Neich gewährleiften will, over 
auch gegenüber den Kirchenbehörven. Daß die Staatsgejeggebung, 
wenn fie auch letteres thut, nicht etwa in die berechtigte Selbit- 
jtändigfeit der Kirchen eingreift, folgt einfach daraus, daß es fich 
hierbei lediglih um eine Unterrichtsfrage, aljo eine Frage des 
öffentlichen Nechts, Handelt; ja wir huldigen der Ueberzeugung, 
dag, wenn nicht der Buchjtabe der Reichsverfaſſung und des Reichs— 
freizügigfeitsgejeges, jo doch der Geiſt derjelben die Sicherſtellung 
der mifjenjchaftlichen Freizügigkeit gebieteriich fordern. Das Ins 
terejje ver Kirchen ift volljtändig gewahrt, folange ihnen überlafien 
bleibt, die Prüfungen vor der Anjtellung im SKirchendienjt jelbit 
vorzunehmen. Wer ihnen die Befugnig beilegt, auch die wijjen- 
Ihaftliche Ausbildung nach Willfür vorzufchreiben, räumt damit 
z. B. jeder evangeliſchen Kirche in Preußen und jedem Bifchof die 
Befugniß ein, den Theologen den Bejuch einzelner Preußischer 
Univerfitäten zu verbieten, oder ihnen den Bejuch einer nichtpreus 
Biichen Deutichen Univerjität zu befehlen, und auch die durch die 
Deutſchen Regierungen vertragsmäßig vereinbarte Freizügigfeit in 
Bezug auf Gymnafialbejuh und Maturitätseramen für die fünf- 
tigen Theologen zu Nichte zu machen‘). Die evangelifchen Theo— 
logen im vechtrheintiichen Bayern mußten bisher von dem vier 
Univerfitätsjahren zwei Jahre in Erlangen zubringen 2), während 
die evangelijchen Theologen der Bayeriſchen Aheinpfalz ihre Stu: 
dien ganz auf jeder Deutjchen Uniwerfität machen konnten). Die 
evangelifchen Theologen Sachjens mußten von drei Jahren zwei in 
Leipzig?) ftudiren. Für katholiſche Geiſtliche iſt vreijähriges 


2) Der Ev. Oberfirchenrath geht von der Anficht aus, daß die Kabinets- 
ordre vom 30. Juni 1841 zwar als ‚staatliche‘ Vorſchrift aufgehoben fei, 
aber für die evangeliiche Landeskirche „als kirchliche‘ fortdauere (Verfügung 
vom 30. Juni 1873 Akt 7, 101) und der Kultusminifter ift Diefer Anficht 
beigetreten (Allg. Kirchenblatt, 1876, ©. 317). Diefelbe beruht auf einer 
Grundanfchauung, welche der im Text vertretenen gerade entgegengefett ift, 
und außerdem auf einer Interpretation, deren Nichtigkeit man bezweifeln fanın. 

2) Dobened 170. Silbernagel 142. 

3) Silbernagel 173. Wand 452. 

*) Regulativ vom 3. Januar 1833 $. 5. (Codex 360.) 
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theologiſches Studium auf einer Deutichen Univerſität gejetlich 
vorgejchrieben, ‚‚bi8 auf weitere Bejtimmung der Staatsregierung‘ 
aber zugelaffen, daß Theologen, welche auf dem ſog. Wendifchen 
Seminar in Prag (alfo im Ausland) gebildet worden find, zu 
einem geiftlihen Amt berufen werden dürfen, eine Ausnahme, Die, 
fo lange fie dauert, dem Geſetz feinen Wertb nimmt!) In 
Württemberg wird "ür evangelifhe und Fatholifche Theologen drei— 
jähriges Studium gefordert bei ganz freier Wahl der Univer- 
fitäten ?). In Baden und Helfen hat die neue Staatsgejeßgebung 
denjelben Inhalt wie in Preußen, und auch die Firchliche Gefeg- 
gebung der enangeliichen Kirche hat dort Feinerlet Zwang zum 
Bejuh der Univerfität Heidelberg, bezw. Gießen feitzuhalten ge- 
juht 3). Die vom Staat von feinem Standpunkt aus gewährte 
Freizügigkeit der Theologie -Studirenden wird aber durch andere 
Umstände illuſoriſch gemacht, nämlich durch die unentgeltliche Auf- 
nahme eines großen Theils der Studirenden in ftaatliche Kon- 
pifte oder den Genuß von Stipendien, welche an den Beſuch einer 
beſtimmten Univerfität gefnüpft find; bei katholiſchen Theologen 
außerdem durch ihre durchgängige Mlittellofigkeit und Verbote der 
Biſchöfe, bei proteſtantiſchen durch die große Ausdehnung der 
adeligen Patronatrechte, indem viele Patrone ihre Präfentation 
davon abhängig machen, daß der Bewerber an gewifjen, nament- 
lich freifinnigen Fakultäten nicht jtudirt habe. 

3. Das dreijährige Univerfitätsftudium muß nach dem preußi- 
chen Gefeß ein Studium der Theologie geweien fein, was nach 
den Univerfitätsitatuten Immatrikulation als Studirender der 
Theologie und das Belegen theologijher und einzelner philoſophi— 
icher Vorlefungen vorausjest. In Bayern, Sachſen und Würt- 
temberg ift vermöge jtaatlicher Verordnungen die Zulaffung zur 
tbeologifchen Prüfung durch den Ausweis über den Beſuch ſowohl 
theologiſcher als auch philofophiicher und gefchichtlicher Vorleſungen 


1) Geſetz vom 23. Auguft 1876, $. 21. 

2) Verfafjungsurfunde vom 25. September 1819, $. 29. 8. Berord- 
nung vom 17. Juni 1818. 

3) Bad. Gefeß vom 19. Februar 1874, Art. 1. Kirchl. Prüfungs- 
ordnung vom 1. November 1872, $. 5. Heſſiſches Geſetz vom 23. April 
1875, Art. 2. 
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bedingt; in Württemberg auch die Zulafjung zur erjten Prüfung 
der Rabbinatskandidaten ). In Baden und Hefjen fordert das 
Geſetz nicht ausprüdlih „Theologieſtudium“, jondern überläßt die 
nähere Beftimmung dem Verordnungsweg. In Baden muß der 
Kandidat fich im Ganzen nur darüber ausweijen, daß er während 
des dreijährigen Univerjitätsbejuchs drei Vorleſungen aus dem 
Lehrkreiſe der philojophiichen Fakultät gehört habe 2). Die Hejfiiche 
Verordnung vom 9. November 1875 jagt auch darüber nichts. 
Die kirchlichen Prüfungsordnungen der verjchiedenen evange- 
liihen Kirchen enthalten genauere VBorjchriften über die Vor— 
lefungen, welche der Theologie Studirende auf der Univerfität ge- 
hört haben muß. 

4. In Preußen ift der Kultusminifter nur unter Beſchrän— 
fungen ermächtigt, von dem vorgejchriebenen dreijährigen theolo- 
giſchen Studium an einer deutſchen Staatsuniverfität einen an— 
gemefjenen Zeitraum zu erlaffen, wenn nämlich der Theologe zwar 
drei Jahre jtudirt, aber in den erjten Semejtern nicht Theologie 
jtudirt hat; oder wenn er auf einer außerdeutſchen Staatsuniver- 
fität ftudirt hat, oder jein jonftiger bejonderer Bildungsgang eine 
Ermäßigung der vorgejchriebenen Studienzeit rechtfertigt 3). Die 
Dispenjationen, welche der Kultusminijter ertheilt, find nur für 
den Staat ausreichend. Für den Bereich der evangeliſchen Landes— 
firche der acht alten Provinzen iſt von den evangeliichen Theologen 
außerdem Dispenjation beim evangelifchen Dberfirchenrath nach» 
zufuchen . Auch in Sachjen, Baden und Helfen fann der Kultus- 
minifter, bezw. Minifter des Innern Dispenfation ertheilen; es 
iſt aber ausdrücklich beftimmt, daß Niemand Ddispenfirt werden 


ı) Württemb. Gefet vom 25. April 1828, Art. 52. (Reg. Bl. 316—317.) 

2) Verordnung vom 2. Nov. 1872, welche bezüglich des Lehrfreifes der 
philofophiihen Fakultät auf $. 15 der Verordnung vom 1. Oftober 1869 
über die Organifation der Gelehrtenfchulen verweiftl. — Die Berordnung 
vom 3. Mai 1874 bat Nicht geändert. Spezieller hatte die Verordnung 
vom 6. September 1867, $. 3, gelautet. 

3) 8.5. Dal. Hinſchius, Kommentar, S. 110 — 111. 

4) Verfügung des Evangelifchen Oberkirchenraths vom 30. Jumi 1873. 
Aktenftüde 7, 101. Eine Berfügung von 1819 hatte alle Dispenfationen 
ausgeſchloſſen (vgl. Prüfungs - Regulative ©. 15). 
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dürfe, der jeine Studien an einer Anjtalt gemacht hat, an der 
Sefuiten oder Mitglieder anderer verwandter Orden lehren 9. 

5. Wührend des vorgefchriebenen Univerfitätsjtudiums dürfen 
die Studirenden einem „kirchlichen“ Seminar nicht angehören ?), 
d. h. in einer von firchlichen Behörden geleiteten Anstalt weder 
wohnen noch Unterricht haben. Sie jollen vielmehr bei den vom 
Staat angeftellten afademifchen Lehrern mit den übrigen Studi— 
renden zujammen die öffentlichen Vorlefungen befuchen. — Die an 
Preußischen Univerjitäten bis 1873 vorhanden gewejenen Firchlichen 
Seminare jind geichloffen worden, weil die Biichöfe fich weigerten, 
die jtaatliche Inipeftion znzulafjen und Yehrer mit den ſtaatsgeſetz— 
lihen Qualififationen anzujtellen. Dieje Anftalten hätten auch 
nur noch Ausſtudirte oder Nichtpreußen aufnehmen können ?). In 
Baden find die Firchlichen Konvifte für Studirende feit Herbit 
1814 jtaatsgejeglich geichloffen 9, in Heffen ſeit April 18755). 


S. 106. 


Die evangeliihen und katholiſchen theologischen Fakultäten. Verbot 
firdlicher Univerjitäten und Fakultäten. 


I. Univerfitäten find Staatsanftalten zur Pflege und freien 
Yehre der Wiſſenſchaften, mit einer diefen Zwed fichernden felb- 
ſtändigen Verfaſſung. 

1. Dieſe Verfaſſung iſt in allen wichtigeren Beziehungen 
durch Staatsgeſetz feſtgeſtellt und jedenfalls dieſe Feſtſtellung als 
Gegenſtand der Geſetzgebung anzuſprechen. Die oberſte Leitung 
gebührt überall dem Kultusminiſter, unter Kontrole der Landes— 
vertretung, wozu namentlich bei der Verwilligung von Staats— 
mitteln ausgiebige Gelegenheit geboten iſt. 


1) Bad. Geſetz vom 19. Februar 1874, Art. 1. Heſſiſches Geſetz vom 
23. April 1875, Art. 2. Sächſ. Geſetz vom 23. Auguft 1876, $. 21. 

2) Preuß. Gefes vom 11. Mai 1873, 8 7. Heſſiſches Geſetz vom 
23. April 1875, Art. 2, Abf. 4. 

3) Eine Ueberficht der in Preußen im Jahre 1873 vorhandenen Klerifal- 
Seminare, welche die Univerfität erjegen follten, bei Dove, Zeitfchrift 12, 
125—128. 

Geſetz vom 19. Februar 1874, Art. 2, Abf. 3. Spohn 2, 517. 

5) Gefeß vom 23. April 1875, Art. 3, wonad in kirchliche Seminare 
nur Theologen aufgenommen werden dürfen, welche ausftudirt haben. 
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2. Die heutigen Deutſchen Univerfitäten find, entjprechend 
dem Charakter des Reichs, konfeſſionsloſe Anftalten, d. h. 
alle Yehrämter, auch die für Gefchichte Und Kirchenrecht, mit Aus- 
nahme nur der Theologie, find allen Konfeffionen zugänglich, 
und die Studirenden fünnen jeder Konfelfion angehören. 

3. Bei der Bejegung der Lehrämter und der Zulaſſung von 
Privatdozenten fommt den Fakultäten und metjtens auch dem afa- 
demifchen Senat eine einflußreihe Mitwirkung zu. 

4. Die Profefjoren Haben diejelbe rechtlich geichüste Stellung 
wie Staatsdiener und genießen in Bezug auf ihre Thätigkeit als 
Chhriftiteller und Lehrer volle Unabhängigfeit. 

U. Die theologiichen Fakultäten find integrivende Theile diejer 
Staatsuniverfitäten. Innerhalb des Deutichen Reichs beitehen 
fiebzehn evangelisch» theologische und ſieben Fatholtich = theologiiche 
Fakultäten; die erjteren zu Berlin, Halle, Breslau, Königsberg, 
Greifswald, Bonn, Göttingen, Kiel, Marburg, Erlangen, Leipzig, 
Tübingen, Straßburg; — die fatholiichen zu Breslau, Bonn, 
Münster, Münden, Würzburg, Tübingen, Freiburg. — An den 
Univerfitäten Breslau, Bonn und Tübingen finden fich aljo beiverlei 
Fakultäten nebeneinander. — Die katholiſche Fakultät zu Gießen 
iſt ſeit 1850 durch Biſchof Ketteler brachgelegt und bis jeßt nicht 
wieder hergeitellt worden. 

1. Zu den Lehrgegenjtänden, welche in den Fakultäten vor— 
getragen werben, gehören auch Kirchengefchichte, Sittenlehre, Kirchen- 
recht, ſodann evangelifche, bezw. katholiſche Glaubenslehre (Dog- 
matik), Geſchichte der Glaubenslehre und Anleitung zur praktiſchen 
Seelſorge . 

2. Die Profeſſoren und Privatdozenten der evangeliſch-theo— 
logischen Fakultäten müffen Mitglieder ver evangeliichen Kirche 
jein, ohne daß es auf die Zugehörigkeit zu einer der mehreren 
evangeliſchen Konfejjionen ankäme; die Bafultäten find alſo rechtlich 
faft alle unirte Fakultäten, auf welchen die verſchiedenen theologifehen 
oder Firchlichen Richtungen in der evangelijchen Kirche nur that- 
jächlich ihre eigene Vertretung finden. Wo fpeziell lutheriſches 


) In den Niederlanden verlangte 1876 die Mehrheit der Landesver— 
vertretung Entfernung biefer legten Lehrgegenftände aus dem Lehrplan der 
evangelifchen Fakultäten. 
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oder reformirtes Befenntniß gefordert wird, beruht dies zum Theil 
nicht auf Geſetz, ſondern bloßer Verwaltungsvorſchrift. An feiner 
Deutſchen evangelifchen Fakultät brauchen die Lehrer vroinirte 
Geiftliche zu fein, viele derſelben find e8 aber und befleiven Pre— 
digerämter al8 Nebenämter 1). Die Lehrer der Fatholifch -theolo- 
giichen Fakultäten müfjen der fatholifchen Kirche angehören; Em— 
pfang der Subdiakonats- oder Priefterweihe iſt nirgends vor— 
geſchrieben; aber thatfächlich beſaßen bisher faſt alle Fakultäts— 
mitglieder höhere Weihen und waren in Folge davon aud zur 
Eheloſigkeit Firchlich verpflichtet. In Bonn iſt nad) den Statuten 
der Fatholifch =theologijchen Fakultät jeder neu angejtellte ordent- 
liche und außerordentliche Profeffor, wie auch jeder Privatdozent 
gehalten, ehe er feine Vorlefungen anfängt, das katholiſche Glaubens— 
befenntniß nach Vorſchrift des Tridentiniſchen Kirchenraths (Des 
Triventiner Konzils) und in der in der Kirche üblichen Form in 
die Hände des Dekans in Gegenwart der übrigen orventlichen 
Fakultätsmitglieder abzulegen. Diefe Befenntnigablage hat aber 
jeit Erlaß der Verfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850, Art. 20, 
nur noch die Bedeutung einer Vergewifjferung, daß fich der Dozent 
zur katholiſchen Kirche befennt, nicht die Bedeutung einer LXehr- 
verpflichtung, wie unten zu zeigen iſt. Uebrigens begnügen fich 
die Biſchöfe und der Papſt jeit 1870 überhaupt nicht mehr mit 
dieſem jett veralteten Bekenntniß. 

3. Die Ernennung erfolgt wie bei anderen Profefjoren durch 
den Yandesherrn unter Gontrafignatur des Kultusminifters auf 
gutachtliche Vorſchläge der betreffenden theologischen Fakultät und 
an vielen Univerfitäten außerdem des ganzen afademijchen Senats; 
in ähnlicher Weife verhält es fich mit der Zulaffung von Privat- 
Dozenten. Wenn Kirchen oder Kirchliche Parteien innerhalb der- 
jelben darauf ausgehen, auch andere Nichtungen auf dem afade- 
mijchen Kathever zur Geltung zu bringen, als fie von den ftaat- 
lichen Profejjoren vertreten werden, jo fünnen fie dies dadurch er— 
reichen, daß jie Privatdozenten aufitellen und bezahlen, die ihrer 
Richtung zugethan find, und von diefem Mittel ift fchon oft Ge- 


) Nach der Stiftungsurkunde der Univerfität Zürih vom 28. September 
1832, $. 43, darf fein ordentlicher Profefior der theologiſchen Fakultät eine 
Predigerftelle befleiden. 
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brauch gemacht worden. Ernennungs-, Präjentationg> oder Ab- 
(ehnungsrechte kommen den evangelifchen Konfiftorialbehörven 
nirgends zu. Durch Tanvesherrliche Verordnungen oder bloße 
VBerwaltungsverfügungen, nur jelten durch Gefeß, iſt denjelben die 
Zuficherung gegeben, daß ihnen die Namen der in Vorſchlag ge- 
brachten Gelehrten mitgetheilt und ihnen jo vor der Ernennung 
Gelegenheit gegeben werben foll, ihre Meinung darüber zu äußern, 
welchem der VBorgefchlagenen fie von ihrem Firchlichen Standpunft 
aus den Vorzug geben, oder auch Gründe geltend zu machen, 
welche einen Vorgejchlagenen als ungeeignet erjcheinen laſſen !). 

Bei der Zulaffung von Privatdozenten findet eine Befragung 
firchlicher Behörden meiftentheils nicht ftatt. Bezüglich der Pro— 
fefforen an den Fatholiichen Fakultäten hat in Bayern, Württem- 
berg und Baden der Bifchof der betreffenden Diözeje feine größeren 
Rechte als die evangelifchen Konfiftorialbehörvden, während in’ 
Preußen den betreffenden Biichöfen (nicht dem Papſt) eine Art 
von „Ablehnungsrecht” zugeftanden iſt?). Wenn freilich der Staat 
den Kirchenoberen freie Hand gibt, Kirchenmitgliever aus der 
Kirche auszufchließen, ohne dem Staat die ehemals überall zu- 
itehende Kontrole vorzubehalten, jo gibt er ihnen damit auch die 
Möglichkeit, die Anftelung von Lehrern an den theologijchen Fa— 
fultäten vollfommen zu beherrjchen. 

4. Keinem afademifchen LYehrer ſteht das Necht zu und kann 
daſſelbe zugejtanden werden, Lehrſätze vorzutragen, dahin lautend, 
daß die Staatsgejege unverbindlich ſeien und die Gehorjamspflicht 
gegen einen anderen Oberen der Pflicht des Gehorſams gegen die 


ı) Für die evangelifchen theologifchen Fakultäten der acht alten Pro— 
vinzen, alfo für die zu Berlin, Halle, Breslau, Königsberg, Greifswald. und 
Bonn, verfügte die Königl. Kabinetsordre vom 5. Februar 1855, daß bei 
der Anftellung von ordentlichen und außerordentlichen Profefloren, joweit es 
fih um Lehre und Bekenntniß derfelben handelt, der Evangeliſche Oberfirchen- 
rath mit gutachtlicher Aeußerung zu hören fei. Die Königl. Ordre iſt nicht 
publizirt, ihr Inhalt aber in der „Zufammenftellung” von 1857 in den 
Akt. d. E.O. K. 2, 138 mitgetheilt. Auch Allg. Kirhenblatt 6, 381. I. An- 
bang zur II. Beilage der Bayerischen BVBerfafjungsurftunde vom 26. Mai 
1818, 8. 13. Sächfifches Kirchliches (!) Gefet vom 15. April 1873, betr. die 
Errichtung eines Landesfonfiftoriums, 8. 5, Nr. 8. 

2) Diefe Zugeftändniffe find in Zeiten gemacht, als die Biſchöfe vom 
König noch fo gut wie frei ernannt wurden (!). 
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deutiche StaatSobrigfeit worgehe !). Den Lehr- oder Glaubensſatz 
von der päpftlichen Unfehlbarfeit darf daher ein afademiicher Lehrer 
jo wenig wie ein jonftiger öffentlicher Lehrer als geltendes Recht 
hinftellen oder gar zur Grundlage feiner Yehren machen, obwohl 
freilich die meiften deutſchen Staatsregierungen, auch in Yändern, 
wo dem Unfehlbarfeitspogma ausdrüdlich das nothwendige Plazet 
verfagt wurde, bisher ruhig zugejehen haben, daß Die jtaatlichen 
Yehrämter an den theologifchen Fakultäten zur Verbreitung dieſes 
jtaatsgefährlihen Dogmas mißbraucht worden find. Auf der 
anderen Seite erfreuen fih in Bezug auf die Aeußerung wiſſen— 
ichaftlicher Ueberzeugungen in Schrift und Vortrag die theologiichen 
Profefjoren derjelben Freiheit, wie die übrigen akademiſchen Lehrer; 
namentlih in Preußen gilt auch für fie die wichtige Zuficherung 
der DVerfaffungsurfunde vom 31. Januar 1350, Art. 20: „Die 
Wiſſenſchaft und ihre Lehre iſt frei”. Hierin liegt ausgejprocen: 
a) Daß dieſe Freiheit nicht durch Abforderung von Verſprechungen, 
oder durch Befehle, gewilje wiſſenſchaftliche Sätze zu lehren oder 
nicht zu Ichren, eingeengt werden darf, weder durch Die Regierung 
jelbft, noch unter ihrer Beihülfe durch Firchliche Obere; und 
b) daß feine Staatsbehörde und noch weniger eine Firchliche Be— 
hörde einen akademiſchen Yehrer wegen wiljenjchaftlicher Lehren 
zur Verantwortung zu ziehen befugt jein kann. Die Statuten 
Preußiſcher theologifcher Fakultäten der alten und neuen Pro- 
vinzen, welche entgegengefeste Vorjchriften enthalten, ſind Durch 
die Verkündigung der Berfaffungsurfunde außer Kraft getreten. 
In den meiſten übrigen Staaten gelten diejelben Grundjäte. Der 
I. Anhang zur II. Beilage der Bayeriſchen Verfafjungsurfunde 
vom 26. Mai 1818, $. 13 überträgt „dem Oberfonfijtortum die 
Auffiht über das protejtantiich-theologiiche Studium auf der 
Univerfität Erlangen in Anfehung der Lehren‘, womit höchjteng 
ein Recht der Kenntnignahme, Begutachtung und Beſchwerde ge- 
währt iſt; und für Sachſen bejtimmt das firchliche (!) Gejeß vom 
15. April 1873, betr. die Errichtung eines Landeskonſiſtoriums, 
8. 5, Nr. 8: Der Kultusminijter ſoll „über alle, den Studien- 





1) Diefen Grundfag Sprechen auch das Franzöfiiche Dekret vom 25. Fe— 
bruar 1810 (Hermens 2,488) und das Defret über die Univerfitit Paris 
vom 17. März 1808, Art. 38 (Hermens 2, 393) und die Drganifchen Ar— 
tifel vom 8. April 1802, I, Art. 24 aus (Hermens 2, 491). 
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plan der evangelifchen Theologen auf der Yandesuniverfität be- 
treffenden Anordnungen und über den halbjährlich auszugebenven 
Ratalog der theologiichen Vorlefungen das Landeskonſiſtorium mit 
jeinem Gutachten hören‘. In Württemberg, Baden und Hefjen 
leiiten die Profefjoren und Privatdozenten der evangelijch = theolo- 
gischen Fakultäten ebenfalls keinerlei Gelöbniß, wodurch ihre wiſſen— 
ichaftliche Yehrfreiheit eingefchränft würde. 

5. Die Brofefjoren der theologijchen Fakultäten haben die 
rechtliche Stellung von Staatsbeamten, wie die übrigen Profejjoren 
auch. Eine disziplinäre Beitrafung kann daher nur durch den 
jtaatlihen Disziplinarhof verhängt werden). Eine Verjegung 
verjelben auf andere Lehrämter oder auf geiltliche Aemter durch 
den Landesherrn oder das Minijterium iſt in den meijten Staaten 
nicht zuläſſig. Ebenſo folgt die Entziehung der venia legendi 
für einen Privatdozenten den gewöhnlichen Regeln hierüber. Er- 
Härt ein Profeffor oder Privatdozent der Theologie feinen Aus— 
tritt aus der Kirche, als deren Mitglied er in vie Fakultät be- 
rufen oder bei derjelben zugelaffen wurde, fo verliert er damit 
die Fähigkeit zur Fortbekleivung feines Lehramts. Macht er vor 
jeinem Austritt der vorgeſetzten Behörde ſelbſt Anzeige, jo gilt Dies 
als Nieverlegung des Amts; unterläßt er e8, jo kann beim Dis- 
ziplinarhof das Verfahren auf Amtsentlafjung oder unfreiwillige 
Penfionirung eingeleitet werden. Eine durch die betreffenden Eirch- 
lihen Behörden ausgejprochene Ausſchließung (Exkommunikation) 
aus der Kirche, welcher er bis dahin angehörte, begründet ar fich 
jelbjtverjtändlich nicht den Verluſt des akademiſchen Staatsamts 
oder der ftaatlichen venia docendi; fie kann aber Anlap geben 
zur Einleitung des Disziplinarverfahrens beim Disziplinarhofe 
und zur jtaatlichen Prüfung der Gründe der erfolgten Ausichließung. 
Dagegen fan in den Staaten, wo die Freiheit der Wiffenfchaft 
und ihrer Lehre garantirt ift, fein theologischer akademiſcher Lehrer 
wegen der von ihm veröffentlichten oder vorgetragenen wifjenjchaft- 
lichen Lehren vor dem Disziplinarhof verfolgt werden; und es 
gibt auch Fein Recht des Disziplinarhofs, ihm das Halten einzelner 


1) In Württemberg konnten bis zum Geſetz vom 28. Juni 1876 Pro- 
fefforen nur auf Antrag des afademifchen Senats ihres Amtes entlaffen 
werden 

Thudichum, Kirchenrecht. II. 4 
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Borlefungen zu unterjagen. Bekleidet ein afabemifcher Lehrer 
neben feinem akademischen Amt roch Firchliche Aemter ald Neben- 
ämter, jo fünnen ihm diefe auf dem firchlichen Disziplinarmwege 
entzogen werden, und gerade wegen dieſer Möglichkeit erjcheint die 
Uebertragung folder Nebenämter an Untverfitätslehrer vom Uebel. 

III. An mehreren ſowohl evangeliichen als fatholifchen theo— 
logiſchen Fakultäten bejtehen ftaatliche Konvikte zur unentgeltlichen 
Aufnahme von Theologie-Studirenden. 


8. 107. 
5. Staatsprüfung nad beendigtem Univerjitätsitudium. 


Während in Bezug auf Univerfitätsbejuch die Gejetsgebung 
der Deutſchen Staaten ziemlich übereinfommt, zeigt fie dagegen 
erhebliche Verfchievenheit in Bezug auf den zu fordernden Nach- 
weis über die auf der Univerfität erlangte wijjenjchaftliche Vor— 
bildung. In Preußen und Baden ift der Verſuch gemacht, im 
diejer Beziehung die Gebiete des Staats und der Kirchen getrennt 
zu halten und von Staatöwegen nur den Nachweis einer all- 
gemeinen miljenjchaftlichen Bildung zu begehren und es dem 
Belieben der einzelnen Kirchen zu überlajfen, welche „theologische 
Borbildung fie von ihren Fünftigen Geiftlichen fordern wollen ?). 
In Württemberg wird die erfte theologiſche Prüfung der evan- 
gelifchen wie der Fatholifchen Theologen von der betreffenden Fa— 
fultät der Univerfität Tübingen, aljo einer Staatsbehörde, nad) 
itaatlichen VBorfchriften abgehalten, aber allerdings unter einer ge- 
wiffen Kontrole der Kirchenbehörvde. Eine Prüfung über allgemeine 
wiſſenſchaftliche Univerfitätsporbildung wie in Preußen fehlt im 
Grunde ganz?). Im Helfen ift e8 bezüglich der ewangelijchen 
Theologen ähnlich wie in Württemberg, bezüglich der fatholiichen 
wie in Preußen, eigenthümlich anders wiederum in Sachlen. 

1. Die Staatsprüfung wird in Preußen darauf gerichtet, ob 
der Kandidat fich die für feinen Beruf erforderliche allgemeine 


) Während freilich in Preußen ausdrüclich dreijähriges theologiſches 
Studium auf einer Univerfität gefordert wird. 

2) Nur die Zöglinge des evangelifchen Stift8 und des fatholifchen Kon« 
vikts werden im dieſen Anftalten einer Prüfung in Philofophie, Pädagogik, 
und Geſchichte unterworfen 
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wiſſenſchaftliche Bildung, „insbejondere” auf dem Gebiete der Phi- 
loſophie, der Geſchichte und der Deutichen Literatur, erworben 
babe!). Die näheren Anorbnungen hierüber werden von dem 
Kultusminifter getroffen, welcher in jeiner Injtruftion vom 26. Juli 
1873 vorgejchrieben hat, daß zur Philofophie auch Pädagogik und 
zur Gejchichte auch „Kirchengejchichte‘ zu rechnen jeien. In Heſſen 
gilt für die Staatsprüfung der Ffatholifchen Theologen ziemlich 
das Gleiche. Auf die alten klaſſiſchen Sprachen, Griehiih und 
Lateiniſch, erſtreckt ji die Prüfung nicht, weil das Beſtehen der 
Entlaffungsprüfung des Gymnaſiums ſchon die erforderlichen Kennt— 
niſſe hierin vorausſetzt. In Baden dagegen hat jeder Kandidat 
auch Stellen aus Lateiniſchen und Griechiſchen Schriftſtellern zu 
überſetzen und zu erläutern ?). Kenntniß der Deutſchen Reichs- und 
Zandesverfaflung, insbejonder® des ſ. g. Stantsfirchenrehts, wird 
nicht verlangt; und doc würde dies namentlich bei dem Fatho- 
liichen Klerus gerechtfertigt und zweckmäßig fein, weil derſelbe im 
Kanoniſchen Recht Grundſätze einſaugt und als göttliche Befehle 
zu verehren angehalten wird, welche mit den Grundprinzipien des 
heutigen Staats in direktem Widerfpruch ftehen und Bekanntſchaft 
mit den Staatsgejegen die erjte Vorbedingung einer getreuen Be— 
folgung verjelben ift. In Bayern und Württemberg erſtrecken 
fich die Prüfungen der evangelifchen wie der Fatholifchen Theologen 
noch jest auf das öffentliche Recht ?), und überall in Deutichland 
fönnen für die bifchöflichen Stühle und Domherrnſtellen nur Per— 
ſonen vorgejchlagen werben, welche mit der Staatsgejebgebung ver- 
traut find. 

2. Die Prüfungskommiſſion bejteht in Preußen aus einem 
Borfigenden und je einem Craminator für das Fach der Philo- 
jophie, der Gefchichte und der Deutjchen Literatur, welche vom 
Kultusminifter auf die Dauer eines Jahres ernannt werden. Sie 
entjcheidet über ven Ausfall der Prüfung mit Stimmenmehrheit 


2) Gefeß vom 11. Mai 1873, 8. 8. 

2) Gefeg vom 19. Februar 1874, 8.1. DVerordnung vom 3. Mai 1874, 

8. 3. Bis 1872 fand auch eine fehriftfiche Prüfung in Latein und Grie- 

chiſch ftatt. 
3) In Baden war Kenntniß des öffentlihen und Staatskirchenrechts 

nah der Verordnung vom 6. September 1867, 8. 4, Prüfungsgegenftand, 


nicht mehr aber nad) der Verorbnung vom 2. November 1872. 
4* 
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endgiltig und theilt die Entjchetvung dem Kandidaten alsbald mit !). 
Für evangeliihe Theologen kann die Prüfung verbunden werben 
mit der theologifchen Prüfung, welche dieſelben vor den theolo- 
giſchen Fakultäten, over Königl. Konfiftorien, oder den vom Kon- 
filtortum und Synode beftellten Prüfungstommiffionen zu bejtehen 
baben?). Gegenjtände und Gang der Prüfung find aber die 
gleichen, wie ſonſt ?), und die Prüfung bleibt auch eine ſelbſtändige, 
d. h. fie wird von ſolchen Mitgliedern der theologiſchen Prüfungs- 
fommiffion gehalten, welche der Kultusminifter zu ftaatlichen Era- 
minatoren beſonders bejtellt hat, oder von Kommiſſären, welche ledig— 
lich zu dieſem Zweck fich zur Prüfung einfinden, und dieje jtaatlich 
Ernannten entjcheiden auch allein über das Reſultat und ftellen 
ein beſonderes Zeugniß aus 9. Jeder evangeliſche Theologe hat 
auch das Recht, ſich vor der allgemeinen ſtaatlichen Kommiſſion 
prüfen zu laſſen 5). In Sachſen ift die Prüfung der Fatholifchen 
Theologen mit der theologiichen Amtsprüfung verbunden ). Im 
Baden wird die Kommilfion vom Miniſterium des Innern ers 
nannt und zwar aus Profejjoren der Univerfitäten, der polytech- 
niſchen Schule oder der Mittelſchulen (Gymnaſien 2c.), ſowie aus 
techniſchen Mitgliedern des Oberſchulraths. Ein Mitglied des 
Miniſteriums führt den Vorfis. Eine Verbindung der Prüfung 
mit der theologischen Prüfung findet nicht jtatt”). In Heffen 
hat das Miniſterium, wie in Preußen, freie Hand 3). 
3. Die Prüfung iſt öffentlich und lediglich mündlich. 


1) Infteuftion vom 26. Suli 1873, $ 4. 

2) Gefeß vom 11. Mai 1873, $. 27: Die Staatsprüfung fann mit der 
theologischen Prüfung verbunden werden, infofern die Einrichtung diefer 
leßteren Prüfung und die Bildung der Prüfungstommiffionen Behörden zu— 
fteht, deren Mitglieder fammtlih oder theilweife vom Könige ernannt 
werben. 

3) Inſtruktion des Kultusminifters vom 28. Juli 1873, $. 15. 

*) Hinſchius, Kommentar 154. Konfequenterweife muß die Prüfung 
auch öffentlich bleiben. 

5) Reſkript des Kultusminifters vom 6. November 1875. 

6) Geſetz vom 23. Auguft 1876, $. 22. 

) Großh. Verordnung vom 3. Mai 1974, $. 1. Vgl. auch Prüfungs- 
ordnung für die Kandidaten der evangelifchen Theologie vom 1. November 
1872, 8. 12. (Spohn 2, 151.) 

8) Verordnung vom 9. November 1875. 
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Viertes Kapitel. 
Die firhliden oder ſtaatlich-kirchlichen Prüfungen 
über die VBorbildung der Geiftlihen und die 
firhliden Seminare. 


8. 108. 


1. Die erite theologiich = wiſſenſchaftliche Prüfung nad beendigtem 
Univerjitätsitudium. 


I. Evangeliſche Kirche. 

Wach vollendetem theologiſchen Untverjitätsitudium haben die 
Kandidaten der evangelifchen Theologie in allen Deutſchen Staaten 
eine Prüfung zu erſtehen, welche ihre theologiich - wiffenfchaftliche 
Ausbildung darzuthun beftimmt ift, und deren Beftehen die Vor- 
bedingung bildet zum Eintritt in die praftiiche Vorbereitung zum 
geijtlichen Amt und zum Erjtehen der zweiten praftijch-theologijchen 
Hauptprüfung ). 

1. Die Prüfungsgegenftände find in allen evangelifchen Kirchen 
in der Hauptſache die gleichen, in den Prüfungsinjtruftionen genau 
angegebenen. 

2. Die Zujammenjegung und Zuftändigfeit der Prüfungs- 
fommiffionen ift ſehr verjchieven geregelt. Meiſtens liegt die 
Prüfung in der Hand der Konfiftorialbehörvden oder der von ihnen 
gebildeten und beauftragten Eraminatoren, jedoch in der ganzen 
Preußiſchen Landeskirche, im Konfiftorialbezivt Wiesbaden und in 
Baden unter Theilnahme von Vertretern der Synode; den theo- 
logiſchen Fakultäten gebührt das Prüfungsreht in der Provinz 
Dft- und Weftpreußen, Konfijtorialbezirf Kaſſel, Württemberg, 
Helfen; in andern Preußijchen Yandestheilen und Sachſen findet 
wenigſtens eine Mitwirkung von Fakultätsmitgliedern ſtatt 2). 


ı) Die erfte Prüfung beißt in der Preußischen Landeskirche, Hannover 
u. f. w. „examen pro licentia concionandi“, in Bayern „Aufnahme- 
prüfung“, in Baden „theologifch-wiffenfchaftlihe Vorprüfung“, in Württem— 
berg „Kanbidatenprüfung, erfte Dienftprüfung”. Die fpätere mehr praftifche 
Prüfung heißt „examen pro ministerio“*, „Anftellungs- oder Wahlfähigfeits- 
prüfung“, im Baden „theologifhe Hauptprüfung“. 

2) In allen acht Provinzen der Preußifchen Landeskirche befteht eine 
befondere Prüfungstommiffion, jo jedoch, daß die Prüfung für die ganze 


54 Borbildung der Geiftlichen. 


3. Die Prüfung tft fat überall nicht öffentlich, ausgenommen 
namentlich die Fafultätsprüfung zu Gießen. 


I. Katholiſche Kirche. 
In allen Deutſchen Staaten mit Ausnahme von Württen- 
berg ift e8 ganz dem Belieben der Biſchöfe überlaffen, welche 
Prüfung fie mit den Theologie -Studirenden vornehmen wollen, 


Landeskirche Giltigfeit hat (8. Verordnung vom 2. Dezember 1874, 8. 3). — 
Sede Provinzialfynode ift berechtigt (nicht verpflichtet), zwei bis drei Ab- 
georbnete aus ihrer Mitte al8 Mitglieder der Prüfungsfommiffion mit vollem 
Stimmrecht zu entfenden (8.G. u. S.O. vom 10. September 1873, $. 65, 
Nr. 9). In Rheinland und Weitfalen jendet die Provinzialfynode ihren 
Präfes und einen Abgeordneten (K.O. vom 5. März 1835, $. 49 u. 50 und 
Ergänzung vom 27. Auguft 1853. Müller 93. Jacobſon 2, 353). — Die 
Kommiffion befteht im Uebrigen in Oft- und Weſtpreußen aus der theolo- 
giſchen Fakultät zu Königsberg, in der Provinz Sachſen aus Mitgliedern der 
Fakultät zu Halle, in Pommern, Pofen und Schlefien aus Mitgliedern des 
Konfiftoriums und Profefioren der theologifchen Fakultät zu Greifswald, 
bezw. Breslau, in Rheinland und Weftfalen aus einem BVBorfitenden und 
zwei Näthen des Konfiftoriums. — Im der evangelifch=lutherifchen Kirche 
von Hannover ernennt der Präfident des Landeskonfiftoriums jährlich Den 
Borfitenden umd zwei oder mehr Eraminatoren aus einer Lifte von Per- 
fonen, welche das Landesfonfiftorium mit Genehmigung des Kultusminifters 
feftftellt ; der Kultusminifter felbft gibt der Kommiffion ein Mitglied der 
theologifhen Fakultät zu Göttingen bei (8. Verordnung vom 4. Mai 1868). 
Im Konfiftorialbezirf Kafjel (Kurhefien) ift die erſte Prüfung vor der theo- 
Yogifhen Fakultät zu Marburg zu erftehen (Staatögefes vom 29. Dftober 
1833, $.3. Büff 1861, ©. 245); im Konfiftorialbezirt Wiesbaden vor einer 
fonfiftorialen Kommiffion und drei geiftlihen Abgeordneten der Bezirksſynode 
(K. G. u. S.D. vom 4. Juli 1877, 8. 72, Nr. 2). Im rechtsrheiniſchen Bayern 
befteht die Prüfungstommiffion aus einem geiftlihen Rath des Konfiftoriums 
zu Ansbach als Vorſitzendem, zwei Geiftlihen (Pfarrern) und einem Gym— 


nafialprofefjor, deren Bezeichnung dem Konfiftorium zu Ansbach völlig jelb- 


ftändig zufommt. Die Prüfung findet in Ansbach ftatt; die Kommiffion hat 
aber nur begutachtende Zuftändigfeit; die Entſcheidung über ihr Ergebniß 
gebiihrt dem Dberfonfiftortum zu München, welches jih aus dem Prüfungs— 
protofol und feinen Beilagen fein Urtheil bildet. In der Bayerischen Ahein- 
pfalz veranftaltet das Konfiftorium zu Speyer die Prüfungen und entfcheidet 
über ihre Refultate. In Sadfen wird die Prüfungsfommiffion vom Kultus— 
minifter „nah Vorſchlägen des Landeskonſiſtoriums“ zufammengejegt. Ein 
vom Landeskonfiftorium aus feiner Mitte abzuordnender Kommifjär hat darin 
mit Stimmreht den Vorſitz zu führen und bei Stimmengleichheit die Ent- 
ſcheidung. Die Kommiffion hat ihren Sit in Leipzig und ihre Mitglieder 
find, abgefehen vom Vorſitzenden, aus den Profefioren der -theologifchen Fa— 


u se 
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ehe fie die Aufnahme in das Priefterfeminar verordnen !). In 
Württemberg dagegen beſteht vermöge jtaatlicher Vorfchriften jeit 
einem halben Jahrhundert für Fatholiihe Theologen eine ganz 
ähnliche Einrichtung wie für die evangelifchen. Die Prüfung 
nimmt nämlich die geſammte katholiſch-theologiſche Fakulät in 
Tübingen in Beifein eines oder mehrerer Abgeordneten des bi- 
ſchöflichen Ordinariats und des Fatholifchen Kirchenraths zu Stutt- 
gart vor ?), ohne daß denjelben übrigens ein Stimmrecht bei der 
Prüfung zufüme In das Priefterfeminar zu Rottenburg darf 
Niemand aufgenommen werden, der nicht die Fakultätsprüfung be- 
itanden hat?). Uebrigens veranftaltet der Biſchof vor Ertheilung 
der Subdiafonatsweihe wieder eine eigne Prüfung und ebenjo zwei 
Sahre nad Ertheilung der Priefterweihe wieder eine Prüfung für 
die Admiſſion zur Seeljorge” 9. 


eurtät genommen. Sie enticheidet endgiltig (Kirchengefet vom 15. April 1873 
8. 5, Nr. 8. NRegulativ vom 3. Januar 1833. Verordnung des Kultus- 
minifter8 vom 2. November 1839. Codex 1864, ©. 359—365. v. Weber 
1, 126. 1843). In Württemberg halten die fänmtlichen Mitglieder der 
theologifhen Fakultät und der Ephorus des theologischen Seminars (welcher 
faft immer Fakultätsmitglied zu ſein pflegt) kraft ftaatlichen Auftrags die 
Prüfungen ab; das Konfiftorium ordnet dazu einen oder zwei feiner geiftlichen 
oder weltlihen Räthe ab, welche jedoch weder Fragen ftellen noch bei ber 
Entfcheidung über das Nefultat mitftimmen. In Baden befteht die Kom- 
miffton aus dem Präfidenten des Oberkirchenraths als VBorfigendem, aus den 
theologischen Mitgliedern des Oberkirchenraths und dem ganzen General- 
ſynodalausſchuß oder einigen won ihm aus feiner Mitte beauftragten Aus: 
fhußmitgliedern. Erforderlichenfall® kann der Oberkicchenrath noch weitere 
Kommifjäre ernennen, z. B. aud Mitglieder der theologifchen Fakultät zu 
Heidelberg zuziehen. Ueber das Ergebnig der Prüfung entfcheidet nicht die 
Kommiffion (!), fondern der Oberkirchenrath auf Vortrag der Prüfungskom— 
miffion (K. V. vom 5. September 1861, $. 90. Prüfungsordnung vom 1. No- 
venber 1872, $. 2 u. 15). Im Heſſen ift die evangelifchtheologiiche Fakultät 
zu Gießen mit der Prüfung beauftragt, ftellt die Ichriftlichen Fragen feft und 
beſchließt emdgiltig Über das Ergebnif. 

1) Ueber Bayern vgl. Silbernagel 1870, ©. 81. Die Prüfung heißt 
bier „Synodalexamen“. 

2) Statut für das biſchöfliche Priefterfeminar in Rottenburg vom 14. Mai, 
1828 (Beilage zum Königl. Yundationsinftrument). Reyſchers Samml. 10, 
1077—1078. Bol. auch Golther, S. 284—287. 

3), Fundationsinftrument vom 14. Mai 1828, Nr. 13, und Statut fi 
das Priefterfeminar, 8. 5. 

#) Erlaß des Ordinariats vom 6. Nov. 1874. Bogt, ©. 1—2, 1876. 
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Il. Siraeliten. 


In Württemberg und Bayern gibt e8 jtaatlich angeordnete 
Rabbinatsprüfungen. Die Württembergiihe Kommiſſion hierfür 
hat ihren Sit an der Yandesuniverfität Tübingen und es gehören 
dazu je ein Profeffor der evangeliich-theologiichen und der katho— 
liſch-theologiſchen Fakultät, vier Profefforen der philofophifchen 
Fakultät und ein theologisches Mitglied der Sfraelitifchen Ober— 
firchenbehörde ). In Bayern wird die Prüfungsfommijfion von 
der Sreisregierung bejtimmt; für die Prüfung in der Jüdiſchen 
Dogmatik ift ein Rabbiner und zwei bis drei Iſraelitiſche Fami— 
lienväter beizuziehen 2). 


8. 109. 
2. Die Prediger - Seminarien und Briejter-Seminarien. 


I. Den Kirchen iſt es faſt in allen Deutfchen Staaten ge- 
fetslich freigeftellt, Prediger- oder Priejter- Seminarien und Kon- 
vifte einzurichten, im anderen wenigſtens nicht gejetlich verboten, 
jo daß die Regierung berechtigt iſt, die Erlaubniß zu ertheilen. 
Wie bei allen Unterrichtsanftalten, jo muß ſich auch die innere 
Einrichtung jolcher Seminare nach den allgemeinen jtaatsgejeglichen 
und verorbnungsmäßigen Vorjchriften über das Unterrichtsmweien 
richten, und unterliegen fie nothwendig der Aufjicht des Staats. 
Die Preußiſche Berfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850 Art. 22 
jtellt Jedermann frei, „Unterricht zu ertbeilen und Unterrichts- 
anjtalten zu gründen und zu leiten, wenn er jeine jittliche, wiſſen— 
ichaftliche und technijche Befähigung den betreffenden Staatsbehör- 
den nachgeiwiefen hat.” Daß auch die Kirchen Unterrichtsanitalten 
haben fünnten, war in dem Art. 15, der jeit 1875 aufgehoben ift, 
ausdrüclich vorgefehben. Das Geſetz vom 11. Mai 1873 8. 9—13 
hält dieje Befugniß aufrecht, ftellt aber die genaueren Erforderniſſe 
dazu feit, und macht zugleich durch die VBorjchriften über Gymna— 
fialbildung und Univerfitätsbefuh das Beſtehen von Firchlichen 
Lehranſtalten für Solche, die noch nicht ausjtudirt haben, that- 
jächlich unausführbar. In Baden und Hefjen find die Kirchen 


2) Minifterialverfügung vom 31. Januar 1834 8. 2. (Reg.Bl. 113.) 
2) Silbernagel 194. 
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überhaupt nur berechtigt, „Anitalten zur theologiſch-prakti— 
ihen Vorbildung der fünftigen Geiftlichen zu errichten,“ und 
Konvikte für Solche, welche noch die Univerfität bejuchen, find ver- 
boten). Die erjtere Vorſchrift ift auch für Hefjen erlaffen und 
beigefügt, daß zum Beſuch jolcher firchlicher Anjtalten nur Solche 
aufgenommen werden dürfen, „welche ven VBorjchriften wegen des 
Univerfitätsbejiuchs genügt haben“ 2). Daß Jeſuiten vermöge Reichs— 
gejeges und fait überall Mitglieder veligiöfer Orden und Kongre- 
gationen vermöge der Landesgefege von der Lehrthätigkeit aus- 
geichloffen find, wurde jchon oben Bd. 1, 174. 299. 373 erwähnt. 

II. Der Zwed aller diejer Seminarien ift die Anleitung der 
bereits theoretifch vorgebilveten Theologen zu ihrem fünftigen prak— 
tijchen Beruf, aljo zu Predigt, Unterricht und Kirchenverwaltungs- 
gefchäften. Die fatholiihen Seminare jollen aber auc eine Art 
Gegengewicht bilden gegen die Freiheit, in welcher die Fünftigen 
Klerifer vorher auf Gymnaſium und Univerfität aufwuchlen, und 
jie jind daher allefammt Konvifte mit mehr oder weniger kloſter— 
artiger Einrichtung. Bei den evangelijchen Seminarien ijt dies 
größtentheild nicht der Fall. Sodann jollen die fatholiichen dem 
Bijchof Gelegenheit geben, ſich über die einzelnen Zöglinge per- 
jönlich oder durch die von ihm ernannten Aufjeher genauere Kennt» 
niß zu verihaffen, und ihr Sit daher am Site des Biſchofs fich 
befinden. Das Leben in diefem Seminar begründet ein feites Ab- 
hängigfeitsgefühl des Fünftigen Klerikers vom Biſchof, und jett 
legteren in den Stand, genauer diejenigen jungen Yeute auszu- 
wählen, welche fich als vorzugsweiſe fähig und willfährig erweilen. 
Auch dies fällt bei den evangelijchen weg. 

II. In den evangelifchen Landeskirchen von Württemberg, 
Baden und anderen Ffleineren protejtantifchen Yändern gibt es 
kirchliche Seminare nicht, und daher auch feinen Zwang zum Be— 
juch folder. Die evangelifchen Seminare zu Tübingen und Hei- 
delberg jind Zubehör der theologischen Fakultät und rein ftaatliche 


1) Badiſches Gefeß vom 19. Februar 1874 Art. 2 (Gef.- u. V.Bl. 93 
und Spohn 2, 517). Es wird hierdurch 8. 12 Abſ. 2 des Geſetzes vom 
9. Oftober 1860, wonach den Kirchen allgemein geftattet war, „Bildungs: 
für 77 
errichten,“ abgeändert. 

2) Geſetz vom 23. April 1875 8. 3. (Reg.Bl. 257.) 
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Einrichtungen. Ein Zwang zum Seminar-Bejuch bejteht über- 
haupt nur in wenigen Deutfchen Kirchen, 3. B. jeit 1838 im 
Großherzogthum Heſſen, wo übrigens das Seminar zu Friedberg 
als reine Etaatsanftalt eingerichtet wurde. Meiſtentheils würde 
der Zwang auch unausführbar fein, weil die Anzahl und Ausdeh— 
nung der vorhandenen firchlichen Anftalten nicht zur Aufnahme 
aller Theologen ausreicht, und viele derjelben ftiftungsgemäß nur 
zur Aufnahme Solcher beftimmt find, welche bereits Die zweite 
Prüfung (Anftellungsprüfung) beftanden haben. Bet den fatholi- 
Ichen Seminarien tjt thatjächlic das Durchlaufen des Seminars 
nothiwendige Vorbedingung zur Erlangung der höheren Weihen 
und Firchlicher Aemter. Die meiften bijchöflichen Seminarien find 
übrigens in den lebten Jahren wegen Nichtbefolgung der ftaat- 
lichen Vorjchriften über die Qualififation der Lehrer und ver 
ſtaatlichen Beauffichtigung gejchloffen worden. 


SS = 110. 
3. Die Anjtellungs= oder Wahlfühigfeits - Prüfungen. 


I. Evangeliſche Kirche. 

1. Die zweite Prüfung bezwecdt den Nachweis ausreichender 
ſowohl wiffenichaftlicher als theologifch - praftiicher Tüchtigfeit zum 
Eintritt in das geiftlihe Amt. Viele Prüfungsgegenjtände find 
daher dieſelben wie bei der erjten Prüfung, aber fie find es theil- 
weije in einer andern Weife, und es treten andere neue hinzu. 

2. Zur zweiten Prüfung werden die Predigtamtskandidaten 
überall erſt nach einem fett der erſten Prüfung abgelaufenen 
längeren Zwijchenraum zugelajjen. Während diefer Zeit haben jie 
fi) im Predigen und Unterrichtertheilen zu üben und wiljenjchaft- 
lich fortzubilden, theils bei von ihnen jelbjtgewählten oder ihnen 
bezeichneten Geiftlichen, theil8 auf Seminarien auf oder außer ver 
Univerfität. Baden allein fordert die Theilnahme an einem auf 
einer Deutichen Univerfität bejtehenden Seminar oder an theolo- 
gtjch - praftiichen Vorlefungen und Uebungen auf einer folchen ?). 
Der Zwifchenraum beträgt in der Preußiichen Landeskirche, Baden 


1) Babifche Prüfungsordnung vom 1. November 1872 $. 16 und 18. 
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und Heſſen ein Jahr, in Württemberg anderthalb, in Hannover 
und Sachſen zwei, in Bayern jett zwei Jahre (früher vier, ja fünf) 9). 

3. Die Prüfung ift in der Preußifchen Landeskirche, im Kon- 
ſiſtorialbezirk Wiesbaden und in Baden vor dem Konfiftorium und 
Synodalausſchuß zu bejtehen; einzelne Theile der Prüfung werben 
jedoch auch Hier durch bejondere Kommilfionen abgehalten und 
darüber an das entjcheidende Plenum berichtet 2). In Hannover 
entjcheivet eine Kommiſſion, welche jährlich in ähnlicher Weiſe ge- 
bildet wird, wie die Kommiffion für die erſte Prüfung, nur daß 
in diejer fein Mitglied der theologijchen Fakultät zu figen braucht, 
dagegen ein Mitglied desjenigen Provinzial Konfiftoriums, deſſen 
Bezirk der Kandidat angehört. In Sachſen prüft das Landeskon— 
fiftorium nebjt zwei theologifchen Beifigern, welche die in Evan- 
gelieis beauftragten Staatsminifter ernennen ?). Tür das rechts- 
rheinijche Bayern wird die Prüfung zn Ansbach abgehalten, unter 
Borjig eines vom Münchener Oberkonfiftorium abgeoroneten Ober- 
fonfijtorialrathg, und Theilnahme der Mitglieder des Ansbacher 
Konfiftoriums und eines weiteren Geiftlichen ®). In Schleswig- 
Holjtein, Konfiftorialbezirk Kaffel, Bayern, Württemberg, Heffen 
entjcheidet das Konfijtorium allein, meiftens auf Anträge einer be- 
jonderen Kommiffion, die e8 aus feiner Mitte ernennt. 

4. Die Prüfungen find überall nicht öffentlich >). 

5. In einigen Theilen der Preußischen Landeskirche und in 
‚Hannover fann das Konfiftorium, wenn fi) die Anftellung länger 
verzögert, noch einmal ein Kolloquium anftellen, ja in einigen 
Provinzen jogar Wiederholung der Prüfung fordern 9). 


2) Ueber Bayern Silbernagel 144. 

2) In Königsberg ift wie bei der erſten Prüfung die theologifche Fa— 
fultät die Prüfungsfommiffion de8 Konfiftoriums (Sacobfon 2, 355, Ann. 
66. 1866). 

3) Sächſiſches Kirchengefeg vom 15. April 1873, betr. die Errichtung 
eines evangelifch=Iutherifchen Landeskonſiſtoriums 8. 2 und 8. 5 Nr. 8. 

*) v. Dobened 182. Silbernagel 145. 

5) In Preußen galt hundert Jahre lang Deffentlichfeit, vermöge der 
Prüfungsordnungen vom 30. September 1718 und 12. Februar 1799, wurde 
aber durch Verfügung vom 29. Auguft 1810 befeitigt. (Vgl. Jacobfon 2, 349, 

Anm. 14; ©. 355: Anm. 67.) 

6) Zacobfon 2, 356; Verordnung für Hannover vom 4. Mai 1868 8. 10. 
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1. Katholiſche Kirde. 

Bis zum Jahre 1848 gab es in vielen Deutjchen Diözejen 
Anjtellungsprüfungen, welche vom Staat vorgefchrieben waren und 
von Staatsbehörden (die mit Katholiken beſetzt waren) abgehalten 
wurden !). Diefe älteren Einrichtungen find jeit der Konkordats— 
periobe meiſtens bejeitigt, und das Meiſte ven Biſchöfen in die 
Hand gegeben, welche den Pfarrkonkurs theil® ganz befeitigt haben 
und nur die Beſtimmungen des Tridentiner Konzild anwenden, 
theils ihn mit Zulafjung des Papftes in gewilfer Weiſe beibehiel- 
ten. In Bayern wurde im Jahr 1854 folgende Einrichtung ge— 
troffen ?). Alle zwei Jahre läßt der Biſchof an jeinem Site eine 
Konfursprüfung dur eine von ihm zufammengejette Prüfungs- 
kommiſſion abhalten, welche aus einem Vorftand, zwei bis drei 
Domlfapitularen, zwei bis drei Profeiforen der Theologie, aus 
einem wirklichen Pfarrer und dem Negens des Klerikal- Seminars 
beitebt. Zu diefer Kommiſſion oronet die Kreisregierung eines 
ihrer Mitglieder katholiſcher Konfeffion ab, um die Prüfung im 
öffentlichen Necht vorzunehmen, obwohl auch hierüber der Bifchof 
einen SKorreferenten beftellt. Das Kanoniſche Recht weiß nichts 
von jolhen Konfursprüfungen, jondern die Dekrete des Tridentiner 
Konzils jchreiben vor, daß in jedem einzelnen Fall, wo es 
jih um freie Bejegung einer Pfründe durch den Biſchof handelt, 
der Biſchof mit drei Synodal-Craminatoren den tüchtigjten aus 
allen Klerifern auswählen jolle?). Die Beitellung der Exami— 
natoren bat in folgender Weife zu geſchehen: Der Bilchof 
ihlägt der Diözefanfynode ſechs Perjonen zur Genehmigung 
vor, und wenn die Synode die Vorgeichlagenen gutheißt — was 
wohl nie fehlen wird — jo jind diefe jech8 die „Examinatores 
synodales“, von denen im einzelnen Fall drei einberufen werden. 
Da nun aber unter Gutheißung des PBapites die Diözeſanſynoden 
längjt außer Gebrauch gefommen find, jo pflegt der Papit die 


) In Bayern hielten die Kreisregierungen diefen „Pfarrkonkurs“ ab 
(Silbernagel 84, Anm.), in Württemberg der Fatholifche Kirchenrath zu Stutt- 
gart feit 1829 unter Theilnahme eines biſchöflichen Kommiſſärs. (Vogt 
417, Anm.; Berordnung vom 30. Januar 1830 $. 29.) 

2) Dur Königl. Verordnung vom 28. September 1854. Silbernagel 
83 — 86 1870. 

®) Conc. Trid. Sessio 24, e. 18. 
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Biſchöfe durch Indult zu ermächtigen, die Eraminatoren ohne Be- 
fragen der Diözeſanſynode zu ernennen, umd dieſe vom Bifchof 
frei ernannten beißen „Examinatores prosynodales“, weil fie die 
Examinatores synodales erjegen!). Wenn die Eraminatoren in 
ihren Vorſchlägen einftimmig find, ift der Bifchof an ihr Votum 
gebunden. 


II. Siraeliten. 


In Württemberg wird zur Anftellung als Nabbine die Er- 
jtehung einer zweiten Dienjtprüfung erfordert, welche nach zivet- 
jähriger praftifcher Hebung in den Gejchäften des Rabbinats ftatt- 
findet. Als Craminatoren fungiren das tiraelitifch- theologiiche 
Mitglied der Ifraelitifchen Oberkirchenbehörde umd ein zweiter won 
dem Kultminifterium zu bejtimmender Nabbiner. Die mündliche 
Prüfung erfolgt vor der gefammten Sfraelitiichen Oberfirchenbe- 
hörde, welche über das Reſultat überhaupt entjcheidet ?). 


—— 


4. Die ehemaligen und noch beſtehenden Beförderungs-Prüfungen. 


In vielen evangeliſchen wie auch katholiſchen Landeskirchen 
war ehemals vom Staat vorgeſchrieben, daß bereits angeſtellte 
Geiſtliche, welche auf beſſere Stellen befördert werden wollten, ſich 
regelmäßig einer neuen Prüfung zu unterwerfen hätten (ſog. Be— 
förderungs-Prüfung oder Konkurs-Prüfung). Für die Erlangung 
des Amtes eines Superintendenten oder Dekans, welches ohnehin 
ehemals überall die Bedeutung eines mittelbaren Staatsamtes 
hatte, war eine beſondere Prüfung zu beſtehen. Dieſe Prüfungen 
ſind in ihrer ehemaligen Geſtalt faſt überall weggefallen; in der 
evangeliſchen Kirche kommt ſtatt deſſen noch etwa ein Kolloquium 
vor, oder man begnügt ſich mit den Ermittelungen, welche Viſita— 
tionen, Berichte der Kreisſynodal-Ausſchüſſe u. ſ. w. an Die Hand 


) Schulte, Lehrb. 300. Im der Diözefe Rottenburg find gegenwärtig 
der Domdefan und die Domkapitulare die Profynodaleraminatoren. (Val. 
Boot, 1876, ©. 304, Note 1.) 


2) Minifterial- Verfügung vom 31. Januar 1834 8. 18-- 20. 
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geben. In den katholiſchen Diözefen müſſen die Priejter alle 
ſechs oder fieben Jahre von Neuem die nom Tridentinum vor— 
gejchriebene Prüfung wiederholen. 


III. Unterabſchnitt. 
Strafgeridtlihe Verfolgung der Geiſtlichen; Ab=. 
erfennung geiftliher Aemter und der Befähigung 
zu folden durch Urtheil ftaatliher Gerichte. Straf— 

gejege gegen unbefugte Ausübung von Kirchen— 
ämtern. 
SD, 

I. 1. Die Beftimmungen des Strafgejegbuchd über Ver— 
brechen und Vergehen im Amte ($. 331— 359) finden im All- 
gemeinen auf Geiftliche an fich feine Anwendung, weil Geiftliche 
vom Strafgejegbuch nicht zu den öffentlichen Beamten gerechnet 
werden (8. 359 und $. 31). Unerlaubte Handlungen der Geijt- 
lichen, deren fie fih in Bezug auf ihr Kirchliches Amt jchuldig 
machen und deren Aburtheilung vor die ordentlihen Straf- 
gerichte gehört, find daher nur nach den für jeden Bürger be 
jtehenden Strafbejtimmungen zu beurtheilen. — Auch die Straf- 
verfolgung gegen diefelben, aljo öffentliche Anklage und Privat- 
Hage, Unterjuchung, Hauptverfahren und Strafvollitredung richten 
fih nach den gewöhnlichen Negeln der Strafprozeßorbnung vom 
1. Sebr. 1877. 

2. Bekleiden fie neben dem geiftlichen Amt zugleich ein 
Staats - oder Gemeindeamt als Nebenamt, jo werben fie in Bezug 
auf Itrafrechtliche Verantwortlichfeit und Strafverfolgung nach den— 
jelben Regeln beurtheilt, wie andere entjprechende Beamte auch. 
An die Genehmigung der vorgefetten Behörde darf die Verfolgung 
"nicht gebunden fein und eine Vorentſcheidung darüber, ob fich der 
Beamte einer Ueberjchreitung feiner Amtsbefugniffe oder der Unter- 
laffung einer ihm obliegenden Amtshandlung jchuldig gemacht habe, 
darf nur einem DVBerwaltungsgerichtshof oder dem Neichsgericht 
zufommen!). Ebenſo finden die Disziplinargejege für Staats— 


) Einführungsgefes zum Gerichtsverfaffungsgeies vom 27. Januar 
IETIE SIT, 
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oder Gemeindebeamte auf fie Anwendung. Meijtens bedarf es 
übrigens Feines Disziplinarverfahrens zur Entziehung jolcher ftaat: 
lichen Aemter, fondern es find dies meift nur Aufträge, welche im 
Berwaltungswege widerrufen werden können. 

I. Das Reichsitrafgejetbuch enthält feine Bejtimmung über 
Aberfennung geijtlicher Aemter, da es vdiejelben nicht unter die 
„öffentlichen“ mitbegreift, und auch nicht über die Wirkung der 
Berurtheilung zu fchwereren Strafen auf die Bekleidung geijt- 
fiber Aemter. Nach ven meijten Yandesjtrafgejegen war dies 
früher anders gewejen, und ed machte fich alsbald. fühlbar, daß in 
das öffentliche Recht eine Lücke gefommen jei, die die Landesgejeg- 
gebung ausfüllen müfje!). Dies ift denn auch faſt überall ge 
ſchehen). Die Geſetze veroronen übereinjtimmend: 

1. Dauernd unfähig, geijtliche (Eirchliche) Aemter 3) zu er- 
langen, ift jeder rechtskräftig zu Zuchthausitrafe Verurtheilte. 

2. Unfähig auf bejtimmte Zeit ift Jeder, der neben Ge— 
fängnißftrafe zum Verluſt "der bürgerlichen Ehrenrechte (auf ein 
bi8 fünf Sahre) oder zum DVerluft der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Aemter (auf ein bis fünf Jahre) verurtheilt ift. 

3. Ergeht ein Urtheil der unter 1 und 2 bezeichneten Art 
gegen eine Perjon, welche bereits ein geijtliche8 Amt (Kirchenamt) 
beffeivet, fo bewirkt das Urtheil außerdem noch dauernden Verluft 
diefes Amtes, Erledigung der Stelle und des damit verbundenen 
Amtseinfommens. Kine nur auf Geiftliche der katholiſchen Kirche 
bezügliche Bejtimmung enthält das Königl. Sächſiſche Gejeg vom 
23. Auguſt 1876 8. 15. — In Württemberg fehlen bis jet ähn- 
lihe Beitimmungen. 

II. Die Xandesftrafgefege enthalten mannichfaltige Straf- 
bejtimmungen gegen Geijtliche, welche den Vorſchriften der Staats- 
geſetze über Firchlihe Verhältniffe ven Gehorfam verweigern. Die 
Aburtheilung ſolcher Vergehen fteht den orventlichen Gerichten zu. 








1) Darüber, daß die Landesgefetgebung dazu fompetent war, vgl. Hin— 
ſchius, Kommentar 148. 

2) Badifches Gefes vom 23. Dezember 1871 Art. 14. VII. (in der 
Faffung muftergiltig); Bayerifches vom 26. Dezember 1871; Preußifches vom 
11. Mai 1873 8. 21; Heſſiſches vom 23. April 1875 Art. 8. 

3) Das Preußische und Heſſiſche Geſetz ſprechen von „geiftlihen‘ Aem— 
tern, da8 Badiſche allgemein von „Kirchenämtern‘. 
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IV. Im größten Theil von Deutjchland und für die meiften 
Religionsvereine ift die Ausübung der Disziplinargewalt über bie 
Getftlichen, namentlich das Erfenntniß der Amtsentlajjung, beit 
Kirchen oder NReligionsvereinen ſelbſt überlaffen, freilich nach ftaats- 
gefeßlichen Grundregeln und unter Kontrole von Staatsbehörben. 
Der Staat kann aber ohne Gefahr nicht auf das Necht verzichten, 
auch durch feine eigenen Behörden eine Disziplinargewalt zu üben, 
und namentlich Geiftliche dann aus dem Amt entfernen zu lafjen, 
wenn die Sicherheit des Staats, die Aufrechterhaltung der Ord— 
nung und guter Sitte dies als nothwendig erjcheinen laſſen. 
Namentlich Tiegt ein Bedürfniß Dazu bei denjenigen Kirchen und 
Keligionsvereinen vor, deren Vorgeſetzte oder obere Behörden 
nicht von der Regierung ernannt find. ine in den Hauptgrund- 
zügen übereinftimmenve Gejetgebung hierüber befteht jetzt für ganz 
Preußen, Baden und Helfen, welche im Folgenden dargeftellt wer- 
den ſoll Y. In Bayern und Württemberg gibt es gar feine ftaat- 
lihe Disziplinargewalt über Fatholiiche Geiftliche, und über evan— 
gelifche Geiftliche wenigftens injofern feine rein ftaatliche, als An— 
träge des Konſiſtoriums (die ftaatlich = Eirchliche Behörden find) 
die Vorausſetzung der Beitrafung bilden, weshalb die desfallfigen 
Beitimmungen in dem Abjchnitt über die firchliche Disziplinar- 
gewalt darzuftellen find. Ebenſo verhält es fich bezüglich der pro- 
teftantifhen Geiftlichen in Sachſen; dagegen fann jet dort der 
Kultusminifter die Entlafjung eines katholiſchen Geiſtlichen fordern, 
und wenn dem nicht entjprochen wird, für alle „ftaatlichen Be— 
ziehungen“ die Stelle für erledigt erklären. Ein Gerichtshof ent- 
ſcheidet nicht 2). 

1. Das jtaatlihe Disziplinarverfahren kann in Preußen 
nur gegen Kirchendiener (Geiftliche u. ſ. w.) der evangeliichen und 
katholiſchen (auch altkatholifchen) Kirche eingeleitet werben ?), im 
Baden und Hefjen dagegen gegen Geiftliche aller Neligionsvereine. 

2. In Preußen und Baden find bejondere Gerichtshöfe für 
firchliche Angelegenheiten zur Ausübung dieſer ftaatlichen Diszipli- 


1) Preußifches Gefet vom 12. Mai 1873 $. 24— 31; Badiſches Geſetz 
vom 19. Februar 1874 Art. 3. 8. 16d und 16e; Heffifches Geſetz vom 
23. April 1873 8. 13 ff. — Bol. auch Oefterreihifches Gefeg vom 7. Mai 
1874 8. 8 und 29 und von 20. Mai 1874 $. 12. 

2) Geſetz vom 23. Auguft 1876 $. 14. 

9) Hinſchius, Kommentar ©. 4l. 
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nargewalt eingefegt; in Helfen iſt der oberjte Gerichtshof damit 
beauftragt (vgl. Bd. 1, 206. 414. 435). In Baden hat aufer- 
dem ein Erfenntnig der ordentlichen Gerichte, welches einen öffent- 
lichen Beamten zum Verluſt der von ihm befleiveten öffentlichen 
Aemter verurtheilt, auch den Verluſt der Kirchenämter zur Folge, 
welche er etwa daneben befleivet; auch fünnen die Gerichte gegen 
einen Angeklagten, der nur ein Kirchenamt befleivet, auf Verlust 
desjelben erfennen !). 

3. Die Gründe, aus welchen ein ftaatliches Einfchreiten ftatt- 
finden kann und joll, find lediglich vom Interejje der Aufrecht- 
erhaltung der öffentlichen Ordnung und der Staatsautorität her- 
genommen. Das Preußiſche Gejeg vom 12. Wat 1873 8. 24 
bejtimmt: „Kirchendiener, welche die auf ihr Amt oder ihre getjt- 
lichen Amtsverrichtungen bezüglichen Borjchriften der Staats— 
geſetze oder die in dieſer Hinficht von der Obrigkeit innerhalb ihrer 
gefeglichen Zuftändigfeit getroffenen Anoronungen jo jchwer ver— 
legen, daß ihr Verbleiben im Amt mit der öffentlihen Ord- 
nung unverträglih erjheint, können auf Antrag der 
Staatsbehörde durch gerichtliches Urtheil aus ihrem Amt entlafjen 
werden.” Das Geſetz vom 22. April 18752) 8.12 — 14 verfügt 
ergänzend: Ein Fatholifcher Biſchof oder jonjtiger Geiftlicher oder 
Kirchenbedienftete ſoll durch Urtheil des Königl. Gerichtshofs für 
firhliche Angelegenheiten aus dem Amt entlaffen werden: wenn 
er fih durch jchriftlihe Erklärung vorſchriftsmäßig verpflichtet 
hatte, die Geſetze des Staats zu befolgen, diefe Verpflichtung aber 
dann widerruft; oder wenn er dem fchriftlichen Verſprechen da- 
durch entgegenhandelt, daß er die auf fein Amt oder jeine Amt$- 
verrihtungen bezüglichen Borjchriften der Staatsgeſetze oder die 
in dieſer Hinficht von der Dbrigfeit innerhalb ihrer gejeglichen 
Zuftändigfeit getroffenen Anordnungen verlett. Aehnlich allgemein 
lautet das Heffiihe Gejeb vom 23. April 1875 Art. 13, während 
das Badiſche vom 19. Februar 1874 Art. 3 die Verſchuldung 
genauer zu bejtimmen jucht. Ein Bedürfniß für die Ausübung 


2) Gefeß vom 23. Dezember 1871 Art. 14. VII. Zu den Gefetver: 
Yegungen, welche zu einem ſolchen Strafurtheil der ordentlichen Gerichte ' 
führen können, gehören außer den in $. 88 und 95 des Neichsftrafgefetsbuchs 
erwähnten auch andere im Badiſchen Landesſtrafrecht verpönte. 

2) betr. die Einftellung der Leiftungen aus Staatsmitteln (G.S. 196). 

Thudichum, Kirchenrecht. II. 5 


I 
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einer jtaatlichen Disziplin liegt aber auch noch in anderen Fällen 
vor, welche in den Dejterreichifchen Gejegen vom 7. Mai 1874 
8. 8 und vom 20. Mai 1874 8. 12 zwedmäßige Berüdjichtigung 
gefunden haben. 

4. Zunächſt Haben von den Staatsbehörden Schritte zu ges 
ſchehen, um die Eirchlichen Disziplinarbehörden zu veranlajjen, von 
ihrem Disziplinarrecht den erforderlichen Gebrauch zu machen; 
erit wenn diefem Verlangen nicht Folge geleitet wird, fommt es 
zur Einleitung des jtaatlichen Verfahrens. In Preußen hat der 
DOberpräfident der Provinz, wenn er die Entfernung eines Kir- 
chendieners aus dem Amt für geboten hält, an die diefem vor- 
geſetzte Firchliche Behörde unter Angabe des Grundes die jchrift- 
lihe Aufforderung zu richten, gegen den Angejchuldigten die kirch— 
liche Unterfuchung auf Entlafjung aus dem Amte einzuleiten. Hat 
der Angejchuldigte innerhalb des Deutjchen Reichs Feine Kirchliche 
Behörde über ſich (wie die Erzbiichöfe von Köln und Pojen und 
die exemten Bifchöfe von Breslau und Ermeland), jo it derjelbe 
zur Nieverlegung jeines Amtes aufzufordern. Verfügt Die vor— 
geſetzte Firchliche Behörde innerhalb gejetter Frijt die Entlajjung 
nicht und legt der Kirchendiener fein Amt nicht nieder, jo bean- 
tragt nunmehr der Oberpräfident bei dem Gerichtshof für kirch— 
liche Angelegenheiten Einleitung des Berfahrens auf Entlafjung. 
In Baden ſtellt das Minijterium des Innern, in Hejjen das Ge- 
jammtminijterium den Antrag auf Entlaffung. 

5. Hierauf oronet der Gerichtshof die Führung einer Vor— 
unterfuhung an, und erfucht das Landgericht, in dejjen Bezirk der 
Angeichuldigte feinen amtlichen Wohnſitz hat, durch einen etats- 
mäßigen Richter die Vorunterfuhung führen zu laſſen. Der 
Kultusminifter aber ertheilt einem Juſtiz- oder Verwaltungs— 
beamten den Auftrag, in dem Prozeſſe die VBerrichtungen ber 
Staatsanwaltichaft wahrzunehmen). Nach Beendigung der Vor— 
unterfuchung faßt der Gerichtshof für Firchliche Angelegenheiten 
darüber Beſchluß, ob das Verfahren einzujtellen oder fortzujegen 
ſei. Beſchließt er Fortjegung, jo beraumt er, nachdem der zum 
Staatsanwalt bejtellte Beamte die Anjchuldigungsichrift angefertigt 


1) Ueber die wenig deutliche Beltimmung des S. 27 Abj. 2 vol. Hin— 
ſchius, Kommentar ©. 78, Note 6 zu 8. 19. 
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hat, mündliche Verhandlung (zu Berlin, Karlsruhe, Darmitadt) 
an, wozu der Angejchuldigte erfcheinen fann, wenn er will, auch 
einen Vertheidiger zuzieben darf. 

6. Der Gerichtshof jpricht den Angejchuldigten entweder frei 
oder erfennt Entlajjung aus den von ihm befleiveten firchlichen 
Hemtern. Die Entlaffung aus dem Amte hat die rechtliche Un— 
fühigfeit zur Ausübung des Amts, den Verlujt des Amtseinkom— 
mens und die Erledigung der Stelle zur Folge. 

V. Ueber die unbefugte Ausübung oder rechtwidrige An- 
maßung von Kirchenämtern enthält das Keichsitrafgejegbuch Feine 
Borjchriften, weil es diefelben nicht zu den „öffentlichen“ Aemtern 
-vechnet!). Im Preußen, Baden und Hejjen ift dieſe Lücke durch 
Zandesgejege ausgefüllt worden, und das Reich hat dann wenig- 
ſtens durch das Gefe vom 4. Mat 1874, betr. die Verhinderung 
der unbefugten Ausübung von Kirchenämtern, nachgeholfen. Das- 
jelbe gibt den höheren Berwaltungsbehörden die Ermächtigung, 
Perjonen, welche unbefugter Weije Firchliche Amtsverrichtungen 
ausüben, in gewiſſen Hallen Aufenthaltsbeihränfungen zu 
unterwerfen, oder fie gar der Staatsangehörigfeit zu ent- 
fleiden?). 


IV. Unterabjchnitt. 


Die Temporalien-Sperre als Mittel der Gegen- 
. wehr gegen unbotmäßige Religionsvereine. 
8.113. 

Gegenüber der proteftantijchen Kirche, den Iſraeliten und an- 
dern Religionsvereinen hat ſich die Staatsgewalt kaum je der 
Temporalien=Sperre bedient, theil8 weil dieſe Religionsvereine 
unter der unmittelbaren Yeitung des Staats jtanden, ſich auch 
nicht zu einer allgemeinen ungejeglichen Auflehnung gegen die 
Staatsgejege fortreißen liegen, theils weil die Staatsgewalt gegen- 
über diefen Vereinen nirgends jo viele Rücjichten zu nehmen ge- 
neigt, jeden Ungehorjam vielmehr mit aller Strenge an den 








2) Meyer, H., Lehrb. des Deutfchen Strafrehts 1877 ©. 674. 
2) 3.6.81. 43. 44; Hinfchius, Kommentar 1875 ©. 1— 17. 
5* 
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Schuldigen zu ftrafen bereit war. Die Temporalien -Sperre war 
allzeit wejentlich ein: Mittel der Gegenwehr gegen die Fatholifchen 
Biihöfe und doppelt praftiih in früheren Zeiten, wo die Deut- 
ichen Biſchöfe größtentheils als Reichsfürſten der Gerichtsbarkeit 
des Landesherrn nicht unterlagen. Im 19. Jahrh. Fam jie all- 
mählich fajt in Vergefjenheit, bi8 die mehr und mehr an Kühnheit 
zunehmende Auflehnung des Fatholifchen Klerus wieder daran er- 
innerte und es als rathſam, ja als Chrenjache der Staatsgewalt 
ericheinen ließ, dem Klerus die Macht des Staats auch nad) Diejer 
Nichtung fühlbar zu machen. 

I. Preußen ift hierin vorangegangen und hat durch klare 
gejetlihe Beitimmungen jolhen Maßregeln den gebührenden 
Nachdruck verbürgt. Der wichtigite Inhalt dieſer Beitimmungen 
iſt folgender: 

1. Wird ein erledigtes Pfarramt länger als ein Jahr um- 
bejetst gelafjen, jo iſt der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten 
ermächtigt, die Staatsmittel, welche zur Unterhaltung ver Stelle 
dienen, folange einzubehalten, bis die Wiederbejegung ordnungs- 
mäßig erfolgt. — Desgleichen iſt er ermächtigt, die Staatsmittel 
einzubehalten, welche zur Unterhaltung desjenigen geiftlihen Oberen 
dienen, der das Pfarramt zu bejegen oder die Bejegung zu ge- 
nehmigen hat). 

2. Der Kultusminifter ift ferner ermädtigt, im Fall der 
Nichterfüllung der gejetslichen Vorſchriften über geiftlihe Erziehungs- 
anftalten, die der Anſtalt gewidmeten Staatsmittel einzubehalten, 
oder die Anstalt zu jchliegen ?). 

3. Der Oberpräfivent ijt befugt, das ganze Vermögen einer 
erledigten geiftlichen Stelle in Bejchlag nehmen und kommiſſariſch 
verwalten zu laſſen, a) wenn das erledigte Amt den Vorfchriften 
der 88. 1—3 des Gejetes vom 11. Mai 1873 zuwider übertragen 
tt, oder b) wenn Thatjachen vorliegen, welche die Annahme be- 
gründen, daß die Uebertragung des Amtes nicht unter Beobach— 
tung diefer VBorfchriften erfolgen werde?). „Der Beihlagnahme 
unterliegt das gefammte Vermögen der Stelle, einichlieglih alfer 


1) Gefet vom 11. Mai 1873 $. 18. 

2) Gefe vom 11. Mai 1873 $. 13. 

®) Gefe vom 21. Mai 1874 wegen Deklaration und Ergänzung bes 
Geſetzes vom 11. Mat 1873 8. 3 (G.S. 140). 
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Nugungen, Hebungen und Leiſtungen. Der Oberpräfident ernennt 
einen Kommiſſarius, welcher die Beichlagnahme ausführt und bis 
zur gejegmäßigen Wiederbeſetzung der Stelle, beziehentlich bis zur 
gejegmäßigen Einrichtung einer einjtweiligen Bertretung das Ver— 
mögen für Rechnung der Stelle verwaltet. Zwangsmaßregeln, 
welche zur Ausführung der Beichlagnahme erforderlich find, wer- 
den im Verwaltungswege getroffen. Der Kommijjarius übt alle 
vermögensrechtlichen Befugniffe des berechtigten Stelleninhabers 
mit voller rechtliher Wirkung aus. — Die Koften der Verwaltung 
werden aus den Einfünften der Stelle entnommen.” 

4, Wenn das Amt des Biihofs oder Bisthumsvermwejers 
geſetzwidrig bejett oder die Beſetzung unterlafjen wird, jo fommen 
die bejonderen Bejtimmungen des Gejeges nom 20. Mai 1874 
über die Verwaltung erledigter Fatholiiher Bisthümer zur Ans 
wendung. 

5. Einbehaltung der Staatsmittel und Anordnung einer 
kommiſſariſchen Verwaltung iſt ferner zuläffig in den Fällen des 
8. 9 des Geſetzes vom 7. Juni 1876 über die Auffichtsrechte des 
Staats bei der Bermögensverwaltung in den katholiſchen Diözejen 9). 

6. Das Geſetz vom 22, April 1875, betr. die Einjtellung 
der Yeijtungen aus Staatsmitteln für die römiſch-katholiſchen Bis— 
thümer und Geijtlihen, hat allgemein die Einjtellung ver 
Staatsleiſtungen an die ganze katholiſche Kirche angeordnet und 
die Berwaltungs- Exrefution zu ihren Gunften fiftirt, bis zur Rück— 
fehr der Bezugsberechtigten zum gejegmäßigen Gehorfam ?). 

I. In Bayern fteht der Negierung das Recht zur Ber- 
hängung dev Temporalien: Sperre na) Maßgabe der älteren Ge- 
neralmandate zu, auf welche die Verfaffungsurfunde vom 26. Mai 
1815 Bezug nimmt >). 

II. In Württemberg, Baden und Heſſen ift eine Tempo— 
ralien» Sperre gegen Biſchof und Domkapitel zuläffig. In dem 
Bd. 1,397 genannten Sundations-Inftrument, wodurch in dieſen zur 





2 &.©. 151. 

2) G.S. 194— 1%. Hinfhius, Kommentar 67— 81. 

3) Eine fehr gründliche und lehrreiche Unterfuchung hierüber gibt Kahl, 
Wilh., Ueber die Temporalien= Sperre, befonders nad bayerifhem Kirchen 
recht. (Habilitationsigrift.) Erlangen 1876, ©. 227. 
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Dberrheinifchen Kirchenprovinz gehörigen Staaten der Yandesherr 
die Errichtung des Landesbisthums und die Dotation des bifchöf- 
lihen Stuhles verfügte und welche in allen Staaten übereintim- 
menden Wortlaut Hat, find dreizehn Punkte aufgezählt, deren Ein- 
haltung „als Bedingung der Stiftung“ gelten follen. Es find 
dies alle wichtigeren Grundſätze über den jtaatlichen Einfluß auf 
die Befegung der höheren geiftlichen Aemter und die Ausbildung 
des Klerus). Sobald alfo Biſchof oder Domkapitel diejelben 
nicht einhalten, verlieren fie die Anfprüche auf die Dotation, ja 
fogar den Anjpruch auf Anerkennung ihrer Amtswürde. Das 
Heſſiſche Geſetz vom 23. April 1875, betr. die Vorbildung und 
Anftellung der Geiftlichen, enthält in Art. 7 ferner folgende Vor— 
ihrift: „Die Uebertragung der Funktionen eines Firchlichen Amts, 
welche unter Verlegung der gefetlichen Beitimmungen erfolgt, gilt 
als nicht gejchehen, und e8 tft daher die Interfalarverwal- 
tung der betreffenden Pfründe anzuordnen, oder, wenn jolche be- 
reits angeordnet ift, fortzufegen.“ Veberhaupt fünnen durch die 
Landtage folhe Dotationen der Kirchen, welche nicht auf dauern- 
den Gejeten beruhen, bet Feitjtellung jedes neuen Staatshaushalts- 
geſetzes gejtricher werben. 


1) Das in Württemberg unterm 11. Mai 1828 ausgefertigte Königl. 
Fundations- Inftrument ift abgebrucdt in Reyſchers Sammlung 10, 1067 
bis 1074. 


VI. Abſchnitt. 


Die kirchliche Lehr- und Hottesdienftordnung, 


S. 114. 
Allgemeine Gefihispunfte und jtaatsgeieglihe VBorichriften. 


1. Jeder Neligionsverein, mag er blos aus einer Ortsge— 
meinde bejtehen oder ein Verband vieler Ortsgemeinvden fein, be> 
darf einer beftimmten Lehr- und Gottesdienſtordnung, d. h. feiter 
Regeln darüber, welche religiöfen Glaubensſätze und Sittenlehren 
von den aufgeftellten Predigern (Geiftlichen) und Neligionslehrern 
in den VBerfammlungen der Gemeinde und beim Neligionsunterricht 
der Jugend gelehrt werden jollen und dürfen, und in welcher Wetie 
und äußeren Form die gemeinjchaftliche Erbauung in Gebet, Ge— 
jang, religiöfen Gebräuchen u. ſ. w. ftattfinden jol. Denn was 
die Menfchen zu Religionsvereinen zufammenführt und fie in fol- 
chen zufammenhält, ift eben die Vebereinftimmung in beftimmten 
religiöfen Ueberzeugungen. 

2. Die Feftjegung der Lehrordnung (des Glaubensbekennt— 
nifjes) und der Gottesdienſtordnung iſt der wichtigfte, entſcheidendſte 
Akt eines Vereins, und jein eigenſtes, werthvollſtes, zugleich fein 
unveräußerliches Recht, wie nicht blos die neuern Verfafjungs- 
urfunden anerkennen !), fondern jchon zur Zeit des ehemaligen 
Reiches feititand; denn dem Staate und beziehungsmweife dent Yan 
desherrn gejtand man damals nur ein „jus eirca sacra“, aber 


1) Bd. 1, 134 und 137. Ueber Preußen vgl. weiter Bd. 1, 200; Han— 
nover 253 und 2545 Bayern 322— 324; Sachſen 359; Wiirttemberg 376; 
Baden 413; Heſſen 432. 
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fein „jus in sacra“ zu. So wie jedoch bei der Anerkennung eines 
neuen Religionsvereing und namentlih bei der Ertheilung des 
Korporationgrechts eine ftaatliche Prüfung eintreten muß, ob die 
Religions- und Sittenlehren und die Neligionsgebräuche deſſelben 
mit den Gejegen und der Wohlfahrt des Staates nicht in Wider- 
ipruch jtehen, jo muß auch bei jeder Veränderung in Lehre und 
Gebräuchen wiederum diejes jtaatliche Prüfungsrecht zur Geltung 
fommen, und es muß der Regierung ein Veto gegen jtaatswidrige 
Neuerungen zujtehn, oder, bet Mißachtung dieſes Vetos das Recht 
zur Auflöfung des Vereins, bei Eorporativen Vereinen das Necht 
des Zwangs zur Befolgung. 

3. Mit dem ftaatlich gewährten und unveräußerlichen Recht der 
Gewiſſensfreiheit iſt e8 nicht vereinbar, wenn Neligionsvereine fich 
von ihren Mitgliedern oder Geijtlichen eidliche oder eidesähnliche 
Gelübde leijten lafjen, dahin gehend, daß diefe gewiſſe Glaubens— 
jäge für wahr halten und daß fie diejelben auch in Zukunft be— 
fennen wollen. Nur Yehrgelübde, und zwar nichteivliche, entiprechen 
dem heutigen öffentlichen Recht Deutichlands !). 

4. Daß die ſtaatlich garantirte Gewijjensfreiheit firchliche Be— 
jtrafungen und Ausjchliegungen von Kirchenmitgliedern und Geijt- 
lichen wegen bloßer Nichtübereinjtimmung mit gewifjen Lehrſätzen 
als unzuläffig erjcheinen läßt, wurde ſchon Bd. 1, ©. 29, 31—34 
ausgeführt. 

5. Auch zur Entſcheidung der jtaatlichen Gerichte kann Die 
Stage erwachlen, ob Aenderungen der Gottesdienjt- und Xehrord- 
nung von einem Neligionsverein gültig bejchlojjen worden find, 
d. h. auf dem in der jtaatlich anerkannten Kirchenverfafjung vor- 
gejchriebenen Weg, ob zur Gültigfeit die vorausgehende Einholung 
des jtaatlichen Plazet nothiwendig war, oder der firchliche Beſchluß 
durch Ausipruch der Staatsregierung nachträglich ganz oder nach 
gewiſſen Richtungen für unwirkfam erklärt werden dürfe und für 
unwirkſam erklärt worden ijt, welche Folgen Dies äußere auf 
die vermögensrechtlichen VBerhältniffe einzelner Gemeinden oder 
einzelner Gemeindeglieder, auf ihre firchlichen Pflichten und Rechte 
(3. B. Steuerpfliht, Wahlrecht, Ausichliegung aus der Kirche, 
Verluſt firchlicher Aemter). Eine jolhe Kompetenz der Gerichte 








) Vgl. ſchon Bd. 1, 76 u. 32. 
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jest freilich klare gejegliche Beitimmungen über alle dieje Fragen 
voraus. In Fällen, wie der Spaltung der fatholifchen Kirche jeit 
1370, oder wie fie jett in der Franzöfiichen reformirten Kirche, 
oder in der deutichen israelitiichen Kirche vorliegt, iſt eine richtige 
Abhülfe gar nicht auf dem Boden des alten Rechts, jondern nur 
durch Aft der Geſetzgebung zu ichaffen. 


— 
1. Lehr- und Gottesdienſtordnung in den Evangeliſchen Landeskirchen. 

Die Deutſchen evangeliſchen Landeskirchen, wie ſie jetzt be— 
ſtehen, ſind ein Erzeugniß des 19. Jahrhunderts, und zwar haben 
ſie ihre Geſtalt, ihre Verfaſſung, ja wichtige Theile ihrer Gottes— 
dienſt- und Yehrordnung durch die Etaatsgewalt erhalten. Im 
vielen Beziehungen iſt dieſe Ordnung eine für die ganze Yandes- 
firche einheitliche, in anderen fehlt die Einheitlichfeit und es gelten 
neben neuen Bejtimmungen noch alte aus den drei vorausgegangenen 
Sahrhunderten, aljo aus Zeiten, wo vie jetzigen Yandeskirchen noch 
in einige Hundert Yandes- und Stadtfirchen zerfielen. — E8 fommen 
hiernach in Betracht: die Bibliichen Schriften, die Unions-Urkunden, 
Agenden, Kirchenbücher, Gejangbücher, Katechismen, Biblijchen Ge— 
ihihten, die neueren und älteren Kirchenoronungen oder Kirchen- 
verfajlungen, die Iutherifchen und veformirten Befenntnigjchriften 
des 16. und 17. und die ſ. g. allgemeinen Befenntnijje des 5. und 
6. Sahrhunderts. 

I. Hinfichtlich ver Geſetzgebung über die Yehr- und Gottes- 
dienjtordnung gelten gegenwärtig folgende Grundjäge: 

1. In allen neueren Kirchenverfafjungen iſt ganz bejtimmt 
ausgeiprohen, Daß Aenderungen und bindende Auslegungen der 
bejtehenden Ordnung nur durch Kirhengejes, aljo durch Be— 
ichlug der Synode und Zujtimmung des Kirchenregiments, gültig 
zu Stande fommen können. Einſeitige Aenderung durch das Kirchen- 
vegiment iſt ausgejchloffen ). In Preußen und Baden tjt mit Recht 
auch die Feititellung des Ordinations- Formulars ausdrüdlich für 
einen Gegenjtand der Firchlichen Gejesgebung erklärt. 


) Bal. Bd. 1, ©. 243— 248: Preußiſche Evang. Yandesfirhe — ©. 253. 
256 — 257: Evang.=luth. Kirche von Hannover; — ©. 342: Unirte Kirche 
der Rheinpfalz; — ©. 367: Evang.=luth. Kirche von Sachſen; — S. 394: 
Württemberg; — ©. 421—422: Baden; — ©. 437: Großherzogthum Heſſen. 
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Einige neuere Kirchenverfafjungen erichweren die Aenderung 
der Gottesdienſt- und Lehrordnung dadurch, daß fie für desfallfige 
Beichlüffe der Synode gefteigerte Mehrheiten verlangen. (Bgl. 
unten: Geſchäftsordnung der Synoden.) Die Durchführung diefer 
Grundſätze, welche früher nur in den unirten Kirchen der Rhein— 
pfalz und Badens (feit 1818 und 1821) und in. der unirten Kirche 
der Provinzen Rheinland und Wejtfalen (fett 1835) anerkannt 
waren, bildet einen denkwürdigen Wendepunft in der Geſchichte 
des Proteſtantismus. ES iſt nunmehr die Zeit des Firchlichen 
Abſolutismus, der Kabinets-, Miniſter- und Konfiftorial-Religionen 
vorüber und eines der wichtigjten Prinzipien der großen Nefor- 
mation des 16. Jahrhunderts verwirklicht worden. Das ab: 
folute Beto, welches die Landesherrn gegen alle Bejchlüffe der 
Synoden, auch die von den Konfiftorien gebilligten, behalten haben, 
mag zuweilen eine Reform verzögern; den Willen der Kirche, der 
fih nachhaltig in einer Aichtung äußert, wird es nicht nieverhalten 
können. 

2. Den kirchlichen Ortsgemeinden, auch den Kreis- und Pro— 
pinzialgemeinden iſt nur ein jehr bejchränftes Necht zur Aufrich- 
tung eigener Ordnungen zugejtanden. Die erjteren üben daffelbe 
durch den Kirchengemeinderath (Kirchenvorftand) oder auch 
durch diefen und Die Gemeindeverfammlung oder -Ber- 
tretung aus!), im Zweifel jedoch unter Vorbehalt der Genehmigung 
Seitens der Konfiftorialbehörden, joweit diefe auch nach früherem 
Recht hergebracht war, und jodann unter entjcheidender Kontrole 
der Generalipnode. Hiermit ijt, nachdrüdlicher als in früherer 
Zeit, ver Grundſatz gewahrt, daß nicht jede einzelne Ortsgemeinde 
eine Art felbftändiger Kirche für fich bildet, fondern einen Theil 
des großen Kirchenverbandes. Es entipricht dies auch dem anderen 
Grundjat des ftaatlichen Kirchenrechts, daß Feine Einzelgemeinde 
das Recht hat, fich von der Gejammtkirche loszuſagen und das 
Kirchenvermögen zu behalten. 

Auf der andern Seite ift in einer Neihe Deuticher Kirchen 
den Einzelgemeinden das Necht eingeräumt, neue Sirchengejete 
über Lehr- und Gottesdienjtordnung abzulehnen?) (ein echt, 

2) Preußen 10. September 1873, $. 15. 


2) Bol. Bd.1,135. Ferner Schleswig-Holftein 4. Nov. 1876. 8. 92. Wies- 
baden 4. Zuli 1877. 8.1. Sachſen-Weimar-Eiſenach 29. März 1873. 8. 19. 
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welches durch Nichtausübung während bejtimmter Friſt erlifcht), 
oder es ijt die Einführung der neuen Ordnung durch einen aus- 
drüdlichen zuftimmenden Gemeindebefhluß bedingt. Der Prediger 
oder der Patron hat fein Ablehnungsrecht, noch weniger ein Recht, 
etwas Neues vorzufchreiben, jelbjt nicht mit Ermächtigung des 
Konfiftoriums ). 

3. Auf dem Wege der Firchlichen Gefegebung kann jeder 
Theil der Lehr- und Gottesdienftordnung geändert und jeder be- 
jtrittene Punkt authentiſch ausgelegt werden, vorbehaltlich natür- 
ich etwaiger ftaatlicher Plazetrechte. 

Einige der neueren Kirchenverfaffungen jtellen jedoch einen 
anderen Grundjag auf und jchließen gewiſſe Beſtandtheile der 
Lehr- und Gottesdienftordnung, nämlich „das Bekenntniß“, aus- 
drücklich von der Firchlichen Gefetsgebung aus ?), die Hannoverfche 
K. V. und S. O. vom 9. Dftober 1864, $. 65, jogar allgemein 
„die Lehre” 3). Diele Beitimmungen entjpringen aus der Auf- 
fafjung, daß die Befenntniffe des 4.—6. und des 16. Jahrhunderts 
in ähnlicher Weife Ausflug göttlicher Offenbarung oder Eingebungen 
des heiligen Geiſtes feien, wie dies die Römiſche Kirche für ihre 
Konzilsbeſchlüſſe und päpftlichen Konjtitutionen lehrt, was. freilich 
porausjegt, daß die Urheber jener Befenntnijfe ebenjo im Befit 
eines unfehlbaren Bibeltertes und einer unfehlbaren Einficht ge- 
wejen find, wie ſich deren die Päpfte und Bijchöfe rühmen *). 
Solde Theorieen haben aber gegenwärtig in feiner Yutheriichen, 
gejchweige in einer reformirten oder unirten Kirche Geltung, und 


1) Ir Süddeutfhland hat man den Patronen ein Widerfpruchsrecht nie 
zugeftanden, wohl aber ehemals in Norddeutichland, namentlih in Preußen, 
ja jogar noch mehr, eine pofitive Einwirkung auf den Befenntnißftand der 
Gemeinde bei Ausübung des Vokationsrechts. 

2) Oldenburg 11. April 1853, 8. 80. Defterreich 6. Januar 1866, $. 119. 
Württemberg 20. Dezember 1867, $. 15. Braunjchweig 31. Mai 1971, 8. 20. 
Sachſen-Weimar-Eiſenach 29. März 1873, $. 1 und 19. Hefien 6. Januar 
1874, 8. 106. 

3) Vgl. hierüber Bierling, Gefeßgebungsreht evang. Landeskirchen im 
Gebiete der Kirchenlehre. 1869. ©. 122—125. 

Im Zufammenhang biermit fteht eine andere Theorie mancher 
ftrengften Lutheraner, daß das „Lutherifche” Bekenntniß zu feiner geſetzlichen 
Geltung gar feiner Menfchen bebürfe, die e8 glauben, und die lutherifche 
Kirche zur Recht beftehe, wenn e8 feinen einzigen Lutheraner mehr gibt. So 
3. 8. v. Scheurl, Ueber die luther. Kirche in Bayern. 1853. ©. 27. 
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jie find jchon dadurch verworfen, daß alle Kirchen .eine Geſetzgebung 
über Katechismen, Gejangbücher, Agenden gejtatten, da eine jolche 
nicht jtattfinden fann, ohne über den Sinn von Stellen der Heiligen 
Schrift oder auch der Bekenntniſſe Deutungen zu geben, aljo in 
Wirklichkeit die Kirchenlehre weniger oder mehr zu bejtimmen; 
werden ja doch die Katechismen des 16. Jahrhunderts geradezu 
zu den Befenntnifjen gerechnet ()). Konjequent bleiben jich offen- 
bar nur Diejenigen, welche auch die lutherifche Bibelüberjegung 
und die Satechismen Luthers mit den übrigen lutheriſchen Be— 
fenntniffen als völlig umveränderlihe Glaubens- und Lehr— 
norm fejthalten, und auch das bejchränfte Firchliche Gejetgebungs- 
recht leugnen, welches die angeführten neueren Kirchenverfaffungen 
zugejtehen. Auch Aenderungen der Drdinations-Formularien durch 
Kirchengejeg müfjen dann, da hiermit eine Geſetzgebung über bie 
Geltung der Befenntniffe, d. h. ihre Verbindlichkeit für die Pre— 
diger, eingejchlojjen Liegt, als unzuläſſig erjcheinen 9). 

Uebrigens läßt fich das Hinderniß der Eirchlichen Gejetsgebung 
‚über das Bekenntniß dadurch bejeitigen, daß die betreffenden Para— 
graphen der Kicchenverfafjung auf dem Wege ver Verfaſſungs— 
geſetzgebung gejtrichen werden. Denn unabänderlich jind diejelben 
nicht, und können fie nicht jein, wie ih in Bd. 1, ©. 137 be= 
tont babe. 

Daß die ‚protejtantifchen Kirchen durch eine mit jtaatlichem 
Plazet erfolgenve Abänderung ihrer Lehrordnung (ihres Befennt- 
nijjes) Gefahr laufen jollen, ihr Korporationsrecht einzubüßen, iſt 
eine Fabel, welche ehedem gefliffentlich verbreitet wurde, um von 
Reformen abzufchreden 2), Sie fonnte nur bei des Deutjchen, 
Staatsrecht3 Unfundigen Eingang finden, wird aber heutzutage 
faum noch gehört ?). 





1) Bierling, Geſetzgebungsrecht evangelifcher Landeskirchen im Gebiete der 
Kirchenlehre. 1869. S. 108—126. Derfelbe in Dove's Zeitfchrift 11, 43—84 
und 216— 277, 1873: „Die moderne Doktrin von dem unabänderlichen Rechte 
der lutheriſchen Kirchenlehre“. 

2) Sie wurde im Jahre 1837 vom Münchener Oberkonſiſtorium im 
Bunde mit dem ultramontanen Minifterium benust, um die rheinpfälzifche 
unirte Kirche zur Anerkennung der Belenntniffe als Lehrnorm zu vermögen, 
übrigens ohne Erfolg. Bol. Wand, Handb. S. 49, Thefe 5. 

°) Richter, Kirchenrecht. 1874. ©. 794 ($. 250). Dagegen: Bierling, 
Gejetsgebungsredht. 1869. S. 159 — 162. 
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4. Eine zeitgemäße, d. h. den Fortjchritten der Bibelkenntniß 
und des menschlichen Denkens überhaupt entjprechende Fortent- 
wielung der Lehr- und Gottesdienſtordnung durch die Kirche er- 
ſcheint um jo mehr als Aufgabe der letzteren, je jtrenger fie von 
den Predigern die Einhaltung jener Ordnungen fordert. Zu ihrer 
geeigneten Löſung gehört freilich, dag die Shnoden der wahre Aus- 
druck der in den Gemeinden umd unter den Geijtlichen herrichenden 
Anfichten jeien, daß alſo die volfreichen und gebildeteren Gemeinden 
eine entiprechende Vertretung haben, und die Auswahl der Ab- 
georoneten nicht durch Beichränfungen der Wählbarfeit oder be- 
engende Gelübde erjchwert werde. Natürlich muß allen Synodal- 
mitgliedern, den geiftlichen nicht minder als den weltlichen, Rede— 
freiheit in den Synoden eingeräumt fein, namentlich Freiheit, 
Anträge zu ftellen und zu begründen, und dieje Freiheit ijt überall 
als gewährt zu betrachten, wo es an ausprüclich feitgejetten Be— 
ſchränkungen fehlt '). 

I. Im Folgenden ſoll nunmehr ein Ueberblid über die gegen- 
wärtig in Geltung jtehenden VBorfchriften und über das Maß 
ihrer Verbindlichkeit für Gemeinden, Prediger und Kirchenregiment 
gegeben werden. Eine vollſtändige Darlegung derjelben kann Nie- 
mand erwarten, der die Mannichfaltigfeit und die Yeider aufßer- 
ordentliche Unbeftimmtheit diefer Drdnungen auch nur einiger- 
maßen fennt. 

1. Von den Vorſchriften über die Gottesdienftordnung be- 
treffen manche mehr nur äußerliche Dinge, wie namentlich: Tage 
und Stunden des Gottesdienſtes, Glodengeläute, bauliche Einrich- 
tung und Ausjtattung der gottesdienftlichen Gebäude, ob daſſelbe 
für die Predigt geeignet jet, ob ein Altar von Stein oder ftatt 
deſſen nur ein hölzerner Tiſch aufgeftellt jein foll, ob auf dieſem 
Altar oder Tiſch oder an andern Stellen des Gebäudes Kreuze 
oder auch Kruzifixe, Bilder angebracht werden, bet einzelnen Feiern, 
namentlich der Abenpmahlsfeier, Lichter angezündet werden follen. 


) Bol. Proteftant. Kirhenzeitung vom 18. Auguft 1877, Nr. 33. Die 
Berfaffung der beiden evangelifchen Kirchen in Defterreich (CiSleithanien) vom 
6. Januar 1866, $. 8, bejtimmt: „Wer in irgendeiner firchenregimentlichen 
Berfammlung ftimmberedtigt ift, ift innerhalb derfelben an feine Inftruction 
zu binden; er hat bei allen Neußerungen und Abftimmungen nur feiner 
Heberzeugung nad beftem Wifjen und Gewiſſen zu folgen.“ 
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Ferner gehört hierher: die Amtstracht, in welcher der Geiſtliche 
und der Küfter bei Amtshandlungen zu erjcheinen haben: die Vor— 
ichriften darüber, ob die Gemeindegliever bei gewiljen religiöfen 
Sebräuchen jtehen oder knieen müfjen, ob der Gemeindegejang mit 
oder ohne Orgel- oder Inftrumentalbegleitung jtattfinden joll. — 
Ale vergleichen Vorſchriften, mögen fie auf allgemeinen Kirchen: 
gejegen oder Lofaljtatuten oder Herfommen beruhen, find für den 
Prediger unbedingt verbindlich und gibt es auch Fein jelbjtändiges 
Dispenfattonsrecht des Konfiftoriums von denjelben, zum Nachtheil 
der Gemeinden. Viele diefer äußeren Formen haben eine größere 
Tragweite, ald es Manchem, der auf das Wejen des Gottesdienſtes 
zu jehen pflegt, auf den eriten Blic vielleicht jcheinen möchte; denn 
e8 drüden ſich darin gewöhnlich jehr wejentliche veligiöje Auf: 
fafjungen aus und e8 machen diejenigen, welche andere zu ver- 
breiten juchen, gern zunächjt bei jolchen mehr äußeren Dingen den 
Anfang, in der Hoffnung, unter weniger Widerjtand hier den erjten 
Samen ausjtreuen zu können. 

2. Die Firchengefeglich oder jtatutarifh eingeführten Gejang- 
bücher find für den Gemeindegejang uud den Keligionsunterricht 
die allein zugelaffenen. Bei den in neuerer Zeit entworfenen 
Sammlungen diefer Art hat man den in den Gemeinden vor— 
handenen verjchievenen Eonfejjionellen Auffaljungen Rechnung ge- 
tragen und Lieder jeder Auffaffung aufgenommen; die Wahl daraus 
für den Gottesdienjt ſteht bei dem Geiftlihen. Auch die Me— 
(odieen find theilweife durc allgemeine Firchlihe Vorſchrift ge 
nehmigt. 

3. Ein wichtiger Bejtandtheil der Gottesdienſt- und Xehr- 
ordnung jind ferner die Sammlungen von Formularien für die 
gemeinjamen öffentlichen Gebete beim Gottesdienſt und für andere 
wichtigere religiöje Handlungen, bei welchen bejtimmte Verfün- 
digungen, ©ebete, Segengerflehungen vorkommen, wie bei Taufe, 
Konfirmation, Beichte, Abendmahl, Ordination, Ehe-Einjegnung, 
Begräbniß. Soweit jolche Formularien für bindend erklärt find, 
können Abweichungen durch die Ortsgemeinde nicht bejchlojjen, noch 
weniger von dem Prediger felbjtändig geübt werden; auch die Zu- 
jtimmung der Kirchenregierung kann jolche Abweichungen jett, ſeit— 
dem die Agende für einen Gegenjtand der Kirchengejeßgebung er— 
Härt tjt, nicht mehr gültig machen. Freilich, ob die Agenden, 
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welche aus älteren Zeiten jtammen und ohne Zujtimmung von 
wirklichen Synoden entjtanden find, urjprünglich zu jtrenger An— 
wendung bejtimmt waren oder nicht, oder dieje Eigenjchaft im 
Zaufe der Zeit unter Zulaffung der Kirchengewalt eingebüßt haben, 
iſt eine thatjächliche, für jeve Kirche bejonders und daher oft ganz 
verfchievden zu beantwortende Frage. — In den meijten deutjchen 
Kirchen ift den verjchiedenen Eonfefjionellen Ueberzeugungen aud) 
bei der Feſtſtellung folcher Formularien Rechnung getragen und 
theils den Predigern, theils den Gemeinden oder einzelnen Ge— 
meindegliedern (leteres namentlich bei Taufen) die Wahl zwijchen 
mehreren |. g. Parallelformularien gelajjen worden; und zwar ges 
ihah Dies ebenjo oft zu dem Zwed, die den religidjen Vor— 
jtellungen der Gemeinden fremd gewordenen Yehrjäge und Formen 
wegzuräumen, als umgefehrt mit der Tendenz einer Nejtauration 
jolher im &emeindebewußtjein erjtorbener Dinge. Das Recht 
der Auswahl aus Formularien, welhe weſentliche DVerjchieden- 
heiten haben, kann Eonjequenterweife nur der Gemeinde ein- 
geräumt werden, die hierüber in den gewöhnlichen Formen DBe- 
ſchluß zu fallen hat. 

4. Die Lehrbücher, nach welchen der Neligionsunterricht für 
die noch jchulpflichtige und die aus der Volksſchule entlajjene 
Jugend ertheilt werden fol, wie Katechismen, Biblifche Gejchichten, 
Kirchengejchichten, Gejangbücher, Tönnen nad allen Synodal- 
orbnungen nur durch Kirchengejeg, aljo mit Zuftimmung der Sy— 
node geändert werden, in einem großen Theil der deutjchen Kirchen 
unter Vorbehalt von Genehmigungs- oder Ablehnungsrechten der 
Gemeinden. Es liegt auf der Hand, daß die Eltern nur zur An- 
ſchaffung ſolcher gültig eingeführter Lehrbücher angehalten werden 
fönnen; ferner, daß die Geiftlichen und die nichtgeiftlichen Yehrer, 
welche den Neligionsunterricht ertheilen, ihn an der Hand diejer 
Bücher ertheilen, auch die zum Auswendiglernen bejtimmten Theile 
auswendig lernen laſſen müfjen, und daß ihnen fein Necht zu— 
fommt, Süße oder Lehren der Bücher, betreffen diejelben nun 
religiöje Borjtellungen oder Sittenlehren, als unrichtig hinzuftellen 
und den Schulfindern andere Lehren als richtiger vorzutragen 9; 
denn das Gejetgebungsrecht der Geſammtkirche, die Zujtimmungs- 


) Bol. auch Bierling in Dove’3 Zeitfchrift 11, 59 (1873). 
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oder Ablehnungsrechte der Gemeinden in Beziehung auf ſolche 
Lehrbücher haben nur einen Sinn, wenn die gültig eingeführten 
Bücher auch wirklich zur Anwendung gebracht werden; und es 
dürfen auch die Eltern, welche ihre Kinder am Neligiongunterricht 
theilnehmen Yaffen, von der VBorausjegung ausgehen, daß derſelbe 
nach den firchlichen Vorjchriften ertheilt werde. 

5. Das wichtigjte aller kirchlichen Lehr- und Erbauungsbücher 
bleibt in allen evangelifchen Kirchen die Bibel (Heilige Schrift). 
Bei jedem Gottesdienit wird der Gemeinde ein Abichnitt daraus 
vorgelefen und in ver Predigt zum Gegenſtand der Auslegung, 
Betrachtung und Erbauung gemacht; im Konfirmandenunterricht, 
ja an vielen Orten ſelbſt beim Clementarunterricht dient fie in 
ähnlicher Weiſe als Leitfaden. Alle deutſchen evangeliſchen Kirchen 
betrachten fie noch jett, wie zur Zeit der großen Kirchenreforma= 
tion, als dasjenige Buch, aus welchem alle wejentlichen veligiöfen 
Wahrheiten und Sittenlehrem gejchöpft werden können, beſſer als 
aus allen jonjtigen jchriftlichen oder mündlichen Ueberlieferungen. 
Sie beftreiten den Biſchofs-Konzilien und dem Papit der Römiſchen 
Kirche, wie überhaupt jeder menjchlichen Autorität die Legitimation, 
den Wortlaut der Bibel endgültig zu bejtimmen und deren Inhalt 
in unfehlbarer Weile auszulegen, gehen vielmehr von folgenden 
Grundſätzen aus: 

a. Als zum Unterricht und zur Predigt dienlich find nicht 
blos die Schriften des Neuen, ſondern auch des Alten Teita- 
ments bejtimmt, ohne daß jedoch Firchengejetlich überall feſtſtünde, 
welche diefer Schriften al8 rechtmäßiger, vollgültiger Bejtandtheil 
jener beiden Sammlungen (als „kanoniſch“) anzufehen jeien ?). 

b. Bon den zahlreichen handjchriftlich und im Druck über- 
lieferten Geftaltungen des griechifchen und hebräiſchen Urtextes tft 
niemals eine einzige für die allein richtige erflärt worden, viel- 
mehr bleibt die Ermittelung der beiten Lesart der wiſſenſchaft— 
lichen Kritik überlafjen, und jeder neu aufgefundene Text, welcher 
fih nach den Regeln der Schriftkunde und Philologie als ein 
älterer und reinerer herausitellt, behauptet den unbedingten Vorzug 
vor allen übrigen. 


2) Bol. z. B. Kirchenordnung für Rheinland und Weftfalen vom 5. März 
1835, 8. 79. 
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c. Zum Gebrauche auf der Kanzel und im. Religionsunter- 
richt ift in wohl allen protejtantifchen Kirchen Deutjchlands, auch 
in den reformirten, die deutſche Ucberfegung Dr. Martin Yuther’s, 
freilih im etwas modernerem Sprachgewand, die herfümmliche 
und auch allein zuläjfige. Keiner einzelnen Gemeinde, auch feinem 
Kreisverband kommt das Recht zu, eine andere Ueberjegung ein- 
zuführen, noch weniger dem Prediger aus eigener Machtvollkommen— 
beit. Dagegen fann durch Kirchengefeg eine andere neue: Bibel- 
überjegung gutgeheißen und den einzelnen Gemeinden die Einfüh- 
rung gejtattet, in anderen Kirchen auch befohlen werden. Denn 
da es feinen Firchlich für unabänderlich erklärten Urtext gibt, 
Yuther nur verhältnigmäßig junge und ungenügende Texte be- 
nutzen fonnte, jeit jener Zeit der Coder Vaticanus, Sinaiticus, 
Alerandrinus, die alten Handjchriften der lateiniſchen Ueberjegung 
und Ulfilas’ gothiſche Meberjegung aufgefunden und verglichen 
worden find, endlich auch die Sprachwilfenichaft außerorventliche 
Sortjichritte gemacht hat, jo haben auch die „lutheriſchen“ Kirchen 
e8 jeit zwei Jahrhunderten aufgegeben, die Bibelüberjesung und 
Auslegung als eine unfehlbare anzufehen. 

d. Die verjchiedenen biblifchen Schriften find ferner nach 
allgemeiner Auffaffung aller Kirchen gar nicht von gleichem Werth; 
weder jteht das Alte Tejtament in jeiner Geltung für den Chrijten 
dem Neuen gleih, noch ift dies jemals für das Verhältniß der 
nenteftamentlichen Schriften untereinander behauptet worden. 

Wenn die Kirchen daher von dem Prediger Auslegung und 
Würdigung eines jo großen, inhaltreichen, jehwierigen, vielfach fich 
widerjprechenden, durch die Wiffenjchaft fortwährend umgeftalteten 
Buches, wie die Bibel ift, verlangen, jo ftellen fie ihm eine Auf- 
gabe, welche eine unmögliche wird, wenn fie ihm nicht geftatten, 
innerhalb gewiffer Schranfen jeine Ueberzeugungen zu äußern 
und zu vertreten, und namentlich auch gegenüber der hergebrachten 
Ueberjegung auf den griechifchen und hebräiſchen Urtert zurück— 
zugreifen. 

6. Die Yehrfreiheit der Geiftlichen ijt theils ausdrücklich in 
weiten Umfang anerkannt, theil8 mehr oder weniger eingefchränft, 
ſowohl dur Ordnungen des 19. Jahrhunderts, außerdem auch 
durch jolche früherer Zeiten, namentlich die f. g. Bekenntniſſe 
(Symbole). 

Thudichum, Kirhenredt. U. ; 6 
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Drei der letteren bat die Reformation aus der Römiſchen 
Kirche mit herübergenommen, nämlich: 1) das ſ. g. Apoftolifche 
Slaubensbefenntniß, welches jeine jetige Gejtalt im 5. Jahrhundert 
erhielt, in anderer kürzerer Form ſchon um die Mitte des 2. Jahr: 
hunderts vorhanden war, aber auch im diefer nicht von den Apofteln 
herrührt. 2) Das Nicäniſche Glaubensbefenntnig, eine von der 
allgemeinen Synode zu Nicäa im Jahre 325 beftätigte Form des 
ſ. 9. Apoſtoliſchen Befenntniffes, und endlich 3) das ſ. g. Athana— 
ſianiſche Bekenntniß, welches zwar nach dem Biſchof Athanafius, 
dem Vorkämpfer des orthodoxen Glaubens gegen die Arianer 
(r um 377) genannt, von dieſem jelbjt aber nicht aufgeftellt ift, 
fondern exit im 5. Sahrhundert auftauchte. Dieſe drei Befennt- 
niffe pflegen als allgemein chriftliche bezeichnet zu werden; es find 
jedoch das ſ. g. Apoftolifche und Athanaſianiſche in der Griechifchen 
Kirche niemals angenommen gemwejen. 

Die durch die Reformation aufgeftellten Befenntnifje find ver- 
ihieden für die lutherifchen und für die reformirten Kirchen. 

Zu den lutheriſchen Belenntnißfchriften gehören: 1) Der 
große und der Heine Katechismus Yuther’s, beide vom Jahre 1529; 
2) die Augsburgiiche Konfejfion (Confessio Augustana) vom 
25. Juni 1530, im Gegenſatz zu einer im Jahre 1540 im 
Punkte des Abendmahls abgeänvderten Faſſung die „ungeänderte“ 
(invariata) genannt. 3) Die Apologie der Augsburgiſchen Kon- 
fejfion von 1531. 4) Die Schmalfaldifchen Artifel vom 15. Fe— 
bruar 1537. 5) Für einen Theil der Iutherifchen Kirchen auch 
die Konfordienformel vom 28. Mai 1577. 

Bon den Deutfh-Reformirten Kirchen tft ein eigent- 
liches Befenntniß nie aufgeftellt worden, obwohl man den Heidel- 
berger Katechismus von 1562 gewöhnlich al8 gemeinfames Be— 
kenntniß aller diefer Kirchen anfieht. Dagegen hat die Augs- 
burgiſche Konfeffion von 1530, welche die veformirte Abenpmahls- 
lehre verwirft, und die Yateinifche Ueberſetzung derjelben von 1540, 
welche dies in minder bejtimmter Weife thut, früherhin niemals 
die Bedeutung eines Belenntnifjes der reformirten Kirchen gehabt, 
fo daß etwa reformirte Prediger fie als Lehrnorm hätten befolgen 
und Mitglieder der reformirten Konfiftorialbehörden oder Die 
Stantsbeamten in reformirten Yändern fich zu ihr befennen oder 
fie unterjchreiben müfjen; jondern die reformirten Staaten er- 
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Härten fih nur gegenüber dem Reiche als der Augsburgi- 
ſchen Konfeſſion „zugewandt“, „verwandt“ (addieti), d. h. als 
jolche, welche den in der Konfeffion ausgefprochenen Standpunft 
gegenüber der Römiſchen Kirche namentlich die Anficht von der 
oberjten Autorität der Heiligen Schrift, im Allgemeinen ebenfalls 
theilten und alle den Augsburgiichen Konfeſſions-Verwandten reichs— 
gejetlich zufommenden Rechte anzujprechen hätten. 

Die gemeinjamen Lutherijchen oder reformirten Befenntniffe 
erfuhren im Lauf der Jahrhunderte in den einzelnen Yändern Zu: 
ſätze oder Abänderungen, ja e8 wurden in manchen Yändern, wie im 
Herzogthum Württemberg und in Preußen ausführliche Partikular- 
Bekenntniſſe ausgearbeitet und mit verbindlicher Kraft ausgeftattet. 
Im 18. und 19. Jahrhundert entjtanden abermal® neue Ord— 
nungen, und umgefehrt wurden die älteren durch ausdrückliche 
Vorſchrift oder durch die Praris vielfach außer Kraft gefekt. 

Die Darjtellung des gegenwärtigen Nechtszuftandes kann nicht 
als Aufgabe dieſes Werkes erfcheinen, da fie ein Eingehen in un- 
abjehbares Detail erfordern würde, ohne Doch einen rechten Ge— 
winn zu bieten. Nur folgende Umjtände verdienen noch beſondere 
Hervorhebung: Zu denjenigen Kirchen, welche eine völlig oder doch 
im Wefentlihen einheitliche Lehrordnung haben, gehören die 
unirten Kirchen der bahyerijchen Rheinpfalz, Badens, des ehe- 
maligen Herzogthbums Naſſau und im Ganzen auch Rheinlands 
und Weftfalens, ferner eine Reihe lutheriicher Kirchen mit. ein- 
heitlicher Hiftorifcher Entwidelung. In einigen Kirchen, die aus 
der Berfchmelzung zahlreiher proteſtantiſcher Territorien im 
19. Jahrhundert hervorgegangen find, wie z.B. in Bayern rechts 
des Rheins und Württemberg, berricht thatjächlich eine Art Ein- 
beit, obwohl eine unbekannte Zahl von Belenntnifjen als in Gel- 
tung ſtehend bezeichnet werden. In den jechs öjtlichen Provinzen 
der preußtichen Landeskirche endlich gibt e8 neben allgemeinen 
Vorſchriften eine unbefannte Menge von Provinzial- und Orts- 
befenntnifjen, die theilweife erjt wieder in den legten Jahrzehnten 
aus der Vergeſſenheit hervorgezogen und häufig gegen den Willen 
der Gemeinden für fortgeltend erklärt worden find, was nur bei 
dem früheren Mangel jeder ſynodalen Vertretung möglich blieb. 

a. Die Frage, was als geltendes Bekenntniß anzuſehen jei 


und in welchem Sinne, ift in erfter Linie nach den neueren Kirchen- 
6* 
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gefegen und, wo dieje jchweigen, nach dem feiten Herfommen zu 
entfcheiden und nicht nach abgejtorbenen Kirchenoronungen ver- 
gangener Jahrhunderte‘). Diejenigen Kirchen, welche der Klaren 
Borihriften über die Gränzen der Yehrfreiheit ermangeln, werden 
wohl nad Einführung der Synodalverfaffung bald zur Aufitellung 
ſolcher jchreiten, da Klarheit hierüber die friedliche Entwickelung 
der Kirchen befördern wird. 

b. Wo ausdrüdlich die Heilige Schrift als einzige Lehrnorm 
erflärt ift, wie in der Rheinpfalz, Baden, Naffau und Rheinland» 
Weftfalen, find deſſenungeachtet gewiſſe bindende Beftimmungen 
für die Prediger aufgejtellt, und das Erfenntnig darüber, ob eine 
Lehre wirklich noch eine biblifche jet, ift auch Hier nothwendig den 
zuftändigen firchlichen Behörden und Vertretungen vorbehalten, 
da nicht jeder Prediger hierüber die legte Injtanz jein kann. 

ec. Die Belfenntniffe des 5. und des 16. und 17. Jahr— 
hunderts haben in der erjten Hälfte des 19. Sahrhunderts fait 
alferwärts nicht mehr die Bedeutung einer Wort für Wort ver- 
bindlichen Vorjchrift gehabt, jo daß der Prediger etwa in feinem 
Punft gegen ihren Inhalt lehren und auch Nichts davon hätte 
verjchweigen dürfen; und fie haben eine ſolche Bedeutung auch 
jeitvem nur in den wenigiten Kirchen wieder erlangt. Im den 
unirten Kirchen, in welchen lutherifche und reformirte Befenntnifje 
zufammen in Geltung ftehen, ijt vergleichen undenkbar, aber 
auch in anderen Kirchen unausführbar, fo lange die Kirche vom 
Prediger Auslegung der biblifchen Schriften verlangt, ohne ihm 
zugleich eine unfehlbare Ueberſetzung vorzufchreiben. Eine wört- 
lihe Berbindlichfeit der Befenntniffe würde ferner vorausjegen, 
daß fie ein einheitliches Flares Ganze ausmachen, was Feineswegs 
der Fall ift; die Augsburgifche Konfeifion von 1530 3. B. ent— 
hält noch Säte über die Gewalt der Bifchöfe, welche zu den wich- 
tigiten Angelpunften des Syſtems der römiſchen Hierarchie ge- 
hören, und welche erjt fieben Jahre nachher in den Schmalfaldijchen 
Artikeln .von 1537 fallen gelaffen und verneint worben find. 

Daß in der preußifchen unirten Landeskirche eine buchjtäbliche 


) Wer freilich in jenen Kirchenordnungen und Befenntiniffen der älteren 
Zeit göttlihe Offenbarungen erblidt, kann fonfequenterweife feine ihmen ent- 
gegenlaufende Gewohnheit al8 gültig anerfennen. 
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Berbindlichkeit der Bekenntniſſe nicht zu Recht bejteht, ijt in der 
General-Synodalordnung vom 20. Januar 1376, 8. 7, ausdrück— 
{ich anerkannt, indem „die Regelung der firchlihen Yehrfreiheit“ 
für einen Gegenjtand ver firchlichen Gejeßgebung, und zwar ver 
Geſammtkirche, erflärt wird‘). Die protejtantiiche Kirche kann 
ihren Predigern das Recht zu irren auch darum ohne alle Gefahr 
einräumen, weil fie jedem Mitglied der Kirche freiläßt, ſelbſt in 
der Heiligen Schrift, in den Bekenntniſſen und in allem, was 
darüber gejchrieben wird, ſich zu unterrichten, und Irrthümer des 
Prediger daher feinen großen Schaden anrichten fönnen; denn es 
it Thatſache, daß die Gemeindeglievder ohnehin überall in zahl- 
loſen Punkten anderen Ueberzeugungen buldigen, als fie der Pre- 
diger vorträgt. 

(Serade dieje Hüdficht auf die in der Gemeinde vorhandenen 
verjchiedenen UWeberzeugungen läßt es umgekehrt unzuläjfig. er- 
icheinen, daß der Prediger die geltende Yehrordnung ſyſtematiſch 
migacte, ihren Inhalt bekämpfe, gar die Anhänger verjelben 
herausfordere 2). 

Im Geltungsbereiche des Preufiihen Landrechts von 1794, 
alſo im größten Theile der fieben öjtlichen alten Provinzen Preußens, 
ſtehen folgende wichtige Bejtimmungen des Landrechts, Thl. 2, 
ZTit. 11 in Kraft; $. 73: „Im ihren Amtsvorträgen und bei dem 
öffentlihen Unterriht müſſen (dürfen) fie (die Getjtlihen) zum 
Anſtoße der Gemeine nicht einmiichen, was ven Grundbegriffen 
ihrer Religionspartei widerjpricht.“ 8. 74: „Inwiefern fie, bei 
innerer Veberzeugung von der Unrichtigfeit diefer Begriffe, ihr 
Amt dennoch fortjegen fönnen, bleibt ihrem Gewiſſen überlaſſen.“ 
(gl. auch . 67)3). 

Unter „Srundbegriffen“ eines Xeligionsvereins ſind ſolche 
Yehren zu verjtehen, welche in den Ordnungen der Kirche in, der 
Art als wejentliche bezeichnet werden, daß Abweichungen davon 
verboten jind, oder welche von den zujtändigen Drganen des Reli— 
gionsvereins als wejentlich erachtet werden. Bedingung der Ver— 


1) Außerordentlide Generaliynode vom 4. Dezember 1575. ©. 189— 211. 
2) Bierling in Dove's Zeitfchrift 11, 60 (1873). 

3) Weber die Entftehungsgefhichte und Auslegung diejer Beftimmungen 
Sacobfon, Ev. K. R. d. Preuß. Staats 2, 388 und 389 Anm. 10. 1866 


— 


vgl. 
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folgbarfeit des Geiltlichen it e8 außerdem, daß der wider die 
Grundbegriffe des Vereins Jaufende amtliche Vortrag den Mit- 
gliedern der Eirchlichen Ortsgemeinde, wo er gehalten wurde, Anſtoß 
gegeben hat, und dies durch eine Bejchwerde derjelben Eonjtatirt 
worden iſt. Es genügt in dieſer Hinficht jedenfalls eine Erflä- 
rung der Majorität der Gemeindeorgane, und ebenjo dürfte auch 
eine jcehriftlihe Erklärung der Mehrheit der wahlberechtigten Ge— 
meindeglieder ohne Weiteres als ausreichend anzujehen jein, wäh— 
rend dies von Erklärungen von Minderheiten nicht gilt. Denn es 
heißt im Geſetze „zum Anjtoß der Gemeine“, nicht aber „zum 
Anjtoß von Gemeindegliedern“, und es würde bei der Beachtung 
der Gefühle von Minoritäten auch eine Gränze gar nicht zu finden 
jein, da eine Berüdfichtigung bloß „erheblicher“ Minoritäten eine 
willfürliche Unterjcheidung enthielte. Uebrigens geniegen die Ueber— 
zeugungen aller Gemeindegliever unbedingten Schuß gegen gering- 
ihäßige und herausfordernde, alfo in ihrer Form anjtößige 
Aeußerungen des Predigers. 

II. Die Beobachtung der geltenden Yehr- und Gottesdienit- 
ordnung haben jowohl die Eirchlichen Behörden als auch die Sy- 
noden zu überwachen. Erklärungen der leteren über das geltende 
Recht werden jtetS eine hervorragende Bedeutung behaupten, find 
aber regelmäßig nicht maßgebende Enticheidungen ?), und noch weniger 
fommt der einzelnen Gemeinde das lette Entjcheidungsrecht zu. 

Den bäufigiten Anlaß zu Entjeheivungen über die geltende 
Lehr⸗ und Gottesdienjtordnung geben Anklagen wegen Berlegungen 
derjelben oder Einwendungen von Gemeinden gegen einen vom 
Patron Präjentirten wegen Nichtübereinjtimmung vdejjelben mit 
der Lehrordnung der Kirche. Dieje Fälle werden nach den Kegeln 
über das Disziplinarverfahren behandelt, und es entjcheiden aljo 
theils die Konfiltorien in Gemeinjchaft mit den Synodalvorſtänden, 
oder die Yandesherrn auf Antrag der Konfiitorien, in Oldenburg 
das kirchliche Dienftgericht. 

Die Generalfynoden können zwar auf Grund von Bejchwerden 
oder auch aus eigenem Antrieb ſolche Enticheidungen für nicht zu— 
treffend erklären, aber nicht aufheben. 


1) Bol. 3. B. Preußifhe General- Synodalordnung vom 20. Januar 
1806, 525..475:18: 
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2. Lehr- und Gottesdienjtordnung in den fatholifhen deutichen 
Landeskirchen. 


J. In den deutſchen Diözeſen des rechten und linken Rhein— 
ufers haben im 19. Jahrhundert die Vorſchriften der allgemeinen 
Konzilien und der Päpſte über die Lehr- und Gottesdienſtordnung 
nur mit großen Einſchränkungen in Geltung geſtanden, indem 
theils die Biſchöfe dieſer Diözeſen unter dem Schutz des Staates 
eine andere Praxis befolgten, theils die Staatsgewalt eine große 
Reihe von Glaubensſätzen und Gebräuchen der Römiſchen Kirche 
als ſtaatsgefährlich oder ſonſt mit der Staatswohlfahrt unvereinbar 
ausdrücklich verbot. Es rührt dies daher, daß die Römiſche Kirche 
ſich eine Geſetzgebungs- und Richtergewalt über zahlloſe Angelegen- 
heiten beilegt, welche der deutſche Staat als lediglich ſtaatliche 
Angelegenheiten betrachtet und betrachten muß, wenn er ſeine Sou— 
verainetät nicht den Päpſten unterwerfen will. Das Verhalten 
der Staatsgewalt im 19. Jahrhundert war aber allezeit ein wenig 
klares und konſequentes, und die Regierungen handelten faſt in 
keinem Punkt nach gemeinſamem Plan, während ihnen eine ein— 
heitliche päpſtliche Politik gegenüber ſtand. So hat ſich denn die 
frühere Praxis der Biſchöfe allmählich ebenfalls geändert. 

1. Die ſchwerwiegendſte Inkonſequenz dev deutſchen Regie— 
rungen lag darin, daß ſie es zuließen, ja ſogar theilweiſe ſelber 
vorſchrieben, daß alle Kleriker und die Dozenten an den katholiſch— 
theologiſchen Fakultäten ein eidliches Gelübde dahin ablegen, 
„Alles“ durch die heiligen Canones und die ökumeniſchen Konzilien, 
namentlich das Triventiner Konzil, Ueberlieferte, Feftgeftellte und 
Erflärte anzunehmen, zu befennen, zu lehren und zu befolgen und 
alles Entgegengejettte zu verdammen‘). Da in Deutichland die 

1) Dieſes Gelübde war für alle Klerifer vorgefchrieben durd die Kon— 
ftitution Pius IV. vom 13. November 1564 ‚‚Injunetum Nobis“. In 
einer zweiten Bulle vom nämlichen Tag „In saerosaneta“ fchrieb Pius IV. 
weiter vor, „daß Niemand Theologie, Kirchen- oder Civilrecht, Mediein oder 
Grammatif lehren, noch aud Jemand zu einem akademischen Grabe pro- 
movirt oder als Nektor, Profanzler u. vergl gewählt werben jolle, der nicht 
den Eid auf das Tridentinum geleiftet hätte“. Dieſes Gelübde enthält nicht 
bloß eine Verwerfung und Verdammung des Proteftantismus, jondern auch 
der Defrete der Konzilien von Konftanz und Bafel. 
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Canones und die Bejchlüffe des Tridenter Konzils und früherer 


Konzilien im 19. Jahrhundert ganz und gar nicht „alle“ anerfannt,,. 


jondern zu einem guten Theil vom Staat zurüdgemwiejen find, jo 
war die Zulafjung eines jolchen Eides ein Widerſpruch. 

2. Etwas folgerichtiger handelten die Regierungen bis zum 
Sahr 1848 in Bezug auf den Gehorjamseid, welchen die Päpfte 
jeit Jahrhunderten von allen Bifchöfen fordern, und worin diefe 
jtrifteften Gehorfam, Hülfe zur Aufrechterhaltung der weltlichen 
Rechte des Papjtes und Verfolgung der Ketzer geloben. Diefer 
Eid durfte vor 1848 in den meijten Staaten nur mit Auslafjung 
gewijjer Stellen geleiftet werden, auch erit nach vorausgegangener 
Leitung des jtaatlichen Verfaffungseides!). Seit 1848 Hat man die 
Anwendung des ganzen Formulars freigegeben, wie es im Bontificale 
Romanum fteht. Auch in Preußen ift e8 nicht verboten, aber 
die Konfefration eines Biſchofs (Hei welcher der Papſteid geleijtet 
zu werden pflegt) kann erit jtattfinden, nachdem der Biſchof 
vorher den Eid des Gehorfams gegen die Stantsgejee geletitet 
hat 2). 

Auch die Biſchöfe laſſen fich, wiederum mit Zulafjung der 
Regierungen, von allen Klerikern einen Gehorſamseid leiften, welcher 
im kanoniſchen Necht nicht vorgefchrieben tft, jondern nur auf all- 
gemeiner Gewohnheit und partifulären VBorjchriften beruht ?). 

3. Die auf dem Vatikaniſchen Konzil des Jahres 1370 ver— 
fündigten päpftlichen Konftitutionen, namentlich diejenige über das 
unfehlbare Lehramt, nehmen für den Papit das Recht in Anjpruch, 
auch ohne ein allgemeines Konzil Bejtimmungen über Glauben 
und Sitten zu treffen (Bd. 1, 275). Unterm 20. Januar 1877 
bat Bapit Pius IX. durch die S. Congregatio Concilii die Formel 
des Triventinijchen Befenntnißeides diefen neuen Dogmen anpafler 
layjen, und follen nunmehr alle Klerifer und alle jonjtigen bisher 
zur Yeiftung des Eides verbunden gewejenen Perſonen bejchwören, 


daß fie die Belchlüffe des Vatikaniſchen Konzils, namentlich den— 


jenigen über den Primat und die Unfehlbarfeit des Papjtes, an— 


) Die ie Srangöjifce Nationalverfammlung verbot ihn am 12. Juli 1790 
und die deutfchen Erzbifchöfe erklärten ihn in den Emfer Bunftationen von 
1786 für werwerflich. 

2) Königl. Verordnung vom 6. Dezember 1873. 

3) Kichter- Dove. 1374. S 397. Anm 14. 
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nehmen, befennen und alle entgegengejettten Anfichten verbammten, 
bet den Strafen, welche vom ZTriventiner Konzil und den Kon— 
jtitutionen des Papftes Pius IV. bejtimmt find). Damit werben 
nicht bloß die Lehrjäge der Konzilien von Konjtanz und Bajel 
und die auf denjelben berubenven (!) Erklärungen des franzöfiichen 
Klerus über die Freiheiten der Gallifanifchen Kirche (welche in 
Elfaß- Lothringen in Geltung ftehen), ſondern auch wichtige 
Slaubenslehren des Trienter Konzil8 und die Verbindlichkeit zahl- 
reicher Staatsgeſetze abgeſchworen. In welchem Umfange dies der 
Fall jet, läßt fi in der Hauptiache Schon aus dem Syllabus vom 
8. Dezember 1864 entnehmen, welcher zu den päpftlichen Ent- 
ſcheidungen über Lehre und Sitten gehört. 

Daß die Vatikaniſchen Konftitutionen in den meiftern deutſchen 
Staaten entweder unbedingt oder für den Neligionsunterricht in 
allen öffentlichen Lehranftalten verboten find, wurde im erjten Band 
bereit8 gezeigt. Es wird ſich nunmehr fragen, ob das Deutjche 
Reich ruhig zufehen wird, daß der deutſche Fatholifche Klerus und 
die öffentlichen Lehrer der Theologie und Religion mit der Leijtung 
dieſes Eides fich offen von ihrer Gehorfamspflicht gegen ven 
Staat losſagen. 

4. Das Tridentiner Konzil verordnete im Jahre 1563, 
daß der Papft die Formen für die heiligen Handlungen und firch- 
lichen Afte neu fetitellen und im Druck herausgeben folle, und daß 
diefe dann in der ganzen fatholifchen Kirche gebraucht werben 
jollten 2). Die Kirchenfprache dafür follte fortan ausfchließlich die 
lateinifche fein 3). In Vollziehung diefer Vorſchrift erjchienen nach 
und nach) folgende Sammlungen: a) Das Bontificale Roma— 
num, zuerft im Sabre 1596 von Clemens VII erlaſſen, dann 
1644 von Urban VIII. verbejiert, welches die Formularien für 
die bifhöflihen VBerrichtungen, wie Weihungen, Exkommunikationen 
u. j. w., enthält. b) Das Caeremoniale Episcoporum 
von 1600, verbefjert 1650 und 1727; ce) das Rituale Ro— 
manum von 1614, welches für die Amtshandlungen der Seel- 
forger maßgebend ijt; d) das Miſſale Romanum von 1570, 
verbejfert 1604, welches die Form der Meſſe regelt. 


2) Bering’8 Archiv für Fatholifches Kirchenrecht 1877. ©. 466—467. 
2) Sess. 25. De indice libr. 
3) Sess. 22. c. 8. und can. 9. De sacrif. missae. 
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5. Auch die päpftlichen Kanzleiregeln von 1484 enthalten 
hierher gehörige Beſtimmungen. | 

6. Die Bibel darf nur in der lateiniſchen Ueberjegung (Bul- 
gata) und zwar in der päpftlichen Redaktion vom Jahre 1593 ge— 
braucht und auch bei akademischen Vorträgen zu Grunde gelegt 
werden !). 

I. Alle Satungen der Konzilien und Päpſte über Yehre 
(Glauben), Disziplin und Gottesdienjtordnung find — joweit nicht 
jtaatliche Verbote entgegentreten — für jeden Biſchof und jonjtigen 
Klerifer abjolut buchjtäblich verbindlich; es gibt für feinen Punkt 
irgendwelche Yehrfreiheit, und fein Necht, außeramtlich abweichende 
Anfichten zu Außern. Nur Dogmen, die noch nicht definitiv feit- 
gejtellt find, können zum Gegenjtand von Unterfuchungen gemacht 
werben. 

III. Ueber die Ahndung von DVerlegungen diefer Ordnungen 
it im Abjchnitt von den Kirchenitrafen und der Disziplin zu 
handeln. 


Conc. Trid. Sessio 4. 


eo 


VI. Abſchnitt. 


Die Bentral- Behörden und Vertretungen der Landes- 
und Provinzial- Kirchen. 


I. Evangeliſche Kirchen. 
4) Zufammenjegung der Konjtitorial- Behörden, 
Shnodalvorjtände und General- und Provinzial- 
Synoden. 


Ueber die Beſchaffenheit der Behörden, durch welche das 
landesherrliche Kirchenregiment auszuüben iſt, ſowie über die 
Synodalvorſtände und die Synoden ſind ſchon im erſten Bande 
bei den einzelnen Kirchen genauere Angaben gemacht worden. Hier 
ſollen dieſe Einrichtungen noch einmal nach gewiſſen allgemeineren 
Geſichtspunkten gewürdigt werden. 


J. Die Konſiſtorialbehörden. 

1. In allen evangeliſchen Kirchen beſtehen ſeit längerer oder 
kürzerer Zeit oberſte Konſiſtorialbehörden, deren Zuſtändigkeit ſich 
über die ganze Kirche erſtreckt, nämlich: in der preußiſchen Landes— 
kirche der alten Provinzen ſeit 1848, Hannover 1866, Schleswig- 
Holſtein 1867, Konſiſtorialbezirk Wiesbaden 1867, Konſiſtorial— 
bezirk Kaſſel 1873, Bayern 1818, Sachſen 1873, Württemberg 
1806, Baden 1807, Heſſen 1832. — Subordinirte Provinzial— 
konſiſtorien ſind daneben vorhanden: in der preußiſchen Landes— 
kirche der alten Provinzen, in der enangelifch = Iutheriichen Kirche 
von Hannover, im rechtsrheiniichen Bayern und in Sachlen für 
die Oberlauſitz. 
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Generalfuperintendenten, als Auffichtsbeanmte größerer firch- 
fiher Bezirke und zugleich als ordentliche oder außerordentliche 
Mitglieder des Konfiftoriums finden fich in den meiſten Kirchen, 
fehlen dagegen in Bayern und Sachen. 

In den acht alten Provinzen Preußens waren ferner bisher 
bei jeder der 26 Bezirfsregierungen ein oder mehrere „geiftliche 
Käthe” angeftellt, deren Stellen nunmehr mit dem 1. Dftober 
1877 eingegangen jind. 

„Mediat-" oder „Unterfonfijtorien“, deren Beſetzung von 
Standesherrn. oder Stadträthen abhängt, gibt es nur noch jehr 
wenige. 

2. Die Zahl der weltlichen und der geiftlichen Mitglieder ver 
Konfiftorialbehörden ſteht fich bei manchen derſelben gleich, in den 
meijten aber überwiegt das geijtliche Element. Nach gejeßlicher 
Beitimmung muß der VBorjtand (Präfivdent, Direktor) ein weltlicher 
fein bei den Konfiftorien zu: Kiel, Wiesbaden, Kafjel, Ansbach,” 
Bayreuth, Speyer, Dresden, Stuttgart, Darmitadt. 

3. Die Mitglieder und VBorftände der Konfiltorien ſowie die 
©eneralfuperintendenten werden überall durch den Yandesherrn 
unter Kontrafignatur des Kultusminifters ernannt, nur in Sachen 
dur) die in evangelieis beauftragten Staatsminifter. Im der 
Rheinpfalz kann die Synode (wenn fie verfammelt if) Wünjche 
äußern, in Baden muß der Oberfirchenrath zufanımen mit dem 
Synodalausſchuß mit gutächtlichen Anträgen gehört werden; im 
Konfiftorialbezirt Wiesbaden bejchließt der Synodalvorſtand mit 
dem Konfiftorium, wenn es fih um die Beſetzung der Stelle des 
©eneraljuperintendenten handelt !). 


U. Die Synodalvorjtände oder Ausjchüjfe. 


1. In der Mehrzahl der deutſchen Kirchen bejtehen jolche 
Vorftände oder Ausſchüſſe mit dem Recht, nicht bloß die Konfiitorial- 
behörden zu berathen, jondern auch zufammen mit ihnen oder ohne 
fie zu bejchliegen ?). 


) K. G. und ©.D. vom 4. Juli 1877, $. 75 

2) Beim Eovangelifchen Oberkirchenrath und den Provinzialfonfiftorien 
der acht alten Provinzen follte nad dem Königl. Erlaß vom 6. März 1852 
in gewiffen Fällen eine itio in partes ftattfinden. Vgl. hierüber Richter, 
Beiträge zum Preußifchen Kirchenrecht 1865, S 36. — Dies ift nunmehr feit 
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In der Preußiſchen Landeskirche zählt der Vorftand 
der Generalſynode jteben Perjonen, nämlich einen Vorſitzenden, 
einen Stellvertreter und fünf Beifiger; diefelben werden am 
Schluß jeder orventliben Verfammlung von der Synode auf ſechs 
Jahre gewählt; die Synode ift hierbei an keinerlei Klaſſen ge- 
bunden, würde jogar außerhalb ihrer Mitte wählen fünnen. Für 
die fünf Beifiger werden auch Erfatmänner gewählt. Ferner der 
Synodalrath 25 Mitglieder, nämlich außer den fieben Mitgliedern 
des Borjtandes der Generalſynode noch weitere achtzehn, welche 
- die Generalipnode in der Weife zu wählen hat, daß aus jeder 
der acht Provinzen eine bejtimmte Anzahl genommen find, 
während im Uebrigen feine Beichränfungen in Bezug auf Mähl- 
barkeit gelten. Im den ſechs öſtlichen Provinzen der 
Landesficche beftcht der Vorſtand der Provinzialſynode aus höch- 
jteng fieben Perfonen (die Zahl wird durch einen vom evange- 
liſchen Oberkirchenrath bejtätigten Beſchluß der Provinzialfynode 
bejtimmt), nämlich einem Borfigenden oder Präfes, der geiftlich oder 
weltlich jein kann, aber der Beftätigung durch den evangelijchen 
Dberfirchenrath bedarf, und einer gleichen Zahl geiftlicher und 
weltliher Beiſitzer oder Affefforen. In Rheinland jowie in 
Weftfalen wählt die Provinzialfynode einen geiftlichen Präſes und 
als feinen Stellvertreter einen geiftlichen Affeffor, welche „Mode— 
ratoren der Provinzialfynode” heißen und deren Wahl der Be- 
jtätigung durch den evangelifchen Oberfirchenrath bedarf !). 

Der Synodalvorjtand oder Ausſchuß zählt in Hannover 
ſechs Mitglieder, nämlich drei geiftliche und drei weltliche, welche 
ihren BVorfigenden wählen. Schleswig-Holftein: drei Mit- 
glieder, nämlich der Präfident der Geſammtſynode und ein geift- 
liches und ein weltliches Mitglied. Konfiftorialbezirf Wiesbaden: 
fünf Mitglieder, nämlich der VBorfitende der Synode umd zwei 
andere bei Beginn ſowie zwei am Schluß derjelben gewählte Mit- 
glieder. Baden: vier Mitglieder, welche die Synode aus ihrer 
Mitte ohne alle Beichränfung wählt. Heſſen: ſechs Mitglieder, 


Theilnahme der Synodalvorftände um fo fiherer weggefallen, als eine ſolche 
Anordnung von Anfang an unlogiſch, undurhführbar und vielleicht jogar 
rechtswidrig war. 

1) K.O. vom 5. März 1835, 8. 46. 48. 49 Schlußfat und Geſchäfts— 
ordnung, $. 21. Jacobſon 1, 321. 
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nämlich der Prüfident der Synode, drei geiftliche und zwei welt 
liche Mitglieder. 

2. Synodalausſchüſſe mit bloß berathender Eigenfchaft be- 
ſtehen in der bayerifhen Rheinpfalz, in Sachlen und Württemberg. 
In der Rheinpfalz zählt der Ausſchuß 6 Mitglieder, 3 geiftliche 
und 3 weltliche, in Sachen ſechs Mitglieder, von denen die Hälfte 
geiftlich, die Hälfte weltlich fein muß; in Württemberg fünf Mit- 
gliever, nämlich den Präfident der Synode (den der König aus 
drei von der Shnode Vorgefhlagenen ernennt) und zwei geiftliche 
und zwei weltliche Mitglieder. | 

Im rechtsrheinifchen Bayern fehlt der Synodalausſchuß ganz. 


II. Die Synoden. A. Zujammenjegung. 


Die preußiiche Landeskirche hat eine Generalſynode und acht 
Provinzialſynoden )). Die Generaljynode zählt 197 Mit- 
glieder, nämlich 150 von den Provinzialipnoden gewählte Ab— 
geordnete; ſechs Abgeordnete der evangelijch » theologiichen Fakul— 
täten zu Königsberg, Berlin, Greifswald, Breslau, Halle und Bonn; 
die elf General-Superintendenten, welche von Amtswegen Sit und 
Stimme in der Synode haben, und 30 weitere Mitglieder, welche 
der König ohne Kontrafignatur des Kultusminifters und ohne daß 
eine Beichränfung auf Klaſſen oder Provinzen jtattfünde, ernennt. 
Die einzelnen Provinzen find in der Generalfynode annähernd 
nad Maßgabe der Zahl ihrer evangeliichen Bevölkerung vertreten, 
indem zu wählen haben: die Provinzialfynode der Provinz Preußen 
(Dit- und Weftpreußen) 24 Abgeoronete, die von Brandenburg 27, 
Pommern 18, Pojen 9, Schlefien 21, Sachſen 24, Wejtfalen 12, 
Rheinprovinz 15. Für das Verhältnig des geiftlichen und welt» 
lichen Elements ijt die Vorſchrift enticheivend, daß die von der 
Provinzialipnode Gewählten zu einem Drittel Geiftliche jein müſſen, 
welche in geiftlichen Aemtern innerhalb der Provinz angeftellt find, 
zu einem Drittel Weltliche, welche innerhalb der Provinz in einem 
Kirchengemeinderath oder einer Kirchengemeindevertretung oder im 
Kreisipnoden oder der Provinzialſynode dienen oder gedient haben, 
während das lette Drittel aus der ganzen Landeskirche und ohne 

) General-Synodalordnung vom 20. Januar 1876, $. 44—46. Staats: 
gefets vom 1. Juli 1876, Art. 3. 
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alle Beihränfung auf Klaſſen gewählt werben darf. Die Stärfe 
des geijtlichen und weltlichen Elements wird alfo davon abhängen, 
welchen Gebrauch die Provinzialſynoden von letzterer Wahlfreiheit 
machen werden, und von der Art der Ausübung des föniglichen 
Ernennumgsredts. 

Die Provinztalipnoden haben in der fechs öſtlichen 
Provinzen eine wefentlich andere Gejtalt als in Nheinland und in 
Weitfalen. In den Provinzen Preußen, Pommern, Pojen und 
Schlefien zählt die Provinzialfynode höchſtens 123, in Branden- 
burg und Sachjen höchſtens 141 Mitglieder. Hiervon werden in 
den erjtgenannten Provinzen 105 in 35 Wahlfreifen, in Branden- 
burg und Sachſen 120 in 40 Wahlfreifen gewählt und zwar 
durch die Kreisiynode over die zu dieſem Zweck verbundenen Kreis- 
ſynoden. Je einen Abgeordneten fendet die enangelifch-theologifche 
Fakultät der Provinz aus ihrer Mitte, diejenige zu Breslau ſo— 
wohl für die Provinzialfynode Schlefien als für die Provinzial 
ſynode Pofen. Endlich kann der König zu jeder Provinzialfynode 
Mitglieder ernennen, deren Zahl den fechsten Theil der von den 
Wahlkreifen gewählten Abgeordneten nicht überfteigen darf. Jeder 
Wahlkreis wählt zwei Abgeordnete, einen geiftlihen und einen 
weltlichen, und zwar den erjteren aus der Zahl der innerhalb des 
Wahlfreifes in geiftlichen Nemtern der Larivesfirche angeftellten 
Geiftlihen, den weltlichen Abgeoroneten aus folchen Angehörigen 
des Wahlfreifes, welche in einem Kirchengemeinderath oder einer 
Gemeindevertretung oder in einer Kreisſynode des Wahlkreifes zur 
Zeit dienen oder früher gedient haben. Außerdem wird ein Drittel 
aller Abgeordneten (alſo 35 refp. 40) noch von den an evange- 
licher Seelenzahl ftärferen Wahlkreiſen hinzugewählt, und zwar 
können diefe aus dem ganzen Brovinzialbezirf genommen jein, 
und dürfen ebenfowohl Laien als Geiftliche fein. Von der Art 
und Weife, wie diefe volfreicheren Wahlkreife fich ihres Wahlrechts 
bedienen, wird mithin das Verhältniß des weltlichen und des geiſt— 

lichen Elements auf der Provinzialfynode wejentlih abhängen. 
Die Rheiniſche Provinzialſynode zählt 79 Mitglieder, näm- 
lid) 26 Superintendenten, 26 geiftliche und 26 meltliche Abgeord- 
nete der ebenjovielen Kreisiynovden und einen Abgeoroneten der 
evangeliich= theologischen Fakultät zu Bonn. Die Geijtlichen ge— 
bieten aljo über zwei Drittel der Stimmen und außerdem können 
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die weltlichen Abgeoroneten nur aus den gegenwärtig als Aelteſte 
oder Diafonen dienenden Kirchenmitglievern des Kreiſes genom- 
men werden. Eine Berüdfichtigung der Seelenzahl fehlt völlig, 
und es gilt auch fein Fönigliches Ernennungsrecht. — Aehnlich tft 
es auch in Weftfalen‘). 

Die Yandesipnode der evangelijch-lutherijchen Kirche der Bro- 
vinz Hannover beitehbt aus 74 Mitgliedern, nämlich 58 Ab- 
geordneten der 29 Wahlfreije, dem Präfiventen des Yandeefon- 
jiftoriums, dem Abt zu Lolfum (welcher Mitglied des dortigen 
evangeliſchen Predigerjeminars ijt), einem von der theologiſchen 
Fakultät zu Göttingen aus ihrer Mitte geſendeten Abgeorpneten, 
einem vom König aus der jurijtiichen Fakultät daſelbſt Ernannten, 
und weiteren zwölf vom König unter Kontrafignatur des Kultus: 
minijters zu Ernennenden, welche zur Hälfte geiftlich, zur Hälfte 
weltlich jein müfjen. In jedem der 29 Wahlfreije bilden die ver- 
einigten Kreisſynoden die Wahlkörperichaft, wählen je einen Geijt- 
lichen und einen Weltlichen, und dürfen hierfür aus der ganzen 
Kirche wählen, wobei auch diejenigen Yutheraner als Angehörige 
der Kirche gelten, welche in der Provinz Hannover ihren Wohnjig 
haben, ohne Mitglied einer Gemeinde zu jein 2). 

Die Schleswig-Holjteinifhe Geſammtſynode hat feine 
fejte Mitgliederzahl, jondern dieje richtet fich nach der jeweiligen 
Bevölkerung. Jeder der 20 Wahlfreife wählt einen geiftlichen und 
einen weltlichen Abgeoroneten, Wahlkreife von 30— 50,000 Ge- 
meindeangehörigen noch einen dritten, jolche won 50,000 und mehr 
noch einen vierten, welche letteren geijtlich oder weltlich jein 
dürfen. Für alle weltlichen Abgeordneten genügt „Fähigkeit“ zum 
Aeltejtenamt. Einen Abgeordneten endet noch die theologijche 
Fakultät zu Kiel und acht ernenut der König; endlich jigen die 
beiden Generaljuperintendenten von Amtswegen in der Shnode, 
ſodaß ſich eine Gejammtheit von über 70 ergibt. 

Die Bezirksſynode des Konfiftorialbezirts Wiesbaden 
(Naſſau) zählt gegen 40 Mitglieder, nämlic einen weltlichen und 
einen geiltlichen Abgeordneten jeder der 15 Kreisipnoden, etlihe 


) K.O. vom 5. März 1835, 5. 44, und Zuſätze vom 25. März 1853. 
Müller, ©. 89. (1873) 
2) KB. und S. O. vom 9. Oftober 1864, $. 70. Lohmann, ©. 73 oben. 
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Abgeordneten der volfreicheren Synodalfreife, ferner den General- 
fuperintendenten und vier vom Landesherrn Berufene !). 

Die vereinigte &eneralipnode der protejtantifefen Kirche 
Bayerns rechts des Rheins zahlt 129 Mitglieder, nämlich 
einen geiftlichen und einen weltlichen Abgeoroneten jeder der 64 
Didzefanfynoden und einen Abgefandten der theologiichen Fakultät 
zu Erlangen. Dem Könige fommt ein Ernennungsrecht nicht zu, 
aber alle Wahlen bebürfen der Beitätigung des Königs auf Vor— 
trag des Kultusminifters. Zum weltlichen Abgeordneten tft jeder 
Angehörige der Diözeſen wählbar, welcher die Fähigkeit zum Kirchen- 
vorjtandsmitglied befikt. 

Die Generalfynode der bayeriichen Aheinpfalz befteht aus 
64 Mitgliedern. Davon wählt jede der 16 Diözeſanſynoden zwei 
weltliche und zwei geiftliche, und zwar kann fie zu getjtlichen Ab— 
geordneten jeden Pfarrer der ganzen pfälzifchen Kirche, zu welt— 
Yichen jedes weltliche Mitglied dieſer Kirche wählen. 

Die Landesſynode des Königreih8 Sachſen zahlt 73 Mit— 
glieder, nämlich 33 geiftliche und 40 weltliche. Hiervon werben 
61 von den firchlichen Wahlkreijen für zwei Landesſynoden (aljo 
ordentlicherweife auf zweimal fünf Jahre) gewählt, jo jedoch, daß 
nach jeder Synode die Hälfte austritt und durch Neuwahlen er— 
ſetzt wird. Einen: Abgeoroneten jendet die theologische Fakultät 
zu Leipzig aus ihrer Mitte, einen, die juriltiiche aus der Zahl 
ihrer Kirchenrechtslehrer, zehn (und zwar fünf Geiftliche und fünf 
Laien) ernennen die in evangelieis beauftragten Staatsminijter, 
Alles nur für Eine Synode. 

Die württembergifche Landesſynode zählt 57 Mitglieder, 
nämlich 50 Abgeoronete ver Defanatsijynoden, einen Abgeoroneten 
der theologiſchen Fakultät zu Tübingen und drei geiftliche und 
dret weltliche vom König nach) Vernehmung des Konfiitortums Er» 
nannte. — Nur die einzige Dekanatsſynode Stuttgart jendet jedes- 
mal einen geijtlichen und einen weltlichen Abgeorpneten, die übrigen 
48 nur Einen, nämlich in einem Wechjel von fünf Jahren das 
eine Mal einen Geiftlichen, das nächte Mal einen Weltlichen (I). 


2) 8.6. vom 4. Juli 1877, ©. 65. 67. Ueber Liturgie, Katechismus, 
Geſangbücher und Agenden für die unirten Gemeinden haben nur die Ver— 
treter diefer abzuftimmen, über ſolche für die übrigen Gemeinden nur die 
Bertreter diefer. ($. 71. 72 Nr. 13.) 

Thudichum, Kirchenrecht. II. 7 
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Die Generalipnode in Baden beiteht aus 56 Mitglievern, 
nämlich 48 Abgeorpneten, dem evangeliichen Prälaten und jieben 
vom Großherzog Ernannten, unter welchen fich ein Mitglied der 
theologischen Fakultät zu Heidelberg befinden muß. ine wichtige 
Eigenthümlichkeit beteht darin, daß die 24 geiftlichen Abgeordneten 
von den Geijtlichen allein und die 24 weltlichen Abgeordneten 
von weltlihen Wahlmännern allein gewählt werden. 

Die heſſiſche Landesſynode zählt 54 Mitglieder, nämlich 
23 geiftliche und 23 weltliche Abgeordnete der Dekanatsſynoden, den 
evangelijchen Prälaten und fieben vom Großherzog Ernannte (drei 
geijtliche und vier weltliche). 


B. Berufung und Schließung der Synoden. 
Geſchäftsordnung derjelben. 


1. Ale Synoden treten nur auf Berufung zufammen. Die 
preußtiche Generaljynode wird alle jechs Jahre zu ordentlicher 
Berfammlung vom König berufen; eine außerordentliche Verſamm— 
fung erfordert vorausgehende Anhörung des Synodalvorſtandes. 
Die Berufung der Provinzialſynoden und der Synoden für Schleg- 
wig- Holjtein und Wiesbaden erfolgt alle drei Jahre, und zwar 
durch das Konfiftorium nach Vereinbarung mit dem Shynodalvor- 
itand, in Rheinland und Wejtfalen durch den Präſes. Nur in 
Hannover ijt zu der alle jechs Jahre jtattfindenden Berufung der 
Yandesiynode Genehmigung des Kultusminifters erforderlich. — 
Die Generaliynode des vechtsrheinifchen Bayern und der bayeri- 
ichen Aheinpfalz treten alle vier Jahre nach Anordnung des Ober- 
fonfiftoriums zu München, beziehungsweije des Konfijtoriums zu 
Speyer, zufammen. Außerordentliche Berufungen erfordern überall 
Genehmigung der höheren Behörden oder des Yandesherrn. Die 
ſächſiſche Landesſynode wird mindeſtens alle fünf Jahre durch die 
in evangelieis beauftragten Staatsminijter, die württembergiiche 
je im vierten Jahr, die badiſche und Heffifche je im fünften durch 
den Landesherrn berufen. 

2. Die. General oder Gejammtiynoden fünnen vom Yandes- 
herrn oder den zur Berufung zuftändigen Behörden jederzeit ge- 
ichloffen werden. Auch Vertagungen find meijtens zuläſſig. Das 
gegen fehlt fajt überall der Kirchenregierung das Necht, eine Synode 
aufzulöſen und Neuwahlen anzuoronen; nur in Baden und Heſſen 
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hat der evangeliſche Yandesherr das Recht, die Landesſynode auf- 
zulöfen, mit dev Wirkung, daß Neumahlen fowie neue Ernennungen 
jtattfinden und die neue Shnode innerhalb Jahresfriſt einberufen 
(verfammelt) werden muß). 

3. Vorſitz und Leitung der Gejchäfte fommt den gewählten 
itändigen Synodalvorſtänden zc. zu (vgl. oben ©. 92). Im rechts- 
rheiniſchen Bayern werden die Verhandlungen der Generaliynoden 
von einem hierzu abgeoroneten Mitglied des Oberkonfiftoriums 
zu München geleitet 2). 

4. Den Situngen der Synoden fünnen faft überall Vertreter 
der Staatsregierung zur Wahrung der Staatsinterefjen, und ebenjo 
Vertreter der Kirchenregierung beimohnen und jederzeit das Wort 
ergreifen. 

5. Faſt alle Synoden befchließen endgiltig über bie Legiti— 
mation ihrer Mitglieder. 

6. Die preußiiche Generaliynode iſt beichlußfähig bet Anweſen— 
heit der Mehrheit der gejeglichen Zahl der Mitglieder. Die Be— 
ihlußfafjung erfolgt mit abjoluter Mehrheit der abgegebenen Stim— 
men. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. — 
Aenderungen der Kirchenverfaffung in Bezug auf die Zuſammen— 
jegung oder die Befugniffe ver Gemeindeorgane oder der Synoden 
fünnen nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen 
Stimmen in der Generalſynode beichloffen werden. Die Shynoden 
für Hannover, Schleswig - Holjtein und die bayeriſche Nheinpfalz 
jind in allen Fällen ohne Ausnahme bei Anmwejenheit ver Hälfte 
ihrer Mitglieder beichlußfähig, und zu einem Beſchluß genügt ab- 
jolute Mehrheit der Anwejenden. Durch die Anwefenheit von 
zwei Dritteln der Mitglieder ift die Bejchlußfähigfeit bedingt: in 
den acht preußiichen Provinztalfynoden, in der Bezirksiynode Wies- 
baden, in der Generaliynode des vechtsrheinischen Bayern, in Sach— 
ien, Württemberg, Baden und Heſſen. Negelmäßig entjcheivet ab- 
jolute Mehrheit der Abftimmenden oder der Anwejenden. In Baden 
bedürfen Aenderungen der VBerfafjungsgefege einer Mehrheit von 


1) Badifhe K. V. vom 5. September 1861, 8. 83. Heſſiſche K. V. vom 
6. Januar 1874, 8. 110. 
2) Edikt vom 26. Mat 1818 über die innern kirchlichen Angelegenheiten 
der proteſt ©. ©., 8. 7. 
7* 
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zwei Dritteln der Stimmen der Anwejenden; in der naſſauiſchen 
Bezirksſynode ift dies in Bezug auf zwei Verfafjungsbejtimmtungen 
vorgeſchrieben y. In Württemberg und Heſſen fünnen Aenderungen 
der kirchlichen Verfaſſungsgeſetze ſowie der Gottesdienftordnung 
und der Firchlichen Bücher jogar nur bei Anwefenheit von drei 
Dierteln der Mitglieder und mit Stimmenmehrheit von zwei 
Dritteln der Anweſenden bejchlojjen werden (!), was Reformen in 
ungebührlicher Weiſe erichiwert 2). Für Wahlen gelten metjtens noch 
befondere Regeln und genügen namentlich relative Mehrbeiten. 

7. Eine zweimalige Berathung und Beichlußfaffung muß in 
der preußtichen Generalſynode jtattfinden, wenn es fich um Kirchen- 
gefege oder um Bewilligung neuer Ausgaben 3) handelt; und all- 
gemein tjt fie vorgejchrieben für alle Beichlüffe der Geſammtſyhnode 
für Schleswig - Holjtein 9. 

8. Volle Deffentlichkeit der Verhandlungen, vorbehaltlich der 
naturgemäßen Ausnahmen, ift für die meisten Synoden Firchen- 
gefetlich vorgejchrieben, für andere durch die Gejchäftsordnung be— 
jtimmt. 


$. 118. 
2. Zuftändigfeiten der Konſiſtorialbehörden und der Synodalorgane, 


Es ijt hier nicht der geeignete Ort, um über die Zujtändig- 
feit der kirchlichen Behörden und Vertretungen genauere Angaben 
zu machen, da dies vielmehr in die einzelnen Yehren gehört, wo 
die Frage zu beantworten iſt, in welchen Fällen die Konfijtorial- 
behörven allein zu verfügen umd zu entjcheiden haben, und in welchen 
dagegen Vorſtände oder Ausichüffe der Synoden mitwirken, wann 
ferner ihr Verfügungsrecht ein jelbjtändiges ift, oder Die Zuftim- 
mung des Landesherrn oder des Kultusminifters hinzukommen muß, 
oder ihre Anträge nur die Bedeutung von Gutachten haben. Um 


1) Bad. K. V. vom 5. Sept. 1861, $. 76. — Wiesbaden 8.G. und 
S. O. vom 4. Juli 1877, $. 72 vorletzter Abſatz. 

2) Württemberg 20. Dez. 1867, 8. 23 und 24. Heſſen 6. Jan. 1874, 
8. 102. Weit zwedmäßiger die Beftimmungen der revidirten Geſchäftsordnung 
für die pfälzifche Generaliunode von 1877, $. 38 —41. 

8) Preußiſche G.S.O. vom 20. Jan. 1876, 8. 34, Abſ. 4. Staatsgeſetz 
vom 3. Juni 1876, Art, 14. 

9 K. G. und S. O. vom 4. Juli 1876, 8. 103. 
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jedoch eine Ueberjicht über das gegenwärtige Verhältnig der ver- 
ſchiedenen Behörden und Vertretungen zu gewinnen, dürfte eine 
furze Zufammenjtellung der in den einzelnen Abjchnitten betvach- 
teten Zuständigkeiten geeignet fein, wobei vorausgejegt wird, daß 
man das Genauere in jenen Abjehnitten nachjehe. Wir faljen im 
Folgenden zunächſt Die geſammte preußiſche Landeskirche der acht 
alten Provinzen ind Auge, dann die preußiichen a 
nebjt den übrigen deutſchen Yandeskirchen. 


I Preußiſche Landesfirhein ihrer Geſammt— 
beit. 


1. Dem Präfidenten des Oberfirchenrathbs kommen folgende 
bejonvere Befugniffe zu: a) Durch jeine Unterjchrift (Kontra- 
jignatur) den von der Generalſynode angenommenen und vom 
König genehmigten landesfirchlichen Geſetzen die nöthige Beglau— 
bigung zu geben‘), b) durch feine Unterjchrift mit Siegel jchrift- 
lichen Willenserklärungen, welche die Landeskirche Dritten gegen- 
über vermögensrechtlich verpflichten, die nöthige Beglaubigung zu 
geben 2). E) Ueber Anträge des Kultusminijters auf Ernennung 
von Mitgliedern des Oberkirchenraths fich gutachtlich zu äußern >). 
d) Ber den Verſammlungen der Generaliynode als Königlicher 
Kommiſſar die Zuftändigfeiten des oberſten Kirchenregiments 
wahrzunehmen). e) Er kann in unmittelbaren und mündlichen 
Derfehr mit dem König treten und mit allen Staatsbehörden 
direft ohne Vermittelung des Kultusminijters forrejpondiren >). 

2. Zu den wichtigeren Amtsbefugniffen, welche dem Ober- 
firchenrathsfollegtum ohne Zuziehung des General - Synodalvor- 
itandes zukommen, gehören: a) Die Herausgabe des Firchlichen 
Geſetz- und Verordnungsblattes, worin jowohl die landeskirchlichen 
als die provinzialfirchlichen Gejege zur Verkündigung fommen ®). 
b) Erftattung von Gutachten bei Bejegung erledigter Stellen in 


) ©.©.D. vom 20. Jan. 1876. $. 6, Abf. 1. 

?) Staatsgefeg vom 3. Juni 1876, Art. 19. 

3) Bd. 1, 236. 

+) G. S. O. vom 20. Ian. 1876, $. 26. 

5) Bgl. Bd. 1, 238. 

9% ©.©.D. vom 20. San. 1876, 8. 6, Abſ. 4. Stantögefeg vom 
3. Sumi 1876, Art. 13, Abf. 3. u. 4, 
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den Provinzialkonſiſtorien (welche unter Kontrafignatur des Kultus- 
mintjters erfolgt). c) Ernennung der Superintendenten mit Ge— 
nehmigung des Königs. d) Verwaltung mehrerer Eirchlichen Stif- 
tungen (Fonds). e) Entſcheidung über Beſchwerden gegen Firchliche 
Berwaltungsmaßregeln, jomeit die Entjcheidung nicht anderen 
ſtaatlichen Behörden vorbehalten ift. f) Gutächtliche Aeuße— 
rung bei Anftellung von ordentlichen und außerordentlichen Pro- 
fefforen ver Theologie und der Direktoren der Schullehrerjeminarien 
in den acht alten Provinzen, joweit e8 fich um Lehre und Be- 
fenntniß derjelben handelt. 

x 9. In Berftärkung durch den General- Synodalausichuß hat 
das Dberfirchenrathsfollegium folgende Befugniſſe: a) Es jtellt 
die Namens der Kirchenregierung der Generalfynode vorzulegenden 
Gejetentwürfe fejt!), b) befchließt die zur Ausführung der landes- 
firchlichen Gejete erforderlichen Inftruftionen, c) macht zur Be— 
jegung erledigter General- Superintendenturen dem Könige Vor— 
ichläge, d) entjcheivet in der Rekursinſtanz über Einwendungen der 
Gemeinde gegen die Lehre eines zum Pfarramt Defignirten, und 
über Beſchwerden eines Geiftlichen wegen eines gegen ihn gefällten 
Disziplinarerfenntniffes, e) vertritt die evangeliſche Landeskirche 
in ihren vermögensrechtlichen Angelegenheiten 2). Es beräth und 
beſchließt endlich in anderen Angelegenheiten der Firchlichen 
Gentralverwaltung von vorzüglicher Wichtigkeit, wenn der Ober: 
firchenrath Die Zuziehung des Synodalvorſtandes für angemejjen 
erachtet hat. HR 

4. Selbjtändig beichließt der Vorſtand der Generalſynode über 
folgende Angelegenheiten °): a) Ueber von ihm in der General- 
ſynode einzubringende Gejegentwürfe; b) über Anträge des Dber- 
firchenraths an den König auf Erlafjung provijoriicher Kirchen- 
gefete, jo daß ohne jeine Zuftimmung ein jolches Kirchengejets nicht 
erlaffen werden kann; c) über beim Oberkirchenrath anzubringende 
Anträge auf Befeitigung von Mängeln, welche bei der Firchlichen 
Verwaltung hervortreten; d) er prüft.die Jahresrechnungen über 


1) G. S.O. vom 20. San. 1876, $. 36, Abi. 2. 

2) G. S. O. vom 20. San. 1876, $. 36, Nr. 4. Gefeß vom 3. Juni 
1876, Art. 19. 

3) &.5.D. vom 20. Jan. 1876, $. 34. 
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die vom Dberfirchenrath verwalteten Stiftungen und ertheilt die 
Entlaftung y. e) Er verwaltet die General» Synodalfafje 2). 

5. Der Synodalrath wird jährlich einberufen, um mit dem 
Dberkirchenrath über jolche Aufgaben und Angelegenheiten der 
Landeskirche zu berathen, in welchen die Kirchenregierung zur Felt 
jtelung leitender Grundſätze den Beirath vejjelben für nothwendig 
erachtet ?). 

6. Die Generalſynode nimmt enticheivenden Antheil an der 
firchlichen Gefetgebung und der Feſtſtellung kirchlicher Ausgaben, 
Umlagen u. ſ. w. Sie überwacht auch die propinzialfirchliche Ge— 
jeßgebung und kann Wünfche und Beſchwerden an die Kirchen 
rvegierung bringen). Sie wählt den Vorſtand der Generalipynode , 
und den Synodalrath, bejchließt über die Legitimation ihrer Mit- 
glieder und vegelt ihren Geſchäftsgang. 


I. Preußifhe Provinzialkirchen und übrige 
deutſche Landeskirchen. 


1. In welchen Fällen die Konſiſtorien allein und in welchen 
fie zufammen mit dem Synodalausſchuß zu beſchließen haben, läßt 
ſich bei einer Weberficht über fo viele Kirchen nicht in Kürze an— 
geben; e8 mag genügen, die Angelegenheiten zu bezeichnen, auf 
welche fich die Zuftändigfeit der Konfijtorien oder der verjtarkten 
Konfiftorien überhaupt bezieht, und diefe find: a) Prüfung der 
Kandidaten für das Predigtamt, b) Strich aus der Kandidatenliſte 
und Entfernung aus dem Amt wegen Lehrabweichungen, e) Be— 
jtellung von Pfarrgehilfen, Pfarrverwejern und Defanatsverwejern, 
d) Beitätigung der von Privatpatronen oder politiichen Korpo— 
rationen präfentirten Pfarrer, e) Beftätigung der von Kirchen- 
gemeinden gewählten Geijtlichen, k) Belegung der Pfarrämter, 
welche vom Kitchenregiment frei verliehen werden, g) Entſcheidung 
über die freiwillige und unfreiwillige Verfegung von Geiſtlichen in 
den Ruheſtand (Emeritirung) und Beitimmung des Nuhegehalts 





1) G.S. O. vom 20. Ian. 1876, $. 11 u. 34, Nr. 6. — Geſetz vom 
3. Juni 1876, Art. 18. 

2) G S. O. vom 20. Ian. 1876, 8. 34, Nr. 6. Gefes vom 3, Juni 
1876, Art. 18. 

3) G. S.O. vom 20. Jan. 1876, 8. 37 

+) 6.6.09. vom 20. Ian. 1876, $. 17; $. 34, Nr. 2. 
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des Emeritirten, h) Ausübung der Disziplinargewalt über die 
ſämmtlichen Pfarrer, Hilfsgeiitlichen und Kandidaten, i) Ausübung 
der Disziplinargewalt über Mitglieder der Kirchenvorjtände und 
Kreisipnodalausichüffe, k) Verhängung von Kirchenjtrafen über 
Gemeindeglieder, 1) Auflöfung von Gemeindevertretungen, m) Bes 
rufung der Provinzialfynoden und außerordentliche Berufung der 
Kreisiynoden, n) Ueberwachung des evangelifchen Religionsunter- 
richts in den öffentlichen Yehranjtalten, 0) Verwaltung des allge 
meinen bezw. provinziellen Kirchenvermögens und Ueberwachung der 
Bermögensverwaltung der Kirchenfreife und Kirchengemeinden. In 
vielen diejer Angelegenheiten entjcheiven die preußifchen Provinzials 
konſiſtorien nur in erjter Injtanz, während die übrigen Konſiſtorien 
nur das Recht zu Anträgen haben. Einzelne Konfiftorien, wie 
diejenigen in der Provinz Hannover, in Württemberg, haben die 
Yeitung des gejammten evangelifchen Volksſchulweſens. Ferner 
werden in einigen Staaten bei der Bejegung von Profefjuren an 
den theologiichen Fakultäten und über ven Studienplan an den- 
jelben die Konfiftorien mit Gutachten gehört. Die Ehegerichts- 
barfeit der Konfijtorien oder die Theilnahme von Mitgliedern des 
Konfiitoriums an derſelben ijt weggefallen; im einigen Kirchen 
haben neue Kirchengeſetze venjelben aber die Entſcheidung über bie 
„kirchliche“ Zuläffigkeit ver Ehe beigelegt. 

2. Selbjtändig zu bejchließen und zu verfügen haben die Vor— 
jtände oder ſtändigen Ausjchüffe der Synoden nur in minder wichs 
tigen Angelegenheiten. Bon bejonderem Gewicht ift das Amt des 
Präjes in allen acht Provinzen der preußiſchen Landeskirche. 

3. Die General» Superintendenten!) (welche in Bayern und 
Baden ganz fehlen) find meiftentheils von Amtswegen Mitglieder 
des Konfijtoriums, im Preußen zugleich Stellvertreter des Vor— 
figenden, oder jogar mit dem Vorſitz beauftragt. Ferner haben 
fie vielfach von Amtswegen Sitz und Stimme in der Synode ?). 
Sie fünnen in den Kreisſynoden erjcheinen, das Wort ergreifen 
und Anträge jtellen 3). Ihre Hauptaufgabe ijt die Aufficht über 


Y Jacobſon 1, 193. Boche-Altmann 1875, ©. 332—334. Vogt 1,191. 
Heſſiſche K.B. vom 4. Ian. 1874, $. 132. 

2), Aheinland-Weitfalen 5. März 1835, 8. 148 und Zuſatz von 1853. 

3) Preußen 10. Sept. 1873, 8. 56. 
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die gejammten kirchlichen Verhältnijje ihres Sprengels, zu welchen 
Zwede fie von Zeit zu Zeit j. g. „Viſitationen“ vornehmen, na- 
mentlich auch Prüfungen der Amtsführung der Superintendenten 
(Defane). In Nheinland und Wejtfalen nimmt der (geiftliche) 
Synodalaſſeſſor an den Viſitationen Theil. In Preußen ift ihnen 
ferner die Beauffichtigung des evangeliſchen Neligionsunterrichts 
der höheren Lehranftalten übertragen !). 

4. Der Wirfungsfreis der acht preußiichen Provinzialiynoden 
gleicht demjenigen der übrigen Synoden, nur daß ihr Antheil an 
ver kirchlichen Geſetzgebung ein eingeſchränkterer iſt, wofür fie aber 
auch die Abgeordneten zur Generalſynode wählen. a) Außer der 
Theilnahme an der Eirchlichen Gefeggebung, wovon bereits im 
eriten Band gehandelt worden tjt, fommt den Synoden eine Mit— 
wirkung bei der Bewilligung gewiljer Firchlicher Ausgaben und 
Umlagen zu. b) Sie haben das echt, firchliche Geſetze vorzu- 
ichlagen, Wünfche und Bejchwerden zu äußern und über Firchliche 
Berhältniffe Auskunft zu fordern. c) Sie bejchließen über ihre 
Geſchäftsordnung und entjcheiven über die Yegitimation ihrer Mit- 
glieder. d) Sie wählen den Borjtand oder Ausjchuß der Sy— 
node, welcher an wichtigeren Maßregeln der Kirchenverwaltung 
theilnimmt. e) Die preußiichen Provinzialiynoden und einige andere 
jind berechtigt, aus ihrer Mitte zwei bis drei Abgeordnete in die 
firchlichen Prüfungsfommijfionen zur Prüfung künftiger Oeiftlichen 
zu jenden. 


I) Inſtruktion vom 14. Mai 1829, $. 6, Lit. g. In Preußen und Naſſau 
haben im 19. Jahrhundert mande Generalfuperintendenten für ihre Perfon 
den Titel „Biſchof“, einer jogar einmal den Titel „Erzbiſchof“ erhalten; 
auch fehlte e8 nicht am Beftrebungen, ihre Amtsgewalt derjenigen der fatho= 
liſchen Biihöfe zu nähern, was feinen erfennbärften Ausprud darin fand, 
daß die Vornahme der Ordination entgegen dem früheren Herfommen ben 
Generaljuperintendenten vorbehalten wurde. In Württemberg führen die 
Generalfuperintendenten nach altem Herfommen den Titel „Prälat” und 
haben noch Sit und Stimme in der Abgeordnnetenfammer; in Baden und 
Helfen führt diefen Titel der vom Landesherrn zum Mitglied der erften 
Kammer ernannte Geiftliche. 
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II. Katholiſche Landeskirchen. 


SAID. 


1. Zuſammenſetzung der Zentralbehörden und Vertretungen Der 
Bisthümer und Kirchenprobinzen. 


“ 


Die deutihen Fatholifchen Yandesfirchen haben durch die 
Staatsgejetgebung des 19. Jahrhunderts eine ganz neue Drga- 
niſation jowohl der kirchlichen Behörden wie auch theilweiſe der 
firchlichen Vertretungen erhalten. Die Staatsgefege haben hierbei 
wejentli nur die Sorge für zwedmäßige Beſetzung der Firchlichen 
Aemter und geficherte Nechtsitellung der Geiftlihen jowie für eine 
geregelte VBermögensverwaltung im Auge gehabt. Eine Mitwir— 
fung der Gemeinden und des Pfarrflerus bei der Regelung von 
Slaubensangelegenheiten und der Gottesdienftordnung fordern fie 
überall nicht. Durch jene Staatsgefege iſt die Anwendbarkeit 
vieler einzelnen und gewifjer fundamentaler Sätze des Kanonijchen 
Rechts für die deutfchen Staaten verneint, namentlich des Grund- 
jatzes, daß die römiſch-katholiſche Kirche ausschlieplich vom Klerus. 
und zwar von Papſt, Karbinälen, Metropoliten, Biſchöfen und 
Drdensoberen regiert werde, ohne jede enticheidende Mitwirkung 
der gewöhnlichen Priejter oder der Yaten, namentlich gar der 
Ketzer. 

Ein Menſchenalter hindurch wurde auf dieſer Grundlage ein 
friedlicher, für das Wohl der katholiſchen Bevölkerung förderſamer 
Zuſtand herbeigeführt, dank des durchgreifenden ſtaatlichen Ein— 
fluſſes auf die Beſetzung aller geiſtlichen Stellen, auf die Vor— 
bildung des Klerus, auf die geſammte kirchliche Verwaltung, na— 
mentlich auch dank des dem niederen Klerus gewährten ſtaatlichen 
Schutzes. Seit faſt 40 Jahren aber ſchon, ſeitdem der preußiſche 
Staat den päpſtlichen Anmaßungen gegenüber zurückzuweichen an— 
fing und das Jahr 1848 dann die frühere Staatskirchengeſetz— 
gebung in ihren Grnndlagen umjtürzte, befinden fich die deutſchen 
Biſchöfe und jeit 20 Jahren auch der niedere Klerus in einem 
ununterbrochenen Kampfe mit der Staatsgewalt, welcher mit der 
Verkündigung der päpftlichen Unfehlbarkeit zu einem Kampfe um 
die Criftenz geworden tft. Ob der frühere Frieden fich wieder— 
berftellen ließe, wenn der Staat alle die Nechte, die er vor 1840 
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übte, wieder an jich ziehen würde, mag bezweifelt werden; für 
ung jteht e8 jicher, daß es bet den viel eingejchränfteren Rechten, 
die er jest, auch nach den Maigejegen von 1873 und ihren Nach- 
trägen, befitt, unmöglich ift. Die gegenwärtig geltenden Rechts— 
grundſätze, welche wir im Folgenden darzujtellen haben , ftehen in 
Hauptpunkten gegenwärtig nicht in thatjächlicher Wirkjamfeit und 
werben fchwerlich das Necht der Zukunft bleiben fünnen, was ihre 
fihere Kenntniß freilich nicht überflüffig ‚machen kann. 

1. Mit der Xeitung der im Deutichen eich beſtehenden 
25 Erzbisthümer und Bisthümer find fünf Erzbifchöfe, ſechs exemte 
Biſchöfe und 14 Suffragan- Bijchöfe beauftragt, wozu noch ver 
Biſchof der Altkatholifen und einige apoftolifche Vifare fommen t). 

2. Am Site aller deutichen Erzbiſchöfe und Biſchöfe beiteht 
ein Domfapitel (capitulum), deſſen Berjonal aber weit kleiner 
ist, al8 das der Domkapitel zur Zeit des ehemaligen Reichs, und 
welches namentlich auch nicht mehr wie damals vorzugsweije 
Adelige zählt. Die preußiichen Domkapitel der alten Provinzen 
haben zunächit zwei höhere Würden (dignitates), nämlich die des 
Propjtes oder Dompropites (praepositus) als erjte und die des 
Defans oder Domdefans als zweite (welche nur in Gneſen fehlt); 
jodann eine Anzahl ordentlicher Kanonifate (canonicatusnumerarü), 
deren Inhaber an allen Gejchäften des Kapitels theilnehmen, am 
Sit des Biſchofs wohnen und Staatsbeioldung erhalten; und 
endlich einige Ehrenfanonifate (canonicatus honorarii), welche nur 
an gewiſſen wichtigeren Befchlüffen, namentlich an der Biſchofs— 
wahl, theilnehmen und beliebige Kleriker ver Diözeje fein fünnen. 
In Breslau und Münfter fol unter ihnen je ein Profejjor der 
betreffenden theologiſchen Fakultät ſich befinden). Die Dont: 
fapitel zu Hildesheim und Osnabrück haben einen Defan oder 
Dechant (feinen Propit) und jechs Kapitulare, Limburg einen 
Dekan und fünf Kapitulare, Fulda einen Dekan und vier Kapi- 


I) Die Bd. 1, 185 angegebene Zahl 16 ift irrig, da die beiden öfter- 
reichiſchen Bischöfe nicht mitzählen. 

2) Das Domkapitel zu Köln bat zehn Domfapitulare und vier Chren- 
fanonifate, das zu Breslau zehn ordentliche und ſechs Ehrenfanonifate, die 
Domkapitel von Poſen, Trier, Paderborn, Münfter, Kulm acht ordentliche 
und vier Ehrenfanonifate, endlih Gneſen ſechs ordentliche und gar feine 
Ehrenfanonifate. 
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tulare !). Der Stadtpfarrer zu Frankfurt a. M. ſoll ſtets Chren- 
domherr zu Limburg jein ?). Bei jedem Domkapitel bejtehen ferner 
6—38 „Vieariae‘ oder „Praebendatus“, deren Inhaber (Dom 
vifare) als Gehilfen oder Yehrer thätig find. Alle acht Kapitel 
im Königreich Bayern bejtehen aus zwei Dignitarien, nämlich dem 
Propit und dem Dechanten, und aus mindejtens 8S—10 Kanonifern 
(zehn ſollen e8 bei den Metropolitanfirhen München und Bam— 
berg fein). Daneben jollen wenigitens ſechs Praebendirte oder 
Vikare angejtellt werden ?). Die Domkapitel zu Rottenburg, Frei— 
burg und Mainz haben einen Dekan und ſechs Kapitulare. An 
den Biihofsfisen Straßburg und Met wird die Zahl der Kano— 
nifer vom Bifchof mit Ermächtigung des Katjers feitgejett *)). 

3. Alle Bijchöfe bejtellen jih einen Generalvifar zu ihrer 
Bertretung in DVerbinderungsfällen und zu jtändiger Verſehung 
gewiſſer Gejchäfte. Die Biichöfe von Straßburg und Met können 
deren zwei bejtellen. Daneben fommen Dffiziale mit jpezielleren 
Aufträgen vor. — Die Archidiafonen, welche nicht vom Biſchof 
abhingen, wurden zur Stärkung der bijchöflichen Gewalt durch 
das Trienter Konzil bejeitigt ?). 

4, In den Diözeſen der acht alten Provinzen Preußens iſt 
zur Bejorgung der Weihen ein befonderer Weihbiſchof angejtellt 
und jtaatlich) bejolvet. Derfelbe wird vom Biſchof vorgeichlagen 
und dann vom Papſt zum Bijchof in partibus infidelium er- 
nannt ©). 

5. In den deutjchen Bisthümern, Erzbisthüimern und apojto- 
liſchen Vikariaten bejtehen noch verſchieden gejtaltete bijchöfliche 
Kollegialbehörden, theils zur Mitwirkung an der Diözefanverwal- 


1) Bäpftliche Bulle vom 16. Auguft 1821 Provida solersque. 

2) Statut des Biſchofs von Limburg vom 31. Oft, 1868, mit Geneh- 
migung des Königs umd des Papftes erlafien. (Friedberg, Staat und Bi- 
ſchofswahlen, 1874, ©. 425.) 

3) Konkordat vom 24. Dft. 1817, Art. 3.4. Zirkumffriptionsbulle vom 
1. April 1818. Silbernagel, ©. 40. 

4) Organ. Artikel vom 8. April 1802, I, Art. 35. 

5) Sessio 24 c. 3 u. 20 de reform. 

6) Die Bulle „de salute animarum‘‘ vom 16. Juli 1821 nennt diefen 
Weihbischof ungewöhnlicher Weife „episcopus suffraganeus“. Eichhorn, 
Kirchenrecht 1, 643. 
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tung, theil8 zur Ausübung der bijchöflichen Gerichtsbarkeit. Die- 
felben führen den Titel „Generalvikariat“, „Offiztalat“, „Ordi— 
nariat“, „geiftliher Rath“. In Württemberg werden die ſämmt— 
lihen Funktionen dieſer verjchtevdenen Behörden durch das Dom- 
fapitel unter dem Vorſitz des Dekans ausgeübt. Die Metropoliten 
haben weiter Kollegien zur Ausübung der Gerichtsbarkeit zweiter 
Injtanz über die Diözefen der Provinz. 

6. Gericht dritter und letter Inftanz ift das ſ. g. Proiynodal- 
Gericht, beitehend aus höheren deutſchen Geiftlichen, welche der 
Papſt mit diefer Vollmacht ausjtattet ). Diejes delegirte Gericht 
vertritt die fehlende Provinzialfynode. 

7. Bet erledigtem Biſchofsſtuhl werden gewiſſe Nechte des 
Biſchofs durch einen Bisthumsverweſer (Kapitularvifar) verwaltet. 

8. Didzefanjynoden, d. h. vom Biſchof berufene Verfamm- 
lungen der Pfarrgeiftlichfeitt der Diözefe mit bloß berathender 
Stimme, bejtehen in feinem deutſchen Staat; ebenfo wenig 

9. Provinzialipnoden oder Konzilten, nämlich VBerfammlungen 
der Biſchöfe einer Kirchenpropinz unter Vorſitz des Metropoliten. 

10. Konfeffionelle, d. h. mit Katholifen beſetzte Staats- 
behörden find: die Königlichen katholiſchen Konfiltorien zu Hildes- 
heim und Osnabrück für die Provinz Hannover, in Württemberg: 
ter katholiſche Kirchenrath zu Stuttgart, in Baden der „Katho- 
liſche Oberitiftungsrath“ ?). 


S. 120, 
a) Bejegung des Biſchofsamtes. 


1. In allen deutichen Staaten richtet fich ſeit neuerer Zeit 
die Befegung der Erzbisthümer und Bisthümer in den wichtigeren 
Beziehungen nah Staatsgejegen, nicht mehr nach blogen 
Verordnungen oder firhlien Vorſchriften. 

2. Die Trage, wann ein bifchöflicher Stuhl als erledigt an— 
zufehen und zu feiner Wiederbejegung zu jchreiten fei, ijt wiederum 





1) 3,2. ift als Richter dritter Inftanz für die Didzefe Rottenburg durch 
päpftl. Breve vom 6. Dez. 1870 auf zehn Jahre der Biſchof von Augs— 
burg delegirt. (Vogt, 1876, ©. 256, Anm. 4.) 

2) Bol. Bd. 1, 403—404 und 429. Der fatholifche Oberkirchenrath zu 
Karlsruhe ift 1862, der zu Darmftadt jchon 1832 aufgehoben. 
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in erſter Linie nach den Staatsgeſetzen zu beantworten. 
Dieſe kennen folgende Gründe der Erledigung: a) Tod des Bi— 
ſchofs. b) Entſagung und Abdankung (resignatio et abdicatio), 
welche der Biſchof auch ohne Erlaubniß des Papſtes, ungeachtet 
der entgegengeſetzten Beſtimmung des Kanoniſchen Rechts, giltig 
erklären fann!). ec) Wenn der Biſchof durch Urtheil der ordent— 
lichen Gerichte des Staates oder durch den Gerichtshof für kirch— 
liche Angelegenheiten feines Amtes entjett worden ift, da folche 
Berurtheilungen die „Erledigung der Stelle“ zur Folge haben 
ſollen ). Das Kanoniſche Recht, welches der weltlichen Gewalt 
überhaupt jede Gerichtsbarkeit über Bijchöfe beftreitet, betrachtet 
in einem jolchen Fall den Biſchof nur als „thatjächlich” an der 
Ausübung jeiner Nechte gehindert, den Bilchofsfis nur als „im— 
pedita‘, nicht als ‚„vacans““ ?). Bloße Verhinderung der Aus- 
übung bifchöflicher Funktionen durch Krankheit, Altersichwäche oder 
Abweſenheit hat einen Zwang zur Niederlegung des Amtes, eine 
unfreiwillige Emeritirung, nicht zur Folge, unter Umjtänden aber 
Beitellung eines Koadjutors. 

3. Die erzbifchöflichen und bijchöflichen Stühle der deutſchen 
Diözefen, mit Ausnahme derjenigen in Bayern und Elſaß-Loth— 
ringen, werden durch Wahl der Domkapitel bejegt. Eine Devo- 
fution des Befegungsrehts an den PBapft findet nicht ſtatt. Im 
Bayern ernennt der König, jofern er fich zur Fatholifchen Religion 
befennt, die Erzbifchöfe und Biſchöfe. Das Necht zur Beſetzung 
der bifchöflichen Stühle zu Straßburg und Met Fam bis 1570 
dem Dberhaupt des franzöfiichen Staates zu, tft aber auf den 
deutſchen Kaifer nicht übergegangen, weil vderjelbe nicht Katholif 
it. Bis jet fehlen neue Beitimmungen. 

4. Die allgemeinen jtaatsgejeglichen Vorſchriften über bie 


2) Preußifches Landrecht von 1794, 2, 11, 8.102. Nach unferm heit 
tigen öffentlichen Necht hat jeder Deutſche Freiheit der Selbftbeitimmung 
über feine Perfon und über die Wahl feines Berufs. 

2) Ausgefprodhen im Geſetz vom 11. Mai 1873 über die Borbildung 
und Anftellung der Geiftlichen, $. 21; im Gefes vom 12. Mat 1873 über 
die firchliche Disziplinargewalt, $. 24, und im Gefe vom 22. April 1875, 
betreffend die Einftellung der Leiftungen aus Staatsmitteln, 8. 12— 14. 
(G. S. 196.) 

3) Schulte, Lehrbuch des katholiſchen Kirchenrechts, 1873, S. 274. 
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Bedingungen zur Erlangung geiltlicher Aemter finden auch auf 
die Bifchöfe Anwendung. Nach den kanoniſchen Vorſchriften iſt 
zur Erlangung des Bifchofsamtes das vollendete 30. Yebensjahr 
erforderlich 2. 

5. Die Wahl darf nur auf eine Perjon fallen, bezüglich 
welcher fich das Domkapitel vor der Wahl auf bejtimmt vor- 
gejchriebenem Wege verfichert hat, daß fie dem Landesherrn ges 
nehm jet. a) Ueberall ift es berechtigt, eine Lifte mit mehreren 
Namen einzureichen; in den Diözefen der acht alten preußtichen 
Provinzen kann es aber ebenfo gut einen einzigen Kandidaten be= 
nennen und die königliche Entſchließung über deſſen Annehmbarkeit 
erbitten; die preußtfche Negierung hat Fein Necht auf Vorlegung 
einer Lite mit mehreren Namen ?). In den Diözefen Hildesheint 
und Osnabrüd, ſowie in denen der oberrheiniichen Kirchenprovinz 
muß eine Lifte mit mehreren Namen eingereicht werden, wenn 
fih die Regierung nicht mit der Nennung nur Eines Kandidaten 
zufrieden gibt und diefen al8 persona grata bezeichnet. Die Lifte 
muß innerhalb eines Monats eingereicht werden, bei Vermeidung 
von Disziplinarjtrafen oder Temporalienjperre. b) Der Bejcheid 
des Landesherrn wird durch den Kultusminijter und unter deſſen 
Kontrafignatur ertheilt; eine Friſt dafür beiteht nicht, jondern es 
muß das Domkapitel unter allen Umjtänden den Beſcheid ab» 
warten ?). Ueber die Gründe, die den Landesherrn veranlajfen, 
die Wahl eines Kandidaten als minder genehm zu bezeichnen, kann 
Niemand Auskunft begehren, und Berufung dagegen findet nicht 
jtatt*). ce) Der Landesherr kann die ſämmtlichen Kandidaten 
als minder angenehm zurückweiſen, aljo die ganze Lifte verwerfen. 
In dieſem Falle ift das Domkapitel verpflichtet, eine neue Yijte 
einzureichen, welche abermals gänzlich verworfen werden fann >). 
In den Diözefen Hildesheim und Osnabrück jowie denjenigen der 


Y Hinſchius, Kirchenrecht 1, 19. 

2) Friedberg, Staat und Bifchofswahlen, 1874, ©. 368. 

3) Hinfchins, die preußifchen Kirchengefete des Jahres 1873, ©. 159. 

*) Hierin beſonders unterfcheidet fih das Veto bei Bifhofswahlen von 
dem allgemeinen Einfpruchsrecht, wie e8 der Regierung bei Beſetzung aller 
geiftlichen Aemter zufommt. 

5) Friedberg, Staat und Bifhofswahlen, 369—379. Schulte, Die Rechts: 
frage, 56 u. 72. 
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oberrheiniſchen Kirchenprovinz ſoll auf der Liſte eine genügende 
Zahl von Kandidaten übrig bleiben müſſen, um unter ihnen eine 
Wahl vornehmen zu fünnen‘). Es darf aljo nicht bloß Ein 
Name übrig jein, wogegen zwei vollfommen genügen, wie auch 
die Verhandlungen über die Bullen dies bejtätigen 2). 

6. Die Biihofswahl Toll innerhalb drei Monaten erfolgen ?), 
ohne daß jedoch Verfäumniß der Frift ven Verluft des Wahlrechts 
nach fich zöge. In Preußen wird, wenn ein erledigter bifchöflicher 
Stuhl nicht innerhalb eines Jahres nach der Erledigung mit einem 
ftaatlich anerkannten Biſchofe wieder bejett iſt, das dem bifchöf- 
lihen Stuhle gehörige und das der Verwaltung vejjelben oder des 
jeweiligen Biſchofs unterliegende bewegliche und unbewegliche Ver— 
mögen einem jtaatlichen Kommifjär in Verwahrung und Verwal- 
tung gegeben 9. 

7. Bei der Wahl entjcheidet ftets einfache Mehrheit. Wählt 
das Kapitel mit Zuftimmung der Regierung eine Perjon, die wegen 
eines Mangels hinfichtlich der kanoniſchen Eigenjchaften noch päpft- 
liher Dispenfation zu ihrer Wählbarfeit bedarf, jo ift auch dazu 
nicht Zwetorittelmajorität erforderlich, wie dies jonjt bei der Po— 
ftulation der Tall war ?). 

8. Das Wahlrefultat ijt in Preußen utnächft dem zur Wahl 
gejendeten landesherrlichen Kommiſſar durch Aushändigung des 
Wahlprotofolls mitzutheilen, und e8 darf die Verfündigung defjelben 
nur durch Ddiefen oder mit jeiner Genehmigung ftattfinden. Der 
Kommifjär hätte die Verfündigung natürlich zu fiftiren und die 
Sache der Regierung vorzulegen, falls das Domfapitel mit Ver— 
legung feiner Pflicht eine vom Yandesherrn nicht als genehm an: 
erkannte Perjon gewählt haben jollte. — In Württemberg beiteht 
dieſes Recht der Regierung nicht mehr ®). 


!) religquo tamen manente sufficienti candidatorum numero, ex 
quo novus episcopus elegi valeat. 

?) Friedberg, Staat und Bilhofswahlen, 395. 

3)C. 35. D. 43 (conc. Lat. IL, 1139); c. 41 X de’ elect. 1, 6. 
(Innoc. III in cone. Lat. IV. 1215.) 

*) Gefet vom 20. Mai 1874, 8. 8. 

5) Bulle für Preußen vom 16. Juli 1821: — „mit Aufhebung — jedes 
Unterfehiedes von Wahl und Boftulation‘ (alia quacumgque consuetudine, 
nee non electionis et postulationis diserimine — — sublatis). 

6) Hauber in Dove's Zeitfchrift für Kirchenrecht 2, 382. Golther, Der 
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9. Durch die erfolgte und publizirte Wahl erlangt der Ge— 
wählte ein ausſchließliches Recht auf Erwerb des Biſchofsamtes 
inſofern, als das Kapitel die Wahl nicht rückgängig machen, nicht 
einen Andern wählen kann. Binnen Monatsfriſt muß er er— 
klären, ob er die Wahl annehme, widrigenfalls er als ver— 
zichtend gilt. 


10. Zur Ausübung biſchöflicher Funktionen berechtigt erſt die 

Ableiſtung des Verfaſſungs- oder Gehorſamseides an den Staat 
und der Empfang einer landesherrlichen oder anderen ſtaatlichen 
Anerkennungsurkunde. Erſt nach dieſen Akten darf auch die Kon— 
ſekration ſtattfinden 9. 

Der Konſekration geht der ſ. g. Informationsprozeß voraus, 
welchen der Papſt durch einen deutſchen Biſchof führen laſſen 
muß, und ſodann die Konfirmation oder Inſtitution ſeitens des 
Papites?). Ein willkürliches Verwerfungsrecht kommt dem Papſt 
ſelbſt nach Kanoniſchem Recht nicht zu, obwohl freilich deſſen Be— 
ſtimmungen über die Gründe der Verweigerung vag und dehnbar 
ſind. — Binnen drei Monaten nach erfolgter Konfirmation wird 
dann die Konſekration an einem Sonntag in der Kathedrale des 
betreffenden Bisthums durch einen mit päpſtlicher Vollmacht ver— 
jehenen Biſchof unter Affiftenz von zwei anderen Bijchöfen oder 
Prälaten vollzogen, wobei der Biſchof dem Bapft einen Gehor- 
jamseid leiftet. | 

Die Konjekration verleiht das Necht zur volljtändigen Aus- 
übung der bijchöflichen Nechte, auch das Recht zur Dienjtentlafjung 
und Entjegung von Klerikern. 


Staat und die fatholifche Kirche in Württemberg, 1874, ©. 299, wonad) 
Friedberg, Staat und Bifhofswahlen, 1874, ©. 422, zu berichtigen ift. 

1) Landesherrliche Verordnung in den Staaten der oberrhein. Kirchen- 
provinz vom 30. Januar 1830, 8. 16. 

2) Für Bayern beftimmt der I. Anhang zur IL Berfafiungsbeilage vom 
26. Mai 1818 (das Konkordat), Art. 9 ausprüdlih, daß ein vom König 
ernannter Bifhof oder Erzbifhof vor der erlangten Fanonifchen Einfeßung 
durch den Papſt nicht befugt fein fol, fih auf irgend eine Weife in die Lei— 
tung oder Verwaltung der betreffenden Kirche einzumifchen. — Aehnlich für 
Eljaß-Lothringen die Organ. Artikel vom 8, April 1802, I, Art. 18. 

Thudichum, Kirchenrecht. I. 8 
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8. 121. 
b) Ernennung eines Generalvifars, Aufitellung eines Koadjutors und, 
im Falle der Erledigung des Stuhls, eines Bisthumspermwejers. 

1. Der Biſchof kann zu feiner Unterjtügung einen General: 
vikar oder auch einen Offizial ernennen und hat in der Wahl 
der Perjon ganz freie Hand, obwohl thatfächlich die Generalvikare 
aus der Zahl der Domkapitulare genommen zu werden pflegen. 
Die dem ©eneralvifar oder Offizial aufgetragenen echte find 
jeden Augenblic beliebig bejchränfbar oder ganz entziehbar. Ipso 
jure erlöfchen biejelben mit dem Tod des Biſchofs, ferner wenn 
derjelbe fein Amt nieverlegt oder vejjelben vom Staat oder mit 
Einwilligung des Staats Dr Urtheil einer deutſchen kirchlichen 
Behörde entjetst wird. 

2. Roadjutor it ein Stöllbeitteter des Biſchofs, welcher 
die ganze bijchöfliche Furispiftion, und zwar kraft eignen Nechts, 
nicht als bloßer Beauftragter des Bilchofs, ausübt. Er muß, ſo— 
bald er die Weihefunktionen ebenfalls ausüben will, die Biichofs- 
weihe befigen. Seine Beftellung fann in der Weije erfolgen, daß 
er im Falle der Erledigung des Stuhl von Nechtswegen voll- 
bereshtigter Bijchof wird, weshalb er auch von Anfang an auf 
dieſes Bisthum Fonjefrirt wird (Coadjutor perpetuus cum jure 
succedendi), oder jo, daß die Stellvertretung nur während des 
Bedürfnifjes dauert (Coadjutor temporarius). — Ein Bedürfniß 
zur Aufjtellung eines Koadjutors kann injofern allerdings eintreten, 
als weder das ftaatliche noch das Firchliche Necht die zwangsweiſe 
Penfionirung eines Biſchofs wegen Dienjtuntauglichkeit kennt (vgl. 
oben ©. 110), obwohl Beitimmungen hierüber ſehr zweckmäßig 
jein würden. Ein Generalvifar reicht nicht hin, weil er nur Be— 
auftragter des Biſchofs ift, und ein Bisthumswerwejer kann bei 
bejegtem Stuhl nicht gewählt werden. Genauere jtaatsgejegliche 
Vorſchriften über Bejtellung von Koadjutoren beftehen nur im 
Geltungsgebiete des Preußifchen Allgemeinen Landrechts von 1794, 
nämlich die Beitimmungen in Thl. 2, Tit. 11, $. 1015—1021 des 
Landrechts. Diefelben haben durch die Berfaffungsurkunde vom 
31. Januar 1850, Art. 15, ihre Geltung feineswegs verloren 9. 

ı) So auch Th. Meier, Das preußifche gemeine und provinzielle Kirchen- 
recht, 1868, ©. 421. Anderer Meinung ift Hinfchius 2, 257 und Richter 
(Dove), 1874, ©. 385. i 
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Für die übrigen preußifchen Provinzen und die übrigen beutjchen 
Staaten iſt die Frage aus allgemeinen ftaatsfirchenrechtlichen Ge— 
fihtspunften zu beantworten, und regelmäßig aus dem Schweigen 
der Geſetze die Unzuläffigkeit der Beſtellung von ————— zu 
vermuthen. 

3. Sobald ein biſchöflicher Stuhl erledigt iſt (vgl. S. 109), 
iſt zur Verwaltung der geiſtlichen Rechte des Biſchofs vorläufig 
ein Bisthumsverweſer oder Kapitelsvikar (Vicarius 
eapitularis), für die Verwaltung des Vermögens ein Defonomus 
zu bejtellen. Diejelben werden vom Domkapitel innerhalb “acht 
Tagen gewählt). In Preußen kann in dem Falle, wenn die 
Stelle eines Biſchofs in Folge Urtheils eines ftaatlichen Gerichts 
erledigt worden ift, das Domkapitel eine Aufforderung des Ober- 
präfiventen abwarten, muß aber dann innerhalb zehn Tagen nach 
Empfang derjelben wählen 2). Es kann den vom früheren Bifchof 
betellt gewefenen Generalvifar zum Kapitelsvifar wählen, braucht 
e3 aber nicht ?). Läßt das Domkapitel die Frift verjtreichen, jo 
devolvirt das Beftellungsrecht an den Metropoliten der Kirchen— 
provinz, bei exemten Bisthümern an den nächjtgejejjenen Biſchof, 
bei unbejegtem Stuhl ftatt deijen an die Kapitel. Devolution 
an den Papſt tritt niemals ein. 

In Preußen muß, wer bijchöfliche Nechte während Erledigung 
des biichöflichen Stuhls ausüben will, dem Dberpräfidenten fchrift- 
liche Mittheilung machen, den Umfang der auszuübenden Rechte 
angeben, den ihm ertheilten Eirchlichen Auftrag darthun und nach— 
weilen, daß er die perjünlichen Eigenfchaften beſitze, welche das 
Gejeß vom 11. Mat 1873 fordert. Auch muß er zugleich aus- 
drüdlich erklären, daß er bereit fei, den Verfaſſungseid zu leiten. 
Nach Leiſtung dieſes Eides bringt der Oberpräfivent durch den 
Staatsanzeiger und durch ſämmtliche im bijchöflichen Sprengel 
ericheinende Amts- und SKreisblätter zur öffentlichen Kenntniß, 
mit welchem Tage die Amtsthätigfeit des giltig beftellten Bis— 
thumsverwejers begonnen bat, und ebenjo jpäter, mit welchem fie 
endigt. 

1) Coneil. Trid. Sessio 24. ce. 16. de ref. 
2) Geſetz vom 20. Mai 1874. 
3), Eichhorn, Kirchenrecht 1, 639, Anm. 
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Das Amt des Kapitularvifars endigt, jobald ein ſtaatlich an— 
erkannter Biſchof Das bifchöfliche Amt antritt. Das Kapitel Hat 
nicht das Recht, den Bisthumsverwefer feines Amtes zu ent- 
jegen. Es kann ihn auch nicht bloß auf beſtimmte Zeit oder mit 
Borbehalt des Widerrufs wählen. 

In Preußen endigen, wenn der Biihofsjtuhl nicht innergarb 
Sahresfriit mit einem ftaatlich anerkannten Biſchof wiederbejett 
ijt, Die Nechte des Kapitelsvikars zur Vermögensverwaltung (oben 
©. 112), nicht aber feine geiftlichen Amtsrechte. 


84122: 
e) Bejetzung erledigter Aemter im Domkapitel. 


Die Beſetzung erledigter Stellen in den Domkapiteln erfolgt 
in Deutfchland auf verſchiedene Weife: 

1. In den älteren Provinzen Preußens ift die Beſetzung des 
Domkapitels getheilt zwifchen dem protejtantifchen König und dem 
Biſchof der Diözefe. Xebterer ernennt den Dekan und bejetst bie 
Kanonifate, welche in den Monaten Februar, April, Juni, Auguft, 
Dftober und Dezember erledigt werden, hat jedoch, wie bei allen 
geiftlichen Stellen, den Namen des zu Ernennenden dem Ober— 
präfiventen mitzutheilen und 30 Tage lang abzuwarten, ob fein 
Einfpruch erhoben wird, was nur aus den bejtimmten gejeßlichen 
Gründen gejchehen kann Y. Der König ernennt, nach dem Vor— 
bild der jchon ehemals zu Breslau bejtandenen Einrithtung, den 
Propſt und vergibt die Kanonifate, welche in den ſechs ungeraden 
Monaten Ianuar, März, Mat, Juli, September und November 
zur Erledigung kommen. Wenn der Ernannte die fanonijchen und 
ſtaatsgeſetzlichen Eigenjchaften hat, jo muß der Papſt die Pro- 
pifion volßiehen. 

2. In den Diözejen Hildesheim, Dsnabrüd, Fulda und Lim— 
burg, Mainz, Freiburg, Nottenburg werden die erledigten Stellen 
des Defans, der Kanonifer und der Domvikare abwechjelungs- 
weile von Fall zu Fall einmal vom Biſchof, das nächjte mal vom 


I) Friedberg, Staat und Bilhofswahlen, 1874, ©. 430, lehrt ebenfalls, 
daß die Regierung ein freies Ablehnungsrecht gegen minder genehme Per— 
fonen bier nicht befite, Teugnet aber die Anwendbarfeit des Geſetzes vom 
11. Mai 1873. Richtiger dagegen Hinfchius, Kommentar, ©. 102 u. 159. 
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Domkapitel bejegt, niemals von der Krone ernannt. Allein Bi- 
Ichof ſowohl ) al8 Domkapitel haben die Pflicht, vor der Ernen- 
nung oder Wahl fich zur verläffigen, daß die in Ausficht genom— 
mene Perfon eine der Krone genehme fer?) umd zu diefem Zweck 
innerhalb ſechs Wochen vom Tage ver Erledigung an eine Lifte 
einzureichen, worauf vier Kandidaten genannt find, von welchen 
der König Die minder angenehmen jtreichen kann. Sollten weniger 
als zwei genehme Kandidaten auf ver Lite ſtehen bleiben, jo kann 
die Krone Ergänzung der Lite fordern; denn dem Biſchof und bezw. 
Kapitel müſſen zwei Kandidaten zur Auswahl übrig bleiben >). 

In Bayern theilen fih Biſchof, Kapitel, König und Papſt 
in die Beſetzung. Die im Februar, Juni und Oktober zur Er- 
ledigung fommenden Kanonifate verleiht dev Biſchof frei; für die 
im April, Auguft und Dezember erledigten wählt das Kapitel, 
vorbehaltlich päpftlicher Bejtätigung, welche jedoch den jeweiligen 
Biſchöfen übertragen if. Den Dechanten ernennt der König; 
ebenſo bejett er die Kanonifate, welche in den ſechs apojtoltichen 
oder päpitliichen Monaten (Januar, März, Mai, Juli, September, 
November) zu Erledigung fommen*). Alles vorbehaltlich der Be- 
jtätigung durch den Papſt, welche diefer jedoch durch Breve vom 
19. Dezember 1824 den jeweiligen Biſchöfen für ihre Berfon auf- 
getragen hat’). — Den Propft ernennt auf Vorjchlag des Königs 
der Papſt 9). 


8. 123. 


2. Zujtändigfeiten der Biichöfe, Domkapitel und ſtaatlichen fatholiichen 
Konſiſtorialbehörden. 


Bon den Rechten, welche den Diözeſan- und Provinzialſynoden 
nach kanoniſchem Necht zufommen follen oder dürfen, ebenſo von 


1) Unrichtig Mohl, Staatsrecht d. Königr. Württemberg, 2,496 u. 500. 

2) Breve vom 21. Mai 1827 Diem quem votis ete. Herrmann, ©. 71. 
Moy, Archiv 2, 278. 

2) Darauf deuten die Worte „zur Ernennung eines der übrigen 
Kandidaten”. 

Konkordat, Art. 10. Cireumferiptionsbulle vom 1. April 1818. 

5) Permaneder 1865, ©. 418, Note 7. 

8) Konkordat, Art. 10. Nicht veröffentlichte Vereinbarung vom Jahre 
1841. Schulte, Lehrbuch des Fatholifchen Kirchenrechts, 1873, ©. 298, Anm. 11 
(8. 67). Silbernagel, S. 41, lehrt anders. 
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den Rechten der Metropoliten, welche ſie unter Mitwirkung der 
Provinzialſynoden zu üben haben, braucht hier nicht gehandelt zu 
werden, weil es in Deutſchland keine ſolchen Synoden gibt. Die 
ſonſtigen Rechte der Metropoliten ſind wenig bedeutend, ſodaß nur 
die Zuſtändigkeiten der Biſchöfe, Domkapitel und konfeſſionellen 
Staatsbehörden für die Betrachtung übrig bleiben. 

J. Die Rechte des Biſchofs ſind theils ſolche, die ihm kraft 
der Staatsgeſetze und des Kanoniſchen Rechts zukommen, theils 
ſolche, welche er nur vermöge beſonderen päpſtlichen Auftrags aus— 
übt, welcher Auftrag jedoch herkömmlicherweiſe immer ertheilt wird. 

A. Eigene Rechte des Biſchofs. 1. Das wichtigſte Vorrecht 
der Biſchöfe, welches die ſtaatliche Geſetzgebung bisher noch un— 
angefochten ließ, iſt: daß nur ſie fähig ſind, die Prieſterweihe und 
die Biſchofsweihe (Konſekration) zu ertheilen. Hierdurch haben 
ſie es in der Hand, die ſtaatlichen Vorſchriften über die Vor— 
bildung der Geiſtlichen und die an den Univerſitäten geltende Hör— 
freiheit zum größten Theil illuſoriſch zu machen. Auch die Alt— 
katholiken haben jene Theorie noch nicht aufgegeben. 2. Der 
Biſchof iſt allein befugt, das Sakrament der Firmung zu ſpenden, 
kann jedoch dieſe Befugniß ausnahmsweiſe einem Prieſter über— 
tragen. Er allein kann ferner Kirchen und Altäre weihen (konſe— 
kriren) und Kirchhöfe und gottesdienſtliche Gefäße einſegnen (bene— 
diciren). 3. Er darf am Biſchofsſitz ein Prieſterſeminar haben. 
4. Er ernennt in allen deutſchen Diözefen einen Theil der Mit- 
glieder des Domfapitels, ernennt und entläßt den Generalvifar 
und die Landdekane, bejest einen großen Theil der Pfarritellen 
auf Vorschlag der Projynodal-Craminatoren und ertheilt den vom 
Landesherrn oder Privarpatronen präfentirten oder nominirten 
Pfarrern die Einjegung in ihr Amt (Inftitution); auch ernennt 
er alle Pfarrverwejer frei. 5. Er übt unter Mitwirkung des 
Domkapitel oder anderer von ihm zufammengefeßter Firchlicher 
Behörden die Disziplinargewalt erſter Inftanz über die Geijtlichen, 
und 6. die Strafgewalt gegen Laien. 7. Für den |. g. Gewifjens- 
bereich thut er Ausjprüche über katholiſches Eherecht. 8. Er ver- 
fündigt die päpftlichen Bullen nach eingeholtem landesherrlichen 
Plazet, wo diejes noch in Geltung ſteht, jonft unter Mittheilung 
derjelben an die Regierung. 9. In Gemeinſchaft mit dem Dom— 
fapitel hat er erheblichen Einfluß auf die Verwaltung jowohl der 
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allgemeinen kirchlichen Fonds der Diözeſe, als der Lokalkirchen— 
güter; er bezieht auch mancherlei Gebühren und hat eine palaſt— 
artige Wohnung in Benutzung. 10. Er übt entſcheidenden Einfluß 
auf die Ertheilung des Neligionsunterrichts in den öffentlichen 
Xehranftalten und wird 11. bei der Beſetzung von Lehrjtellen in 
den Fatholijch- theologischen Fakultäten mit Gutachten gehört. 

B. Alle deutſchen Bilchöfe erhalten gewöhnlich von fünf zu 
fünf Jahren päpftlihe Vollmachten (faceultates) zur Ertheilung 
von Dispenfationen von firchlichen Vorjchriften, hinfichtlich deren 
ſich der Papft das alleinige Dispenjationsreht vorbehalten bat. 
Die Nothwendigfeit, alle fünf Sabre fich diefe facultates quin- 
quennales erneuern zu lajjen, iſt eines der vielen Mittel, um 
die Biichöfe in Abhängigkeit vom römiſchen Stuhl zu erhalten. 

U. Das Domkapitel hat 1. im Allgemeinen den Biſchof zu 
berathen und mit ihm zu bejchließen. Ohne Mitwirkung des Bi- 
ſchofs bejegt es in gewiljen Fällen erledigte Kanonifate im Dom— 
fapitel (außer in den Diözefen der acht alten preußijchen Pros 
vinzen). 2. Bei erledigtem Bilchofsftuhl hat es zunächit den 
Bisthumsverwejer (Kapitelsvifar), dann den Bifchof ſelbſt zu 
wählen (außer in Bayern und Eljaß- Lothringen). 

II. Der königliche Fatholiiche Kirchenrath in Württemberg 
(Bd. 1, 405 — 404). Zu dem jeit 1862 jehr verringerten Ge— 
ſchäftskreis dejjelben gehören: 1. Die Borfchläge zur Bejegung 
derjenigen Fatholifchen geiftlichen Aemter, für welche dem König 
nach dem Geſetz vom 30. Januar 1862 das Patronatrecht ver- 
blieben ift, oder welche nom König frei bejegt werden. 2. Kenntniß- 
nahme von den Prüfungen bei der theologijchen Fakultät zu Tü- 
bingen (S.55). 3. Verwaltung des Interfalarfonds in Gemeinjchaft 
mit der biihöflichen Behörde und Mitaufficht über die Verwaltung 
des örtlichen Kirchenvermögens. 4. Wichtiger aber als alles dies ift 
die ihm zufommende Leitung des gefammten Fatholifchen Volksſchul— 
weſens einjchließlich der katholiſchen Schullehrerfeminarien. 


IX. Abſchnitt. 


Die Mitglieder der Kirchen oder Religionsvereine, die 
Geiftlihen und die Patrone. 


Erſtes Kapitel. 
Kirhenmitgliedijhaft oder Angehörigfeit und 
Erwerb und Berluft derjelben. 


8. 124. 


I. Wie die Mitgliedſchaft in einem Neligionsvereine erworben 
und verloren werde und welche Rechte und Pflichten aus der— 
jelben entipringen, richtet fich bei den Vereinen mit Korporationg- 
recht, namentlich den privilegirten Kirchen, theil8 nach Staats— 
geſetzen, theils jtaatlich genehmigten Kirchenfagungen. Staats— 
gefetliche Vorfchriften find über diefe allerwichtigfte Verfafjungsfrage 
gar nicht zu entbehren, wie jchon Bd. 1, ©. 39 —53. 134. 138 
gezeigt wurde und fich noch in den Abjchnitten von der Drgant- 
fation der Kirchengemeinden, ver Verhängung von Kirchenjtrafen und 
vom firchlichen Bermögensrecht ergeben wird. Nur bei NReligions- 
vereinen ohne Korporationsrecht kann die Regelung der Frage dem 
GSejellichaftsvertrag mehr überlafjfen bleiben und der Staat fich 
mit bloß ergänzenden Vorjchriften begnügen. Bei Streitigfeiten 
über die Mitgliedichaft und ihre Folgen entſcheiden in einem Theile 
der Fälle die ftaatlichen Gerichte, Verwaltungsgerichte oder Ver— 
waltungsbehörden, in anderen dagegen unter ftaatlicher Kontrole 
die firchlichen Behörden oder Berfammlungen. Allgemeine Grund- 
ſätze hierüber laſſen ſich nicht aufitellen, find auch fein Be— 
dürfniß. 
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II. Die Mitglieder find theils ſ. g. weltliche oder Laien, theils 
Geiftlihe (Prediger, Religionsdiener, Kleriker, Briefter u. |. w.). 

In der evangelifchen Kirche gibt e8 feinen durch Weihen er- 
zeugten Prieſterſtand, der ſich eine mehr als einfach menjchliche 
Begabung mit Einficht, Heiligkeit und Kraft zujchriebe, jondern 
nur Beamte oder Diener der Kirche oder Gemeinde, welchen aus 
Zwedmäßigfeitsgründen die Predigt und die Verwaltung der Firch- 
fihen Gnadenmittel übertragen wird. Anders in der römijch- 
katholiſchen Kirche. 

Die weltlihen Mitglieder zerfallen in zwei Hauptklaſſen: 
jolche, welche Wahlrecht und bezw. Wählbarfeit bei firchlichen Wahlen 
befiten, und jolche ohne dieſe Vorzüge. Die Nechte der letteren 
Klaſſe beftehen in Theilnahme an den gottesdienftlichen Verſamm— 
lungen, Feiern, Spenden (GÖnadenmitteln, Saframenten u. j. mw.) 
und am Xeligionsunterricht, jowie im Anspruch auf Beerdigung 
auf dem Eirchlichen Friedhof, wo folche bejtehen, und Theilnahme 
an firhlichen Stiftungen. In Bezug auf firchliche Pflichten gibt 
es feine jo Durchgreifenden Unterfchtede, namentlich ift die Pflicht 
zur Zahlung von Kicchenfteuern nicht auf die Wahlberechtigten be— 
ichränft, fjondern eine allgemeine. Der Inhalt der Firchlichen 
Pflichten kommt in der Hauptjache in den Bejtimmungen über 
Berhängung von Kirchenftrafen zum Ausdruck. 

Jedes Familienhaupt befist Meitgliedfchaftsrechte nicht bloß 
für feine eigene Perſon, jondern auch für die Ehefrau und die feinem 
Erziehungsrecht unterworfenen leiblichen oder angenommenen Kin— 
der, wogegen auch das Vermögen diefer Tamilienangehörigen für 
den betreffenden Neligionsverein fteuerbar bleibt. (Vgl. unten 
Nr. V.) 

III. Die Mitgliedſchaft ift ebenjowohl Zugehörigkeit zum Ge— 
jammtverein, zur Gefammtfirche, als zu einem Ortsverein, einer 
Drtsfirchengemeinde. Bei den Geiftlichen, auch wenn fie von der 
Gemeinde gewählt werden, ſteht jogar ihre Eigenjchaft als Be— 
amte und Diener der Gejammtfirche im Vordergrund. 

Jeder deutſche Katholik gilt in allen deutſchen Diözejen als 
Angehöriger der Geſammtkirche, und ebenfo erfennen die evange- 
liſchen Kirchen die Angehörigen einer deutjchen Kirche gleichen Be— 
fenntnifjes als Kirchenangehörige an, die unirten evangelijchen 
Kirchen auch jeden Anhänger "des veformirten oder lutheriſchen 
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Bekenntniſſes. Die badifche Kirchenverfaffung vom 5. September 
1861, $. 1, die preußifche Generalipnodalordnung vom 20. Januar 
1376, $. 19, mittelbar auch die großherzoglich heſſiſche K. DB. vom 
6. Januar 1876, $.9 u. 10, bezeichnen die betreffenden Landeskirchen 
ausdrücklich als Theile der evangelifchen Kirche Deutichlands (vgl. 
Bd. 1, ©. 154 u. 155) und e8 wäre zu wünſchen, daß dieſer 
den heutigen jtaatSrechtlichen Berhältnifjen entjprechende Grundjat 
überall ausprüdlich Anerkennung fände 2). 

Ueber das Erforderniß der Reichs- oder Yandesangehörigfeit 
zur Grlangung geiftlicher Aemter ift jchon oben ©. 27 — 30 ges 
handelt worden; inwieweit dieſelben Bedingung des Firchlichen 
Wahlrechts ſeien, tft noch unten zu erörtern. 

IV. Ueber Erwerb und Verluft der Mitgliedfchaft gelten fol- 
gende, vorzugsweiſe durch Die Staatsgeſetze feitgeftellten Grundſätze: 

1. Erworben wird die eigentliche Mitglievdfchaft in der Ge— 
fammtfirche lediglich durch freiwillige Beitrittserflärung eines nach 
den Staatsgefegen hierzu Dispofitionsfähigen und dazukommende 
Aufnahme ſeitens der Kirchengemeinjchaft, nicht durch bloße Geburt, 
noch durch Kindertaufe, noch Konfirmation vor erlangtem Unter- 
ichetvungsalter 2). Das Recht, zu Mitgliedern ver Geſammtkirche 
aufzunehmen, fommt in den evangelijchen Kirchen meiſtens den 
Borjtänden der Ortsfirchengemeinde zu, ohne daß es höherer 
Genehmigung bedürfte, während in der fatholifchen Kirche zur 
Aufnahme von Nichtfatholifen Zuftimmung des Biſchofs erforber- 
lich ift. 

Wer bereits Mitglied ver Geſammtkirche und einer kirch— 
lichen Ortsgemeinde tft, erwirbt die Zugehörigkeit zu einer anderen 
firchlihen Ortsgemeinde durch Nieverlafjung in verjelben (feiten 
Wohnſitz, dauernden Aufenthalt). Diefe Wirkung tritt von 
Nechtswegen, und zwar nicht bloß Fraft Kicchengejeges, jondern 


1) Bol. auch Revidirte Berfaffung der evangelifch-Iutherifchen Kirche von 
Dldenburg vom 11. April 1853, $. 12. 

2) Bol. ſchon Bd. 1, 51 u. 65. 

3) Preuß. Allg. Landrecht von 1794, 2, 11, 8. 260— 276. Jacobſon 
1, 234— 237. Rheinland -Weftfalen 5. März 1835, $. 2. Konfiftorialbezirk 
Wiesbaden 4. Juli 1877, 8. 2. Baden 5. September 1861, 8. 8. Spohn 
1, 180. Großherzogthum Hefjen 6. Januar 1874, $. 9. — Ueber das fa- 
nonifche Recht vgl. Schulte, Lehrb. 1873. ©. 221. 284. 
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auch fraft Staatsgejetes ein. Die kirchliche Ortsgemeinde 
des Niederlafjungsortes erlangt vermöge Staatsgefeges ein Recht 
der Bejteuerung gegen das fih in ihr niederlaffende Mitglied, 
und umgekehrt bat jeder fich Niederlaffende ein ſtaatsgeſetz— 
liches Recht zur Ausübung aller Mitgliedſchaftsrechte, insbeſondere 
der firchlichen Wahl- und Wählbarfeitsrechte. Man nannte diefen 
Grundſatz bisher nach dem kanoniſchen Sprachgebrauch Parochial— 
zwang, Pfarrzwang, Einpfarrung, und es hatte derſelbe 
früher eine noch weitere bürgerliche Bedeutung, jo lange die Ehe- 
ſchließung gültig nur auf kirchliche Weife erfolgen konnte 9. 
Uebrigens dauert die Verpflichtung der Drtsgeiftlichen fort, firch- 
liche Amtshandlungen nur innerhalb ihres Pfarrbezirks und nur 
an Mitgliedern der Pfarrgemeinde zu vollziehen ?). Die früher 
zu Gunſten mancher Perfonenklaffen bejtandenen Ttaatsgefeglichen 
Ausnahmen von diefer Regel, die |. g. Parochialeremtionen, find 
ziemlich überall aufgehoben ?). 

2. Das Net der Mitgliedfchaft erlifcht durch Freiwillig förm— 
ih erklärten Austritt und durch völlige Ausichliefung. Aus— 
ſchließung bloß von einzelnen Mitglievjchaftsrechten gilt nicht als 
Beendigung der Mitgliedichaft, befreit aljo nicht von den Firchlichen 
Lajten. (Vgl. unten $. 141. Kirchenſtrafen.) 

V. Berjonen, welche noch nicht zu ihren Unterjcheidungsjahren 
gefommen find (vgl. Bd. 1, 40 u. 53), werden Mitglieder eines 
Neligionsvereing nur vermöge des Willens derjenigen, welchen 


1) Streitigfeiten über die Frage, zu welcher von mehreren Ortsgemeinden 
(Parochien) ein Mitglied der Kirche zur rechnen ſei, werden meiftentheild durch 
die kirchlichen Behörden entſchieden, vorbehaltlich allenfall8 einer Beſchwerde 
an die ftaatliche BVBerwaltungsbehörde oder an Berwaltungsgerichte. Eine 
Anfehtung der Entfcheidung im Weg der Klage bei deu ordentlichen Ger 
richten ift meiftens ausgefchloffen. So z. B. im Geltungsgebiet des Preuf. 
Allg. Landrechts. Vgl. Allg. Landrecht 2, 11, 8. 111. Entſcheidung des Ge- 
richtshofs für Kompetenzlonflifte vom 30. Januar 1858 (J. M. Bl. v. 1858, 
©. 267, und vom 8. Februar 1868, Aftenftüde aus d. B. d. evangelifchen 
Oberkirchenraths 6, 114—121). Bol. auch Baden 5. September 1861, $. 8. 
Großherzogthbum Hefien 6. Sanuar 1874, 8. 9. 

2) Diefe Verpflichtung ift vielfach noch jetst auch eine ftaatsgefetzliche, 
fodaß Zumiderhandlungen durch Geiftlihe von den Staatsbehörden geahndet 
werden fünnen. 

3) Preuß. Landrecht von 1794, 2, 11, 8. 277---292. Preuß. Gefeß vom 
3. Suni 1876 (G. S. 154). 
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das Beitimmungsrecht über ihre Erziehungsreligion zufommt, und 
fie bleiben e8 nur fo lange, als diefer Erziehungsberechtigte nicht 
eine andere Beftimmung trifft, alfo den Austritt für fie erklärt. 

1. Jedes Kirchenmitglied hat ein jtants- und Firchengejetliches 
Recht, für die feinem Erziehungsrecht unterworfenen Kinder und 
fonftigen Angehörigen die Theilnahme an den firdlichen Gemein- 
ichaftsrechten anzufprechen, alfo namentlich Theilnahme an dem 
Religionsunterricht, an Firchlichen Stiftungen, Begräbniß auf dem 
firchlichen Friedhof u. f. w., und auch nach dem Tode des Er- 
ziehungsberechtigten genießen die Kinder u. ſ. w. dieſes geſetzliche 
Recht fort bis zur Erreichung des Selbjtbejtimmungsalters. Um— 
gefehrt bleibt das Vermögen dieſer unfelbftändigen Kirchenmitgliever 
auch für diefe Kirche ftenerbar. — Austritt des Erziehungsberech- 
-tigten aus dem Religionsvereine endigt im Zweifel auch die Rechte 
und Pflichten der zu Erziehenden. 

2. Im größten Theil von Deutſchland befteht Fein ſtaats— 
gefeliches Hinderniß, daß ein Erziehungsberechtigter ohne jeine 
Kinder aus feiner Kirche austritt und umgefehrt jeine Kinder 
in einen andern Religiondverein aufnehmen läßt ohne ſelbſt über- 
zutreten. Kein Religionsverein iſt aber ftaatsgefetlich verpflichtet, 
jolhe Kinder zu behalten, bezw. aufzunehmen. Hat der Verein 
aber die Fortdauer ihrer Mitgliedfchaft anerkannt, bezw. die Auf- 
nahme bewilligt, jo fann er auch das Vermögen diefer Kinder zu 
den Kirchenſteuern hevanziehen. 

3. Die Trage nach den näheren VBorausjeßungen und Formen 
jolher Aufnahme- und bezw. Austrittserklärungen Erziehungs- 
berechtigter läßt jich weder für alle deutſchen Staaten überein- 
jtimmend noch überhaupt ganz ficher beantiworten. Die Bejtim- 
mung, daß ein Kind in der Keligion eines beftimmten Neligions- 
vereins erzogen werden jolle, wird in vielen Fällen als Gejuch 
um Aufnahme und nach der anderen Seite als Erklärung des 
Austritts für dieſes Kind angejehen werden fönnen, aber in allen 
Fällen läßt fich dies wohl nicht behaupten. Klare und zwar ſtaats— 
geſetzliche Borjchriften find hierüber ſeit Einführung der Kirchen- 
jteuern noch nothiwendiger geworden. 

VI. Seitvem die Kirchen die Führung der Civilftandsregifter 
verloren haben, Lafjen diejelben bejondere Negifter über ihre An- 
gehörigen (ſ. g. Samilienregijter u. j. w.) führen. 
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Zweites Kapitel. 
Die Geiftlihen (Seelſorger, Neligionsdiener, 
Klerifer). 


8. 125. 


1. Die Berufung in das evangeliſche Seelforgeramt und die ErtHeilung 
der Weihen in der fatholiihen Kirche (Ordination). 


I. In der evangeliſchen Kirche begründet die Ablegung 
der wiljfenjchaftlichen und praftiichen Prüfungen für Das evange- 
liſche Predigtamt zwar die Erlaubniß, in Bertretung eines ange- 
ſtellten Geiftlichen zu predigen und Neligionsunterricht zu ertheilen ; 
dagegen gibt erſt die fürmliche Berufung oder Einführung in Das 
Predigeramt das Recht zur Ausübung aller darin gelegenen Amts- 
befugnifje !), wie z. B. Vorfig im Presbyterium, Theilnahme an 
Synoden, Vollziehung von Taufen, Trauungen, Austheilung des 
Abendmahls. Dieje fürmliche Berufung iſt daher auch erforderlich 
zur jelbjtändigen provijoriichen Verwaltung eines ſolchen Amts 
(für Pfarrverwejer over Pfarrverwalter, Pfarrgehülfen). Für 
diefe Berufung haben die meiſten evangelifchen Kirchen zwar den 
in der römischen Kirche geltenden Namen „Ordination“ bei- 
behalten 2); aber die dabei üblichen Außeren Handlungen, wie 
Handauflegung, find unmwefentlich; ihr Unterbleiben berührt nicht 
die Gültigkeit der Cinführling und nicht die Gültigkeit und Kraft 
der von dem Prediger vorgenommenen Amtshandlungen. Den 
Theorien mancher über -orthodoren Geiftlichen und Juriſten, wo— 
nad) die Berufung in manchen Beziehungen der römiſchen Ordi— 
nation nahe fommen und ein ſ. g. „Amt ver Schlüffel” begründen 


9 Preuß. Allg. Landrecht von 1794, 2,11, 8. 63. Badiſche kirchliche 
Berordnung vom 20. Juni 1865 für die Pfarrlandidaten, $. 1. (Spohn 
2,157.) 

2) In Württemberg wurde die Einführung in das geiftliche Amt bis 
zum Jahre 1854 nicht Ordination, fondern „Inveſtitur“ genannt (vgl. Gaupp 
1,215); erſt die vom erweiterten Konfiftorium verkündigte neue „Ordinations— 
und Imveftiturordnung” vom 15. November 1854 bezw. 9. Januar 1855 hat 
den Namen eingeführt. Bol. v. Hauber 1, 55 —55 und Nachträge zu 
Th. 1, ©. 3. 
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ſoll 9), gebt überall in Deutjchland die Firchliche Anerkennung ab. 
Die Ordination findet nur bei dem erjten Eintritt in das Pre— 
digeramt ftatt, wird nicht beim Webertritt in ein anderes Amt 
wiederholt. Alle deutſchen ewangelifchen Kirchen erfennen gegen- 
jeitig ihre Ordinationen als gültig an ?). 

1. Borausfegungen der Berufung zum geiftlichen Amt (der 
Ordination) find: a) Ablegung der kirchlichen Prüfungen und alſo 
auch der Nachweis der vom Staat vorgejchriebenen wiljenjchaft- 
lihen VBorbildung (vgl. oben ©. 35) 3). b) Ein bejtimmtes Lebens- 
alter). ce) Die nöthige förperliche Befähigung. d) In den 
meiften enangelifchen Kirchen wird außerdem gefordert, daß der zu 
Ordinirende bereit von einer Gemeinde zum Prediger gewählt, 
oder von einem Patron präjentirt oder vom Kirchenregiment zur 
Berwaltung eines geijtlihen Amtes bezeichnet oder auserjehen fei >). 
Es ift dies nicht bloße Anlehnung an die fanonifchen Grundfäte 
vom Drodinationstitel, jondern joll dem Mißverftändniffe vor— 
beugen, al8 wenn die protejtantifche Drdination einen vom Laien— 
jtand verjchiedenen Klerifalitand begründe. 


2. Die Vollziehung der Ordination erfolgt in vielen deutjchen 
Kirchen in der Gemeinde, in welcher der zu Ordinirende zuerjt 
ein geiftliches Amt übernimmt, fällt alfo mit der Einführung zu— 
jammen ©); anderwärts geht fie ihr wenigjtens unmittelbar vorher. 


2) Heppe in Dove's Zeitjchrift 13, 242 —255. 1876. Sacobfon 2, 381 
Anm. Bol. auch unten: Beendigung des Seelforgeamtes. 

2) Manche Staatsgefege verboten früher die Annahme der Ordination 
bei auswärtigen kirchlichen Behörden. Vgl. Jacobſon 2, 382. 

3) In Bayern kann die Ordination ausnahmsweife der Anftellungs- 
prüfung vorausgeben. (Erlaß des Oberfonfiftoriums vom 18. Jan. 1833. 
N.A.H. 1, 285 — 289.) 

*) Im Königreih Sahfen und in den ehemals fähfifhen Landestheilen 
Preußens vollendetes 21. Lebensjahr, Württemberg halb zurücgelegtes 24., 
in den meiften preußifchen Provinzen vollendetes 24. oder auch 25., in Baden 
vollendetes 25. 

5) Preuß. Allg. Landrecht von 1794, 2, 11, $. 65. Rheinland-Weftfalen 
5. März 1835, $. 112. 

9) Aheinland -Weftfalen vom 5. März 1835. $. 113: „Die Ordination 
zum Predigtamte gefchieht in einer öffentlichen gottesdienftlichen VBerfammlung, 
unter Mitwirkung der Moderatoren der Kreisfynode, von dem Superinten- 
denten (Dekan) an einem von diefem beftimmten Tage vor der Gemeinde 
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Sie gejchieht vermöge befonderer Ermächtigung des Konfiftoriums 
durch den Defan (Superintendenten) !) oder durch den General: 
juperintendenten 2), oder auch durch Die geiftlichen Räthe des Kon- 
jiftoriums 3). 

U. In der römiſch-katholiſchen Kirche gelten folgende 
Grundſätze: 

1. Sie hat gegenwärtig der Theorie nach ſieben verſchiedene 
Weihen (ordines, ordinationes), durch welche in ſiebenfacher 
Stufenleiter eine bejondere Heiligkeit und Kirchliche Befugniß, ſo— 
wie firchliche Verpflichtungen begründet werden. Die vier niederen 
Weihen (ordines minores sive non sacri), welche längſt feine 
erhebliche praftiiche Bedeutung haben, find Die 1) des Oſtiarius 
(Pförtners, Thorwarts), 2) des Lectors, der aus den heiligen 
Schriften vorzulefen und die Bücher aufzubewahren hat, 3) des 
Exorciſta (Zeufelsbejchwörers oder Zeufelsaustreibers), 4) des 
Akolutha oder Afoluthus, d. h. des Begleiters, Meßgehilfen. Bor 
der Ertheilung der nieberjten Weihe erhält der zu Weihende die 
Tonjur, d. h. es wird ihm das Haupthaar auf dem Wirbel in 
bejtimmtem Umkreis abgefehoren, was dann täglich zu erneuen tft. 
Diejes Zeichen bringt die Aufnahme in den „Klerus“, die Bei— 
legung der äußeren Vorrechte des Klerus im Verhältniß zu Laien, 
und die Unterwerfung unter die Gerichtsbarfeit des Biſchofs 
äußerlich zur Anſchauung 9; fie iſt gleichlam Zubehör des Priefter- 
fleives. Die drei Höheren Weihen (ordines majores s. sacri) 
find diejenigen des Subdiakonus (5), des Diafonus (6), des 


des Ordinanden.“ Bol. auch $. 62— 64. Verordnung des badifchen evan— 
gelifchen Oberfirchenraths vom 2. Juli 1867, 8. 2 (Spohn 2, 164). Auch 
in Württemberg ift dies Regel. 

2) Kheinland-Weftfalen 5. März 1835, $. 113. Württemberg (Kapff, 
Handb. 1869. ©. 6). Baden (Spohn 2, 157). Großherzogthum Heffen 
6. San. 1874, $. 127, Nr. 2, aber auch $. 132. 

2) In den öftlichen Provinzen Preußens feit 1829. Inftruftion für die 
Generalfuperintendenten vom 14. Mai 1829, 8. 22. In der Provinz Branden- 
burg ordinirt jedoch der Propſt von Berlin (Richter, Beiträge 68. Jacobſon, 
2, 382). 

3) In Bayern. Inſtruktion vom 8. September 1809, $. 27. Silber- 
nagel 145. 

4) Schulte, Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts. 1873. ©. 193. 


128 Ordination. 


Prieſters, Presbhters (7). Empfang ber SUP TE ver⸗ 
pflichtet zum Cölibat Y. 

Die Weihe zum Prieſter (Presbyter) unterſcheidet ſich von 
allen geringeren dadurch, daß ſie die Fähigkeit ertheilt, im Meß— 
opfer Brod und Wein in Leib und Blut Chriſti zu verwandeln. 
Ste macht zum sacerdos, begründet die Vollmacht, welche „sacer- 
dotium“ genannt wird, im Gegenfat zum bloßen „‚ministerium“ ?), 
und ift eines der fieben Saframente?). 

Zwei Weihen bejonderer Höchjter Art, die gewöhnlich unter 
den Weihen gar nicht mitgezählt werden, find die Bijchofsweihe 
und die Papftweihe. Die eritere begründet allein Die Kraft, das 
Priejtertfum durch Mittheilung des heiligen Geiſtes fortzu- 
pflanzen; nur der Biſchof kann die Priefterweihe jpenvden. Ob 
ein bloßer Priefter vom Papſt ermächtigt werden fünne, die Dia- 
fonatsweihe zu ertheilen, ift bejtritten). — Die Altkatholifen 
halten zwar an der Ffatholiichen Lehre über den Klerus in einer 
gewiffen, nicht ganz klaren Ausdehnung feit, die von ihnen an— 
genommene DVerfaffung iſt aber der evangelifchen Presbyterial- 
und Shnodalverfaffung nachgebilvet. 

2. Ale Weihen pflegt der Biſchof (auch die Bifchöfe in par- 
tibus infidelium, Weihbijchöfe) zu ertheilen, und er allein ift, wie 
angeführt, fähig zur Ertheilung der Priefter- und Diafonats- 
weihe ꝰ). 

3. Abſolute Vorausſetzungen der Ordination ſind männliches 
Geſchlecht und Empfang der Taufe, ſowie für Ertheilung jedes 
höheren Weihegrades Beſitz aller vorausgehenden 6) Weihen. 
Ungetaufte find weiheunfähig (incapaces). Den Biſchöfen iſt 
ferner die Ertheilung der Weihe an Solche unterſagt, die an ge— 
wiſſen Mängeln (irregularitates) leiden, fo zwar, daß die trotz— 

1) Schulte, Lehrb. 216. 469. 470, 

2) Hiuſchius, 8. d. Kath. 1, 1. 1869. 
2) Ob aud die Diafonatsweihe Saframentseigenfchaft habe, ift beftritten. 
9 Hinſchius 1, 82. 

5) Früher war e8 in manden Staaten verboten, bei auswärtigen Bi— 
ſchöfen Die Priefterweihe zu empfangen. Preuß. Landrecht von 1794, 2, 11, 
64. Preuß. Kabinetsordre vom 23. Dezember 1845. Hinſchius, Kirchenrecht 


der Katholifen 1, 101, Note 5, 1869. 
6) Trid. Cone. Sessio 23, c. 2. - 
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dem ertheilte Weihe als gültig angejfehen wird, ihre Wirkungen 
aber ganz oder theilweife juspendirt bleiben !). 

Im größten Theil von Deutjchland darf nach Staatsgefegen 
die Subdiafonatsweihe nur Solchen ertheilt werden, welche die 
vom Staat vorgejchriebene wifjenfchaftlihe Vorbildung nachgewieſen 
haben (vgl. oben ©. 35). 

Das fanonijche Hecht zählt eine fehr große Anzahl von Ir— 
regularitäten auf und drückt ſich jehr unbejtimmt über dieſelben 
aus, jo daß außerordentlich Viel darauf anfommt, wie der Bi— 
ihof die Sache auffafjen will. Der Papſt kann hinwieder von 
diefen Mängeln dispenfiren, hat fich aber auch allein das Dis— 
penjationsrecht vorbehalten, alſo in jehr vielen Fällen Alles von 
jeiner Gnade abhängig gemacht ?). Dieje kanoniſchen Vorjchriften 
gelten in Deutichland nur injoweit, als fie nachweislich recipirt 
worden find und nicht mit unjerem öffentlichen Recht in Wider- 
ſpruch ſtehen. Dieſer Widerfpruch befteht in mehreren Beziehungen 
und fommt namentlich zum Vorſchein bei Anwendung der jtaat- 
lichen Borjchriften über Ausübung des Patronatrechts und über 
die disziplinäre Beitrafung der Geiftlichen. 

Die Irregularitäten des kanoniſchen Rechts pflegt: man in 
zwei Klaſſen einzutheilen: irregularitas ex defectu und irregu- 
laritas ex delieto. Ueber die leßteren kann auf die Lehrbücher 
des kanoniſchen Nechts verwiejen werden; dagegen find einige 
Hauptfälle der erjteren Art hier zu würdigen: 

a. Die Subdiafonatsweihe fol Niemandem vor vollendeten 
einundzwanzigiten, die Diafonatsweihe vor vollendetem zweiund- 
zwanzigjten, die Priejterweihe vor vollendetem vierundzwanzigiten 
Lebensjahre ertheilt werben’). Die deutjchen Biichöfe erhalten 
von fünf zu fünf Sahren vom Papſt das Recht, diefe Frijten um 
ein Jahr abzufürzen. — Der Empfang der Bijchofsweihe er- 
fordert vollendetes dreißigjte8 Lebensjahr *). Nach älterem fa- 
noniſchen Recht haben vielfach ſowohl höhere als nievere Ter- 
mine gegolten ?). 





ı) Hinſchius 1, ©. 9 u. 10. 

2) Hinſchius 1, 55. 

®) Cone. Trid. Sessio 23, ce. 12 de reform. 

9 Cone. Trid. Sessio 7, c. 1 de reform. 

5) Hinſchius 1, 17—19. 

Thudichum, Kirchenrecht. II. 9 
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b. Die Weihe jollen nur erhalten Perfonen, gegen welche 
nicht Thatfachen vorliegen, die nach der Anſchauung der Kirche 
einen Mangel an volliommener Herzensmilde anzeigen. Ein jolcher 
defeetus perfeetae lenitatis wird aber angenommen bei Allen, 
welche den Tod oder die Verwundung eines Menſchen verurjacht 
oder dazu auch nur mitgewirkt haben, wenn ihre Handlung auch 
eine durchaus erlaubte war. Irregulär find hiernach: die Theil- 
nehmer an einem Krieg, Duellanten und Sefundanten, Strafrichter 
und alle Gehülfen vejjelben, wie die erichtsichreiber, Scharf: 
richter, auch der Ankläger und die Zeugen. Klerifer, die nach Em- 
pfang der Weihe vergleichen verüben, jollen ihres Amtes entjet 
werden. Dieje Bejtimmungen haben ganz wejentlich die Tendenz, 
die kanoniſchen Vorjchriften über Befreiung der Klerifer von der 
Kriegsdienſt- und Zeugnißpflicht und über Eirchliche Aſyle (!) gegen- 
über dem Staate zur Durchführung zu bringen; jie können darum 
aber auch vom Staate unmöglich anerkannt werden; eine firchliche 
Beitrafung von Klerifern wegen Erfüllung obiger jtaatlichen Pflichten 
würde in Preußen und Heſſen fogar fchwere Strafen gegen die 
erfennenden Kirchenoberen nach jich ziehen t). 

c. Nach kanoniſchem Necht dürfen die Weihen nur Perjonen 
ertheilt werden, welche in einer nach kanoniſchem Recht gültigen 
Che over in einer Putativehe erzeugt oder wenigſtens durch nach- 
folgende Ehe legitimirt find (welche alſo nicht an einem „defeetus 
natalium‘ leiden). Es enthält dies nicht bloß eine Anlehnung 
an jüdiiche und altveutiche Anfchauungen (nach welchen letteren 
Uneheliche vechtlos waren), jondern bezwedt auch, dem Gölibat- 
gebot Nachdruck zu verjichaffen, die Weihe eines Pfaffenfindes un- 
möglich zu machen. Diejem ganzen Srregularitätsgrund kann in 
Deutjchland feine Geltung zuerfannt werden ?). 


2) Defterreichifche Geſetze (Maria Therefia’8) vom 29. Mai 1749, 20. Mai 
1756 und 22. März 1765 machten e8 den Geiftlihen zur Pflicht, Deferteure 
aus den kirchlichen Afylen auszuliefern und zur Beftrafung derfelben mit- 
zuwirfen, namentlih auch Zeugnig abzulegen. Die Gefete ſprechen aus— 
drücklich aus, daß fein Klerifer zu fürchten babe, wegen folder pflihtmäßigen 
Handlungen der Irregularität zu verfallen. 

2) Bor Allem kann der Staat feinem Religionsverein, auch der katho— 
lichen Kirche nicht, geitatten, diejenigen als „Uneheliche“ von den Weihen 
and firhlihen Aemtern auszufchließen, welche nicht in einer „kirchlich““ gültigen 
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4. Der Biſchof darf eine der höheren Weihen nur einer 
Perſon ertheilen, deren Unterhalt genügend gefichert erjcheint (bei 
welcher ein titulus ordinationis vorhanden iſt). Dies tft ver 
Fall, wenn dem Weihefandidaten eine genügende Pfründe feit er- 
theilt ijt (titulus beneficii), oder wenn er eigenes Vermögen be- 
fittt oder eine fichere Nente bezieht (titulus patrimonii vel pen- 
sionis), oder ein Dritter ſich wenigftens in jubfidiärer Weife 
für ven Nothfall zu jeinem Unterhalt verbindlich gemacht hat 
(titulus mensae)!). In Preußen weihen die Bilchöfe bei Er: 
mangelung der angeführten. Titel auf den „titulus missionis“, 
aljo unter Verweiſung auf Miffionsfonds, oder den „titulus se- 
minarii“, oder den „titulus mensae privatae“. Der Staat 
verleiht feine Tijehtitel. In Bayern und in den Diözefen ver 
oberrheiniihen Kirchenprovinz fann die Weihe auf Grund des 


Ehe erzeugt find; denn für den Begriff der Ehelichkeit entjcheiden allein die 
Staatsgeſetze. Unſer öffentliches Recht geht ferner von dem Grundfag aus, 
daß uneheliche Geburt die Ehre und die Hffentlihe Rechtsſtellung feiner 
Perſon beeinträchtigt; die Umehelichgeborenen dürfen nicht von der Vorberei= 
tung für öffentliche Aemter ausgejchloffen werden, und wenn fie von Ge— 
meinden oder anderen Korporationen zu Aemtern gewählt werden, fiir welche 
der Regierung ein Recht der Beftätigung zufommt, kann letstere nicht wegen 
der umehelichen Geburt verweigert werden. Auch die übrigen Religions— 
vereine ſchließen Umneheliche nicht mehr, wie ehemals, von firchlichen Aemtern 
aus, und halten fich dazu überhaupt nicht mehr berechtigt, ſeitdem die 
Staatsgeſetze Die Unehelihen für das bürgerliche Leben und die bürgerliche 
Ehre gleichgeitellt Haben (Bgl. 3. B. über Sachſen: Weber 2, 1,249. 1843.) 
Ausdrücklich befagt die bayeriihe Verfaſſung vom 26. Mai 1818, Tit. 4, 
8. 5: „Jeder Bayer ohne Unterfchied kann zu allen Civil-, Militär- und 
Kirhenämtern oder Pfrümden gelangen.” Es fommt hinzu, daß bie 
Bilhöfe bisher im zahlreichen Fällen die Weihen auch Umnehelichen ertheilt 
haben und die Dispenfation ohne Anftand vom Papſt ertheilt worden ift. 
Der ganze Srregularifätsgrumnd bildet alfo, wenn ihn der Staat anerkennen 
würde, nur eine Handhabe, um die Ausübung feiner Patronatsrechte ſowie 
des Patronats- und Wahlrehts von Privaten und Gemeinden von Der 
Willkür des Biſchofs und Papftes abhängig zu machen. Der Dispensd wird 
immer den Perfonen ertheilt werden, die fich gegen Nom unterwürfig zeigen, 
und verweigert demjenigen, die am Staate halten. Die fchlagendfte Illu— 
ftration hierzu Tiefert der Fall des Pfarrers Glattfelder zu Balg in Baden, 
in welchem leider, wie fo oft, bie ftaatliche Konfequenz ſich weniger nach— 
haltig gezeigt hat, als die Firchliche. 
3) Schulte, Lehrbuch. 1873. ©. 201 — 203, 
9* 
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ſ. g. „landesherrlichen Tiſchtitels“ erfolgen. Es ift darunter ver- 
ſtanden die vom Staat übernommene Verpflichtung zur Verab— 
reichung des unentbehrlichſten Lebensunterhalts für geweihte Sub— 
diakone, Diakone oder Prieſter, welche ohne ihr Verſchulden dienſt— 
unfähig werden und nicht eigenes Vermögen zu ihrem Unterhalt 
beſitzen, auch keine Penſion beziehen. In Bayern hat jeder ein— 
zelne Weihkandidat, der auf Grund dieſes Titels die Weihe er— 
wartet, ſich an den König zu wenden‘). In der oberrheiniſchen 
Kirchenprovinz wird der Anſpruch ipso jure durch Aufnahme in 
das biſchöfliche Prieſterſeminar erworben; die daraus entſpringen— 
den Ausgaben werden in Württemberg jeit 1816 nicht mehr aus 
der Staatskaſſe, jondern dem theilweife aus Staatsmitteln dotirten 
Interfalarfonds bejtritten. Wenn der Unterjtügte in bejjere Ver— 
mögensumftände fommt oder eine Pfründe erhält, die mehr als 
den jtandesmäßigen Unterhalt (die Congrua) abwirft, jo muß er 
das Empfangene zurüderjftatten 2). 

5. Die Eigenjchaft als Priefter, welche durch das Saframent 
der Priefterweihe begründet wird, ijt nach kanoniſchem Necht eine 
unverlierbare und unaustilgbare (ſ. g. character indelebilis °), 
in folgendem Sinne: Auch die von einem in Härejie verfallenen, 
ichismatifchen oder abgejetten Biſchof ertheilte Weihe iſt gültig, 
ebenjo die Weihe, welche ein nach den firchlichen Regeln Ungeeig- 
neter erhalten hat, wenn er nur nicht incapax (Frau oder Uns 
getaufter) ift. Dieſe Mängel, jowie Entjegung oder Exkommuni— 
fation des gültig Geweihten machen zwar die Ausübung der 
priejterlichen Nechte unerlaubt und jtrafbar, aber die priejterlichen 
Handlungen bleiben Firchlich kräftig. Umgefehrt kann fich ver 
Priefter nie von jeinen firchlichen Pflichten losſagen, fich nicht der 
Gerichtsbarkeit des Bilchofs entziehen, jein Amt nicht ohne Er- 
laubnig niederlegen, aus der Kirche austreten, . heivathen. Er be- 
hält alle Eremtionen von jtaatlichen Pflichten und jtaatlicher Ge- 


1) Minifterialerlag vom 20. November 1873. 

2) Verfügung des fönigl. württemb. kathol. geiftl. Nathes vom 14. März 
1816 und des Fathol. Kicchenrathes vom 10. November 1821. (Reyſcher, 
Sammlung 10, 482 u. 684.) Königl. Statut für das bifchöfliche Priefter: 
feminar vom 14. Mai 1828, 8. 5. (Reyſcher 10, 1078.) Landesherrliche 
Verordnung vom 30. Januar 1830, 88. 27. 28. 

®) Conc. Trid. Sessio 23, can. 4. Schulte, Lehrbuch. 1873. ©. 194. 
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rihtsbarfeit, wie fie das kanoniſche Recht für Priejter ausipricht. 
Das jtaatliche deutjche Recht verfagt diefem Grundſatz die An- 
erfennung in allen Beziehungen, in welchen e8 über das geiltliche 
Amt und Amtshandlungen überhaupt Vorſchriften gibt!), wie 
namentlich das im folgenden Paragraph Gejagte darthut. 


5126: 
2. Die Beendigung des Seelforgeamtes. 


Die Nechte und Pflichten, welche durch die Vebertragung 
des geiftlichen Amtes begründet werden, erlöfchen durch Tod, Ab- 
dankung (Entlaffung auf Antrag), Aberfennung der Fähigkeit zur 
Bekleidung des Amtes und Entlaffung zur Strafe. Nur das Recht 
zur Zeugnißverweigerung über in der Seelforge Anvertrautes und 
die Pflicht zur Bewahrung des Seelforgegeheimnifjes, joweit fie 
bejteht, dauern bis zum Tode fort. 

Verſetzung bewirkt nur theilweilen Wechſel der Nechte und 
Pflichten gegenüber der Gemeinde, berührt aber nicht diejenigen 
gegenüber der Gejammtfirche. 

1. Nah allgemeinen Grundſätzen des deutjchen öffentlichen 
Rechts iſt jeder evangelifche, fatholiihe und jonjtige Geiftliche be— 
fugt, fein kirchliches Amt nieverzulegen und fich dadurch von allen 
befonderen Pflichten, die ihm das Amt auflegt, zu befreien. Die 
Nieverlegung des Amtes muß der Geiftliche der vorgeſetzten Be— 
hörde zeitig genug im Voraus anzeigen, damit für einen Erſatz 
geforgt werden kann?). In den meijten preußiichen Provinzen 
muß ein Geiftlicher der Kirchenfafje oder der Gemeinde die Kosten 
des Anzug erjegen, wenn er vor Ablauf gewilfer Jahre das Amt 
wieder freiwillig verläßt ?). Amtsverrichtungen kann er von da 
an nur injfoweit noch vornehmen, al8 er von einer firchlichen Be— 
hörde oder einem Pfarrer nach kirchlichem Necht dazu beauftragt 





—— 


1) Das Preuß. Landrecht von 1794 that ſchon ebenſo; denn die Stelle 
2,11, 8. 107 bezieht fih nur auf innere firhlihe Dinge, die dem Staat 
gleichgültig find. Vgl. Jacobfon, Gefch. der Quellen des kathol. Kirchenrechts 
der Provinzen Preußen und Pofen. 1837. ©. 37 u. 38. 

2) Zacobfon 2, 418— 419. 

3) Preuß. Landrecht von 1794 2, 11, 8.525. Rheiniſch-Weſtfäliſche 8. O. 
von 1835, 8. 53 u. 105. 
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wird und nach den Staatsgejegen eine ſolche Beauftragung zu— 
läffig ericheint. Die ältere Staatsgejetgebung erklärte das meijt 
für unzuläffig!), weil die Geiftlichen auch mit jtaatlichen Ge- 
ihäften, namentlich der Führung der Civiljtandsregijter und der 
Beurkundung von Chejchliegungen beauftragt waren. 

2. Entlaffung ohne Ruhegehalt, mag diejelbe von der Firch- 
lichen Behörde oder von einer Staatsbehörde, einerlei aus welchem 
Grunde, verhängt jein, endigt alle Pflichten und Rechte des evan— 
geliichen wie des Fatholifchen Geijtlichen aus jeinem Amte ?). 

3. Ein mit Penſion in Ruheſtand verſetzter Getjtlicher kann 
Amtshandlungen nur noch unter vdenjelben Vorausſetzungen aus- 
üben wie derjenige, der jeın Amt niedergelegt hat. Inwiefern eine 
kirchliche Disziplinargewalt über ihn fortvauere, ift in den evan— 
geliichen Kirchen nicht klar beantwortet 3). 


8. 127. 
3. Die firhengejeglihen Amtspflichten der Geijtlihen. 


Nachdem von den ftaatsgejeglichen bejonderen Pflichten der 
Geijtlichen jchon früher (S. 14— 26) gehandelt worden ift, jo 
bleiben bier nur noch ihre auf kirchlichen Vorjchriften beruhenden 
Pflichten ins Auge zu faffen, wenn auch freilich eine ftrenge Tren— 
nung nach dieſem Gefichtspunfte nicht durchgeführt werben Fann. 
Die evangeliſchen Kirchenverfaffungen und älteren Kirchenoronungen 
jowie das allgemeine Fanonijche Recht und die Diözejanjtatuten 
enthalten hierüber maſſenhafte Beftimmungen, deren Aufzählung 
dem Zmede dieſes Werfes umjomehr fremd ift, als jich juriſtiſche 
Fragen hierbei wenige aufwerfen. 

1. Alle Geiftlichen ohne Ausnahme find verpflichtet, ihr Amt 
jelbjt zu verjehen, und fünnen es nicht durch Vikare verjehen 
lafjen (Refivenzpflicht). Auch zu bloßen Reiſen bebürfen fie des 
Urlaubs der Vorgejegten. Ob fie zum Eintritt in den Reichstag 


!) Preuß. Landrecht 2, 11, 8. 104. 

2) Val. Schon oben ©. 63. Preuß. Landrecht von 1794 2, 11, $. 104. 
Erfenntniß des preußischen Obertribunal® vom 23. Juni 1875 im Hart— 
mann's Zeitfchrift 2, 76. Heppe in Dove's Zeitfchrift 13, 242 —255. 1876. 
Zimmermann, ebendafelbft 14, 35—58. 1877. 

®) Bol. unten ©. 138: Berfegung in Rubeftand. 
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oder den Landtag Fraft Staatsgeſetzes von der Pflicht der Ur— 
laubseinholung entbunden jeien oder nicht, kann bier nicht unter- 
jucht werden. 

2. Die eigentliche Aufgabe des Geijtlichen ift die Verwaltung 
der Seeljorge in jeiner Gemeinde, bejtehend in Predigt, Religions- 
unterricht, Reihung von Heilsmitteln, Bejuch von Kranken u. ſ. w. 
Während der evangelifche Pfarrer zu allen Firchlichen Handlungen 
ohne Ausnahme befähigt und, mit Ausnahme der Ordination, 
ohne Weiteres auch berechtigt ift, fommen dem fatholifchen Prieſter 
nur diejenigen Befugnifje zu, welche nicht dem Bifchof vor- 
behalten find. , 

3. Eine Verpflichtung zur Ertheilung von Religionsunterricht 
in der Volfsichule bejteht nicht allgemein. Dagegen find die evan— 
geliichen Geiftlihen überall verbunden, den |. g. Konfirmanden- 
unterriht zu geben. | 

Staatliche Aufträge zur Ausübung der Schulauffiht haben fie 
nach den oben ©. 21—24 angegebenen Regeln zu übernehmen. 

4. Der evangeliiche Pfarrer iſt allerwärts der Vorſitzende 
und Yeiter de8 Gemeindefirchenrathes (Presbyteriums). Dem fa- 
tholifchen Pfarrer fommt zwar in ganz Preußen Sit und Stimme 
im katholiſchen Kirchenvorjtande, in Eljaß- Lothringen und der 
Rheinpfalz im Fabrikrath zu, aber vom Vorſitz iſt er gefetzlich 
ausgeſchloſſen. Anderwärts hat er den Vorſitz oder doch Antheil 
daran. 

5. Der evangelijche Pfarrer hat Sitz und Stimme auf der 
Kreisſynode, der fatholiiche im Nuralfapitel. 

6. Die Getjtlichen find in vielen Kirchen und Diözejen ver- 
pflichtet, jich an Konferenzen der Defanatsgeiftlichkeit zur Verhand— 
lung wifjenjchaftlicher oder praftiicher Eirchliher Fragen zu be- 
theiligen. 

7. Das Betreiben eines bürgerlichen Gewerbes und größerer 
Yandwirthichaft ift mit dem geiftlichen Amte unvereinbar und 
daher unterjagt ?). 


1) Preuß. Allg. Landrecht von 1794 2, 11, 88. 93 — 95. Rheinifch- 
Weſtfäl. K.O. vom 5. März 1835, 8. 71: „Der Prediger darf zwar bie 
Grundftüde, deren Benutung ihm zu feiner Salarirung angewiefen ift, 
ſelbſt bewirthichaften, mit fchriftftellerifhen Arbeiten und der Erziehung 
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8. Nebenämter dürfen Geiftliche nicht ohne Genehmigung Der 
Borgejetten übernehmen. Inwieweit fie jtaatsgejeglih von Kom— 
munalämtern ausgejchlojfen, oder umgekehrt zur Uebernahme jol- 
cher verpflichtet jeten, wurde ſchon S. 20 angeveutet 9. 

9. Zur Eingehung einer Ehe bedürfen evangeliiche Pfarrer 
und Kandidaten in vielen deutſchen Kirchen feiner Einwilligung 
der vorgejetten Firchlichen Behörde ?), während anderwärts ein 
jolcher Konjens eingeholt werden muß). Das Reichsgeſetz vom 
4. Mai 1868 hat jolche Beſchränkungen nicht bejeitigt, der. Mangel 
der Erlaubniß macht aber die Ehe nicht ungültig 9. In der fa- 
tholiichen Kirche begründet die Subviafonatsweihe die Firchliche 
Berpflichtung zur Ehelofigkeit, ein Grundſatz, von welchem fich Die 
Altkatholifen wohl in der nächiten Zeit losſagen werben. 

10. Die Kleidung der Geijtlichen muß jtet8 dem Stande an— 
gemejjen jein, auch wenn fie nicht in Amtstracht erjcheinen. Meiſtens 
bejtehen hierüber genaue VBorjchriften. 


zu. 11203 
4, Die Beſoldungsrechte der Geiſtlichen. 


1. Die Bejoldung der evangelijchen und Fatholiichen Getit- 
lichen erfolgt in ſehr verjchtevener Weile, je nach den Schieffalen 
des Kirchengutes oder der Entwidelung der neueren ftaatlichen und 
firchlichen Geſetzgebung. Au’ dem ganzen linfen Rheinufer erhalten 
die Geiftlichen die Benutung von Pfarrhaus und Garten und 
eine feite Geldbeſoldung aus der Staatskaſſe. Rechts des Rheines 
dagegen find in den meilten Kirchengemeinden örtliche Vermögen 
(Pfründe, Pfarrvermögen, Kirchenlehen, Beneficien) vorhanden, 


fremder Kinder, auch gegen Penſion, fich befchäftigen, aber fein Bürgerliches 
Gewerbe treiben.‘ — Ueber das Kanoniſche Recht vgl. Richter-Dove, ©. 299. 
1874 Im Bayern, hauptfächlid in dem Kreife Schwaben-Neuburg, befafien 
fih etwa Hundert katholiſche Geiftliche mit der Ausübung der Heilkunde, 
ohne natürlich approbirt zu fein. (Amtliche Statiftif vom Jahre 1877.). 

') Ueber Württemberg vgl. noch Gaupp 1, 166. 168. 1830. 

2) Sp nit in Preußen (Sacobfon 1, 249. v. Rönne, Preuß. Staats- 
recht 2, a, 426, Anm. d). 

?) So in Bayern: Erlaß des Oberkonſiſtoriums zu Münden vom 
20. März 1831 und 27. Februar 1856. (M. A.H. 1,374 u. 300.) 

) Reichsgeſetz vom 6. Februar 1875, $. 38. 
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deren Nießbrauch oder Ertrag für den Geiftlichen bejtimmt iſt, 
und welche vom Kirchengemeinderath oder vom Pfarrer alleiı 
unter Aufficht der höheren firchlichen Behörde verwaltet werden. 
Daneben gibt e8 allgemeine Eirchliche Vermögen, welche ebenfalls 
bedeutende Beiträge zu den Beioldungen leiften. Außerdem machen 
die Kirchengemeinden oder auch der Staat Zufchüffe. 

Die Gebühren für geijtliche Amtsverrichtungen (Stolgebühren) 
find in vielen evangelifchen Kirchen neuerdings abgefchafft worden. 

2. Durch neuere Gejeße des Staates jowohl als auch der 
Kirchen ijt der Minimalgehalt, welcher mit jedem ftändigen geijt- 
lihen Amt verbunden fein muß (die Congrua des Fanonijchen 
Rechts), den gegenwärtigen Zeitverhältnijjen entiprechend vegulirt, 
und entweder den Kirchengemeinden oder der Gefammtfirche die 
nöthige Aufbeſſerung aufgelegt oder vom Staat übernommen 
worden. Zugleich wurden die ſämmtlichen Pfarrgehälter in Klaſſen 
getheilt und das Dienjtalter fejtgejtellt, welches zum VBorrüden in 
eine höhere Gehaltsklajje erforverlich jein joll. 


3. Das Recht auf Bezug der Bejoldung oder den Genuß 
der Pfründe beginnt im Zweifel durch Behändigung der Berufungs- 
oder der Beitätigungsurfunde nach ſpäter noch anzugebenden Regeln, 
und kann nur auf dem Wege unfreiwilliger Penfionirung (Emert- 
tirung) oder des Firchlichen oder jtaatlichen Disziplinarftrafver- 
fahrens entzogen werden. Eine Ausnahme gilt nur bei denjenigen 
Aemtern, welche auf Widerruf verliehen werden dürfen, 


8. 129. 


5. Beigebung von Pfarrgehülfen; Penſionirung oder Emeritivung 
der Geiltlihen und Rechte der Hinterbliebenen derſelben. 


I. Ein Pfarrer, welcher durch Krankheit, Schwachheit oder 
Alter verhindert wird, jein Amt allein zu verwalten, oder über- 
haupt zu verwalten, ohne daß jedoch jeine Penſionirung bereit8 ge- 
rechtfertigt erjchiene, erhält zu feiner Unterftügung einen Pfarr- 
gehülfen, Vikar, Hülfsprediger, Hülfspriefter oder zu 
jeiner Stellvertretung einen Subjtituten!). In beiden Fällen 


2) Zacobfon 2. 420— +22. Badische kirchliche Verordnung vom 20. Juni 
1865. Spohn 2, 157 — 162. 
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muß der Pfarrer die Koften der Aushülfe tragen, erhält aber, 
wenn jeine Stelle eine gering dotirte ift, Zuſchüſſe aus allgemeinen 
Kirchenmitteln ?). 

Die Beauftragung des Pfarrgehülfen erfolgt durch das Kon- 
filtorium, bezw. den Bifchof, meiftentheils ohne jede Mitwirkung 
der Gemeinde oder des Patrons. In der evangelifchen Kirche 
der Provinzen Rheinland und Weſtfalen ijt jedoch die Zuftimmung 
des Presbyteriums und des Superintendenten erforderlich 2). 

HI. Ein Geiftlicher, ver auch mit einem Gehülfen nicht mehr 
jeinem Amt vorjtehen kann, und bei dem feine Ausficht auf 
Beſſerung jeiner Geſundheit bejteht, wird auf fein Anſuchen oder 
auch ohne ſolches in Ruheſtand gefegt und ihm ein Ruhegehalt 
angewiejen. Es find dafür auch die Benennungen „Emeritirung“ 
oder „Penſionirung“ üblich. 

1. In vielen Staaten legen die Staatsgejete den evan- 
geliichen, katholiſchen und israelitiichen Geiftlichen ein Recht auf 
Zuweiſung eines Ruhegehalts aus Kirchenmitteln bei ?), und überall 
geichieht dies auch wohl durch die Kirchengejete. } 

2. Ueber die Emeritirung evangeliicher Geiftlichen entfcheiden 
ztemlich überall die Konfiftorien, und zwar meift ohne Mitwirkung 
der Spynodalvorftände, aber vielfach unter Vorbehalt der Zuſtim— 
mung des Yandesherrn oder unter Vorbehalt eines Nefurjes an 
den evangelijchen Oberfirchenrath oder an den Kultusminifter. 
Die Emeritirung fatholiicher Geiftlichen verfügt der Biſchof. 

Berufungen an den jtaatlichen Gerichtshof für Firchliche An— 
gelegenheiten können ftattfinden, wenn die Emeritirung die Natur 
einer Disziplinarbeitrafung bat. 

3. Ueber die Art und Höhe der Penjion und die Bezugs— 
quelle für diejelbe gelten folgende Grundſätze: 





9 So 3. B. in der Diözefe Rottenburg aus dem Interfalarfonds. 

2) K. O. vom 5. März 1835, $. 64a, Nr. 2. Minifterialreffript vom 
25. Auguft 1853, Nr. 28. Jacobſon 2, 422. 

2) Preuß. Allg. Landrecht von 1794 2, 11, $. 528. Jacobſon 2, 422. 
Württembergifhe BVerfaffungsurfunde vom 25. September 1819, 8. 74a. 
Mürttembergifches Gefeb vom 23. Juni 1874, betreffend die Penfionsverhält- 
niffe der israelitifchen Volksſchullehrer und Vorſänger, Art. 3, und Geſetz 
som 25. April 1828, Art. 57. 
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a. Der Emeritirte erhält regelmäßig eine jährliche feite Geld- 
vente. Katholiſche Priefter können auch in ein ſ. 3 Emeritenhaug 
aufgenommen werden !). 


b. Die Höhe des Ruhegehalts ijt bemefjen theils nach dem 
Dienitalter, theil8 dem Einfommen, welches der Getitliche zur 
Zeit der eingetretenen Emeritirung bezog. 


ec. Der Ruhegehalt iſt im Zweifel aus dem Cinfommen ver 
Pfarrei zu entnehmen, welche der Emeritirte zulett bekleidet bat. 
Um aber die Wiederbejegung der Pfarrei zu ermöglichen, went 
deren Einfommen ein ohnehin geringes ift, tragen allgemeine 
Kirchenfonds zum Ruhegehalt bei, oder eg wird der Kirchengemeinde 
die Ergänzung der Pfarrbefoldung aufgelegt. 

4. Inwieweit der Emeritirte noch der firchlichen Disziplinar- 
gewalt unterliegt, ijt vielfach unflar gelafjen. 

III. Die Rechte der Hinterbliebenen eines bis zulett dienenden 
und eines fchon emeritirten ©eiftlichen bejtehen in Folgenden: 


1. Wird eine evangeliiche Pfarrei durch) Tod des Pfarrers 
erledigt, jo bleibt fie eine gewiſſe Zeit hindurch unbejett und es 
verjehen die übrigen Geiftlichen des Ortes, oder in einem Wechfel 
die Geiftlichen des Bezirks die Amtsgefchäfte. Wührend dieſer 
ſ. 8. Gnadenzeit behalten Wittwe und Kinder die Amtswoh- 
nung und den ganzen Gehalt und haben nur die an der Bejorgung 
der Amtsgefchäfte theilnehmenden auswärtigen Prediger zu be— 
wirtben. 

Namen und Dauer diejer Onadenzeit jowie der Kreis der 
Berechtigten find in den einzelnen Kirchen ſehr verichieden ?). 

Wittwe und Kinder eines von der Pfarre abgezogenen eme- 
ritirten Predigers behalten vielfach nach deſſen Tod eine gewiſſe 
Zeit lang den vollen Emeritengehalt. 

2. Nah Ablauf der Gnadenzeit treten Wittwe und minder: 
jährige Kinder in den Genuß der Wittwen- oder Waijenpenjionen, 


2) Bol. Schulte, Lehrbuch, ©. 573. 574. 1873. 

2) Ueber die preußifche Yandesfirhe vgl. Sacobfon 2, 4u5—412. Han— 
nover: K. G. vom 16. Juli 1873 (G. S. 393). Ueber den „Nachfit‘” im 
Bayern: v. Dobened 212. Württemberg: Gaupp 1, 174—176 und 2, 411 
bi8 419. Buden: Spohn 2. 613. Oldenburg: K. G. vom 2. Januar 1865. 
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welche aus den überall bejtehenden Pfarrwittwenfafjen verabreicht - 
werden. 

Im vechtsrheinifchen Bayern verliert die Wittwe ihren Pen— 
fionsanjpruch nicht durch Entjegung ihres Mannes !). 


$. 130. 
6. Die Berwaltung erledigter Seeljorgeämter. 


1. In ganz Preußen und Hefjen müfjen erledigte Pfarreien 
vermöge jtaatsgejetlicher Vorjchrift innerhalb eines Sahres vom 
Tag der Erledigung oder vom Ablauf der Gnadenzeit an wieder 
dauernd beſetzt werden, wie in dem Kapitel von der Beſetzung der 
Pfarrämter des Näheren anzugeben it. 

2. Die Gejchäfte der erledigten Stelle müſſen meiftens von 
den übrigen Ortsgeiftlichen oder abwechſelnd von den Geiftlichen 
des Bezirks theils unentgeltlich, namentlih während der Gnaden— 
zeit (S. 139), theil® gegen Belohnung aus dem Einkommen der 
Stelle verjehen werden). Iſt dies nicht ausführbar, oder jteht 
die Wiederbejegung wegen bejonderer Hinvernijje länger an, fo 
ernennt das Konfiftorium, bezw. der Biſchof einen Pfarrverweſer, 
Pfarrverwalter, Vikar. Den evangelifchen Gemeinden fommt bier- 
bei meijtentheil fein Wahlrecht oder Ablehnungsrecht (votum nega- 
tivum) zu, ebenjowenig den Patronen. 

3. Während einer beſtimmten Zeit fließt das Einfommen der 
erledigten Stelle, nach Ablauf der Önadenzeit und Dedung der 
Stellvertretungskoiten, in allgemeine Kirchenkaſſen (geiftliche Witt- 
wentaffen, Interfalarfonds u. ſ. w.). 


Drittes Kapitel. 
Die Patrone und das Patronatredt. 


$. 131. 


1. Unter SKirchenpatronatrecht verſteht man heutzutage im 
Allgemeinen das Recht einer Privatperjon, Korporation oder des 





1) Ordnung vom 18. Nov. 1826, ©. 14. (Neues Amtshandb. 1, 712.) 
2) Preuß. Landrecht von 1794 2, 11, 88.395 — 397. Rheinland-Weitfalen 
5. März; 1835, 88. 55—58. Jacobſon 2, 426—431. 
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Yandesheren, bei Wiederbejegung eines bejtimmten geiftlichen 
Amtes einen privilegirten Einfluß auszuüben und in der betreffen- 
den Kirchengemeinde andere Ehren- und Auffichtsrechte anzu— 
jprechen gegen die Verpflichtung andererſeits, für dieſe Stelle 
oder Gemeinde unter gewilfen Vorausſetzungen bejondere höhere 
Bermögensleijtungen zu machen. 

In den verſchiedenen Ländern und Kirchen hat das Patronat- 
recht eine jehr verjchtevdene Natur und jehr abweichenden Inhalt, 
und der Name wird in neuerer Zeit auch für Nechte gebraucht, 
welche früherhin nicht zum Patronatrecht gerechnet wurden. 

Die eigentlichen Patronatrechte haben im frühen Mittelalter 
ihre Entjtehung genommen und find von der evangelifchen Kirche 
fajt allerwärts beibehalten worden. Verſchwunden find fie jedoch 
in Folge der franzöſiſchen Geſetzgebung auf dem ganzen deutſchen 
linken Rheinufer für alle Kirchen; in den vechtsrheinijchen evan— 
geliichen Kirchen haben fie neuerdings theils durch die Staats— 
geſetzgebung, theils durch Firchliche Gefee oder Nachgaben ver 
Patrone ſelbſt tiefgreifende Veränderungen erfahren und find ihrer 
gänzlichen Aufhebung näher gebracht. 

Das preußifche Kandrecht von 1794 faßt das PBatronatrecht 
nicht als eine firchliche Vollmacht auf, jondern als eine Art Hoheits- 
recht, ein nieveres Regal, welches vom Staate abgeleitet ft ?). 

I. Die jammtlichen Tragen in Bezug auf Beſtehen des Pa— 
tronatrechts, Inhalt deſſelben, Pflichten des Patrons find in eriter 
Linie nach den neueren Staatsgejegen zu beurtheilen, welche ven 
Gegenftand zum Theil der firchlichen Geſetzgebung gänzlich ent- 
ziehen. Mit ver Kraft von Yandesgejegen dauern auch in manchen 
Staaten Beitimmungen des Wejtfäliichen Friedens von 1648 und 
der deutſchen Bundesafte vom 8. Sunt 1815 fort. In zweiter 
Linie entjcheivet das ftändige örtliche oder provinzielle Herfommen, 
und erjt in dritter die firchlichen Satzungen. 

Zu den hier einjchlagenden Satungen der römiſch-katholiſchen 
Kirche gehören hauptjächlich die Beihlüffe des Triventiner Konzils 
von 1551 und 1563, Sessio 14, cap. 12. 13 und Sessio 25, 
cap. 9, wozu noch manche im Corpus jur. canon. zerſtreute ein- 


1) Jacobſon 1, 284 (1864). Ueber Beſitzſchutz beim Patronatrecht vgl. 
Förfter, Preuß. Privatrecht 3, 88, Anm. 71 (1873). 
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zelne Beitimmungen binzufommen. Alle diefe Satungen Fünnen 
aber nur an den Orten und in dem Umfang zur Anwendung ge- 
bracht werden, als ihre Neception nachweisbar it. 

Für proteftantiiche Kirchen ift ihre Geltung im Zweifel zu 
verneinen. 

III. Rechtsitreitigfeiten über Patronatrecht gehören im Zweifel 
vor die ordentlichen bürgerlichen Gerichte. 

IV. Die Rechte des PBatrons bejtehen: 1) In der Mitwir- 
fung bei der Beſetzung der PBatronatspfarrei. Nach den neueren 
Drdnungen für verfchiedene protejtantifche Kirchen verbleibt den 
Kirchengemeinden auch bei ſolchen Stellen ein gewiljes Recht der 
Auswahl oder Ablehnung (vgl. hierüber unten: Bejetung der 
Pfarrämter). 2) Häufig in der Mitwirkung bei Bejegung von 
Organiſten- und Küfterämtern; 3) einer Aufjicht über die Ber- 
waltung des Pfründvermögens und der Kirchenbaufondg, der Kirchen: 
fabrif. 4) In einem großen Theile Preußens und unter gewiljen 
Borausjegungen in Sachſen kann der Patron in den Kirchen: 
gemeinderath eintreten oder einen Stellvertreter ernennen. 5) Der 
Patron hat ferner das Ehrenrecht auf einen bejonderen Kirchen- 
jtuhl, 6) auf bejondere Erwähnung im Kirchengebet, 7) auf Trauer: 
geläute bet jeinem Ableben, während das Begräbnif innerhalb des 
Kirchengebäudes durch die neuere Staatsgeſetzgebung verboten it. 
8) Ein Anſpruch auf Reichung von Altmenten aus dem Pfründ- 
vermögen oder der Kirchenfabrif im Fall der VBerarmung fommt 
dem Patron nur unter bejonderen VBorausjegungen zu ?). 

V. Der Patron hat meijtens eine nur höchſt ſubſidiäre 
und thatjächlich nominelle Pflicht, für die Beſtreitung Firchlicher 
Bedürfniſſe befondere Leiftungen zu machen; und diefe Pflicht ver- 
liert durch die neue DOrganijation des Firchlichen Finanzweſens 
vollends ihre Bedeutung. Anders verhält es fich in denjenigen 
Provinzen, wo partifularrechtlich eine virefte Verbindlichkeit be— 
gründet ijt. 

VI. Ueber die Inhaber (Subjefte) des Patronatrechts, ihren 
Erwerb und Verluſt gelten folgende Regeln: 1) Inhaber können 
jowohl einzelne Perfonen als Korporationen oder der Landesherr 
(Staat) jein, und es kann das Recht auch in der Weiſe mit einem 


y DI. 3. B. Preuß. Landrecht von 1794 2, 11, $. 595. 
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Gut verfnüpft jein, daß es auf jeden Erwerber des Gutes über- 
geht oder jo, daß nur die einer bejtimmten Familie angehörigen 
Befiger des Gutes es ausüben dürfen. 

Das preußtiche Yandrecht von 1794 2, 11, 88. 579 und 580, 
welches hierin übrigens nur jubjidiäre Geltung bat, ftellt eine 
Vermuthung dafür auf, daß das Kirchenpatronat auf einem Gute 
oder Grunditüde hafte und won diefem ohne ausdrückliche Ein- 
willigung der geiftlichen Dberen nicht abgejondert werden fünne. 

Ein Verkauf des PatronatrechtS oder der Ueberlafjung ver 
Ausübung dejjelben gegen Vermögensvortheile iſt verboten und 
bewirkt jeinen Verluſt. 

Eine im fanontihen Recht gemachte und auch im preußiichen 
Landrecht fejtgehaltene Unterjchetvung tit die des jus patronatus 
laicale vel seculare und andererjeitS des jus patronatus cleri- 
cale vel ecclesiasticum. Laienpatronat ijt dasjenige, welches 
ein Laie oder eine weltliche Korporation zu eigenem Recht befitt, 
oder auch ein Stlerifer in feiner Eigenjchaft als Brivatperfon, 
3. B. in jeiner Eigenjchaft als Privatgrundbeſitzer, als Erbe 
eines Patronatsinhabers; Klerifalpatronat, welches einem getjt- 
lihen Amt oder einer geiltlichen Genoſſenſchaft zukommt und 
durch den jedesmaligen Inhaber des Amtes oder den Vertreter 
der Genojjenichaft ausgeübt wird. Auf die Qualität des urjprüng- 
lichen Stifters fommt es in beiden Fällen nicht an. 

Zu welchem der verſchiedenen hriftlichen Religionsbefenntnifje 
fih der Patron befenne, iſt nach der Gejeßgebung fajt aller 
deutichen Staaten einerlei. Sowohl das mit einem Gut ver- 
fnüpfte Patronat geht auf jeden chrijtlichen Erwerber über, wie 
das perjönliche Patronat auf jeden chriftlichen Erben vererbt. 
Religionswechjel des Inhabers ändert aljo ebenfall® nichts, jo 
wenig wie Ausjchliegung aus der Kirche. Steht das Patronat 
einer Korporation zu, jo fünnen alle chrijtlichen Mitglieder der— 
jelben bet der Vokation mitjtimmen !). - Hingegen find Juden fait 
überall ausgeſchloſſen; jie fünnen ein perjünliches Patronat nicht 
» erwerben und das mit einem Gut verfnüpfte ruht, jo lange fich 
das Gut in dem Befige eines Juden befindet, während dagegen 


ı) Dsnabrüder Friede von 1648, Art. 5, 88. 26 und 28. Preußifches 
Landrecht von 1794 2, 11, SS. 581 — 583. 
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der Befiger zu allen aus dem Patronatrecht fließenden Bei- 
trägen und Leijtungen verbunden bleibt !); ebenjo fünnen israe- 
hitiiche Mitglieder einer Korporation nicht beit Ausübung des 
Patronats mitjtimmen. 


1) Für Preußen: Preuß. Landredit von 1794 2, 11, 88. 581 — 583. 
Verordnung vom 30. Aug. 1816. Geſetz vom 23. Juli 1847, 8. 3. Hol— 
fteinifches Gejez vom 14. Juli 1863, 88. 2 u. 4. Württembergifches Gefet 
vom 25. April 1828, $. 27. 


X. Abſchnitt. 


Organifation der kirchlichen Orts- nnd Kreisgemeinde. 
Erſtes Kapitel. 


Die DOrtsfirhengemeinde, ihre Vorftände, 
Bertretungen und Bedieniteten. 


8. 132. 
1. Begriff und Arten der Kirchengemeinden. 


Eine Kirchengemeinde!) ijt die Verbindung der innerhalb 
eines bejtimmten Bezirks fich aufhaltenden Mitglieder eines Re— 
ligionsvereing zu religiöfen Zwecken. Befitt der Gejammtverein 
Korporationsrechte, jo fommen dieſe auch jeder ftaatlich anerkannten 
Drtsgemeinde zu. 

Mehrere Kirchengemeinden, von welchen jede ihre eigene Kirche 
und ihre eigene Vertretung hat, fünnen zujammen einen Pfarrer 
haben, eine Pfarrei ausmahen. Wenn dieſes Verhältnig ein- 
jeitig nicht lösbar ijt, jondern nur auf dem Wege der Parochial- 
veränderung vor fich gehen fannn?), jo nennt man die fo verbun— 
denen Gemeinden Mutitergemeinde und Tochtergemeinde 
(Siliale); den erjteren Namen führt die Gemeinde, wo uriprüng- 
lich allein eine Kirche ftand und wo der Pfarrer wohnt. 


1) Bei den Israeliten: Synagogengemeinde oder Judenſchaft. 

2) Weber Barochialveränderungen find die erforderlichen Angaben bereits 
in Bd. 1 gemacht, und zwar bezüglich der evangelifchen Kirche in Preußen 
auf ©. 240, Bayern 337--338, Württemberg 394, Baden 421, Heſſen 
436 —437. Bezüglich der katholiſchen Kirche in Preußen 279, Bayern 
343, Sachſen 373, Württemberg 405, Heſſen 439. Bezüglich der Altkatho— 
lifen in Preußen 281— 285, Baden 427 — 428. 

Thudichum, Kirchenrecht. II. 10 
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Sit das Verhältniß ein beiderſeits kündbares, jo jpricht man 
von unter einem Pfarramt vereinigten Mutter- 
gemeinden oder von Schwejtergemeinden!). 

Gajtgemeinden (vagirende Gemeinden, eccelesiae 
vagantes) find folhe, welche jich in bloß proviſoriſcher Weife 
unter den Pfarrer einer benachbarten Gemeinde gejtellt haben, 
dieſes Verhältniß aber wieder löſen fünnen. 

Ueber katholiſche Miſſionsgemeinden vgl. preußtiches 
Geſetz vom 20. Juni 1875, $. 2. 

Ueber Milttärfirhengemeinden wurde jchon in Bd. 1, 
164, über Anjtaltsgemeinden Bd. 1, 171 gehandelt. 


8. 133. 
2. Boritand, Vertretung und Bedienjtete der Gemeinde. 


I. Die firhlichen Ortsgemeinden aller Religionsvereine mit 
Korporationsrecht bejiten gewählte Vorftände oder Vertretungen 
zur Wahrnehmung der Vermögensangelegenheiten der Gemeinde, 
die evangeliichen Gemeinden auch zur Ausübung weiterer Befng- 
niſſe. In nicht wenigen Fällen wird übrigens auch die ganze 
Gemeinde thätig. 

Tochtergemeinden haben ihren eigenen &emeindeftrchenrath 
und ihre eigene Gemeindevertretung, welche jedoch in den mit 
der Muttergemeinde gemeinichaftlichen Angelegenheiten zujammen 
mit den Organen der Muttergemeinde bejchließen. 

1. Die evangeliſchen Gemeinden in der preußtichen Yandes- 
firche der acht alten Provinzen, in Schleswig - Holjtein, im Kon- 
jiftorialbezirf Kaffel, in den Großherzogthümern Baden und Heſſen, 
demnächſt auch vorausfichtlich in Württemberg, bejizen zwei Or— 
gane: einen „Gemeindekirchenrath“, „Kirchengemeinderath“, „Kir- 
chenvorſtand“, „Presbyterium“, jodann eine zahlreichere Vertretung, 
beitehend aus dem Kirchengemeinderathb und einer Anzahl weiterer 
gewählter Gemeindevertreter. Die weitere Vertretung heißt: „Ge— 
meindevertretung“, „größere Repräſentation“, „Kirchenkollegium“ 








!) Jacobfon 1, 231. 

2) Preuß. Candrecht von 1794 2, 11, 88. 297—300. 370. 371. 723. 743. 
Sacobjon 1,232. Aft. des preuß. evang. Oberfirchenraths 5, 176 (18. Dez. 
1873) und 7, 248 (25. Juni 1874). 
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„Rirchengemeindeverfammlung”. In Schleswig-Holitein und Hefjen 
fungirt auch in den Heinjten Gemeinden eine Gemeindevertretung, 
während in den übrigen genannten Kirchen in Gemeinden unter 
einer gewijjen Seelenzahl die Rechte der Gemeindevertretung durch 
alle jtimmfähigen Gemeindegliever ausgeübt werden. In Baden 
ift es der weiteren Gemeindevertretung, wenn jie einen Antrag 
des Rirchengemeinderaths abgelehnt hat, gejtattet, zu bejchliegen, 
daß die Entſcheidung der Gefammtheit der ftimmberechtigten Ge: 
meindegliever einzuholen jet). Im Großherzogthum Hefjen kann 
das Oberfonfiftorium eine „Meinungsäußerung der ganzen Kirchen- 
gemeinde herbeiführen, wenn e8 dies für angemejjen findet ?). 

Eine weitere Gemeindevertretung fehlt im rvechtsrheiniichen 
Bayern, in der NAheinpfalz und in Sachen. In der lutherifchen 
Kirche von Hannover kann durch Ortsftatut eine jolche gebilvet 
werden ?), und es übt die ganze Gemeinde dort auch wichtige Rechte 
aus *), Im Königreich Sachfen find das Yandesfonfiftorium jo- 
wie auch die in evangelicis beauftragten Staatsminifter nad . 
ihrem Ermejjen befugt, eine jonjt zum Wirkungskreis des Kirchen- 
porjtandes gehörige Sade der ganzen Kirchengemeinde zur Bes 
ihlußfafjung zu überweiſen; wird aber in der anzuberaumenden 
Verſammlung für einen Beichluß nicht eine Mehrheit von zwei 
Dritteln der erjchienenen jtimmberechtigten Gemeindeglieder erzielt, 
jo iſt die Entſchließung in diefer Angelegenheit dem Kirchenvor— 
ſtande zu überlafjen >). 

2. Alle fatholiichen Kirchengemeinden in ganz Preußen haben 
einen Kirchenvorjtand und eine ohne Theilnahme des Kirchenvor— 
ſtandes bejchliegende &emeindevertretung. Die ganze Gemeinde 
wird niemals berufen. Dieje VBorjchrift gilt auch für anerkannte 
altfatholiiche Gemeinden. Im vechtsrheiniichen Bayern ijt in allen 
fatholiichen Gemeinden eine ſ. g. katholiſche Kirchenverwaltung 
eingerichtet, während in der bayeriichen Aheinpfalz und in Elſaß— 
Lothringen der durch Napoleon I gejchaffene Fabrifrath fortvauert. 
Ueber Württemberg vgl. Bd. 1, 401. 


1) 5. Sept. 1861, 8. 26. 
2) Berfafiung vom 6. Jan. 1874, 8. 55. 
8) 9, Oft. 1864, 8. 32. Dal. Lohmann, ©. 39. 
9 ©. unten: Pfarrwahl. 
5) Kirchenvorftandsordnung vom 30. März 1868, 8. 30. 
10* 
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3. Die israelitifchen Synagogengemeinden (Judenſchaften) der 
acht alten Provinzen Preußens haben einen „Vorſtand“ und eine 
„Repräfentantenverfammlung” ); ebenjo vegelmäßig in Bayern ?), 
während in anderen Yändern, wie z. DB. in Württemberg, Die Re— 
präjentantenverfammlung fehlt. 


I. Die Zufammenfegung der Gemeindeorgane tjt im Wejent- 
lichen folgende: 

1. Der Gemeindekirchenrath (Vorjtand) beiteht aus Geiſt— 
Yichen, gewählten Gemeindegliedern (Aeltejten), und in manchen 
Theilen Deutſchlands aus dem Patron. 

a. Der Pfarrer (Prediger, Helfer) führt im evangeliſchen 
Semeindefirchenrath überall den Vorſitz und leitet die Gejchäfte. 
Sind mehrere Prediger in der Gemeinde angejtellt, jo haben die— 
jelben jämmtlic Sit und Stimme im Vorſtand, und es führt 
der erjte derjelben den Vorſitz. Pfarrverwalter (Pfarrverweſer, 
ſelbſtändige Vikare) ftimmen zwar mit, es fommt ihnen aber das 
Recht des Vorſitzes nicht überall von Nechtswegen zu°). In 
Fällen vorübergehender Verhinderung gebt der Vorfi auf einen 
bierzu gewählten Aeltejten über. Hülfsprediger auf nicht fundirten 
Stellen nehmen, auch wenn fie ordinirt find, nur als Mitglieder 
mit berathender Stimme an den Situngen des Gemeinde= 
firchenrathes Theil. 

sm katholiſchen Kirchenvorftand hat im ganz Preußen 
nur Ein Geiſtlicher (der Pfarrer, Kapellan), Sit und Stimme, 
und es fommt ihm das Necht des Vorſitzes nicht zu, ja er kann 
gar nicht zum Vorfigenden gewählt werden %). Ebenſo verhält es 
fi mit dem Fabrifrath in der baherijchen Aheinpfalz und Elſaß— 
Lothringen, dejjen gejetlicher Vorſitzender der Fatholiiche Bürger- 

« 


1) Staatsgefes vom 23. Juli 1847, ©. 38 (G. S. 270). 

2) Gilbernagel 182-183. 

3) In den jechs öftlihen Provinzen der preußiſchen Landeskirche geht 
der Vorfi auf den Superintendenten über, welcher ihn felbft ausitben oder 
einem Mitglied des Gemeindefirchenrath8 oder einem benachbarten Geift- 
lichen übertragen fan. (10. Sept. 1873.) Anderwärts wählt der G. K. R. 
einen Aelteſten zum Vorſitzenden. 

+) Sefe vom 20. Juni 1875, SS. 5 u. 12. Andere Geiftliche können 
auch duch Gemeindewahl nicht in dem Kirchenvorſtand fommen, $. 28. 
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meiiter (Maire) oder Adjunkt ij. Der Grund der Ausſchließung 
des Pfarrers vom Vorſitz ijt jeine Abhängigkeit vom Biſchof. 

Auch die israelitiichen Kirchenvorjtinde wählen vielfach ihren 
Borfigenden jelbit. 

b. Die Zahl der gewählten Aeltejten (Senioren, Presbyter, 
Kirchenvorfteher) beträgt 4— 12, in einigen Kirchen bis zu 16, 
und wird für jede einzelne Gemeinde mit Rückſicht auf Die Seelen- 
zahl und ſonſtige örtliche VBerhältnifje bejtimmtY). Bei zujammen- 
gejeten Gemeinden hat jede Theilgemeinde eine entiprechende An— 
zahl von Aelteften zu wählen. Die Wahl erfolgt meijtens durch 
die Gemeindeglievder, in Rheinland-Weſtfalen und Baden durch die 
aus Presbyterium und Gemeindevertreter gebildete Gemeindever- 
tretung ?). 

Die Aeltejten bleiben jechs Jahre im Amt; alle drei Jahre 
tritt die Hälfte aus und wird durch Neuwahl erjett ?). 

e. In allen evangelifchen Gemeinden der Provinzen Preußen, 
Brandenburg, Pommern, Pojen, Schlefien und Sachen, welche 
einen Patron haben (Batronatsgemeinden), kann der Patron in 
den Gemeindekirchenrath eintreten, falls er die zum Xeltejtenamt 
erforderlichen Cigenfchaften befitt, aljo namentlich) der evan- 
geliichen Kirche angehört. Will er davon feinen Gebrauch machen, 
oder fehlt ihm die Wählbarfeit, jo kann er ein wählbares Ge- 
meindeglied auf Widerruf zum Aeltejten ernennen‘). Wo der 
Staat oder Korporationen das Patronatreht befisen, können die— 
jelben einen jtändigen Patronatsvertreter aufjtellen, welcher bei 
vorhandener Wühlbarfeit in den SKirchengemeinderath eintreten 
oder einen Aelteiten ernennen darf. Den jtändigen Patronats- 
vertreter ernennt bei den Kirchen fiskaliſchen (Eöniglichen) Patro— 


9) Theils durch die Kreisfynode, theils durch Beſchluß der Gemeindes 
vertretung, vielfach vorbehaltlich der Genehmigung von Kirchen- oder Staats: 
behörden. 

2) Rheinland-Weſtfalen 5. März 1835, 8. 8. Baden 5. Sept. 1861, 
$. 29. 

9) In Rheinland-Weftfalen ift die Amtsdauer vier Jahre mit hälftiger 
Erneuerung alle zwei Jahre. (Minifterialreffript vom 25. Aug. 1853 zu 
$. 8 der Ordnung vom 5. März 1835.) 

*) 10. Sept. 1973, 8. 6. 
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nats die königliche Bezirksregierung). Aehnliche Grundfäge gelten 
in Hannover ?). 

Im Köntgreih Sachſen kann der Patron: an den Sikungen 
und Verhandlungen des Kirchenvorjtandes theilnehmen, ift auch 
dazu einzuladen, hat aber fein Stimmreht. Dagegen bat der 
Befiger einer exemten Gemarkung als jolcher Sit und Stimme 
im Kirchenvorjtand, mehrere folche üben das Recht zufammen 3). 

In den fatholiihen Kirchengemeinden der preußiichen Mon— 
archte, welche einen Patron haben, gibt es fein allgemeines echt 
des Patrons zum Eintritt in den Kirchenvorftand oder Ernennung 
eines Kirchenvorjtehers, jondern e8 fommt daſſelbe nur denjenigen 
Patronen oder auch jonjtigen Dritten zu, welche es jchon vor 
1875 beſeſſen haben %). 

Unbekannt find solche Rechte des Patrons in Schleswig- 
Holftein, im Konſiſtorialbezirk Wiesbaden, im rechtsrheiniichen 
Bayern, Württemberg, Baden, Großherzogthum Heſſen, Olden— 
burg und natürlich auf dem ganzen linken Aheinufer, da es bier 
Patronatrechte überhaupt nicht mehr gibt. 

2. Die Zahl der Gemeindevertreter richtet fich nach der Zahl 
der Aelteften und beträgt meiſtens das Dreifache derfelben, alio 
12 — 36, in manchen evangelifchen Kirchen bis zu 60 umd 
mehr >). 

Ste werden ebenfall® meijtens auf ſechs Jahre mit brei- 
jährigem Wechjel gewählt. 

Eine Gemeindevertretung, welche beharrlih die Erfüllung 
ihrer Pflichten vernachläjjigt oder verweigert, kann aufgelöft und 
eine Neuwahl angeordnet werden. ine jolche Verfügung wird 
vom Konfiftorium entweder auf Antrag des Kreisiynodalvorjtandes 


9 Inſtruktion des ewangelifchen Oberfirchenrathbs vom 31. Okt. 1873, 
N. 17: 

2) 9, Dit. 1864, S. 1A. 

8) 30. März 1868, SS. 5 u. 6. 

4) Geſetz vom 20. Juni 1875, 88. 5 u. 39. Die Ernennung des Ael— 
teften ift auch hier eine jederzeit widerrufliche. 

5) In Rheinland-Weftfalen bis zu 60 (5. März 1835, $. 19), in Baden 
bi8 zu 80 (5. Sept. 1861, $. 15, und Kirchengefeg vom 29. Sept. 1871, 
8. 2), im Heſſen Eis zu 70 (6. Jan. 1874, 8. 15). 
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oder auch ohne ſolchen getroffen; in ven fatholiihen Kirchen- 
gemeinden des Königreichs Preußen kann fie durch die bijchöfliche 
Behörde im Einvernehmen mit dem Oberpräfidenten, oder um— 
gefehrt, erfolgen. 

III. Wahlrecht, Wählbarkeit und Wahlverfahren bei der Wahl 
der Kirchenworftände und Vertretungen find in den neueren Ord— 
nungen nicht bloß für die evangelifchen, jondern auch die fatho- 
liſchen Gemeinden in ziemlich übereinjtimmender Weiſe geregelt 
worden. 

A. Vorausſetzungen des Wahlrechts find: 1) Beſitz der Reichs— 
angebörigfeit, theilweije auch der bejonderen Yandesangehörigfeit; 
2) Kirchenmitgliedſchaft (vgl. Bd. 1, 51 und Bd. 2, 8. 124); 
3) Wohnfis in der Gemeinde, und zwar häufig einjähriger Wohn- 
ſitz; 4) männliches Geſchlecht; 5) Zurüdlegung des einundzwan- 
zigjten Lebensjahres (Erreichung der Bolljährigfeit), in anderen 
Kirchen Zurücklegung des vierundzwanzigiten oder fünfundzwan- 
zigſten Lebensjahres; 6) eine verſchieden definirte Selbitänpigfeit ; 
7) in der evangelifchen Kirche der jechs öftlichen Provinzen Preußens 
it eine bejondere Anmeldung zum Eintritt in die wahl: 
berechtigte Gemeinde erforderlich”). Die Anmeldung kann per- 
jünlich oder durch Einfendung einer eigenhändig unterjchriebenen 
Erklärung erfolgen, wozu in größeren Gemeinden gedrudte For— 
mulare vorräthig zu halten find. Wer einmal in der Lifte fteht, 
braucht die Anmeldung nicht zu wiederholen; Diejenigen, welche 
noch nicht darin aufgenommen find, können die Anmeldung jederzeit 
vornehmen, und vor jeder Wahl ijt hierzu wiederholt öffentlich 
aufzufordern ?). 

Bon der Ausübung des Wahlrechts find ausgeſchloſſen 
diejenigen: welche fich nicht im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte 
befinden, oder wegen Verbrechen oder jchwerer Vergehen in Unter- 
ſuchung jtehen, oder fich im Konkurs befinden, oder über ein Jahr 
mit der Bezahlung firchlicher Umlagen im Rückſtand find, endlich 
diejenigen, welche durch Erfenntniß der zuftändigen firchlichen Ver— 
tretungen oder Behörden des Wahlrechts für verluftig erklärt 


1) 8.6. und ©.O. vom 10. Sept. 1973, 8. 34. 
2) Inſtruktion des evangelifhen Oberfirchenrathbs vom 31. Dft. 1873, 
Nr. 8 u. 18. 
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worden jind, oder gegen welche ein jolches Erfenntnig jetzt bei 
Gelegenheit ver Aufftellung der Wählerlijte erfolgt‘). 

B. Die Wählbarfeit ijt im Allgemeinen an diejelben Voraus— 
jegungen gefnüpft wie das Wahlrecht, nur daß meiltens ein Alter 
von dreikig Jahren erfordert wird und nach der Wahl noch eine 
Zurückweiſung jtattfinden kann, wenn der Gewählte durch beharr- 
lihe, d. h. andauernde und gefliffentlihe Sernhaltung vom öffent- 
lihen Gottesvienjt und von der Theilnahme an dem Abendmahl 
jeine firchliche Gemeinjchaft zu bethätigen aufgehört hat. Für die 
Wählbarkeit in die Vorſtände und Bertretungen ver Fatholijchen 
Kirchengemeinden enthält das preußijche Geje vom 20. Juni 1875 
feinen jolchen Vorbehalt, weil diejelben nur über Vermögensjachen 
zu beſchließen haben. 

Aktive Militärperjonen bedürfen zur Annahme von Aemtern 
in der Vertretung Äirchlicher Gemeinden der Genehmigung ihrer 
Dienjtvorgejegten 2). 

C. Die Wählerlijten werden vom Gemeindefirchenrath auf- 
gejtellt und won dieſem auch im erfter Injtanz über Reklamationen 
gegen diejelben entſchieden; in zweiter Injtanz enticheivet der Vor— 
jtand der Streisiynode?), in den Fatholifchen Kirchengemeinden 
Preußens die Gemeindevertretung *). 

DBejondere Lijten über die wählbaren Perſonen werden nicht 
aufgeſtellt. 

Das Wahllokal iſt meiſtens die Kirche; die Abſtimmung 
meiſtens eine geheime, an anderen Orten eine öffentliche. 

Wenn die Wahl geſchloſſen iſt, jo prüft der durch dieſe Wahl 
neuergänzte Gemeindekirchenrath von Amtswegen die Gültigkeit 
der Wahl, namentlich ob die Formvorſchriften beobachtet worden 
jind und alle Gewählten die für die Wählbarkeit erforderlichen 
Eigenjchaften bejigen, und unterjucht auch die Einjprachen Dritter ?). 
Gegen jeine Entſcheidung jtebt Berufung an den Kreisſynodal— 


) Das Nähere hierüber im Abjchnitt von den Kirchenftrafen. 

2) Reichsmilitärgeſetz vom 2. Mai 1874, 8.47. (R.G.Bl. 58). Reichs: 
tag 17. April 1874. S. 889— 890. 

3) Preußen. Sechs öftlihe Provinzen. 10. Sept. 1873, 88. 36 u. 40, 

*) Geje von 20. Juni 1875. Wahlordnung, Art. 1 u. 2. 

°) Ein vorgängiged® Gehör eines Beanftandeten ift nicht nothwendig 
(Erlaß des evang. Oberfirchenrath8 vom 7. Sept. 1874, Alt. 7, 275—276). 
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vorjtand offen, in den Fatholijchen Kirchengemeinden Preußens an 
die biichöfliche Behörde, welche im Einvernehmen mit dem Regie— 
rungspräfidenten entjcheidet ). In Baden enticheivet über Ein- 
iprachen gegen die Wahl der Kirchenältejten in erſter Injtanz der 
Diözefanausichuß, vorbehaltlich der Bejchwerde an den Oberkirchen— 
vath 2). 

IV. Der Wirkungskreis des Gemeindekirchenraths und der 
Gemeindevertretung kann an diejer Stelle nur überjichtlich gejchildert 
werden, und zwar unter völliger Scheidung det verjchievenen Kon- 
fejfionen, da fich die Zuftändigfeit der Gemeindeorgane der fatho- 
liſchen Kirche lediglich auf VBermögensangelegenheiten bezieht. 

A. Evangelijche Kirche. — Der Kirchengemeinderath oder 
Kirchenvoritand iſt dasjenige Organ der Gemeinde, welches die— 
jelbe in allen Angelegenheiten zu vertreten und in ihrem Namen 
zu bejchließen hat, im welchen nicht ausprüdlich ver Gemeinde- 
. vertretung oder ganzen Gemeinde Genehmigungs- oder Beſchluß— 
rechte vorbehalten jind?). 1) Gemeindejtatuten werden von den 
beiden Gemeindeorganen in Antrag gebracht). Die übliche Zeit 
der öffentlichen Gottesdienjte können Pfarrer und Kirchengemeinde- 
rath vielfach allein ändern?). 2) Injoweit als allgemeine Kirchen- 
gejege für die einzelnen Gemeinden nur mit deren Zujtimmung 
in Kraft treten können, tjt dieje Zuftimmung durch die beiden Ge- 
meindeorgane zu erflären. Ebenſo üben diejelben zujammen die 
den Einzelgemeinden eingeräumten Ablehnungsvechte gegen Kirchen— 
gejeße. 3) Ueber Veränderungen der Pfarriprengel (der Barochial- 
grenzen) wird regelmäßig der Kirchengemeinderathb nur gutächtlich 
gehört; in anderen Fällen ijt dagegen Zuftimmung der Gemeinde- 
vertretung erforderlich. (Vgl. oben ©. 145 X.) 4) Inwiefern die 
Gründung neuer Seeljorgeimter in der Gemeinde der Zuftimmung 
der Gemeindeorgane bedürfe, ijt vielfach unklar gelajjen. Jeden— 
falls iſt diefe Zujtimmung erforderlich), jobald der Gemeinde 


2) Breußifches Gefe vom 20. Juni 1875. Wahlordnung, Art. 13. 

2) Wahlordnung vom 5. Sept. 1861, 8. 30. 

3) Preußiſche evangeliſche Landeskirche, ſechs öftliche Provinzen, 10. Sept. 
1873, 8. 25: „Der Gemeindefirhenrath ift das Organ der Gemeinde gegen— 
über den Kirchenbehörden und den Synoden. Ferner SS. 13 u. 22. 

Vgl. über Preußen Bd. 1, 248. Sachſen 367. Baden 422. 

5) Preußen, ſechs öftlihe Provinzen, 10. Sept. 1873, $. 15. 
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daraus neue Yalten erwachien. 5) Ueber Zulaſſung oder Zurüd- 
weijung von der Konfirmation und Aufnahme fremder Konfeſſions— 
verwandten in die Gemeinde entjcheiven Pfarrer und Kirchen- 
gemeinderath zufammen, vorbehaltlich des Nefurjes. (Vgl. Bo. 1, 
51 und Bd. 2, $. 124.) 6) Der Slirchengemeinderath verwaltet 
das örtliche Kirchenvermögen und vertritt dafjelbe nach Außen. 
Zu wichtigeren Bejchlüffen hierüber ſowie zur Beſchließung von 
Kirchenſteuern iſt die Zuſtimmung der Gemeindevertretung er: 
forderlih. In vielen Kirchen kommt ihm jedoch bezüglich des 
Pfründvermögens nur ein Auffichtsrecht zu. 7) Ueber die Ein- 
raumung des Kirchengebäudes zu einzelnen nicht gottespienitlichen 
Handlungen, welche der Beſtimmung des Kirchengebäudes nicht 
widerjprechen, entſcheidet meiſtens der Gemeindekirchenrath allein. 
8) Der Kirchengemeinderath ernennt im Zweifel Die niederen Ge- 
meindebiener und den Kirchenrechner. (Bgl. unten VL) 9) Die 
der Gemeinde in Bezug auf die Beſetzung der Pfarrämter zus. 
fommenden Wahl» oder Ablehnungsrechte werden meiftentheils 
durch die beiden Gemeindeorgane zuſammen oder durch Die ganze 
Gemeinde ausgeübt. 10) Ebenſo die Wahl der Abgeordneten zur 
Kreisſynode. 11) Die Intereffen der Kirchengemeinde in Bezug 
auf die Schule, namentlich den Neligtonsunterricht in derſelben, 
hat der Kirchengemeinderath wahrzunehmen, und es fommt ibm 
zuweilen das Necht der Kenntnißnahme vom Neligionsunterricht 
zu, während dies gewöhnlich nur jein Vorſitzender, der Pfarrer, 
ausübt. (Vgl. oben ©. 22.) Der Gemeindefirchenrath kann auch 
über Verlegung der Geſetze über Die Erziehungsreligion Beichwerde 
führen. (Vgl. Bd. 1, 71.) 12) Der Gemeindefirchenrath bat 
den Pfarrer in der Ausübung jener pfarramtlichen Geſchäfte zu 
unterjtügen; dagegen bleibt der Pfarrer in feinen geiftlichen Amts— 
thätigfetten der Lehre, Seeljorge, Verwaltung der Saframente 
und in feinen übrigen Minifterialhandlungen von dem Gemeinde- 
kirchenrath unabhängig. Gibt die Amtsführung oder der Yebens- 
wandel des Geiftlichen oder eines Aeltejten zu Ausjtellungen Anlaß, 
jo fann dies der Gemeindefirchenrath in feiner Mitte zur Sprache 
bringen und bei den vorgejettten Behörden deshalb Anträge jtellen. 
13) Rügen und Bußen gegen Gemeindeglieder verhängt der Ge— 
meindeftirchenrath in erjter Injtanz. 14) Er jtellt die Yijte der 
wahlberechtigten Gemeindeglieder auf, bereitet die Wahlen zum 
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Aelteftenamt und zur Gemeindevertretung vor, hält diefe Wahlen 
ab, prüft deren Gültigfeit in erjter Inftanz, beruft die Gemeinde- 
vertretung ein und bringt die Bejchlüffe derjelben in Ausführung. 
15) Er leitet die firchlichen Einrichtungen für Pflege, der Armen, 
Kranken und Verwahrloften, und kann fich zu dieſem Zweck Helfer 
aug der Gemeinde beioronen. 16) Er darf Wünjche und Be- 
ſchwerden bet den vorgejegten Behörden anbringen, auch Bejchlüffe 
der Gemeindevertretung barüber veranlaffen, und ift verpflichtet, 
. Wünfche und Anliegen einzelner Gemeindeglieder willig entgegen- 
zunehmen und in Erwägung zu ziehen. Die Gemeindevertretung 
fann regelmäßig nur über jolche Angelegenheiten berathen und 
beichließen, welche der Kirchengemeinderath zur Berathung ver- 
jtellt hat). 

B. In der fatholifchen Kirche haben die Gemeindeorgane 
Vediglich mit Vermögensangelegenheiten zu thun. Der SKirchen- 
vorjtand führt die Verwaltung und vertritt das örtliche Vermögen 
und die Gemeinde, während der Gemeindevertretung Geneh— 
migungs- und Auffichtsrechte zukommen. In Bezug auf Wahlen 
übt der Kirchenvorjtand ähnliche Rechte wie der evangelifche 
Kirchengemeinderath. 

C. Die Borftände und Nepräfentanten der isragelitiſchen 
Synagogengemeinden bejchliegen nicht nur in Bermögensangelegen- 
heiten, jondern auch über Lehre und Gottesdienſtordnung, und wählen 
meijtens ihre Kultusbeamten (Rabbiner, Vorfänger) 2)., In Würt- 
temberg fommen die letteren echte theilweiſe der israelitiſchen 
Dberfirchenbehörde oder dem Neinifterium zu. 

V. Die Situngen des Gemeindefirchenraths find nicht öffent- 
lich, wohl aber vielfach diejenigen der Gemeindevertretung. 

VI 1. Der Verwalter der Kirchenkaſſe (Kirchenrechner, Kirch 
meijter, Nendant) wird vom Gemeindekirchenrath regelmäßig aus 
jeiner Mitte bejtellt. und erhält feine Beſoldung. Die Bejtellung 
des Pfarrers zum Rechner ift unzuläjfig. Größerer Umfang der 
Kaffe rechtfertigt die Anjtellung eines bejoldeten Nechners; Toll 
jedoch hierzu ein Mitglied des Gemeindekirchenraths ernannt 


1, Preußen 10. Sept. 1873, $. 29. Genauere und zwedmäßigere Be- 
ftimmungen trifft die K. G. und ©.D. für Wiesbaden v. 4. Juli 1877, $. 34. 
2) Preuß. Geſetz vom 23. Juli 1847, 88. 44. 51. 52 (G. S. 271. 273.). 
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werden, jo iſt die Genehmigung des Vorjtandes der Kreisſynode 
erforderlich. — In den Fatholiichen Gemeinden Preußens haben 
Kirhenvorjtand und Gemeinvevertretung in dieſer Hinficht freie 
Hand }). 

2. Die Kirchenämter der Organiften und Vorfänger (Kan— 
toren) jind in vielen Gemeinden noch von früheren Zeiten ber 
mit Lehrämtern an öffentlichen Volksichulen verbunden. In dieſem 
Fall richtet fih Ernennung und Entlafjung der genannten Kirchen- 
beamten entweder nach den für Schullehrer geltenden oder anderen 
bejonderen Regeln. — Vielfach kommt 'politiichen Gemeinden oder 
Privatpatronen das Kecht der Ernennung oder Präjentation zu. 
— Aehnliches gilt Häufig bezüglih der Meßner, Küfter u. ſ. w. 
Diejenigen dieſer Kirchendiener, welche mehr nur mechaniiche oder 
weltliche VBerrichtungen zu bejorgen haben, werden, wo nicht be= 
jondere Berhältnifje der eben bejprochenen Art und Weije be- 
jtehen, vom Gemeindekirchenrath ernannt und entlafjen 2). 


weites Kapitel, 


Beſetzung der Pfarrämter. 


S. 134. 
S* 
1. Lebenstänglichfeit des Pfarramtes. Berbot der Pluralität. Klaſſen— 
eintheilung der Pfarreien. 


1. In fait allen deutſchen Staaten bejteht für die proteſtan⸗ 
tiſche, katholiſche und israelitiſche Kirche die ſtaatsgeſetzliche 


1) Geſetz vom 20. Juni 1875, 88. 7 u. 10. 

2) In den fech8 öftlichen Provinzen der preußtichen evangeliſchen Landes: 
firhe find dur die 8.6. und S.O. vom 10. Sept. 1873, 8. 21, nicht 
bloß die ehemals! den Konfiftorien, fondern aud die dem Staat (Fiscus) 
zuftehenden Ernennungsrechte auf die Gemeinden übertragen worden. Die 
für die ftaatlihen Behörden bisher beſtandene Berpflihtung, bei der An— 
ftellung vorzugsweiſe ciwilverforgungsberechtigte Deilitärinvaliden oder fonftige 
Anwärter zur berüdfichtigen, dauert Übrigens für die Kirchengemeinderäthe 
fort. (Reffript vom 19. Juni 1839 in v. Kamptz's Ann. 23, 373.) Regle— 
ment vom 16. Suni 1867, 8. 8. (J. M. Bl. 280.) Verfügung des Kultus- 
minifters Falk vom 9. Nov. 1874. (Akt. des ewangelifchen Oberkirchenraths 
7, 264— 265.) Die Organiften und Kantoren zu Berlin gehören nicht zu 
den niederen Dienern. (Berf. d. evang. Oberkirchenraths vom 6. Mai 1876.) 


” 
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Vorſchrift, daß die Pfarrer auf Lebenszeit angeftellt jein 
müſſen, und ihnen das Amt und die damit verknüpften Vermö— 
gensrechte (Pfründeinfommen) nur im Wege der Emeritirung ge- 
jhmaälert und nur durch Disziplinarerfenntnig entzogen werden 
fünnen. Auch die unfreimwillige Berjegung ijt neuerdings allgemein 
beichranft worden. Es entjpricht dies auch dem älteren fano- 
niſchen Necht, nach welchem die Pfründe als beneficium (Leben) 
betrachtet und dem Pfarrer als Benefiziaten ein unwiderrufliches 
Genußrecht zugefchrieben wurde, wie es jeit dem zwölften Jahr- 
hundert auch die weltlichen Yehensmannen hatten. Die Nefor- 
mation behielt nach furzem Schwanfen den Grundfat bei, während 
in der katholiſchen Kirche die Stellung der Pfarrer mehr und 
mehr an Sicherheit verlor, bis im neunzehnten Jahrhundert die 
Staatsregierungen eingriffen und jede Ernennung, Verſetzung und 
Gntlafjung eines Pfarrers von ihrer Genehmigung abhängig 
machten. Nur in der preußiichen NAheinprovinz und in Elſaß— 
Lothringen blieben die unter Napoleon I. getroffenen Einrichtungen 
in Geltung, wonach die große Maſſe der Seeljorgegeijtlichen ihr 
Amt nur auf Widerruf befleiveten. In den Diözefen Trier umd 
Köln waren bis zum Jahre 1873 von den 2200 Seeliorgegetit- 
lichen faum 200 feft angejtellt, die anderen 2000 fonnte der Bi— 
Ichof jeden Tag ohne alles Urtheil und Necht entlaffen und damit 
an den Betteljtab bringen. Auh auf dem rechten Aheinufer 
fingen die Bijchöfe jeit 1848 an, joweit bejtehende PBatronatrechte 
dies nicht Hinderten, die Pfarrer nur auf Widerruf zu ernennen, 
und e8 wurde dies in Preußen, Baden, Hefjen und anderwärts, 
theils wegen der Erichütterung der Staatsgejeßgebung, theils wegen 
tachficht der Regierung, immer gewöhnlicher und hierdurch der 
Pfarrklerus in die jchlimmite Abhängigkeit von den Biſchöfen ge- 
bract. Endlich gab Preußen das Signal zur Rückkehr zum älteren 
deutſchen jtaatlichen Necht, welche nur injofern eine unvollfommene 
tit, als das Recht der disziplinären Dienftentlafjung den Biſchöfen 
verblieben und nur in bejchränfter Weife unter Staatsfontrole 
gejtellt it. Dagegen bezeichnet e8 gegen früher einen Fortſchritt, 
daß der Grundſatz der lebenslänglichen Verleihung der Pfarr- 
ämter nun durch Geſetz, nicht durch bloße Verordnung fejtgeitellt 
ijt und feine Handhabung Feineswegs bloß von dem Minijterium 
abhängt. 
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Der gegenwärtige Rechtszuftand ijt nun folgender: 

a) In Preußen und Hefjen darf fein Pfarramt länger als Ein 
Jahr durch bloße Verwejer oder widerruflich angeftellte Pfarrer 
verwaltet werden, fondern iſt innerhalb Jahresfriſt dauernd zu 
bejegen. Der Oberpräfident, in Heſſen das Minijterium, fünnen 
die Friſt im Falle des Bedürfniſſes angemefjen (nicht beliebig) 
verlängern !). Mittel, um die Befolgung der Vorschrift zu fichern, 
jind Gelditrafen gegen die ſäumigen Kirchenbehörden und die von 
ihnen aufgeftellten Pfarrverweſer, Einhaltung von Staatsmitteln 
und Einleitung der Interfalarverwaltung 2). — In Staaten, in 
welchen ausprüdliche Vorſchriften diefer Art fehlen, kann jeden- 
fall8 eine proviforiiche Verwaltung von Patronatspfarreten nicht 
ohne Einwilligung des Patrons fortvauern, außer wenn die Pfarrei 
etwa nicht mehr den vorgejchriebenen Minimalgehalt (die Congrua) 
erträgt ?). 

b) Die in der preußifchen ARheinprovinz vorhanden gewejenen 
ſ. g. Suceurjalpfarreien (paroisses suceursales) jind vom 15. Mat 
1874 in dauernd zu befegende verwandelt und die an diefem Tage 
im Amte befindlichen Suceurjalpfarrer zu unwiderruflich ange— 
jtellten Pfarrern erklärt worden 9. Cine ähnliche Maßregel ift 
auf Wunſch des deutjchen Neichstags für Eljaß -Lothringen in 
Ausfiht genommen ?). 

e) Die Errichtung neuer Seeljorgeämter, deren Inhaber 
unbedingt abberufen werden dürfen, iſt überall nur mit Geneh— 
migung der Staatsregierung (in Preußen des Kultusminifters) 
zuläſſig 6). 


1) Preußiſches Gefe vom 11. Mai 1873, 88. 18 u. 23. Heſſiſches Geſetz 
vom 23. April 1875, 8. 10. — Die Friſt ift vom Tage der Erledigung. des 
Amtes oder, wo gejetlich oder obfervanzmäßig ein Onadenjahr befteht, vom 
Tage der Erledigung der Pfründe (der Befoldung) an zu berechnen. 

2, Heſſiſches Gefes vom 23. April 1875, $. 7, Abf. 1. Badiſches Gefek 
vom 25. Aug. 1876, 8. 14 (6. u. V. Bl. 229). Vgl. unten: Kirchliches Ver— 
mögensrecht 

3) Bol. z. B. für die evang. Kirche Württembergs Gaupp 2, 1, 297. 

+) Gefeg vom 11. Mai 1873, S. 19, Abſ. 2. Hinfhius, Kommentar 
145. 146. 

5) Reichstag 18. Dez. 1874. 

6) Für Preußen ſpricht dies das Staatsgejeg vom 11. Mai 1873, 8. 19, 
ausdrücklich aus, 
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d) Jede Ernennung zu einem dauernd zu bejegenden Pfarr- 
amt it im Zweifel als eine vefinitiv erfolgte anzuſehen; ein 
Vorbehalt des Widerrufs muß aljo ausprüdlich gemacht fein. 

e) Das preußifche Geſetz vom 11. Mat 1873, 8. 20, be- 
jtimmt noch: „Anoronungen oder Vereinbarungen, welche die durch 
das Geſetz begründete Klagbarfeit der aus dem geijtlichen Amts— 
verhältniije entipringenden vermögensrechtlichen Anſprüche aus- 
ichließen over bejchränfen, find nur mit Genehmigung der Staats- 
behörde zuläffig .“ 

2. Keinem Geiſtlichen können zwei oder mehr geiſtliche Aemter 
übertragen werden, ſobald deren vollſtändige Verwaltung durch 
Eine Perſon unthunlich erſcheint. (Verbot der Pluralität.) 

3. Auch die Ertheilung von Anwartſchaften (Exjpectanzen) 
auf geijtliche Aemter iſt unzuläffig. 

4. Zu einem geiftlichen Amt fünnen vegelmäßtg nur Perſonen 
gewählt, präfentirt oder ernannt werden, welche beveitS bie nach 


!) Bol. Hinſchius, Kommentar I, S. 146— 147. Dieſe Vorſchrift hat den 
Zweck, Umgebungen des Gefetse8 zu verhüten, wie fie im neuerer Zeit in 
Frankreich und auch in Deutfchland vorgefommen find. Es verbot z. B. in 
den 1850er Jahren der franzöfifhe Biihof von Moulins feinem gefammten 
Didzefanklerus jede Berufung an die weltlichen Gerichte und ließ fich ferner 
von jedem Pfarrer, den er anftellte (und Pfarrer find nach franzöſiſchem 
Recht auf Lebenszeit angeftellt), eine noch undatirte Urkunde aushändigen, 
worin dieſer auf fein Amt zur verzichten erklärte. Wenn der Bifchof den 
Pfarrer dann nachher abjesen wollte, brauchte er nur das Datum beizu— 
fügen. Durch Dekret des franzöfifhen Staatsrath8 vom 6. April 1857 
wurde dies aber für einen Mißbrauch der geiftlichen Amtsgewalt erklärt. 
(Friedberg, Gränzen, © 523, Anm. 3 und ©. 526.) — Die Faffung des 
obigen $. 20 dürfte übrigens in mehrfacher Hinficht mißrathen fein. Nach 
$. 18 kann die einjährige Frift für dauernde Beſetzung des Amtes zwar 
verlängert, aber feineswegs ganz befeitigt werden; nad 8. 23 aber hat e8 
den Anſchein, al wenn dem Oberpräfidenten ein unbegrenztes Dispenfationg- 
recht eingeräumt werden follte, was einen Widerfpruch enthielt. Die Re— 
gierungsvorlage wollte viel richtiger Anordnungen oder Bereinbarungen 
gegen die Klagbarfeit für „unverbindlich“ erklären; der jegige Wortlaut ift 
erft von der Kommilfion des Abgeordnetenhaufes auf eine wenig zutreffende 
Erinnerung des evangelifchen Oberfirchenraths bin, gemählt worden. Uebrigens 
ericheint auch der Ausdrud „die durch das Gefeg begründete Klagbarkeit“ 
nicht als befonders deutlich, da dabei nur am gerichtliche Klagerechte gedacht 
fein kann, der Umfang diefer aber „dur das Geſetz“ nicht gerade ehr 
Hargeftellt if. — Vgl. auch badifches Gefes vom 25. Aug. 1876, $. 14. 
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ftaatlihem und firchlichem Recht erforderlihe Befähigung nach- 
gewiefen haben. Ausnahmswetie kann der Nachweis noch nach— 
träglich geliefert werden. 

5. In den meijten ewangeliichen Kirchen, namentlich allen 
denjenigen, tm welchen den Gemeinden das Recht der Pfarrwahl 
eingeräumt worden tjt, jind die Pfarreien mit der Wirkung in 
Klaſſen eingetheilt, daß zu einer Pfarrei der höheren Klaſſen nur 
ein Geiftlicher gewählt oder ernannt werden kann, der bereit8 ein 
bejtimmtes Dienjtalter hat, oder der bereit tft, bi8 zur Erlangung 
diejes Dienjtalters auf einen Theil des Gehalts zu Gunſten der 
allgemeinen Kirchenkaſſe zu verzichten. Im einigen Kirchen können 
die beiten Pfründen auch einer Bejtenerung durch Die Geſammt— 
fire unterworfen werden. Die Beitimmungen über die Klaffi- 
fifation erſtrecken fich vielfach noch nicht auf Patronatftellen, weil 
bet diefen der Zwang nur durch Staatsgefe feitgejtellt werben 
kann. Doch haben in Baden und Hejjen viele Patrone freiwillig 
die firhlichen Klaffififattionsgejege auch für ihre Patronate als 
verbindlich anerkannt ?). 

In den Ffatholifchen Yandesfirchen bejtehen nur noch theil- 
weile, namentlich in Bayern, jtaatlich vorgeſchriebene Beförderungs- 
ordnungen, welche dem Dienftalter die gebührende Berüdfichtigung 
fichern. 


— ER 
2. Die Bejeungsmweijen, 


1. Zu Anfang des neunzehnten Jahrhunderts befanden fich 
nur etwa etliche Hundert evangelischer Kirchengemeinden im Befite 
des Rechts, ihre Pfarrer jelbit zu wählen; bei der Mehrzahl ver 


1) Schon früher pflegte bei der Beſetzung von Pfarreien, welche von 
Staatsbehörden abhängt, überall auf -Dienftalter und Leiftungen in ähn— 
Yicher Weiſe NRüdfiht genommen zu werden, wie e8 auch im. Staatsbienft 
gefchieht; dagegen Fehrten ſich die Privatpatrone daran vielfach nicht und 
präfentirten junge Kandidaten, die eben exit anftellungsfähig geworden waren, 
auf die beften Pfründen. Enthielt das ſchon an ſich eine unbillige Ungleich- 
beit, jo wurde e8 noch Dadurch zur Klaren Ungerechtigkeit, daß man ben 
Batronatspfarrern geftattete, fi nachher um landesherrliche Pfarreien mit- 
zubewerben, und fie dann berüdjichtigte ganz ohne Anrechnung des ihnen 
früher zu Theil gewordenen Vortheils. (v. Hauber, Recht und Brauch der 
evang. Kirche in Württemberg 1, 59 [1854] und Gaupp 2, 1, 293 u. 302.) 
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übrigen beichränfte jich ihr Einfluß auf ein Ablehnungsrecht, welches 
praftiich meijt von geringer Bedeutung war. Mit der Einführung 
der Presbpterial- und Shnodalverfaffung iſt im neuerer Zeit den 
Gemeinden eine viel ausgedehntere Detheiligung, theils Wahlrecht, 
theil8 ein wirfjameres Ablehnungsrecht, eingeräumt worden, zu⸗ 
meiſt freilich bei ſolchen Stellen, welche früher vom Kirchenregi— 
ment frei beſetzt wurden, nicht aber bei Stellen des Privatpatronats. 
Doch ſteht die Annahme des Gemeindewahlrechts in mehreren 
größeren Kirchen für die nächſte Zukunft in ſicherer Ausſicht und 
es kann auch die Zeit der weiteren Einſchränkung oder völligen 
Aufhebung der Privatpatronatrechte nicht mehr ſehr entfernt ſein. 

In der katholiſchen Kirche fehlt ein Einfluß der Gemeinden 
faſt völlig, und die neueſte Staatsgeſetzgebung hat das Gemeinde— 
wahlrecht bis jetzt nur als Nothbehelf gewährt. Die Entwickelung 
ſeit 1848 war vielmehr die, daß die Biſchöfe zu Tauſenden von 
Pfarreien das freie Beſetzungsrecht erlangten, welche bis dahin 
von den Landesherrn vergeben worden waren. Hervorzuheben iſt 
dagegen, daß bei den Altkatholiken Wahl der Pfarrer durch die 
Gemeinden Verfaſſungsgrundſatz iſt. 

Ein Beſetzungsrecht des Papſtes in den päpſtlichen Monaten 
iſt nirgends in Deutſchland auerkannt. 

2. Das preußiſche Landrecht von 1794 2, —— 
die Präſumtion auf, daß „bei Kirchen, welche keinen eigenen 
Patron haben, der Regel nach die Wahl des Pfarrers der Ge— 
meine gebühre“. Dieſe Präſumtion hat aber nur in den Pro⸗ 
vinzen Poſen, Pommern und Sachſen, ſowie in Rheinland und 
Weſtfalen (hier kraft $. 4 der Kirhenordnung vom 5. März 1835) 
unmittelbare Geltung, und ift jtet8 dahin verftanden worden, daß 
fie die „landesherrlichen“ Ernennungsrechte nicht befeitigen folte!), 
Ihr Werth befteht nur darin, daß bei neugegründeten Pfarreien 
im Zweifel der Gemeinde das Wahlrecht zufällt. In den übrigen 
Staaten ift fie unbekannt, und find daher die unter Mithilfe des 
Ouftav - Adolf - Vereins gegründeten und durch Beiträge der Ge- 
meindeglieder mitunterhaltenen Pfarreien meijtens unter das lan- 
desherrliche Ernennungsrecht gefallen. 

Das kanoniſche Necht präſumirt für den Biſchof. 





‘) Jacobfon 2, 365. 374A—377. 1866. 
Thudichum, Kirchenrecht. II. 11 
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S. 136. 
a) Wahl des Pfarrers dur die Gemeinde. 


I. In den evangeliſchen Kirchen ijt der Grundſatz der 
Wahl des Pfarrers durch die Gemeinde, welchen die Neformation 
aufgeitellt, aber nur theilweile durchgeführt hatte, im 19. Jahr— 
hundert in weiter Ausdehnung zur Anerkennung gebracht worden. 
Unter das Gemetndewahlrecht jtellen wir im Folgenden auch die 
Fälle, in welchen die Gemeinde aus mehreren vom Patron vor= 
zujchlagenden Perjonen Eine auszuwählen bat, und erinnern nur 
daran, daß das Vorichlagsrecht des Patrons, foweit nicht bejondere 
Vorſchriften darüber vorliegen, nach den im folgenden 8. 137 dar- 
gejtellten regeln zu beurtheilen it. 

1. In der preußiſchen Yandesfirche werben von den 
überhaupt vorhandenen 6204 Pfarreien 

a) 720 in allen Erledigungsfällen durch freie Wahl der 
Gemeinde bejegt. Es gehören dazu zunächit 487 Pfarreien in den 
Provinzen Nheinland und Wejtfalen, für welche diejes Wahlrecht 
bereit8 vor dem 19. Jahrhundert hergebracht war und durch die 
Kirchenordnung vom 5. März 1835 anerfannt worden tft). Die 
Wahl erfolgt durch Presbyterium und Gemeinderepräjentanten, in 
Gemeinden unter 200 Seelen durch alle Gemeindeglieder, und be- 
darf der Beftätigung durch das Konfijtorium ?). Gegen Verwei- 
gerung der Bejtätigung geht der Nefurs an den evangelifchen 
Oberkirchenrath, welcher vegelmäßig allein, Dagegen bei Einwen- 
dungen gegen die „LXehre‘ des Gewählten mit dem Generalfynodal- 
vorſtand enticheidet ?). 

Sodann gehören hierher 222 Pfarreien in den jechs öftlichen 
alten Provinzen, welche bi8 1873 von der ganzen Kirchengemeinde 
oder aber einem Kirchenvorjtand, ſei e8 mit oder ohne Betheiligung 
politticher Korporationen, bejett worden find. Die Rechte der 
Kirchengemeinde und der ehemaligen VBorjtände werden jett durch 
Kirchengemeinderäthe und Gemeindevertretung ausgeübt; Die Theil- 


1) Für andere Pfarreien verneinte die königl. Kabinetsordre vom 25. Sept. 
1836 das Wahlrecht. 

2) 8.O. vom 5. März 1835, SS. 18 u. 59, Nr. 14 u. 15. 8. Ber: 
ordnung vom 27. Juni 1845. | 

3) 6.9.0. vom 20. Ian. 1876, $. 36. 
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nahme politiicher SKorporationen iſt aufgehoben, joweit fie nicht 
„nachweisbar“ auf dem Patronat oder einem bejonderen Rechts— 
titel beruhen ). Die Wahl richtet ji im Webrigen innerhalb 
des Geltungsgebiet3 des preußtichen YandrechtS nach den Beſtim— 
mungen bejjelben in 2,11, S$. 354— 3732). 

b) Bei 215 Pfarritellen hat das betreffende Konfiftorium 
oder ein Patron drei Bewerber vorzuschlagen und &emeinde- 
ficchenrath und Gemeindevertretung zufammen Einen daraus zu 
wählen. Die ehemals der ganzen Gemeinde oder bloß dem Kirchen— 
vorjtand zufommenden Auswahlrechte find auf die neuen Ver— 
tretungsförper übertragen ?). Ein jolhes Necht der Auswahl aus 
drei Bewerbern kommt in den ſechs alten öftlichen Provinzen 
Preußens jeder Gemeinde zu, deren Patron vömijch = katholischer 
Konfeſſion tft ®). 

c) Bon 2203 Stellen, welche bis zum Jahre 1374 oder 
1576 der freien firchenregimentlichen Verleihung unterlagen, werden 
die meijten abwechjelnd das eine Mal durch Wahl der vereinigten 
Gemeindeorgane, das andere Mal durch das Konſiſtorium bejest. 
Ausgenommen find Pfarrftellen, mit deren Verleihung die gleich- 
zeitige Uebertragung eines firchenregimentlichen Amtes, aljo einer 
Superintendentur oder Konfiftorialrathsitelle, verbunden tft oder 
verbunden werben „ſoll“. Dieje alternativen Wahlrechte find den 
Gemeinden der jechs öjtlichen alten Provinzen durch die K. G. 
und ©.D. vom 10. Sept. 1873, 88. 27 u. 32, Nr. 2, fowie 
dureh die fönigl. Verordnung vom 2. Dez. 1874, den Gemeinden 
in Rheinland und Wejtfalen durch Eönigl. Verordnung vom 28. Juli 
1876 beigelegt worden. Nach der erjtgenannten Verordnung kann 
„jedes Gemeindeglied“ innerhalb zwei Wochen nah Bekannt— 
machung des Wahlergebnijjes nicht bloß gegen die Geſetzlichkeit 
der Wahl, jondern auch „gegen Lehre, Gaben und Wandel“ des 


1) 8.6. und S. O. vom 10. Sept. 1873, 8. 32, Nr. 1. 

2) Ob überhaupt irgend eine Beftimmung des Landrechts durch königl. 
Berordnung gültig geändert werben fonnte, muß ernftlich bezweifelt werben. 
Das Gefes vom 25. Mai 1874 beftätigt Lediglich die vermögensrechtlichen 
Befugnifje der neuen Gemeinbeorgane. 

3) K. G. und S.O. vom 10. Sept. 1873, 8. 32. Abf. 2. 

4) Preuß. Landrecht von 1794 2, 11, 8. 340 und 341. Jacobjon 2, 

367 — 368. 
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Gewählten bei dem Superintendenten Einſpruch erheben, und es 
findet dann daſſelbe Verfahren ſtatt, wie es das Allgemeine Land— 
recht von 1794 für die Fälle vorſchreibt, wenn ein Privatpatron 
oder das Konſiſtorium die Stelle zu beſetzen haben, und welches 
unten (8. 137, Nr. 9) darzuftellen iſt. Dieſe Beſtimmungen des 
Landrechts (welche durch bloße königl. Verordnung gar nicht auf- 
gehoben werden fonnten) find nicht bloß da beibehalten, wo fie 
bisher galten, jondern fie find auch auf diejenigen öjtlichen Pro- 
pinzen, in welchen fie feine Geltung hatten, durch die Verordnung 
vom 2. Dez. 1874 erſtreckt worden. Für Rheinland und Wejt- 
falen richtet fich das Einfpruchsverfahren nach 8. 59, Nr. 14 der 
K.O. von 1835. 

Eine Gemeindewahl gilt erſt als perfekt, wenn feine Einjprache 
erhoben oder diejelbe endgültig verworfen ijt, und es hat nunmehr 
noch das Konfiltorium von wegen des Kirchenregiments zu prüfen, 
ob „dem Gewählten” die Berufung zu ertheilen ſei. Verſagt 
darf diejelbe nur werden: 1) Wegen Gejetwidrigfeit des MWahl- 
verfahrens; 2) wegen Mangeld der gejeglichen Wählbarfeit des 
Gewählten; 3) wegen Mangels des für die Stelle erforderlichen 
Dienftalters; 4) wegen geijtiger oder körperlicher Unfähigkeit des 
Gemwählten, das Amt zu verwalten (alfo nicht auch deswegen, weil 
der Gewählte fich nicht für die betreffende Stelle eigne) !). 

2. In der evangelifch-Iutherifchen Kirche der Provinz Hans 
nover beitehen von Alters her viele Wahlvechte der Gemeinden, 
welche in allen Erledigungsfällen Plat greifen. Diejenigen Pfar- 
reien, welche bi8 zum Jahre 1870 der freien firchenregimentlichen 
Berleihung unterlagen, werden jet das eine Mal vom Kirchen- 
vegiment, das andere Mal durch Wahl der gejammten Gemeinde, 
nah Maßgabe von Vorſchlägen des SKirchenvorjtandes bejett ?)- 


1) Bol. Beſchluß des ewang. Oberfirchenrathe8 vom 31. Jan. 1878 be— 
züglich der Wahl des Predigers Hoßbach. Wir halten die hierin gegebene 
Auslegung der Verordnung vom 2. Dez. 1874 für richtig, obwohl wir ger 
ftehen, daß die Verordnung für Laien wenig deutlich vedet und bei der An— 
wendung leicht den Schein willfürlicher Deutung erweden kann. Klarheit des 
Rechts anzuftreben, und dadurch Trübungen des Nechtsbewußtjeins zuvor— 
zufommen, bürfte noch in mehr als einem Punkte eine wichtige Aufgabe der 
preußiichen Kirchengewalt bleiben. 

2) Kicchengejes vom 22. Dez. 1870 (Preuß. Geſetzſamml., Jahrg. 1871, 
©. 1—6). 
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Zunächſt vollzieht der Kirchenvorſtand mit Ausſchluß von Geiſt— 
lichen, jedoch unter Vorſitz eines Kommiſſärs des Konſiſtoriums, 
in ſchriftlicher Abſtimmung eine Wahl. Iſt dieſelbe einhellig, ſo 
macht er den Namen des Gewählten der Gemeinde bekannt und 
ſetzt eine Friſt feſt, während welcher Widerſpruch gegen den Ge— 
wählten erhoben werden darf. Wird nicht wenigſtens von drei 
wahlberechtigten Kirchenmitgliedern Widerſpruch erhoben, ſo iſt die 
Wahl ohne Weiteres gültig. Erhebt ſich Widerſpruch oder ge— 
langte der Kirchenvorſtand ſelbſt nicht zu einer einhelligen Ent— 
ſcheidung, ſo benennt er nunmehr drei Perſonen, unter welchen 
die Kirchengemeinde auswählt. Darüber, ob die Wahl ordnungs— 
gemäß geichehen iſt, entjchetvet allein das Konfiftorinm. Hält es 
den Gewählten, obwohl vderjelbe zu den an ſich Wählbaren gehört, 
für unfähig zur ordnungsmäßigen Verjfehung gerade des zu be- 
jeßenden Amtes, und der Kirchenvorjtand beruhigt fich Dabei 
nicht, jo entjcheiven Konfijtorium und Ausjchuß der Yandesiynode 
in Gemeinjchaft. 

3. Im Konfiftorialbezivt Wiesbaden werden die bisher Der 
freien firchenregimentlichen Bejegung unterliegenden Pfarritellen 
vom 1. Januar 1878 ab abwechjelnd das eine Mal durh Wahl 
der vereinigten Gemeindeorgane, das andere Mal durch das Kirchen— 
regiment bejegt !), nach ähnlichen Regeln wie in der preußiichen 
Zandesfirche und unter Zulafjung eines Einjpruchs auch „gegen 
Lehre, Gaben und Wandel” des Gewählten. 

4. In der unirten Kirche der bayeriſchen Aheinpfalz 
ijt den Presbyterien aller Gemeinden jeit 1878 ein Einfluß auf die 
Bejegung der Pfarreien (mit welchen nicht ein firchenregimentliches 
Amt, namentlich die Defanatsfunftion, verbunden ift) eingeräumt 
worden, welches einem Wahlrecht jehr nahe kommt. Das Kon- 
jiftortum zu Speyer hat nämlich dem Presbyterium das Ver— 
zetchnig aller aufgetretenen Bewerber mitzutheilen, worauf bie 
weltlichen Mitglieder des Presbyteriums unter Beiziehung ſämmt— 
liher Erſatzmänner eine Erklärung darüber befchließen, welcher 
von den Bewerbern für die Gemeinde bejonders geeignet und er— 
wünjcht jet. Will ſich das verjtärfte Presbyterium mit Ueber— 
gehung älterer Bewerber zu Gunjten jüngerer erflären, jo iſt dazu 


1) 8.6. u. S.O. vom 4. Juli 1877, 88. 48. 50. 52. 53. 75, Nr. 4. b. 
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eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen erforderlich. Das 
Konſiſtorium iſt namens des Königs angewieſen, ſich bei den an 
den König zu bringenden Vorſchlägen zu Gunſten des von der 
Gemeinde gewünſchten Bewerbers auszuſprechen, ſoweit nicht be— 
ſondere Gründe dagegen vorliegen, die in ſeinem Bericht näher 
auszuführen find 9. 

5. Im Königreich Sachſen fommt jeit dem Kirchengeſetz 
vom 15. April 1873 dem Kirchenvorftand bet faft allen Pfarreien 
ein Wahl- oder Ablehnungsrecht zu. Iſt das Landeskonſiſtorium 
„Sollator“, jo benennt es dem Kirchenvorjtand drei Kandidaten, 
aus welchen dieſer dann Einen wählt; lehnt er alle ab und es 
gelingt nicht eine gütliche VBerjtändigung, jo geht das Ernennungs- 
recht auf die in evangelicis beauftragten Staatsminijter über. 
In ähnlicher Weiſe Haben auch die Patrone drei Kandidaten zu 
benennen, worauf der Kirchenvorftand einen wählt und für dieſen 
dann vie Beftätigung des Landeskonſiſtoriums eingeholt wird, 
während bei Ablehnung aller durch den Kirchenvorjtand das Be— 
jegungsreht auf das Yandeskonfiftorium übergeht. Stellen, mit 
welchen eine Superintendentur verbunden tft, werden nach wie vor 
von den in evangelicis beauftragten Minijtern bejekt?). 

6. In Württemberg, wählen nur die Brüdergemeinden 
Kornthal und Wilhelmsdorf und Die veformirte Gemeinde zu Stutt- 
gart ihre Prediger ?). | 

7. In Baden hat die Gemeinde bei allen Stellen, welche 
nicht Privatpatronatsitellen find, ein Wahlrecht von folgender Be- 
ichaffenheit *). Der Oberkirchenrath, verjtärft durch die Mitglieder 


1) Die Anftellung erfolgt wie immer durch ein vom König unterzeich- 
netes und vom Kultusminifter fontrafignirtes Dekret, welches dem Kon— 
fiftorium zugeht, und wovon diefes dem Pfarrer beglaubigte Abfchrift zuftellt. 

2) Kirchengefeß vom 15. April 1873, betr. die Errichtung eines Landes- 
konſiſtoriums, $. 5, Ziff. 10. 

—B 

4) Berfafjung vom 5. Sept. 1861, 8. 89, Abſ. 1; 8. 95—99. Verord— 
nung vom»20. Febr. 1862 (Spohn 1, 307— 309); kirchliches Geſetz vom 
29. Sept. 1871; Verordnung vom 13. Of. 1871 (Spohn 2, 167. 563. 564). 
Bor dem Jahr 1871 wurden der Gemeinde nur drei Bewerber genannt; 
durch das Kirchengefeß vom 29. Sept. 1871 ift die Zahl auf ſechs erhöht 
worden, was eine Erweiterung des Auswahlvechtes der Gemeinde bebeutet. 
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des Shynodalausichuffes, wählt aus den aufgetretenen Bewerbern 
jehs aus, holt die Genehmigung des Großherzogs für Diejelben 
ein und benennt fie der Gemeinde, worauf Kirchengemeinderath 
und Gemeindevertreter vereinigt einen der Vorgejchlagenen zum 
Pfarrer wählen. Der Gewählte wird dem Großherzog präfentirt 
und von ihm ernannt. Sind nicht mehr als jech8 Bewerber auf- 
getreten, jo werden diejelben ſämmtlich der Gemeinde zur Wahl 
genannt; verfagt in diefem Falle der Großherzog dem Gewählten 
die Beftätigung, jo wird die Stelle auf's Neue zur Bewerbung 
ausgeichrieben und eine neue Wahl vorgenommen. Bleibt auch 
diefe erfolglos, jo kann die Stelle ohne Wahl vom Großherzog 
beſetzt werden. 

8. Freie Prarrwahl gilt auch in allen Gemeinden Olden- 
burgs, während in Medlenburg die Gemeinden aus drei 
vom Landesherrn oder Privatpatron Vorgefchlagenen zu wählen 
haben. 

I. Dem Recht ver römiſch-katholiſchen Kirche, wie 
es die Päpſte jeit den legten Sahrhunderten ausgebildet haben, 
it eine Pfarrwahl durch die Gemeinde unbekannt; wo fie vor— 
kommt, wird fie unter den Begriff des Patronatrechts gebracht. 

In den ſechs öſtlichen alten Provinzen Preußens müſſen 
überall da, wo das Patronatrecht zu einer fatholiichen Pfarrei 
einem PBrotejtanten zujteht, ver Gemeinde drei Priejter vorgejchlagen 
werden, aus welchen diejelbe Einen wählt‘). Die neuefte für die 
gejammte Monarchie gültige Staatsgejeggebung hat den fatho- 
liichen Gemeinden das Necht gewährt, in gewiffen Nothfällen er- 
ledigte geijtliche Stellen duch Wahl ohne Weiteres gültig zu be- 
jegen ?), eine Vorſchrift, welche praftiiche Bedeutung unter den 
obwaltenden Berhältniffen vorläufig allerdings nicht hat, aber Doch 
den Altfatholifen zu Gut fommt, da nach deren proviſoriſcher 
Kirchenverfaſſung die Gemeinden ihre Pfarrer wählen. 

1) Preuß. Landrecht von 1794 2, 11, SS. 340 und 341. (Dal. oben 
©. 163.) 

2) Gejets vom 20. Mai 1874, betr. die Berwaltung erledigter fatho- 

liſcher Bisthümer. Geſetz vom 21. Mai 1874 wegen Deklaration und Er- 


gänzung des Gefetes vom -11. Mai 1873. — Weniger entjchiedene Beſtim— 
. mungen enthält das heſſiſche Gefe vom 23. April 1875, Art. 12. 
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EL, 


b) Präſentation des Pfarrers durch einen Brivatpatron oder eine 
politiihe Korporation. 


Das Recht des Patrons, zur Wiederbejegung der erledigten 
Pfarrei eine geeignete Perſon präjentiren zu dürfen, hat zwar in 
mehreren Nücfichten eine übereinftimmende Bejchaffenheit in der 
evangeliihen und katholiſchen Kirche, iſt aber durch ältere und 
neuere Provinzial» und Yandesgejete doch auch wieder beionders 
gejtaltet worden. Diejenigen Formen des Präfentationsrechts, wo- 
bei ein Wahlrecht der Gemeinde Plat greift, Haben bereits im 
vorigen Paragraphen ihre Beiprechung gefunden. 

1. Steht das Patronatrecht politifchen Gemeinden zu, ſo 
wird es je nach Yandesgejeg oder Herfommen durch den Gemeinde- 
vorjtand oder durch Wahl der ganzen Gemeinde ausgeübt . Uni- 
verjitäten üben es regelmäßig durch den afademifchen Senat aus. 
Auf das Religtonsbefenntnig des Patrond oder der Mitglieder 
der berechtigten Korporation fommt es nicht an, nur daß Juden 
meiſtentheils nicht mitjtimmen dürfen. (Vgl. oben ©. 143.) 

2. Die Präfentation erfolgt mitteljt jchriftlicher, nach be= 
jtimmten Formularien abgefaßter Urkunde, welche beit dem Kon— 
fiftorium (oder Biſchof oder auch beim Dekanat) einzureichen tit. 
Die Einreihung muß meiſtentheils Durch den Patron jelbjt ge- 
ichehen; in manchen Kirchen übergibt dagegen der Patron dem 
von ihm befignirten oder vocirten Geiftlichen die Urkunde und 
überläßt diejem die Einreichung, und e8 war dieſer Modus früher 
ein jehr allgemein verbreiteter. Uebrigens muß in manchen 
Staaten der Patron fich vorher in beſtimmter Weife vergewilfern, 
ob ſeitens des Staates fein Einwand gegen die Perſon des Prä- 
jentirten erhoben wird. (Vgl. unten Wr. 10). 

3. Die Ueberreihung der Präjentationsurfunde bei der kirch⸗ 
lichen Behörde iſt an eine beſtimmte Friſt gebunden, deren ſchuld— 
volle Verſäumniß Verluſt des Präſentationsrechts für dieſen Fall 


Y In Bayern beſchließt bei ſtädtiſchen Patronaten der Stadtmagiſtrat 
nad vorgängiger Vernehmung der Gemeindebevollmächtigten und vorbehalt- 
lih der Entfcheidung der Kreisregierung, wenn beide Kollegien fich nicht 
einigen fünnen. v. Dobened 233 (1844). Silbernagel 57, Anm. 8 u. 125 
(1870). 
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und Uebergang dejjelben auf die Firchliche Behörde (Devolution) 
zur Folge hat. Die Friſt beginnt von dem Tage an zu laufen, 
an welchem der Patron von der eingetretenen Erledigung der Stelle 
Kenntniß erlangt hat, und dauert im Zweifel vier Monate, den 
Monat zu 30 Tagen gerechnet, für den geiftlichen Patron jechs 
Monate t), nah partifularrechtlichen Beſtimmungen aber theils 
länger, theils fürzer 2). Ber evangeliichen Pfarreien wird übrigens 
vielfach die Gnadenzeit, während welcher die Familie des veritor- 
benen Pfarrers den Nachſitz genießt, nicht mitgerechnet. 

4. Damit der Patron zuverläjfige Nachricht von der ein- 
getretenen Erledigung der Stelle erhalte, find die Defanatämter 
meijtentheil8 beauftragt, ihm alsbald hierüber Meittheilung zu 
machen und fi) eine Empfangsbejicheinigung ausjtellen zu lafjen. 
Hier und da joll auch eine öffentliche Ausjchreibung der Stelle 
jtattfinden, damit jich alle etwaigen Bewerber rechtzeitig melden 
fönnen; namentlich iſt dies bei ſtädtiſchen Patronaten vielfach vor— 
gejchrieben >). 

5. Der Patron braucht nur eine, nicht mehrere Perfonen, 
zur Auswahl vorzufchlagen 9; ſich ſelbſt kann er nicht präfentiven, 
auch wenn er die Fähigkeiten zur Bekleidung des geiftlichen Amtes 
befäße, wohl aber nächjte Verwandte, z. B. den eigenen Sohn. 


6. PBräfentirt dürfen nur jolche Perjonen werden, welche die 
Borbildung zum geijtlichen Amt bereits nachgewiefen haben und 
alle fonjtigen dazu erforderlichen Eigenjchaften befiten. In ven 
evangelijchen Kirchen geben die Kandivatenliften, in manchen fa- 
tholiihen Kirchen die Bekanntmachungen über die Ergebnifje des 


2) Diefe Termine des kanoniſchen Rechts find nicht bloß in den fatho- 
liſchen, fondern auch den evangelifchen Kirchen beibehalten und überall als 
geltend anzufehen, wo nicht entgegengefetste Beftimmungen oder feftes Her- 
fommen anders verfügen. 

2) Ueber die ſechs öftlihen alten Provinzen Preußens vgl. Jacobſon 
2, 431—433. Das Preuß. Landreht von 1794 2,11, 8. 401 verfügt aufßer- 
dem, daß, folange die geiftlihen Oberen von ihrem Anfallsrecht noch feinen 
Gebrauch gemacht haben, der Patron das Verfäumte nachholen kann. — 
Weitere Nachmeife bei Richter-Dove 1874, ©. 601, $. 201, Note 15. 

3) v. Dobened 233. 

9 An Bayern hat da, wo die politifche Gemeinde Patron ift, das Ge— 
meindefollegium drei Bewerber zu präfentiren (Silbernagel 125). 
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Pfarrkonkurſes amtliche Auskunft, und ebenſo darf jeder Patron 
mit Fug einen im Amt ftehenden Prediger oder Priefter als eine 
„fähige“ Perſon betrachten. 

In Bezug auf die Präfentation von nichtlandesangehörigen 
Deutjchen und von Ausländern fommen die oben ©. 27 —30 
dargelegten Regeln zur Anwendung. 

Nach kanoniſchem Recht kann der Yatenpatron, wenn der von ihm 
Präfentirte vom Biſchof als „unfähig“ (nicht al8 bloß ungeeignet) 
zurüdgewiefen wird, eine neue Präſentation vornehmen, jofern 
die viermonatliche Friſt noch nicht abgelaufen tft !), während ver 
geiftliche Patron, welcher einen Unfähigen präfentirt hatte, zur 
Strafe für feine mangelhafte Kenntniß oder jeine Nichtbeachtung 
der fanonifchen Satungen regelmäßig jein Präjentationsrecht für 
diesmal verliert). 

7. So lange die Einfegung noch nicht erfolgt iſt, kann der 
Laienpatron neben der zuerjt präjentirten eine zweite, dritte, 
vierte ꝛc. Perſon präfentiren, mit der Wirkung, daß der Slirchen- 
obere dann unter den mehreren die Wahl hat?), Eine gänzliche 
Zurüdnahme der Präjentation ijt dagegen unjtatthaft, jobald der 
Präfentirte davon in Kenntniß gejegt war und die Präjentation 
angenommen hatte. Der geijtliche Patron befitt ein jus vari- 
andi nicht. 

8. Der Patron ijt in feiner Weife berechtigt, fich von dem 
Präjentirten bejondere Verſprechungen in Bezug auf feine Amts- 
führung oder feine Bejoldungsrechte geben zu lajjen, oder in Die 
Präfentationg- oder Vokationsurkunde jolche bejondere Auflagen 
aufzunehmen, 3. B. eine Verpflichtung, daß der Präfentirte fein 
Schulaufjichtsamt übernehmen werde *). 


2) Das Preuß. Landrecht von 1794 2, 11, $. 399 gewährt ihm fogar 
eine ſechswöchentliche Nachfrift. 

2) Bol. auch Preuß. Landrecht von 1794 2, 11, 8. 392 und dazu Ja— 
cobfon 2, 380, Anm. 15. 

3) Diefes Necht zur nachträglichen Erweiterung der Präfentation pflegt 
als (fumulatives) „jus variandi“ bezeichnet zur werben. 

9 Preuß. Kabinetsordre vom 14. San. 1833.  Zirkularreffript des 
Kultusminifters, vom 31. Oft. 1841 (Min. Bl. für 1842, ©. 10. Sedert, 
Handb. 2, 252— 255). Dal. auch oben ©. 75, Anm. 1 und Jacobjon 
2, 379. 
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9. In einem Theile Norddeutſchlands find den Gemeinden 
Ablehnungsrechte eingeräumt. 

Für einige der öftlichen alten Provinzen Preußens find in 
diefer Hinficht die Bejtimmungen des Allgemeinen Yandrechts von 
1794 2, 11, 88. 324—339 maßgebend 1), welche fich ihrem Wort- 
Yaute nach offenbar auch auf katholiſche Gemeinden beziehen, bei 
diefen aber außer Gebrauch gekommen find 2). Das Yandrecht 
jtellt zumächit den allgemeinen Grundſatz an die Spite: „Niemals 
joll ein Subjekt, welches mit der Gemeine in Streit und Feind» 
ſchaft Iebt, oder gegen deſſen Grundſätze oder moralijches Ver— 
halten die Gemeine erhebliche Einwendungen hat, derjelben zum 
Pfarrer aufgedrängt werden,” und verfügt dann weiter: das vom 
Patron ausgewählte Subjeft muß der Gemeinde vorgeftellt und 
zur Haltung einer Probepredigt und Slatechifation angehalten 
werden, worauf die Gemeinde nah Ablauf einer gewiſſen Friit 
mit ihrer Erklärung zu vernehmen iſt. „Auf den bloßen, mit 
feinen erheblichen Gründen unterjtügten Widerfpruch einzelner 
Mitglieder der Gemeine ſoll feine Rückſicht genommen werden.“ 
„Wenn aber ein Subjekt wenigjtens zwei Drittel der Stimmen 
jämmtlicher Gemeineglieder gegen fich hat, joll er zu der Pfarr- 
jtelle nicht anders gelafjen werden, als wenn jich bei der Unter- 
fuchung findet, daß der Widerfpruch durch bloße Verhetzungen und 
Aufwiegelungen veranlaßt worden.‘ 

An diefen ftaatsgejeglichen Beftimmungen fonnte durch Die 
8.6. und S.O. vom 10. Sept. 1873, 8. 32, Nichts geändert 
werden und iſt Nichts geändert worden. Freilich können Kirchen- 
gemeinderath und Gemeindenertretung den Widerſpruch erheben, 
aber auch die ganze Gemeinde kann Beſchluß faſſen, und Die eben 
gedachte Zweibrittelmajorität ift nur nach der Zahl ſämmtlicher 
Gemeindeglieder zu berechnen 3). Weber jolche Einwendungen der 
Gemeinde, welche „Wandel oder Gaben” eines Defignirten be- 
treffen, fowie auch darüber, ob einem mit Zweidrittelmajorität 


1) Zacobfon 2, 363— 367, 1866. In Oftpreußen find diefelden durch 
das. Oftpreußifche Provinzialrecht außer Geltung geſetzt. Jacobſon 2, 365. 

2) Th. Meier, Das preußische gemeine und provinzielle Kirchenrecht, 1868, 
©. 179. 

3) So auch Inftruftion des evang. Oberkirchenraths vom 31. Oft. 1873, 
IN are 
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gefaßten Gemeindebefhluß ausnahmsweife wegen Verhetzungen 
feine Folge zu geben jet, entjcheidet in erjter Injtanz der Kreis- 
iynodalvorjtand bei Anwefenheit feiner jämmtlichen Mitglieder !), 
in zweiter Inftanz das Konfijtorium ?) nach bloßer „Anhörung“ 
des Vorſtandes der Provinzialiynode 3), vorbehaltlich des Rekurſes 
an den Oberfirchenrath; dagegen wird über Einwendungen „wegen 
der Lehre des Defignirten“ in erſter Inſtanz vom Konfiltorium 
zuſammen mit dem Vorjtand der Provinzialfynode, in zweiter In— 
itanz vom evangeliichen Oberfirchenrath zufammen mit dem Vor— 
itand der Generalſynode entjchieven *). 

Den Gemeinden in Aheinland und Wejtfalen hat die königl. 
Kabinetsordre vom 25. Sept. 1836 nur ein Recht auf Anhörung 
nac) Maßgabe der SS. 329 und 334 des Allgemeinen Yandrects 
von 1794 2,11, aber fein AÜblehnungsrecht gewährt >). 

In der Lutherifchen Kirche der Provinz Hannover bat 
jede Kirchengemeinde das echt, gegen Perſon, Lehre, Gaben, 
Wandel eines vom Patron Präfentirten näher zu begründenbe 
Einwendungen zu erheben und hiermit die Zuftimmung zur Be- 
rufung dejjelben zu verjagen. Diejes theilmweije jeit dem 16. Jahr— 
hundert hergebrachte Necht ©) heißt hier „Vokationsrecht“ oder auch 
„votum negativum“, und feine Ausübung vichtet fich jetzt nach 
der Bekanntmachung des hannöverichen Rultusminifteriums vom 
7. Juni 18657). Der anzujtellende Geijtliche hat hiernach eine 
Probepredigt oder „Aufjtellungspredigt” in der Gemeinde zu halten, 





1) 10. Sept. 1873, $. 55, Nr. 10. Die Inftruftion des ewang. Ober- 
firhenraths vom 31. Oft. 1873, U, Nr. 8, bemerkt hierzu: „Da der Sy— 
nodaloorftand den örtlichen Verhältniffen hinreichend nahe fteht, um felb- 
ftändig über diefelben zu urtheilen, und doch nicht unmittelbar bei den An— 
gelegenheiten ſelbſt betheiligt ift, fo ftebt zu hoffen, daß hierdurch für die im 
Rede ftehenden, oft fo tief nachwirfenden Differenzen eine größere Bürgfchaft 
befriedigender Löſung gewonnen werden wird.‘ 

2) 10. Sept. 1873, 8. 55, Nr. 10. Es heißt nur: „vorbehaltlich des 
Rekurſes an das Konfiftorium”. 

>) 8. Verordnung vom 2. Dez. 1874, 8. 8, Schlußſatz. 

*) 10. Sept. 1873, 8.55, Nr. 10 u. 68, Nr. 6. Generalfynodalordnung 
vom 20. Ian. 1876, 8. 36, Nr. 1. 

5) Bluhme, Codex, ©. 179. Reinwald, Acta histor. eceles. 2, 495. 

6) Schlegel, Churhannöverfches Kirchenrecht 2, 320 — 323 (1802). 

) Hanndv. G. S. I, 265. Ebhardt, Gefete, 2te Folge, S. 170 — 175. 
Allg. 8. Bl. 14, 233. 
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worauf während bejtimmter Frijt „jedes konfirmirte Gemeinde- 
lied, auch wenn dafjelbe jonjt zu den kirchlich Stimmberechtigten 
nicht gehört" (alfo auch rauen und Mädchen!) Einwendungen 
beim Kirhenvorftand anbringen kann. Cine fürmliche Abjtimmung 
der verfammelten Kirchengemeinde tjt unzuläjfig. Sind Einwen- 
dungen nicht erhoben, jo ſtellt der Kirchenvorftand Dies zu Pro- 
tofoll fejt und erklärt, daß die Kirchengemeinde „die Vokation er- 
theile” ; im andern Tall befchliegt er über die vorgebrachten Ein- 
wendungen !) und jendet alle darüber erwachjenen Akten durch den 
Superintendenten an das Konfiftorium. Diejes entjcheivet ohne 
Mitwirkung des Synodalausſchuſſes?) unter Vorbehalt eines 
übrigens nicht Elargejtellten Rekurſes. 


10. Bei katholiſchen Pfarrftellen und anderen Beneficten 
hat die bijchöfliche Behörde vor Ausfertigung der Beftätigungs- 
urfunde (unten Nr. 11) dem Oberpräfidenten (Kultusminifter) 
von der beabfichtigten Uebertragung des Amtes Mittheilung zu 
machen und abzuwarten, ob innerhalb der bejtimmten Friſt Ein- 
ſpruch erhoben wird. (Vgl. oben ©. 31—33.) Eine Mittheilung 
des Patrons an die Staatsbehörde reicht nicht aus, vertritt nicht 
die Anzeige durch die Firchliche Behörde’). In Württemberg bat 
umgefehrt der Patron die Obliegenheit, dem katholiſchen Kirchen- 
rath zu Stuttgart von der beabfichtigten Präfentation Mittheilung 
zu machen und durch diejen den Beſcheid des Kultusminijters zu 
erwarten). Auch in Bayern muß der Patron jelbft bei ver 
Kreisregierung die „königliche Beſtätigung“ für die Präfentation 
nachjuchen, deren Verweigerung übrigens nur durch den König er- 
folgen kann 9; bei evangeliichen Pfarreien wird die königliche Be— 
jtätigung ſtets durch die Konfiltorien und das Oberfonfiftorium an 
höchjter Stelle beantragt ©). 


9 Vgl. K. V. und S.D. vom 9. Dft. 1864, $. 38. 

2) Die Vorſchrift der K.V. und S.O. vom 9. Oft. 1864, 8. 66, Nr. 1, 
findet nämlih auf Patromatpfarreien nur mit Einwilligung des Patron 
Anwendung. Bol. Lohmann, ©. 68. 

3) Hinfhius, Kommentar zum preuß. Gefeß vom 11. Mai 1873, S. 15,, 
©. 129, Anm. 2. 

4) Verfügung des Kultusminifteriums vom 27. Ian. 1858 (Reg. Bl. 3). 

5) Silbernagel 57. 

6) v. Dobened 227. 
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11. Zur vollen Wirkjamfeit der Präjentation gehört noch die 
formelle Beftätigung derjelben durch die Kirchliche Behörde (das 
Konſiſtorium, den Bifchof, das biichöfliche Ordinariat). In Bayern 
und Württemberg fünnen die Konfiftorien die Bejtätigung nicht 
jelbjtändig verfagen, jondern müſſen die Genehmigung des Landes⸗ 
herrn oder Kultusminiſters einholen !). 

Daß die Beftätigung verfagt werden kann, wenn dem Prä- 
jentirten eine der Eigenjchaften fehlt, welche die Fähigkeit zur Be— 
kleidung des Amtes bedingen ?), verſteht ſich von jelbit; ob Die 
Verſagung aber auch aus anderen Gründen, namentlich mit Rück— 
ſicht auf die Verhältnifje der Gemeinde, zuläffig jet, iſt weder in 
der protejtantifchen Kirche, noch im neueren kanoniſchen Recht und 
in der Eicchlichen Praxis Eargejtellt, vielmehr eine weitgehende 
Willkür, namentlich gegenüber den von politiichen Gemeinden aus— 
gehenden Präjentationen, üblich 3). 

Wird die Bejtätigung verfagt, jo find jowohl dem Prüfen: 
tirten al8 dem Patron die Gründe mitzutheilen, und es jteht 
jedem von beiden nun das Necht des Rekurſes zu %). 

In Preußen und Hefjen dürfen für den Fall, daß der bi- 
ſchöfliche Stuhl nicht in gejeglicher Weiſe bejegt wird, die Batrone 
auch ohne bijchöfliche Konfirmation Pfarrer einjegen >). 


Y Württemb. Minifterialerlaß vom 24. Sept. (5. Dft.) 1817 bei Reyſcher, 
Samml. 9, 411. 

2) Val. oben ©. 26 — 62. 

°, Ausführungen Über die Frage enthält ein Gutachten von L. Aeın. Richter 
in Dove's Zeitfchr. 11, 13—15. Reffript des preuß. evang. Oberfirchenraths 
vom 8. Juli 1854, Akt. Heft 7, ©. 18. Vogt 1, 297 — 298. 

#) I der preuß. evang. Landeskirche geht derfelbe an den evang. Ober: 
firchenrath, in dem übrigen evang. Provinzialficchen Preußens an den Kultus- 
minifter. Gegen Entfcheidungen des Bifchofs ift zunächſt Appellation an die 
höheren kirchlichen Inſtanzen, zulegt recursus ab abusu an die Staat$- 
regierung gewährt. Für Hannover ſcheint noch das Landesverfafiungsgefet 
von 1840, 8. 72, Abf. 2, in einigen Beziehungen maßgebend zu fein. Val. 
Lohmann, Kirchengejete, ©. 69. x 

) Preuß. Gefet vom 20. Mai 1874 über die Verwaltung erledigter fatho- 
liſcher Bisthümer, 88. 13—19. Hinſchius, Kommentar II, ©. 62—64. Des 
Harationsgefes vom 21. Mat 1874, Art. 4-11. Hinſchius, Kommentar I, 
©. 29 — 34. — Heffifches Geſetz vom 23. April 1875. 
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12. Als definitiv an den Präjentirten verliehen gilt die Stelle 
erjt durch Aushändigung der Beitätigungsurfunde an den Präjen- 
tirten; damit erlangt derjelbe ein unentziehbares Necht auf den 
mit der Stelle verbundenen Gehalt !). 


8. 138. 


e) Ernennung durd) das evangeliiche Kirchenregiment, bezw, den katho— 
liſchen Biichof, und Ausübung des landesherrlihen Patronatrechts 
zu katholiſchen Piarritellen. 


I. In den evangeliichen Kirchen gelten über die Aus— 
übungsweije des firchenregimentlichen Ernennungsrechts (landes- 
herrlichen Patronatrechts) folgende Regeln: In ganz Preußen find 
regelmäßig die Konfijtorien mit der Ernennung beauftragt; nur 
im Konfiltorialbezirt Wiesbaden und nur bei Pfarreien mit mehr 
als 2400 Mark jährlichen Einfommens bejchließt der Vorſtand 
der Bezirksſynode zujammen mit dem Konfiftorium ?). Eine Ge- 
nehmigung des Königs oder des Kultusminijters ijt nicht einzu— 
holen; legterem fommen aber Auffichtsrechte über die Desfalljige 
Thätigkeit der Konfijtorien zu °). 

In einem Theile der preußiichen Landeskirche der alten Pro- 
vinzen fommen den Gemeinden auch bei der frrehenregimentlichen 
Beſetzung der Pfarreien dieſelben Ablehnungsrechte zu, wie 
bei Stellen des Privatpatronatst). Alles bereits oben ©. 171 
Gejagte findet daher auch bier Anwendung >). 

Auch in der evangelifch-lutherijchen Kirche der Provinz Han— 
nover haben die Gemeinden bei Firchenregimentlicher Beſetzung 
daſſelbe Ablehnungsrecht (Vokationsrecht) wie bei Patronatsitellen; 
die vom Kirchenvorjtand eingejendeten Einfprachen find aber hier 


L. Aem. Richter in Dove's Zeitſchr. 11, 15 —17, 1873. 

2) 4 Zuli 1877, 8. 75, Nr. 4, Lit. b. 

3) Meber die acht alten Provinzen vgl. Staatsgefe vom 3. Suni 1976, 
22. Königl, Verordnung vom 5. Sept 1877, Art. IV. 

Jacobſon 2, 362. 363 (1866). 

5) Nadı dem Refjortreglement vom 29. Juni 1850, 8.1, Nr. 4 und 
$. 5 Nr. 5, 8. 6 (G. S. 344 u. 346) entſchied in folhen Fällen der Mi— 
nifter der geiftlichen Angelegenheiten nad vorgängig erflärtem Einverftänd- 
niffe de8 evang. Oberkirchenraths und unter ausdrüdliher Erwähnung 
diejes Einverftändnifies. 


Art. 


+ 
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zunächit dem Ausſchuß der Landesſynode zur Beſchlußfaſſung zu 
übergeben, und in dem Fall, wenn jchon der Kirchenvorjtand mit 
Mehrheit die Verfagung der Vokation bejchloffen Hat und der 
Synodalausſchuß dem beitritt, iſt diejes übereinjtimmende Urtheil 
für das Konfiftorium bindend. In anderen Fällen fommt letzterem 
die Endenticheidung zu). 

In Bayern und Württemberg erfolgt die Ernennung dur 
den König auf Grund von Anträgen des Konfiftoriums und des 
Kultusminifters, welcher hierüber Vortrag erjtattet 2). Ueber die 
Nheinpfalz vgl. oben ©. 165. 


In Baden werden die wenigen Stellen, bei welchen nicht Ge— 
meindewahl jtattfindet, vom DOberfirchenrath unter Mitwirkung des 
Ausichuffes der Yandesjynode, nach vorgängiger Einholung der 
Genehmigung des Großherzogs, bejegt?). Die Ernennung der 
meisten Pfarrer im Großherzogthum Heſſen erfolgt durch den 
evangeliſchen Yandesheren auf Vorſchlag des Oberkonfijtoriums, 
ohne Mitwirfung des Minijters des Innern 9). 


II. In ven katholiſchen Landesfirchen find zwei Falle zu 
unterſcheiden: 

1. Pfarreien und ſonſtige Beneficien, bei welchen nicht Privat— 
oder landesherrliches Patronatrecht Platz greift (welche alſo der 
biſchöflichen „freien Kollation“ unterliegen), werden durch den Bi— 
ſchof unter Mitwirkung von drei Synodal- oder Proſynodal— 
Examinatoren beſetzt. (Vgl. oben S. 60.) 


In Bayern, Elſaß-Lothringen und einigen andern Staaten 
iſt vor der Ernennung die landesherrliche Genehmigung nachzu— 
ſuchen, in den übrigen deutſchen Staaten von der beabſichtigten 
Ernennung Anzeige zu machen und abzuwarten, ob in der geſetz— 
lichen Friſt Fein Einjpruch erfolgt. (Vgl. oben ©. 31 — 34.) 


) K. V. und S.O. vom 9. Oft. 1864, 8. 66, Nr. 1. Lohmann, ©. 
68 u. 69. 

2) Vgl. Bd. 1, 334. 338. 392. Anhang II zu Beil. II der bayerischen 
B.U. vom 26. Mai 1818, 8. 11 und $. 19, Lit. e. Konfiftorialordnung 
vom 8. Sept. 1809. 

8) 5. Sept. 1861, $. 89, Abf. 1. Verordnung vom 20. Febr. 1862 
8. 7 (Spohn 1, 307. 349). 

2).0.78 300, 1894,08: 129; 
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2. Die Beſetzung katholiſcher Pfarrjtellen, über welche dem 
Landesherrn (Fisfus) das Patronatrecht zujteht, erfolgt nach fol- 
genden Regeln: 

a) Mit der Ausübung des landesherrlihen Patronatrechts 
find in Preußen die Dberpräfidenten der einzelnen Provinzen be- 
auftragt !) umd in neuerer Zeit noch bejonders angewiejen, nur 
jolche Bewerber zu präfentiren, welche eine unzweideutige Aner- 
fennung der Maigefege abgeben. In Bayern ernennt der König 
jelbjt unter Kontrafignatur des Kultusmintjters. Die Bewerber 
haben ſich bei ver betreffenden Kreisregierung zu melden, welche 
dann ihre Anträge beim Kultusminifter jtellt. Durch Fünigliche 
Entſchließung vom 8. April 1852, 8. 11, find die Kreisregterungen 
angewiejen worden, wor Stellung ihrer Anträge den Diözejan- 
bijchof mit jeinem Gutachten zu hören; doch joll hieraus feinerlet 
Schmälerung des freien füniglihen Beſetzungsrechts gefolgert und 
auch die berichtenden Verwaltungsftellen (Die Kreisregierungen) in 
der jelbjtändigen Würdigung der einzelnen Bewerbungen nicht ein— 
gejchränkt werden 2). — In Württemberg erfolgen die föniglichen 
Kominationen auf Anträge des fatholiichen Kirchenrathes in Stutt- 
gart und. des Kultusminijters. In Baden gejchieht die Präſen— 
tation zu 304 Pfründen durch den Großherzog auf Vorſchlag und 
unter Kontrafignatur des Minifters des Innern, auf welchen die 
Befugnijfe des ehemaligen Fatholifchen Dberfirchenrathes über- 
gegangen find). Bei 132 Pfründen gilt ein bejonderes Ver— 
fahren. Die Anmeldungen der Bewerber erfolgen bei der Staats— 
regierung, welche diefelben dem erzbifchöflichen Ordinariate mittheilt 
und die ihr etwa in bürgerlicher oder politifcher Beziehung miß- 
fälligen Bewerber unter Angabe des Grundes bezeichnet. Das 
erzbijchöfliche Ordinariat jchlägt hierauf aus der Zahl der Be— 


ı) 8. Berordnung vom 27. Juni 1845 (6.©. 443 — 441). 

2) 8. Entſchließung (Minifterialerlaß) vom 20. Nov. 1873, Ziffer 4. 
Bis dahin waren die Kreisregierungen durch mehrere Inftruftionen enger 
gebunden. Vgl. Silbernagel 53 u. 54, 1870. 

3). Großherzogl. Verordnung vom 1. Dez. 1862, betr. die Aufhebung 
des fathol. Oberfirchenraths, $.2. Ueber die Nothwendigfeit der Ausübung 
diefes Yandesherrlihen Rechts durch das verantwortlihe Staatsminifterium 
vgl. die Erflärung des Staatsminiſters Jolly an die Abgeordnetenfammer 
vom 24. Febr. 1876. 

Thudichum, Kirchenrecht. II. 12 


178 Organifation des evangelifchen Kreisverbandes. 


werber der Staatsregierung drei vor, von welchen der Großherzog 
Einen defignirt'). 

b) Die Friften für die Ausübung des landesherrlichen Pa- 
tronatrechts find im Zweifel diefelben wie beim Privatpatronat; 
Berfäumniß der Friſten bewirkt aber vielfach nicht ohne Weiteres 
Devolution an den Biſchof, fondern e8 muß noch eine befondere 
Erinnerung ebenfalls unbeachtet geblieben jein ?). 

e) Eine Zurücweifung des Ernannten durch den Biſchof 
fann nur auf eine nachgewiefene Unfähigkeit, nicht auf beliebige 
andere Gründe geftügt werden; denn früherhin fam den Biſchöfen 
überhaupt fein Beftätigungsrecht landesherrlich Ernannter zu, und 
wenn ihnen jett ein jolches auch zugejtanden tjt, jo folgt daraus 
noch feine abfolute Sleichjtellung des landesherrlichen Patronats 
mit dem Privatpatronat. 


Drittes Kapitel. 


Der firhlide Kreisverband (Dekanat), jeine Bor- 
tände, Vertretungen und Beamten. 


87139, 


1. DOrganijation des kirchlichen Kreisperbandes in den 
ebangeliſchen Kirchen. 


In der erjten Hälfte des 19. Sahrhunderts hatte in den 
evangeliichen Kirchen der Kirchenkreis (Dekanat, Superintendentur, 
Inſpektion, Propftei, Klaſſe, Diözefe) ziemlich diefelbe Bedeutung, 
wie in den katholiſchen Landeskirchen; er beſaß feine gewählte 
Vertretung, Fein eigenes Vermögen, fein Befteuerungsrecht, und 
bildete daher auch meiſtens feine Korporation. Der Dekan oder 
Superintendent war ein vom Yandesherrn unter Mitwirkung der 
evangelijchen Konfiftorialbehörde ernannter Beamter, welcher außer 
den firchlichen auch ftaatliche Funktionen zu üben hatte, indem er 
zufammen mit den Bezirkspolizeibeamten die Aufjicht über Schul- 
wejen und Stiftungsverwaltung führte und bei Eheprozefjen und 
Disziplinarunterfuchungen gegen Geiftlihe und andere Kirchen— 


!), Berordnung vom 20. Nov. 1561. 
2) So in Bayern. Silbernagel 54. 
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diener mitzumirfen hatte. Dieſe ältere Verfaſſung iſt neuerdings 
völlig umgeftaltet und das Amt des Defans zu einem ausjchlief- 
(ich firchlichen geworden. 

I. Jeder firchliche Kreisverband hat regelmäßig eine aus 
Geijtlichen und Laien zufammengejette Synode (Kreis, Dekanats-, 
Didzefan-, Propfteiiynode) ; Heinere Verbände, ſowie auch die 
Synoden großer Städte find jedoch vielfach zu Einem Shnodal- 
verband vereinigt!),. An feiner Spite jteht der kollegialiſche 
Kreisipnodalvoritand (Synodalausichuß, Direktorium), deſſen Vor— 
figender der Superintendent (Speztalfuperintendent, Präſes, Dekan, 
Inſpektor, Propit, Metropolitan) iſt. Kollegialiſche Synodalvor— 
ſtände fehlen in Bayern rechts des Rheins und Sachſen und find 
bedeutungslos in Württemberg; in letterem Lande bildet der 
Dekan mit dem Bezirkspolizeibeantten (Oberamtmann) noch das 
ſ. 9. „gemeinfchaftliche Oberamt”, welches namentlich für Schul— 
und Stiftungswejen Bedeutung bat. 

A. Das Antt des Superintendenten ift ein Nebenamt eines 
Pfarrers des Bezirks, welches theils bloß auf Widerruf oder auf 
eine Anzahl von Sahren oder auf Lebenszeit übertragen wird. In 
manchen Kreifen ift es dauernd mit einer bejtimmten Stadtpfarret 
verfnüpft. Der Dekan erhält eine Kleine Bejoldung und außerdem 
Taggelder und Retjegebühren, welche vielfach aus den Staatskaſſen 
geleijtet werden ?). 

In den Provinzen Dftpreußen, Weltpreußen, Pojen, Schlefien, 
Pommern, Brandenburg, Sachſen iſt es ein lebenslängliches und 
gehört zu den „Eirchenregimentlichen* Aemtern, und bei Pfarr- 
jtellen, mit deren Verleihung die gleichzeitige Hebertragung der 
Superintendentur verbunden werden foll, findet das alternative 
Gemeindewahlrecht nicht ftatt?); vielmehr wird der Superintendent 


) Eigentliche Kreisfpnoden fehlen in Sachſen, wo e8 nur jährliche Diö— 
zefanverfammlungen der Geiftlichen und Abgefandten der Kirchenvorftände 
zum Zwed des Meinungsaustaufhes und Aeußerung von Wünfchen 2c. gibt 
(30. März 1868, $. 31). 

2) Sacobfon 1, 189 u, 2, 601. Silbernagel 115 u. 163. In Baden 
erfolgt die Beſoldung aus kirchlichen Mitteln. Spohn 2, 198, Anm. 

3) 10 Sept. 1873, $. 32, Schlußfat. — Wohl aber fommen an einigen 
Orten politifchen Gemeinden oder anderen Korporationen und Privatpatronen 
Nominations- oder Präfentationsrechte zu. (Sacobfon 1, 187, Anm. 8.) 

12% 
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vom evangelifchen Oberfirchenrath im inverftändnig mit Dem 
Kultusminiſter unter Einholung der Genehmigung des Königs frei 
ernannt). Diefe Mitwirfung des Kultusminifters kann mur 
durch Staatsgejeg aufgehoben werden 2). Das Konfijterium der 
betreffenden Provinz pflegt mit Vorjchlägen gehört zu werden und 
beichließt dann zujammen mit dem Borjtand der Provinztal- 
iynode 3); beide haben aber Fein gejetliches echt hierauf). In 
Rheinland und Wejtfalen wird der Superintendent von der ganzen 
Kreisipnode aus den geijtlichen Mitgliedern derfelben auf ſechs 
Jahre gewählt und vom Oberkirchenrath im Einverftändnig mit 
dem Aultusminijter nach eingeholter fünigl. Genehmigung er— 
nannt?). Im Schleswig-Holitein und im SKonfijtorialbezirt Wies— 
baden erfolgt die Ernennung durch den König auf Vorſchläge des 
Konſiſtoriums und des Ausichuffes der Geſammtſynode (Bezirks- 
ſynode) 6). Im einem Theile des Konfiftorialbeziris Kafjel, näm— 
lich in „Oberheſſen“, ſchlagen die Getjtlichen der Spezialdiözejen 
(Klaſſenkonvente) dem Yandesherrn zwei Kandidaten für das Amt 
des Metropolitan vor ). In Bayern wird der Defan vom König 
unter Rontrafignatur des Kultusminifters ernannt; das betreffende 
Konfiftorium hat drei Bewerber gutachtlich vorzufchlagen, und eg 
it auch das Gutachten der betreffenden Kreisregierung in Ber 
ztehung auf die Dijtriftsichulinipektion zu erholen °). Das Amt it 
hier eine bloße „Funktion“, welche durch den König unter Kontra- 
jignatur des Kultusminifterd nach Anhörung des Konſiſtoriums 
jederzeit widerrufen werden Fann. Dagegen wird der Kapitels— 
jenior von den Pfarrern auf Yebenszeit gewählt. In Sachien 
geht die Ernennung von den in evangelieis beauftragten Staats- 
miniftern, auf Grund von Vorjchlägen des Landeskonſiſtoriums, 





4) Bol. Bd. 1, 232. Richter, Beiträge, 1865, ©. 64— 65. Jacobſon 
1, 186. 

2) Gefeß vom 3. Juni 1876, Art. 23, Nr. 7. 

3) 10. Sept. 1873, $. 68, Nr. 6. 

9 Akt. des evang. Oberfirchenraihes 7, 306. 

5) K.O. vom 5. März 1835, 8. 36. 

6) 8.6. und SD. für Schleswig - Holftein vom 4. Nov. 1876, $. 95, 
Abſ. 2, Nr. 1. Für Wiesbaden 4. Juli 1877, $. 75, Nr. 4 a. 

?) Büff 1861, ©. 312 u. 397. ; 

8) Silbernagel, ©. 113, 1870. Die. Defane erhalten won dem königl. 
Dekret nur eine durch das Konfiftorium beglaubigte Abjchrift. 
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aus). In Württemberg ernennt der König auf Vorſchlag des 
Konfijtoriums und des Kultusminijters (vgl. Bd. 1, 392) auf 
Lebenszeit. In Baden und Heſſen wählt die Diözeſanſynode den 
Dekan aus ihren geijtlichen Mitgliedern auf ſechs Jahre; die Er- 
nennung geht in Baden vom Oberfirchenrath nach eingeholter 
landesherrlicher Genehmigung aus, in Hejjen vom Großherzog 
jelbit 2). 

Im Falle eintretender Erledigung des Defanats- oder Super- 
intendentur - Amtes wird überall da, wo das Amt vom Kirchen- 
regiment frei bejett wird, auch der Defanatsvermwefer von 
diejem ernannt, in den ſechs öjtlichen Provinzen Preußens unter 
gejetlich Feititehender Mitwirkung der Staatsbehörden ?). In allen 
Synodalgeihäften ijt jedoch regelmäßig der erjte von der Kreis- 
ſynode gewählte geijtliche Beifizer Stellvertreter des Superinten- 
denten, jofern nicht das Konfiftorium auch dieſe Gejchäfte dem 
Superintendenturverwejer überträgt). In Rheinland - Weitfalen 
und Heſſen wählt die Kreisiynode außer dem Superintendenten 
(Dekan) auch einen jtändigen Stellvertreter (Aſſeſſor) auf ſechs 
oder drei Jahre, der ebenfall® der Bejtätigung bedarf’). Im 
Bayern verjieht der von den Pfarrern gewählte Kapitelsjenior bie 
Defanatsgejchäfte ®). 

B. Der Synodalvorſtand bejteht außer dem Superintendenten 
aus mehreren Beijigern, welche von der Kreisſynode aus ihrer 
Mitte auf bejtimmte Zeit gewählt werden. In den jechs öſtlichen 
alten Provinzen Preußens wählt die Synode auf drei Jahre vier 
Beiſitzer (Affejjoren), wovon mindejtens Einer ein Geiftlicher fein 
muß’); in Rheinland und Weſtfalen auf ſechs Jahre einen geiſt— 
lichen Aſſeſſor und einen geiftlichen Skriba; jede Kreisipnode kann 
aber weiter zwei Aelteſte (Yaien) auf die Dauer eines Jahres 


1) Kirchengefeg vom 15. April 1873, betr. die Errichtung eines Landes— 
fonfiftoriums, 8. 5, Nr. 10. 

2) Baden 5. Sept. 1861, 8. 52. Hefien 6. Ian. 1874, 8. 77—79. 

3) Gefeß vom 3. Juni 1876, Art. 23, Nr. 7. Iacobfon 1, 189, An— 
merfung 40. 

*) 10. Sept. 1873, 8. 54. 

5) Rheinland» Weftfalen 5. März 1835, 8. 36. Heſſen 6. Jan. 1874, 
$. 80. 

6) Silbernagel 117 u. 164. 

) 8.6. und S.D. vom 10. Sept. 1873, 8. 54. 
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hinzuwählen, welche jedoch der Beſtätigung des Konſiſtoriums be— 
dürfen Y. In Schleswig-Holſtein?) und im Konſiſtorialbezirk 
Wiesbaden?) werden, wie im größten Theile der preußiſchen 
Landesfirche, auf drei Jahre vier Beifiger gewählt, wovon min- 
deſtens Einer ein Geiftlicher jein muß; in Hannover auf ein bis 
zwei Jahre zwei geijtliche und zwei weltliche*). Im der Rhein— 
pfalz wählt die Synode auf vier Yahre einen geijtlichen und drei 
weltliche, wozu noch der von den Geijtlichen allein auf die Dauer 
jenes Pfarramts gewählte Senior fommt; in Württemberg auf 
drei Jahre einen geijtlichen und einen weltlichen Beiſitzer (der 
außerdem zu wählende Schriftführer hat fein Stimmrecht) 5); in 
Baden nur auf zweit Jahre zwei geiftliche und zwei weltliche ©), 
in Heſſen auf drei Jahre einen Stellvertreter des Defans (welcher 
auch weltlich fein kann), einen geiftlichen und zwei weltliche Bei- 
ſitzer)). Ob ein Beifiger nachträglih die Wählbarfeit wieder 
verloren und folglich aus dem Vorſtand auszujcheiden habe, ent- 
jcheidet die Kreisipnode, in vorläufiger Weife aber der Borjtand 
jelbjt oder das Konfijtortium?). 

C. Die Kreisſynode bejteht: 1) aus dem Superintendenten 
(Defan) al8 Borfitenden, 2) aus allen Geijtlichen, welche in dem 
Kirchenkreis ein Pfarramt befleiven oder jelbjtändig verwalten, 
und 3) aus einer Anzahl gewählter Gemeindeabgeordneten. Bloße 
Hülfsgeiftliche, Militärgeijtliche, Geiſtliche an öffentlichen Anjtalten 
(wie Watfenhäufern, Hojpitälern, Strafanftalten), jomweit lettere 
nicht etwa zugleich Parochialrechte haben, d. h. wirkliche Pfarr- 
gemeinden bilden, fünnen an der Synode nur mit berathender 
Stimme theilnehmen. Im rechtsrheiniichen Bayern und Würt- 
temberg bejchließen fie dagegen mit ?). 


V. Nachtrag zur K. O., $. 36, vom 25. Aug. 1853. 

2) 8.6. und ©.D. vom 4. Nov. 1876, $. 76 vgl. mit $. 74. 

2) 8.6. und S. O. vom 4. Juli 1877, $. 63. 

9 8.B. und S.O. vom 9. Oft. 1864, $. 50 vgl. mit SS. 47 u. 73. 

5) 18. Nov. 1854, 8. 4. 

6) 5. Sept. 1861, $. 55. 

7) 6. San. 1874, SS. 80 u. 81. 

s) Hannover 9. Oft. 1864, 8. 71, letzter Abſatz. Schleswig- Holftein 
4. Nov. 1876, 8. 99. 

9) Dadurch fommen bier die weltlichen Abgeordneten gegenüber den 
geiſtlichen Mitgliedern in die Minorität. 


‘ 
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a) In den ſechs öſtlichen Provinzen Preußens beträgt die 
Anzahl der gewählten Abgeordneten das Doppelte der von 
Amtswegen ſtimmberechtigten Geiſtlichen, und es geſchieht ihre 
Wahl nach folgenden Negeln !): Die eine Hälfte muß gegenwärtig 
ein Aelteſtenamt befleiven oder früher befleivet haben, und 
wird in der Weiſe gewählt, daß jede Gemeinde, ohne Rückſicht 
auf ihre Seelenzahl, aus ihren jegigen oder früheren Xeltejten 
jo viel Abgeordnete ſendet, als fie ftimmberechtigte Geiftliche in 
der Synode hat. Bei der zweiten Hälfte ift die Wählbarfeit nicht 
auf Aelteſte und Gemeindeangehörige beſchränkt, jondern es können 
alle Angehörigen des ganzen Synodalfreijes, auch Geiftliche, welche 
nicht Schon Stimmrecht in der Synode haben 2), gewählt werben. 
Die Wahl dieſer fommt den an Seelenzahl jtärferen Gemeinden 
zu. In Schleswig - Holjtein und im Konfiftorialbezirt Wiesbaden 
gelten ähnliche Grundregeln, nur daß die eine Hälfte der Ab- 
geordneten nicht bloß aus Aelteſten, ſondern auch aus derzeitigen 
oder früheren Gemeindevertretern genommen fein kann, und 
daß alle Abgeordneten nothwendig weltlich fein müjjen. In 
den Kreisſynoden der übrigen Kirchen fteht die Zahl der Ab- 
geordneten meiſtentheils derjenigen der Geiftlichen gleih, und es 
find in Rheinland und Weitfalen, Hannover und in Bayern rechts 
des Rheins nur derzeitige Aeltefte, in Württemberg, Baden und 
Hefjen derzeitige oder frühere Aeltejte wählbar. In der Nhein- 
pfalz ift dagegen jedes Kirchenglied weltlichen Standes aus dem 
ganzen Dekanatsbezirf wählbar und diejenigen Pfarramtsfandi- 
daten, welche Aemter bekleiden, deren Bejegung durch Geiftliche 
nicht vorgejchrieben ijt?). Die größeren Gemeinden find nur 
injofern ftärker vertreten, als fie mehr Geijtliche in der Synode 
haben ®). 

b) Wahlkollegium zur Wahl der Abgeordneten find in den 

1) Bol. Bo. 1, 231 — 232. 

*) Alfo 3. B. orbinirte Hülfsgeiftliche, Anftaltsgeiftliche, Meilitärgeiftliche. 

3) Bd. 1, 341. 

9 In Hannover wählen noch die im Bezirk angeftellten evangelifch- 
Iutherifhen Bolksfchullehrer zwei Abgeordnete aus ihrer Mitte, und die 
Kirchenregierung ernennt ein oder zwei Mitglieder aus der Zahl der Orts— 
beamten, welche zur Berfehung des weltlichen Kirchenfommiffariats berufen 
find oder in einer ähnlichen Stellung ftehen. 
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ſechs öſtlichen Provinzen der preußiſchen Landeskirche, in Schleswig— 
Holſtein, Konſiſtorialbezirk Wiesbaden und Heſſen der Gemeinde— 
kirchenrath und die Gemeindevertreter in vereinigter Verſammlung; 
dagegen in Rheinland und Weſtfalen ), Hannover ?), Württem— 
berg?) und Baden) das Presbyterium allein, wobei jedoch zu 
beachten ift, daß in Hannover und Baden die geiftlichen Mitglieder 
des Presbyteriums nicht mitjtimmen dürfen. In Ten jech8 alten 
öjtlichen Provinzen Preußens fommt in Eleinen Gemeinden unter 
500 Seelen, welche eine Gemeindevertretung nicht Haben, das 
Wahlrecht ebenfalls dem Gemeindefirchenrath allein zu). 

e) Die Wahl erfolgt theil8 in geheimer, theils in öffentlicher 
Stimmgebung. 

d) Zweifel über den Umfang der Theilnahmeberechtigung ein- 
zelner Geiftlichen entjcheidet in den ſechs öſtlichen Provinzen 
Preußens das Konfiftorium 9%), in anderen Kirchen die Kreisſynode 
ſelbſt. Die Legitimation der gewählten Mitglieder wird faft überall 
durch die Kreisſynode feitgeitellt ”); in manchen Kirchen hat aber 
der Kreisſynodalausſchuß das Recht der vorläufigen Entſcheidung 9). 

e) Das Mandat der gewählten Mitglieder der Kreisſynode 
dauert in den öſtlichen Provinzen der preußtiichen Landeskirche drei 
Jahre, in Rheinland und Weitfalen ein Jahr, in Hannover ein 
bis zwei, in Schleswig-Holftein und Konfiftorialbezirt Wiesbaden, 
in Bayern rechts des Rheins drei, in der Rheinpfalz vier, im 
Württemberg drei, in Baden zwei mit jährlichem Austritt der 
einen Hälfte, in Heſſen ſechs mit Austritt der Hälfte alle drei 
Sabre. 


1) 8.D. vom 5. März 1875, 8. 14. 

2) KB. und S. O. vom 9. Oft. 1864, 8. 45. 

3) 18. Nov. 1854, 8. 2. 

#) 5. Sept. 1861, 8. 47. 

) G. S.O. vom 20. Jan. 1876, 8. 48. 

6) G.S.D. vom 20. Ian. 1876, $. 43. 

?) Hannover 9. Dftober 1864, 8. 71. Lohmann, ©. 73. Schleswig- 
Holftein 4. Nov. 1876, 8. 99. Wiesbaden 4. Juli 1877, 8. 62, Nr. 11. 

8) Hannover 9. Dft. 1864, $. 71. Badifches proviforifches Kirchen- 
gefeß vom 24. Febr. 1863, beftätigt durch die Generalfynode von 1867. 
V.O. Bl. 1867, ©. 55. Spohn 2, 285. 286. — Heſſen 6. San. 1874, 
88. 67. 68. 
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f) Die Kreisſynode tritt regelmäßig jährlich einmal zufammen, 
wofür Ort und Zeit vom Superintendenten, anderwärts vom 
Kreisſynodalausſchuß oder von der Kreisipnode jelbjt bejtimmt 
werden. Außerordentliche Verſammlungen fann nur das Kon— 
ſiſtorium anordnen. Für die Berathungen iſt vielfach eine kurze 
Zeitfriſt von zwei bis drei Tagen vorgeſchrieben. 

D. Der Rechner der Kreisſynodalkaſſe wird von der Kreis— 
ſynode gewählt !). 

I. Die Zuftändigfeiten der Organe des Kirchenfreijes jind 
folgendermaßen vertheilt: 

A. Der Superintendent ift von Amtswegen Präjes ſowohl 
der Kreisſynode als des Kreisipnodalvorjtandes und hat in diejer 
Eigenjchaft verjchtevdene Berfügungsrechte, Im Uebrigen führt er 
die Aufficht, jorgt für die Vollziehung der Beichlüffe ver Synode 
und des Vorjtandes und hält das Konfiftortum von dem Stande 
der Dinge in dem Bezirk in Kenntniß. — In manchen Kirchen 
leitet er die Pfarrwahl und vollzieht im Auftrag des Konfiltoriums 
die Ordination und Einführung ind Amt ?). 

B. Der Synodalvorjtand hat 1) den Vorfitenden bei den 
Borbereitungen für die Kreisiynode fowte während der Verſamm— 
fung derjelben zu unterftügen und die Beſchlüſſe ver Synode zur 
Ausführung zu bringen, 2) wenn die Synode nicht verſammelt 
ift, die Verwaltung des lokalen Kirchenvermögens zu überwachen 
und über die Ausjchließung von Gemeindegliedern von der An— 
theilnahme an gottesdienjtlihen Handlungen im zweiter Inſtanz 
zu erfennen. 3) Im zweiter Inſtanz entjcheivet er über Cinfprüche 
gegen die Wahl von Aeltejten oder Gemeindevertretern und über 
den Ausihluß vom Wahlreht (vgl. oben ©. 152). 4) In eriter 
Injtanz übt er die Disziplin über Aelteſte und Gemeindevertreter. 





2) Preußen 10. Sept. 1873, 8. 54, Nr. 7. Staatsgefes vom 3. Juni 
1876, Art. 2, Nr. 3. Schleswig -Holftein 4. Nov. 1576, $. 81, Nr. 5. 
Konfiftorialbezirt Wiesbaden 4. Juli 1877, 8. 62, Nr. 8. 

2) Ueber Preußen vgl. Jacobſon 1, 187—189 und 2, 593—601, 1864 
bis 1866. Boche, 1875, ©. 320— 332, woſelbſt auf S. 325 neue Inftruf- 
tionen für die verfchiedenen Provinzen eitirt find. Rheinland-Weſtfalen 
5. März 1835, $. 38. Bayern: Silbernagel, 1870, ©. 114 u, 163. Baden 
5. Sept. 1861, 88. 106— 107. Spohn 1, 128 - 130 und 2, 198 — 214. 
Heflen 6. San. 1874, 88. 127— 128. 
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5) Bielfah führt er Mitaufficht über die Geiftlihen und Kan— 
didaten. 

C. Die Kreisſynode entſcheidet 1) über die Legitimation ihrer 
Mitglieder (oben ©. 134), 2) wählt die unjtändigen Mitglieder 
des Kreisipnodalvorjtandes, in Rheinland - Wejtfalen, Baden und 
Heſſen auch den Superintendenten (Defan) und deſſen Stellver- 
treter (oben ©. 181); 3) fie wählt den Rechner der Kreisipnodal: 
kaſſe, jtellt den Etat derjelben fejt und prüft die Verwaltung; 
ebenjo überwacht jie das Kafjen- und Rechnungsweſen der einzelnen 
Gemeinden; 4) fie wählt die Abgeordneten zur Provinzialiunode 
(in den acht alten Provinzen Preußens) oder zur Landesſynode 
(in den übrigen Kirchen, außer Sadjen, vgl. oben ©. 95 — 98); 
5) fie bejchließt über Errichtung von Kreisjtatuten ); 6) fie kann 
gegen Getjtliche, Gemeindebeamte und niedere Kirchendiener wegen 
anjtögiger Vorgänge in Leben und Wandel Ermahnungen und 
Warnungen erfennen. 7) In mehreren Yandesfirchen enticheivet 
jie in zweiter Inſtanz in Fragen der Kirchenzucht gegen Gemeinde- 
glieder und Mitglieder der Gemeindeorgane. 8) Sodann haben 
die Kreisipnoden aber auch die Aufgabe, fi auf Aufforderung 
der Konfiftorialbehörden oder höheren Synoden gutächtlich über 
firchliche Fragen zu äußern, jo daß auf dieſe Weife die Anfhauungen 
des ganzen Predigerjtandes und der Vertrauensmänner aller Ge- 
meinden ermittelt und in Betracht gezogen werden fünnen, ebe 
wichtigere Firchliche Gejegentwürfe, namentlich die auf Lehre und 
Gottesdienjtordnung bezüglichen, an die Generaliynode gelangen. 
In manchen Fällen ift die Einholung des Gutachtens ver 
Kreisipnoden Eirchengefeglich vorgeichrieben. 9) Endlich können die 
Synoden Wünjhe und Bejchwerden bezüglich der Firchlichen An- 
gelegenheiten des Bezirks berathen und diejelben an das Konſiſto— 
rium oder die Generaliynode bringen ?). 


8. 140. 
2. Organijation des Landdefanats in den fatholiihen Landesfirden. 
Jeder Landdekanatsbezirk hat als Firchlichen Vorgejegten einen 
Zanddefan (decanus ruralis), jodann einen Landfapitelsfämmerer, 


1) Bol. Bo. I, 248. 
2) Die Beftimmung des $. 57, Ab. 2 der preußiiden 8.6. und S. O. 


Das fatholifhe Landbefanat. 187 


der die Kaſſe verwaltet, und eine Verfammlung der Pfarrer und 
definitiv angejtellten Kapläne, welche Yandfapitel oder Defanats- 
ſynode heißt und fich ordentlicher Weiſe jährlich einmal verfammelt. 
Die Hauptbeventung diefer legteren beruht in dem Necht, die ge- 
nannten Beamten aus der Zahl der Pfarrer zu wählen, vor— 
behaltlich bifchöflicher Beftätigung. In einigen Diözefen Preußens 
fehlt das Wahlrecht ?). 

Der Dekan führt die Aufficht über die Geiftlichen und über 
die Verwaltung des Kirchenvermögens, namentlich bei erledigter 
Pfründe, und präfidirt dem Nuralfapitel. 

Bis zum Jahre 1848 wurden die Defane, welche auch die 
Bezirksichulaufficht hatten, in den meijten deutſchen Staaten vom 
Landesherrn im Einverftändnig mit dem bifchöflichen Ordinariat, 
oder umgekehrt von letzterem nach eingeholter Zuftimmung des 
Yandesherrn ernannt 2); feit 1848 verzichtete der Staat allmäh- 
lich auf diefe Rechte, in Preußen in Folge der Verfafjungsurfunde, 
in den übrigen Staaten in Folge der Konkordate, und es famen 
dann auch ihre ftaatlichen Nechte in Wegfall. 


vom 10. Sept. 1873 über Erweiterung des Wirkungskreifes der Kreisfynoden 
bat die ftaatsgefetlihe Genehmigung nicht erhalten. Vgl. Staatsgefes vom 
3. Juni 1876, Art. 6 u. 7. 

1) Ueber Bayern vgl. Silbernagel, ©. 47— 50, 1870. 

2) Bol. 3. B. Landesherrlihe Verordnung für die Staaten der ober- 
rheiniſchen Kirchenprovinz vom 30. Jar. 1830, 88. 23. u. 24. 





XI. Abſchnitt. 


Verhängung von Kirchenfirafen gegen Gemeindeglieder, 
Aelteſte und Patrone. Kirchliche Disziplinarbeiirafung 
der Geiſtlichen. 


Ss. 141. 


1. Berhängung bon Kirdenitrafen gegen Gemeindeglieder, Aelteſte und 
Batrone (Kirchenzucht). 


Bis zum Jahre 1843 war fowohl in den evangeliichen als 
den Fatholiichen Kirchen die Berhängung von Kirchenſtrafen gegen 
Gemeindeglieder faſt gänzlich außer Gebrauch, weil die Staats- 
geſetzgebung folche Strafen nur in wenigen Fällen zuließ, und die 
Berhängung jtaatlich = firchlichen Behörden vorbehalten blieb oder 
doch der vorherigen Beitätigung durch die Verwaktungsbehörden 
bedurfte. Inſoweit die kirchlichen Behörden jelbjtändig ftrafen 
fonnten, blieb jedenfall8 der recursus ab abusu an den Staat 
offen. Die Selbjtändigfeit, welche die Kirchen durch die Geſetz— 
gebung von 1848 erlangten, und die Förderung der klerikalen Ge— 
walt durch die Regierungen der Konkordatszeit führten zunächit 
in der fatholiichen Kirche zur Wiederanwendung mittelalterlicher 
Kirchenjtrafen, und zwar gerade der großen Erfommunifation, und 
auch in verjchtedenen evangelischen Kirchen machten die Konfijtorien 
Anftalten, auf Beitimmungen der Kirchenordnungen des 17. und 
18. Jahrhunderts zurüczugreifen. Durch die neuejte Staatsgejeg- 
gebung jind dieſe Beftrebungen wieder jo ziemlich in engere 
Schranken zurücdgewiefen und in den evangelijchen Kirchen ven 
Nichtgeiftlichen eine entjprechende Mitwirkung gefichert worden. 


’ 
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Nach der Stellung, welche die Keligionsvereine im Staate 
haben, verjteht e8 fich übrigens von ſelbſt, daß feine Firchliche Be- 
hörde Kirchenftrafen gegen Perſonen verhängen kann, welche nicht 
dem Verein angehören, was in erjter Linie nach den Staatsgeſetzen 
zu beurtheilen iſt. 

In den evangelifhen Kirchen fünnen Bejtimmungen über 
Kirchenzucht nur auf dem Wege der firchlichen Gejetgebung, alio 
mit Zuftimmung der Synode, erlafjen werben !). 

I. Der Kreis von Strafen oder Zuchtmitteln (Befjerungs- 
mitteln), welche gegen Mitglieder eines Neligionsvereins verhängt 
werden dürfen, tft: | 

1) in Preußen und Heſſen durch Staatsgefege, welche 
auf alle Kirchen und Neligionsvereine Anwendung finden, an— 
nähernd genau bejtimmt ?). Hiernach find: 

a) gänzlich unzuläjfig alle Straf- oder Zuchtmittel gegen Xeib 
(förperlihe Züchtigung u. dergl.), Vermögen (Geldftrafen, Vor— 
enthaltung von Vermögensgenuß), Freiheit (Einjperrung, zwangs— 
weife Vorführung), bürgerliche Ehre (unehrliches Begräbniß, große 
Exkommunikation u. dergl.). Dieje verbotenen Strafen dürfen 
auch gegen Geijtliche nicht verhängt werden, mit den beiden Mo— 
dififationen, daß gegen Geiftliche und Kirchenbeamte Gelditrafen bis 
zu bejtimmter Höhe und Verweiſung in ein Bejjerungshaus aus- 
prüdlich zugelaffen find. (Vgl. unten $. 142.) — Außerdem find 
überhaupt verboten alle Straf- oder Zuchtmittel, welche nicht „dem 
rein religiöſen Gebiete angehören oder die Entziehung eines inner- 
halb ver Kirche oder Religionsgejellichaft wirkenden Nechts oder 
die Ausichliegung aus der Kirchen oder Neligionsgejellichaft be— 
treffen.” Dieſe Beitimmung erjcheint namentlih mit Rückſicht 


I) Preußiſche ©.S.D. vom 20. Jan. 1876, $. 7, Nr. 6, welche Pro- 
vinzial- und Lofalgefetse darüber ausschließt. Hannover 9. Oft. 1864, 8. 65, 
worüber Lohmann, ©. 63—66, zu vergleichen ift. Schleswig-Holftein 4. Nov. 
1876, $. 92. Wiesbaden 4. Juli 1877, 88. 14 u. 15. Rheinpfalz, Ber: 
einigungsurfunde vom 10. Oft. 1818, $. 18. Württemberg 20. Dez. 1867, 
88. 14— 16. Hefjen 6. Ian. 1874, 8. 47. | 

2) Preuß. Gefeß vom 13. Mai 1873 über die Grenzen des Rechts zum 
Gebrauche kirchlicher Straf- und Zuchtmittel, 8. 1. Heſſiſches Geſetz vom 
23. April 1875, betreffend den Mißbrauch der geiſtlichen Amtsgewalt, 8. 3. 
(Reg. Bl. 249.) 
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darauf, daß ihre Verlegung mit öffentlicher Strafe bedroht ift, 
zu wenig deutlich; es läßt fich bezweifeln, ob man von irgend einem 
Straf= oder Zuchtmittel mit Fug jagen könne, daß es „dem reli- 
giöſen Gebiete‘ angehöret), und jevenfall® fünnen die Meinungen 
darüber verjchieden fein; ſodann find die Neligionsvereine Feines- 
wegs befugt, jedes Mitgliedſchaftsrecht beliebig zu entziehen, wie 
unten binfichtlich des Wahlrechts zu zeigen iſt. Nichtiger wäre 
wohl gemwejen, die überhaupt zuläffigen Strafen poſitiv aufzu- 
zählen und alle anderen zu verbieten. 

Zuläjfig ericheinen folgende Nachtheile: Ausichliegung von der 
Theilnahme am gewöhnlichen Gottesdienft, von einzelnen Gnaden— 
mitteln oder Saframenten (in der römiſch-katholiſchen Kirche 
„feiner Kirchenbann‘“, „excommunieatio minor“ genatnt) 2), von 
der Uebernahme der Taufpathenichaft; Verfagung der Firchlichen 
Trauung, des bräutlichen Ehrenfranzes bei der kirchlichen Trauung, 
ver Eirchlichen Begleitung beim Begräbnig (während die Beerdigung 
auf dem Firchlichen Friedhof nicht verweigert werben darf, vgl. 
Br. 1, 99); ferner Aberkennung des Wahlrechts und der Wähl- 
barfeit zu Eirchlichen ©emeindeorganen nach den unten anzugebenden 
Kegeln; endlich die völlige Ausſchließung aus dem Neligionsverein, 
ſodaß das Mitglied aufhört, dem Verein anzugehören?). Die 

1) Es laſſen fih etwa dazu rechnen: Ermahnungen, Verweife, Ber: 
pflihtung zum Faften, zu Berrihtung von Gebeten, von Wallfahrteır. 

2) Der Heine Kirchenbann bewirkt nach kanoniſchem Recht auch Unfähig- 
feit zur Erlangung eines Kirchenamtes. 

3) Das preußifche Landrecht von 1794 befolgte ein anderes Prinzip und 
beftimmte in 2,11, 8.56: „Wenn über die Nechtmäßigfeit der Ausſchließung 
Streit entfteht, jo gebührt die Entjheidung dem Staate” 8. 57: 
Sp weit mit einer folhen Ausſchließung nachtheilige Folgen für die bürger- 
fihe Ehre des Ausgefchlofienen verbunden find, muß wor deren Beranlaffung 
die Genehmigung des Staates eingeholt werden. Im preußifhen Abgeord- 
netenhaug hatte am 18. März 1973 der Abg. v. Sauden-Tarputfchen be— 
antragt, im $. I des Gefetes die Einfhaltung zu machen: „In Beziehung 
auf das Recht der Ausſchließung aus einer Kirchen- oder Religionsgeſellſchaft 
bleiben die bisherigen gefetlihen Beftimmungen in Kraft.“ Allein diefes 
Amendement wurde gegen die Stimmen der FortfchrittSpartei verworfen, 
nachdem ber Referent der Kommilfion, Gneift, erklärt hatte, daß e8 „dem 
Zweck und Sinn des Artifel8 15 der Berfafjung widerſpreche“, indem bier- 
nad den Kirchen das Recht der Ausfchliegung verbleiben müffe Wie das 
Abgeordnetenhaus fich entfchieden haben würde, wenn jener Art. 15 der Ver— 


Dr De ar 


Kirchenftrafen gegen Gemeindeglteber. 191 


Ausſchließung bewirft im Zweifel auch Ausſchließung der noch 
nicht zu den Unterfchetvungsjahren gefommenen Kinder des Aus- 
geichlojjenen nach Analogie der auf ©. 122 — 124 aufgejtellten 
Kegeln. 

In den verjchiedenen evangelichen Kirchen Preußens iſt vie 
Zuläffigfeit der völligen Ausichliegung, in Ermangelung neuerer 
Beitimmungen, nah dem fejten Herkfommen zu beurtheilen; im 
Großherzogthum Hefjen verbietet die Kirchenverfafjung vom 6. Yan. 
1874, 8. 47, die gänzliche Ausſchließung ausdrücklich. 

Den fatholiihen Bifchöfen und den israelitiihen Gemeinden 
jteht fein ftaatliches Hindernig im Wege, Mitglieder völlig aus der 
Kirche oder der Gemeinde auszufchliegen; aber die Ausſchließung 
eines Katholifen, welche unter dem Namen „großer Kirchenbann“ 
(excommunicatio major) verkündet wird, ijt unftatthaft, denn die— 
jelbe enthält nicht bloß eine Ausfchliegung von allen Saframenten, 
von der Theilnahme am Mefopfer und am öffentlichen Gottes— 
dienjt, von dem Begräbniß in geweibter Erde und anderen Gnaden, 
bewirkt nicht bloß Unfähigkeit zur Erlangung von Kirchenämtern 
und zur Ausübung früher bejejiener Aemter und Rechte, jondern 
enthält zugleich eine Berrufserflärung; allen Chrijten ijt 
jeder Verkehr mit ihm unterfagt, Niemand darf ihn ſpeiſen, 
tränfen, beherbergen, ja nicht einmal grüßen, bei Strafe des Heinen 
Kirchenbannes, jelbjt wenn e8 das eigene Weib und die eigenen 
Kinder wären!) Es kann die Erfommunifation auch durchaus 


faffungsurfunde damals fchon aufgehoben geweſen wäre, läßt fich ſchwer be- 
urtheilen. Unſeres Ermeſſens liegt fein Bedürfniß vor, den mit Korporationg- 
rechten begabten Vereinen neben dem Recht der Ausichliegung von der Theil- 
nahme an gottesdienftlichen Rechten und vom Wahlrecht auch noch das Hecht 
der Ausftoßung aus der Kirche einzuräumen, weil dies feinerlei Nuten für 
die Kirche bringen fann und nur auf Brandmarfung des Ausgeſchloſſenen 
berechnet ift. Im den ewangelifchen Kirchen wird auch fein Gebraud davon 
gemacht und ift fogar die völlige Ausſchließung vielfach unftatthaft. Necht- 
fertigen läßt fi eine Ausſchließung allenfall® nur als Konftatirung des 
freiwilligen Austritt8 aus der Kirche (Puchta, Einleitung in das Recht der 
Kirche, 1840, ©. 103— 114) und daher nur unter Vorausſetzungen und 
Formen, welche der Staat feitzuftellen hat, und nur umter ftaatlider 
Kontrolle. 

1) Die Berhängung der großen Erfommunifation bezeichnet man auch 
als Berhängung des „Anathema“, d. h. des öffentlichen Verrufs, wenn fie 
nämlich unter Berfluchungen feierlich verkündet wird. 
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nicht dadurch zu einer erlaubten Kirchenjtrafe werden, daß der 
Biichof etwa dieſe Verrüufserflärung nicht ausdrücklich ausjpricht ; 
denn die Bedeutung der Exkommunikation ergibt fih mit voller 
Sicherheit aus. dem kanoniſchen Recht, und es it die VBermuthung 
dafür, daß die Biichöfe unter dem Namen Exrfommunifation die 
Strafe verjtehen, welche das kanoniſche Necht darunter verjteht 
und wie fie auch im Neligionsunterricht den Katholiken gelehrt 
wird. So hat e8 auch die Deutsche Staatsgejetgebung bisher 
immer und überall angejehen und die Verhängung dieſer Strafe 
verboten oder an die vorgängige Genehmigung des Staates ge- 
knüpft. Auf abjchwächende Aeußerungen von Kirchenrechtsichrift- 
jtellern und jelbjt von Biſchöfen kann es nicht anfommen, da Die 
jelben keinerlei Autorität zur Erläuterung päpftlicher Defrete 
befigen, auch gar nicht anfprechen, und ſolche Neuerungen allezeit 
allgemein genug gehalten zu werden pflegen, um, wenn die äußeren 
Zujtände darnach angethan find, auch das Gegentheil daraus folgern 
zu fünnen Y. 

Eine andere, Übrigens weniger hierher gehörige Trage ift Die, 
ob die Erfommunifation den Katholifen mit der Wirkung aus— 
Ichliegt, daß er aufhöre, Mitglied der Fatholifchen Kirche zu fein. 
ach Fanonijchem Necht tft dies unzweifelhaft nicht der Fall; er 
bleibt hiernach der Hierarchie unterworfen, behält alle Pflichten, 
muß namentlich alle Firchlichen Vermögenslaften tragen. Ob aber 
die jtaatlichen Gerichte und VBerwaltungsbehörden hiernach zu ver— 
fahren, 3. B. Kirchenjteuern gegen einen Exkommunizirten bei— 
treiben Dürfen und müſſen, richtet ſich in erjter Linie nach den 
Staatsgefegen ?), und dieje hatten ehemals zur Entjcheidung der 


») Im Gegenfat zu der oben entwidelten Meinung hält Hinſchius, 
Kommentar.I, ©. 15 und I, ©. 198, Nachtrag zu ©. 15, die Exkommu— 
nifation dann für zuläffig, wenn die bifchöfliche Sentenz oder Deklaration 
über das Berbot des Berfehr mit dem Erfommunizirten Schweigen be— 
obachtet. Die preußiichen Gerichtshöfe haben in widerfprechendem Sinne 
entfchieden, woran freilich die Unbeftimmtheit des Gefetses mit Schuld trägt. 
Der Gerichtshof für Firchlihe Angelegenheiten hat unterm 15. April 1874 
die Exkommunikation für jchlechthin verboten erklärt. (Hartmann's Zeitjchr. 
1, 17—41, 1874). Diefer Meinung ſcheint auch Dove in der 7. Auflage 
von Richter's Kirchenrecht, ©. 1198. 

2) Dies überſieht Hinſchius, Kommentar II, S. 196 — 198. 
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Trage feinen Anlaß, weil fie die Exrfommunifation überhaupt nicht 
zuließen. Wir find der Meinung, daß der Staat jede Ausichließung 
aus einem Neligionsverein, welche dem Ausgefchloffenen alle 
Bereinsrechte entzieht, als Beendigung der Mitgliedichaft behan- 
deln, und ihn von allen Verpflichtungen gegen den Verein frei- 
jprechen muß; denn er darf, wenn er eine folche Ausichliegung 
zuläßt, nicht außerdem den Ausgejchloffenen nöthigen, feinen Aus— 
tritt aus dem Verein zu erklären und die Ausjchliegung damit 
mittelbar anzuerkennen, alſo auf feine Rechte zu verzichten. (Val. 
ichon oben ©. 191, Anm.) 

Die vorhin entwicelten Gründe laſſen ebenjo auch den Bann 
der Judengemeinden als verboten erjcheinen 9. 


Das Interdift, d.h. die Einjtellung des öffentlichen Gottes— 
dienjtes, der Spendung der Saframente und aller gottesdienitlichen 
Handlungen in einer Kirche, oder einem Drte, oder im ganzen 
Land, erjcheint in Preußen wie in Heffen jo unzuläffig, wie im 
übrigen Deutſchland, da die desfallfigen Beitimmungen des fang» 
niſchen Nechts in Deutjchland entweder überhaupt nie rezipirt ge- 
wejen, oder doch durch die jtaatlicherjeitS vorgenommene Drga- 
nijation der Landeskirchen wieder in Wegfall gebracht worden find 2). 
Der Staat dotirt nicht Bisthümer und Pfarreien und legt den 
Gemeinden erhebliche Laſten für Eirchliche Zwecke auf, damit aller 
Gottesdienst eingeftellt bleibe und die Geijtlichen die Hände in 
den Schooß legen; und er befiehlt nicht bei fchweren Strafen, daß 
jeve Pfarrei innerhalb eines Jahres mit einem Geiftlichen dauernd 
bejegt werden muß, damit diefer Geiftliche fich um die Gemeinde 
nicht befümmern dürfe. Das preußifche Gefe vom 13. Mai 1873, 
8.1, hat das Interdift feineswegs für zuläffig erflärt?), da es 
überhaupt Nichts außer der Ausjichliegung aus der Kirche pofitiv 
erlaubt, aljo Alles, was jchon vorher verboten war, verboten 
bleibt. Ueberhaupt kann das Interbift gar nicht unter die Firch- 
lichen Straf: und Zuchtmittel gerechnet werden, erjcheint vielmehr 


1) In Holftein erklärte das Geſetz vom 14. Juli 1863, betr. die Ver— 
hältnifje der Juden, „den Gebrauch des Bannes“ für „ganzlih aufgehoben”. 
(Dove's Zeitſchr. 4, 472.) 

2) Dal. Bd. 1. 210. 399. 402 — 403, 

3) Anders Hinſchius J, ©. 8. 9. 13. 

Thudichum, Kirchenrecht. II. 13 
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als ein Gewaltjtreich gegen die Drdnung der Landesfirche und 
als grober Mißbrauch der geiftlichen Amtsgewalt ?). 

b) Die Vollziehung oder Verkündigung der an fich zuläffigen 
Straf- oder Zuchtmittel darf nicht in einer bejchimpfenden Weiſe 
erfolgen. 

e) Sie darf ferner nicht „öffentlich befannt gemacht” werben, 
obwohl „eine auf die Gemeindeglieder beſchränkte Mittheilung nicht 
ausgejchloffen iſt“. Durch den letteren, in der Negierungsvorlage 
nicht enthalten gewejenen Beiſatz ift das Verbot thatjächlich wir- 
fungslos8 gemacht. Auch wenn man unter Gemeindeglievern nur 
Angehörige des Vereins verjteht, welche das Selbitbeitimmungs- 
alter erreicht haben ?), erhalten unter Umftänden Hunderte und 
Zaufende von Perjonen von dem Vorgang Kenntniß, und Durch 
diefe dringt die Kunde überall hin, da diefelben ja nicht zum 
Stillfehweigen verbunden find. 

d) Geijtliche, Diener, Beamte oder Beauftragte einer Kirche 
oder Neligtonsgejellichaft, welche, den Vorſchriften dieſer Gejete 
zuwider, Straf= oder Zuchtmittel androhen, verhängen oder ver— 
fünden, werden mit Geldſtrafen bi8 zu 200 Thalern oder mit 
Haft oder mit Gefängniß bis zu einem Jahre, und in ſchwereren 
Fällen mit Geldſtrafen bis zu 500 Thalern oder mit Gefängniß 
bi8 zu zwei Jahren beitraft. Die Aburtheilung gehört vor Die 
orventlihen Gerichte. Außerdem kann (in Preußen) auch vom 
fönigl. Gerichtshof für Kirchenangelegenheiten gegen Kirchendiener 
Entlafjung vom Amte 2c. verhängt werden. 

e) Eine ftaatliche Beftätigung von firchlichen Erfenntniffen, 
welche zuläffige Straf» oder Zuchtmittel gegen Gemeindeglieder 
verhängen, oder ein recursus ab abusu dagegen findet in Preußen 
nicht mehr ftatt, wohl aber letzterer in Hefjen (vgl. Bd. 1, 433). 

2. In Bahern richtet fi Die Ausübung der Kirchenzucht 
nach den Vorſchriften der II. Verfaffungsbeilage vom 26. Mai 
1818, 88. 41 — 43 und 8. 71, welche mit denen des preußiſchen 
Landrechts von 1794 in wichtigen Beziehungen übereinftimmen. 
Der $. 71 insbejondere verfügt: „Keinem kirchlichen Zwangsmittel 
wird irgend ein Einfluß auf das gejelljchaftliche Yeben und die 


1) So auch der Katholif Brendel in feinem Kirchenrecht, 1823, ©. 576. 
2) Ein Strafgefet follte dieſen Punkt freilich nicht ungewiß laſſen. 
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bürgerlichen Verhältniffe, ohne Einwilligung der Staatsgewalt, im 
Staate gejtattet.” Außerdem ſchützen die königlichen Plazetrechte 
und der recursus ab abusu vor Mißbräuchen y. Die Ber- 
einigungsurfunde der pfälziichen evangelifchen Kirche vom 10. Oft. 
1818, 8. 19, befagt: „Die Strafen der Kirche gegen ihre Gläu— 
bigen — — beftehen nur in vein-geiftlichen Anwendungen, als 
3. B.: in brüderlichen Ermahnungen, Gntfernung vom heiligen 
Abendmahle, interimiftiicher Ausſchließung aus der Kirchengemeinde 
und in der Exkommunikation.“ 

3. In der evangelifch-Iutheriichen Kirche des Königreichs 
Sachſen werden firchliche Vergehungen oder Verſäumniſſe oder 
die Verweigerung zweifellofer Firchlicher Obliegenheiten feit dem 
1. Sanuar 1876 nicht mehr mit Geld- oder Haftitrafen geahndet 2). 
Für die fatholifche Kirche Hat das Stantsgeje vom 23. Auguft 
1876, 88. 7—10, ähnliche VBorjchriften gegeben, wie fie in Preußen 
und Heſſen gelten ?). 

4. Die württembergifche Staatsgejetgebung hatte bisher 
feinen Anlaß zu Bejtimmungen bezüglich der ewangeliichen Kirche; 
Dagegen verfügt das Gejet vom 30. Yan. 1862, Art. 7, bezüglich 
der fatholifchen Kirche: „Verfügungen und Erfenntniffe ver Kirchen- 
gewalt fönnen gegen die Perfon over das Vermögen eines 
Angehörigen der Fatholiihen Kirche wider deſſen Willen nur 
von der Staatsgewalt vollzogen werden. Die Staatsbehörde ift 
jedoch nur dann befugt, ihre Mitwirkung hiezu eintreten zu laffen, 
wenn der Biſchof ihr zuvor über den Fall die erforderlichen Auf- 
Härungen gegeben und fie bienach die Verfügung oder das Er- 
fenntniß weder in formeller Hinficht, noch auch vom jtaatlichen 
Geſichtspunkte aus in materieller Beziehung zu beanjtanden ge— 
funden hat. — Auch für die Führung einer Firchlichen Unter- 
juhung darf die Staatsbehörde auf Erjuchen der Kirchenbehörde 


1) Die Beltimmung de8 Anhangs I zur II. Berfafjungsbeilage (des 
Konkordats), Art. 12, Lit. d ift nur im Einklang mit obigen Berfafjungs- 
grundfägen auszulegen. 

2) Verordnung des evangelifh=Tutherifchen Landeskonſiſtoriums vom 
30. Nov. 1875 (mit Zuftimmung der in evangelieis beauftragten Staats- 
minifter erlafien), $. 22 (©. u. V. Bl. 404). 


3) Dove's Zeitichr. 14, 116. — 
1 
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nur unter verfelben Vorausſetzung mitwirken!) Für die Is— 
raeliten gilt das Geſetz vom 25. April 1828, Art. 56: „Das 
Vorjteheramt (wozu drei von der Gemeinde gewählte Beifiger ge- 
hören) ift befugt, gegen die einzelnen Kirchengenofjen Verweiſe 
und Geldbußen bis zum Betrage von drei Gulden, welch lettere 
der Kaffe der Kirchengemeinde zufließen, zu erkennen.“ — „Der 
Kirchenbann jowie die Geltendmachung irgend einer Folge defjelben 
ijt bei ſchwerer Strafe verboten.‘ 

5. Für alle Religionsvereine beftimmt das badiſche Geſetz 
vom 9. Oft. 1860, 8. 16: „Verfügungen und GErfenntniffe der 
Kirchengewalt können gegen die Freiheit oder das Vermögen einer 
Perſon wider deren Willen nur von der Staatsgewalt und nur 
unter der Vorausjesung vollzogen werden, daß fie von der zu— 
jtändigen Staatsbehörde für vollzugsreif erklärt worden find 2). 
Die evangeliiche Kirche Badens kennt Feine Kirchenjtrafen gegen 
Semeindeglieder, als Ausichliegung vom Wahlrecht ?) und — ſo— 
fern die älteren Beitimmungen noch als gültig anzujehen find — 
Ausichliefung aus der Kirche ?). 

6. Ueber die in Elſaß-Lothringen geltenden Grundſätze 
des franzöfiihen Nechts Farın auf Bd. 1, 216 und Durſy 1, 364 
und 377 verwiejen werden. 

I. Die Bejtimmung darüber, welche Handlungen oder Unter: 
laffungen der Kirchenglieder die Verhängung einer Kirchenſtrafe 
oder eines Firchlichen Zuchtmittel8 begründen jollen, iſt den Kirchen 
in weiter Ausdehnung freigejtellt. Der Staat begnügt fich mit 
einigen negativen Bejtimmungen, um zu verhindern, daß folche 
firchlichen Beftrafungen nicht als Mittel mißbraucht werden, um 
den Gehorfam gegen die Staatsgejege zu untergraben und den 
Bürgern die Ausübung jtaatsbürgerlicher Nechte zu verfümmern. 
Staatsgefeglich verboten tjt: 

1. Die firchliche Bejtrafung eines Mitgliedes des Reichstags 
oder eines Yandtags wegen feiner Abjtimmungen oder in Aus- 
übung feines Berufs gethanen Aeußerungen, oder die Bedrohung 


1) Bol. Dove's Zeitihr. 2, 113 u. 387. Golther 301 — 338. 

2) Vgl. hierüber Spohn, Bad. St. K. R. 32 und Prot. K. R. 2, 558. 
3) 5. Sept. 1861, $. 14, Nr. 5. 

9) Spohn 1, 135. 138. 199 und 2, 284. 
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vejjelben mit Kirchenftrafen y. Solche Maßregelungen würden fich 
als Verſuche darjtellen, Reichs- oder Yandtagsmitglieder von einer 
ihnen gejetlich obliegenden Pflicht, nämlich der Pflicht, nach eigener 
bejter Ueberzeugung das Wohl des Reiches oder Landes zu be- 
rathen, abiwendig zu machen, und unter Umjtänden unter die Be— 
jtimmung des Reichsſtrafgeſetzbuchs, 8. 130a, fallen. (Vgl. oben 
©. 11 ı. 12) 


2. Verboten ijt ferner die Berhängung oder Androhung von 
Kirchenjtrafen, um dadurch ein Kirchenmitglied wegen jeiner Ab— 
jtimmungen bei öffentlihen Wahlen zur Nechenichaft zu ziehen, 
oder es zu einem gewiſſen VBerhalten bei jolhen Wahlen zu be— 
jtimmen. Zu den „öffentlichen” Wahl- oder Stimmredten ge— 
hören auch die Wahlrechte innerhalb der Kirche jelbit ?). 

3. Kein Kirchenangehöriger, insbejondere auch fein Geiftlicher, 
darf mit Kirchenjtrafen belegt oder bedroht werden, weil er beim 
Staat (Regierung, Gerichtshof für Firchliche Angelegenheiten) Be— 
ichwerde über Mißbrauch der geijtlichen Amtsgewalt geführt hat, 
oder um ihn von jolcher Bejchwerdeführung abzujchreden ; 

4. In Preußen fatholiiche Geijtlihe Desgleichen nicht aus 
-dem Grunde, weil fie ſich der Staatsregierung gegenüber ver= 
pflichtet haben, die Geſetze des Staates befolgen zu wollen ?). 

5. Aus dem überall verfaffungsmäßig anerfannten Grundjaß 
der Gewifjensfreiheit folgt, daß Fein Kirchenmitglied bloß wegen 
abweichender Meinungen in Bezug auf die firchliche Lehrordnung 
bejtraft oder ausgejchlojfen werden darf, einerlei, ob dieje Mei— 
nungen öffentlich geäußert worden find oder nicht‘). Deffentliche 
Strafe iſt übrigens für Verlegung diejer Kegel nicht angedroht. 


1) Keichsverfaffungsurfunde vom 16. April 1871, Art. 30. Strafgefet- 
buch vom 26. Febr. 1876, 8.11. Württemb. Berfafjungsgefes vom 23. Juni 
1874, Art. 9. Badifches Geje vom 21. Oft. 1867, Art. 2. 

2) Bol. auch die allgemeinen Berbote oben auf ©. 12. 

3) Preuß. Geſetz vom 22. April 1875, betr. die Einftellung der Lei— 
ftungen aus Staatsmitteln für die römifch-fatholifchen Bisthümer und Geift- 
lichen, $. 7 (6.©. 195). Eine ftaatsgefegliche Pflicht zur Yeiftung eines 
Verfaffungseides befteht in Preußen für fatholifche Geiftlihe im Allgemeinen 
nit. (Bol. Bd. 1, 18— 20.) 

4) Preuß. Landrecht von 1794 2, 11, 8. 45 u. 55. Bol. oben ©. 72 
und Bd. 1, 29. 33. 138. 209. NRichter- Dove, 7. Aufl., S. 680, und Hin— 
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6. Allgemein verboten ift ferner die Verhängung oder Ans 
Drohung von Kirchenftrafen, um SKirchengliever wegen Erfüllung 
einer ſtaatsgeſetzlichen Pflicht zur Nechenichaft zu ziehen, oder 
um fie zur Nichterfüllung einer jolchen Pflicht zu beivegen. Hier- 
unter fallen auch alle Kirchenbußen, welche gegen öffentliche Be— 
amte mit Rückſicht auf die Erfüllung ihrer Amtspflichten verhängt 
oder gedroht werden }). \ 

Dagegen enthalten die Staatögejege fein allgemeines Ver— 
bot der kirchlichen Beſtrafung wegen Handlungen oder Unter- 
lafjungen, welche die Staatsgejege zwar erlauben, zu welchen 
fie aber nicht verpflichten ; fondern Verbote find nur für einzelne 
Fälle (oben Nr. 3 — 5) erlaffen. Den Kirchen verbleibt hiernach 
ein Spielraum für Verhängung von Kirchenftrafen, der viel zu 
weit ausgedehnt ift und e8 ihnen ermöglicht, den Gebrauch wich- 
tiger ftaatsbürgerlicher Nechte zu beeinträchtigen. Entweder müßte 
fih das Verbot noch auf eine Neihe weiterer Fälle erſtrecken oder 
der Staat müßte pofitiv alle einzelnen Gründe genau bezeichnen, 
wegen welcher überhaupt kirchliche Büßungen ftattfinden dürfen, 
und alle von ihm nicht ausprüdlich jo zugelaffenen verbieten 2). 

Zweckmäßig allgemein lautet das ſächſiſche Geſetz vom 23. Aug. 
1876 bezüglich der fatholiichen Kirche, 8. 8: „Bon den firch- 
lichen Straf- oder Zuchtmitteln darf niemals zu dem Zwecke Ge- 
brauch gemacht werden, die Befolgung der Staatsgefege oder der 
auf Grund derſelben von den zuftändigen Behörden erlafjenen An- 
ordnungen, oder die freie Ausübung ftaatsbürgerlidher 
Rechte zu hindern.“ Bon „bürgerlichen Rechten iſt aber auch 
hierin nicht die Rede. 

IH. Die Berhängung von Kirchenftrafen gegen Laien bat in 
der evangeliichen Kirche jo wenig wie in der Fatholifchen jemals 
bet dem Drtspfarrer gejtanden, kam vielmehr dem Konfiftorium, 


ſchius, Kommentar I, 198 halten die Beftimmung des Landrechts mit Un— 
recht für befeitigt. — Ueber die Firchliche Beftrafung von Profefjoren der 
fatholifch -theologifchen Fakultäten vgl. oben ©. 49. 

1) Unter Umftänden wird darauf der $. 1308 des Strafgefetsbuches an— 
wenbbar fein. (Bgl. oben ©. 11 u. 12.) 

2) Dies war das Prinzip des preußifchen Landrechts von 1794 2, 11, 
88. 51 u. 54. 
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bezw. dem Bifchof, in der reformirten Kirche dem Presbytertum 
und den Synoden zu. 


Die neueren evangelifchen Kirchenordnungen legen großentheils 
die Entſcheidung dem Gemeindefirchenrathb (Presbyterium) bei, ge- 
ftatten aber dem Geftraften (in gewiſſen Fällen auch dem Pfarrer) 
die Berufung an den Kreisipnodalausihuß, oder an die Kreis— 
ſynode, wenn dieſe verfammelt ift. Sp in der ganzen preußiichen 
Landesfirche), in der Iutherifchen Kirche von Hannover ?), im 
Konfiftorialbezirt Wiesbaden, wo jedoch gegen Erfenntnifje auf 
Berluft des WahlrechtS Berufung an Konfiftortum und Ausschuß 
der Geſammtſynode offen jteht?). In Schleswig - Holjtein geht 
die Berufung nie an die Propfteifynode, jondern nur an deren 
Vorſtand, und es gilt in allen Fällen noch eine dritte Berufung 
an Konfiftorium und Vorjtand der Gefammtiyrode t). Die Ver— 
einigungsurfunde der rheinpfälzischen Kirche vom 10. Okt. 1818, 
8. 19, verfügt: „Der Pfarrer darf einem jeden Kirchſpielsgenoſſen 
angemejjene Ermahnungen und Verweije geben. Im Falle, daß 
diefe fruchtlo8 wären, tft ver Fehlende vor das Presbyterium zu 
jtellen. Nach Bejchaffenheit der Umstände kann das Presbyterium 
temporäre Ausjchließung aus der Kirhengemeinjchaft verhängen. 
Die Erfommunifation aber jteht nur dem Konfiftorium zu.’ Ir 
Baden erfennt über Ausschluß vom kirchlichen Wahlrecht ver Kir- 
chengemeinderath und auf erhobene Bejchwerde die Kirchengemeinde- 
verfammlung ohne weitere Berufung d); andere Strafen fünnen 
diejelben nicht verhängen. Völlige Ausichliefung aus der Kirche 
— fofern diejelbe überhaupt als zuläffig gelten darf — wird nur 
vom Oberfirchenrath ausgejprochen ©). 


1) Preuß. 8.G. und ©.D. vom 10. Sept. 1873, 88. 14. 53, Nr. 4; 
55 Nr. 7. Rheinland-Weftfalen 5. März 1835, 88. 14 u. 120. Disciplinar- 
ordnung vom 21. Juni 1844 und 20. Aug. 1847. 

2) 9, Oft. 1864, 88. 10. 12. 51, Nr. 3 u. 5; 8. 53, Nr. A. 

3) 4. Juli 1877, 88. 14. 15, 62, Nr. 45 75, Nr. 4, e. 

#) 4. Nov. 1376, 88. 42. 95, Nr. 5. 

5) 25. Sept. 1861, $. 14, Ziffer 5, wo ausdrücklich auf $. 37, Ziffer 9 
berwiefen wird. Spohn 1, 185 und 181 —182 hält eine Berufung an den 
Oberkirchenrath für zuläffig, was ſchwerlich richtig ift; jebenfall3 wäre ein 
folches Berufungsreht nur dem Ausgefchlofjenen felbft zu verftatten. 

6) Spohn 1, 138, Anm. 
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Ein georonetes prozeffualiiches Verfahren ijt nirgends durch‘ 
Staatsgejete vorgeichrieben und auch durch Kirchengejeg nur jelten 
angeoronet. 

Eine Vorladung von Gemeindegliedern vor das Presbyterium 
unter Androhung von Gelditrafen findet nicht ftatt, noch weniger 
eine jolhe unter Androhung von Ziwangsvorführung. Die jtaat- 
lichen Polizeibehörden find nicht berechtigt, jolchen Requiſitionen 
zu entjprechen. (Vgl. oben ©. 189.) 9. 

IV. Die neuen Ordnungen der evangelijchen Kirchen er- 
Hären es ausdrücklich für zuläffig, einem Gemeindeglied das Wahl- 
recht und die Wühlbarfeit bei Firchlichen Wahlen abzuerfennen. 

1. Des aktiven Wahlrechts können verluftig erklärt werden; 
Kirchenmitglieder, a) welche durch Verachtung des göttlichen Wortes 
ein öffentliches noch nicht durch nachhaltige Beſſerung gejühntes 
Aergerniß gegeben haben ?). Bloßes Fernhalten vom Gottesdienit 
und von firchlichen Gnadenmitteln berechtigt nirgends zur Strei— 
hung aus der Wählerlifte 3). b) Welche durch unehrbaren Xebens- 
wandel ein öffentliches, noch nicht durch nachhaltige Beſſerung ges 
jühntes Aergerniß gegeben haben. — Ganz allgemein „wegen 
gegebenen öffentlichen Aergerniſſes“ ijt die Aberfennung des 
Wahlrechts zuläffig in Aheinland-Wejtfalen) und in Hejien ®). 
e) Welche fich weigern, das Amt eines Kirchenälteiten oder Ge— 
meindevertreters zu übernehmen, obwohl fie durch Beſchluß der 
firchlichen Behörden für dazu verpflichtet erklärt worden find. 


1) Die Unzwedmäßigfeit folchen Zwangs erfannte ſchon ein Ausjchreiben 
des fünigl. Konfiftoriums zu Hannover vom 8. Mai 1866, betr. den obrig- 
feitlihen Zwang zum Geftellen von Pfarrfindern vor ihren Pfarrern, an. 
(Ebhardt, 2te Folge, ©. 191 — 192.) 

2) Sechs öſtliche Provinzen Preußens 10. Sept. 1873, Abf. 5, Nr. 3. 
Wörtlich übereinftimmend: Hannover 9. Oft. 1864, 8.10. Schleswig-Holſtein 
4. Nov. 1876, 8. 9, Nr. 1. Sachſen 30. März 1868, $. 8. Baden 5. Sept. 
1861, S. 14, Re. 5. 

®) Vgl. 3. B. Erlaß des preußifchen evangelifchen Oberficchenraths vom 
18. Dez. 1873 (Akt. 7, 271 — 272): 

4) Zufat zur K.O. vom 5. März 1835, $. 21, vom 25. Auguft 1853. 
Uebrigens dürfte diefe Vorfchrift nach Analogie der Disziplinarordnung vom 
21. Juni 1844, bezw. 20. Aug. 1847 (vgl Dove, Samml. 41 u. 42. Miller 
205) auszulegen fein. 

5) 6. San. 1874, 8. 13. 
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Die Aberkennung des Wahlrehts wegen folcher Weigerung wirft 
in Baden nur auf drei Sabre, in den anderen Kirchen jo lange, 
als das Wahlrecht nicht auf Anſuchen des Ausgejchlofjenen durch 
Beſchluß des Kirchengemeinderathes wieder bergejtellt ijt!). d) In 
der lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover fann die Aberfen- 
nung auch erfolgen wegen Nichtnachjuchen der Firchlichen Eheein- 
jegnung und Eingehung einer bürgerlich gültigen, aber nach Kirchen- 
geſetz unzuläffigen Ehe (1) 2). 

2. Verluſt der Wählbarkeit iſt immer jchon eine Folge der 
Abderfennung des Wahlrehts. Solchen aber, welche das Wahl- 
recht noch befiten, fann die Wählbarfeit nur nach ihrer Erwäh— 
lung aberfannt werden, wenn ihnen die bejonderen Firchlichen Eigen- 
ichaften fehlen, welche für die Wählbarfeit aufgeitellt find. Nach 
der K.G. und S. O. für die ſechs ‚öftlichen preußifchen Provinzen 
vom 10. Sept. 1873, $. 35, find wählbar: alle Wahlberechtigten, 
jofern fie nicht durch beharrliche Ternhaltung vom öffentlichen 
Gottesdienſte und von der Theilnahme an den Saframenten ihre 
firchliche Gemeinjchaft zu bethätigen aufgehört haben ?). Das Er— 
fordernig der Firchlichen Qualifikation ift in anderen Ordnungen 
nod etwas ftärfer ausgeprägt, 3. B. in der L.D. für Nheinland- 
Weitfalen vom 5. März 1835, $. 10: „Es dürfen nur jolche 
jelbjtändige Mitglieder der Gemeinde zu Mitgliedern des Pres- 
byteriums gewählt werden, welche einen ehrbaren LXebenswandel 
führen und an dem öffentlichen Gottesdienjte und heiligen Abend- 
mahle fleigig theilnehmen.“ Aehnlich 8. 22 bezüglich der Wähl- 
barfeit zum Repräſentanten *). 


) Preußen, ſechs öftliche Provinzen, 10. Sept. 1873, 8. 41. Hannover 
9. Oft. 1864, $. 20. Schleswig-Holftein 4. Nov. 1876, 8. 17. Baden 5. Sept. 
1861, 88 33 u. 35. Heſſen 6. San. 1874, $. 13. 

2) Hannoverifches Firchliches Gefeb vom 6. Juli 1876, betr. die kirch— 
fihe Trauung (G. S. 278 — 281). 

) Ganz befonders gilt dies von Solchen, welche am wefentlichen Re— 
ligionshandlungen eines Neligionsvereins von entgegengejeßtem Glaubens- 
befenntniß theilzunehmen fortfahren, nachdem fie auf die Folgen hiervon 
aufmerffam gemacht worden find. 

*) Mit der einen oder andern Faflung ftimmen überein: Hannover 
9. Oft. 1864, 88. 13 u. 51, Nr. 3 (vgl. auch Lohmann, ©. 23, Erläuterung 
zu 8.13). Schleswig-Holftein 4. Nov. 1876, $. 10. Konfiftorialb. Wiesbaden 
4. Juli 1877,8. 36. Baden 5. Sept. 1861, 8. 30. Heſſen 6. Ian. 1874, $. 18. 
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In den katholiſchen Yandesfirchen findet eine Ausſchließung 
vom Wahlrecht oder der Wählbarkeit wegen Mangels Eirchlicher 
Eigenjchaften nirgends in Deutjchland ftatt (vgl. oben ©. 152), 
wohl aber bier und da wegen unberechtigter Ablehnung des Amtes 
eines Kirchenvorjtehers oder Gemeindevertreters, und im Falle der 
Entlafjung eines folchen „wegen Pflichtwidrigfeit‘‘ 9). 

V. Gegen Xeltefte und Gemeindevertreter kann wegen grober 
Pflichtiwidrigfeit oder beharrlicher Bernachläjfigung der Amtspflicht 
Entlaffung ausgeſprochen werden. Hierüber erfennt der Vorftand 
(Ausſchuß) der Kreisipnode nach vorausgegangener Anhörung des 
Gemeindekirchenraths und des Bejchuldigten, im zweiter Injtanz 
das Konfijtorium mit dem Vorſtand der Provinzialipnode 2). 

Die Entlaffung katholiſcher Kirchenvorjteher und Vertreter in 
Preußen kann jowohl von der bijchöflichen Behörde, als auch vom 
Negierungspräfidenten nach Anhörung des Beichuldigten und des 
Kirchenworjtandes verfügt werden. Die Berufung geht an ven 
Gerichtshof für Firchliche Angelegenheiten 3). 

Zweckmäßige und nahahmungswerthe Vorjchriften über das 
Berfahren find für den Konfiftorialbezirt Wiesbaden durch die 
K. G. und ©.D. vom 4. Juli 1377, 8. 64, Nr. 13, gegeben. 

VI. Entziehung des Patronatrechts ift als Kirchenſtrafe nicht 
jtatthaft, weil das Patronatrecht Fein rein Firchliches Recht ift 2). 


8. 142. 
2. Kirchliche Disziplinarbejtrafung der Geiftlichen und Kirchendiener. 


Wenn die ftaatlichen Vorſchriften über die Vorbildung der 
Geiftlihen und die regelmäßige Lebenslänglichfeit des geiftlichen 





I) Preußen 20. Juni 1875, 88. 32 u. 37. 

2) Preußen 10. Sept. 1873, 88. 44. 55, Nr. 9, 68, Nr. 6. Schleswig- 
Holftein 4. Nov. 1876, 88. 20 u. 95, Nr. 3. Wiesbaden 4. Juli 1877, 
88. 44. 64, Nr. 13 u. 75, Nr. 4, e. Baden 5. Sept. 1861, 88. 34, Nr. 3, 
und 89, Nr. 3. — In Hannover entjcheidet der Kreisfynodalworftand nur, 
wenn die Kreisfynode nicht verfammelt ift; 9. Dft. 1864, 8. 51, Nr. 5, 8. 53, 
Nr. 4. 

3) Gefet vom 20. Juni 1875, 8. 37. Hinfhins, Kommentar, II, ©. 152. 

9) Weber ftaatliche Verbote der Ausübung des Patromatrechtd wegen 
Unwürdigkeit in dem ſechs öftlichen Provinzen Preußens vgl. Gefet vom 8. Mai 
1837 (6.©. 99 — 101). 
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Amtes zur Wahrheit werden jollen, jo muß der Staat den Geijt- 
lichen auch Bürgichaft bieten, daß fie des Amtes, das fie zu ihrem 
Lebensberuf gewählt haben, und der Bejoldungsrechte, auf welchen 
ihre und ihrer Familie wirthichaftliche Erijtenz beruht, nur aus 
jolchen Gründen verluftig gehen dürfen, welche der Staat als ge- 
rechtfertigte Gründe anerkennt. (Vgl. Bd. 1, ©. 144) Das 
Zwedmäßigjte wäre ohne Zweifel, wenn diefe Gründe durch Staats- 
geſetz erjchöpfend und genau feitgejtellt würden, weil fich dann eine 
Entſcheidung nach Nechtsgrundfägen am Leichteſten erreichen Tiefe, 
und wenn ferner die Entſcheidung über Klagen der Kirchen gegen 
ihre Geijtlichen auf Verluſtigerklärung ihrer Bejoldungsrechte, und 
über Klagen der Geijtlichen auf Fortbezug der Bejoldung den 
orventlichen oder beſonderen jtaatlichen Gerichten übertragen bliebe. 
Dies iſt noch jebt der Tall bei Streitigfeiten der nicht forpora- 
tiven Religionsvereine mit ihren Geiftlichen und galt ehemals in 
vielen deutjchen Staaten auch für die alten Kirchen. Gegenwärtig 
berricht ein anderes Shitem vor; der Staat überträgt feinen Ge- 
richten zwar die Handhabung feiner „itaatlihen” Disziplinar- 
gewalt über die Geijtlichen (vgl. oben ©. 64— 67), überläßt da— 
gegen den Kirchen die Handhabung der „Eirchlichen”, aber unter 
vielgejtaltiger ftaatlicher Kontrole, welche fich auf die Gründe zur 
Verhängung von Disziplinarftrafen, die Strafmittel, die Zufammen- 
jegung der Disziplinarbehörden und das Verfahren beziehen. 
Einen Verſuch, dieſe Form der Kontrole genauer zu bejtimmen 
und den Kirchen eine möglichjte Freiheit zu belafjen, enthält die 
neuefte Geſetzgebung Preußens, welche, als für eine Bevölkerung 
von 25 Millionen geltend, eine bejondere Beachtung verdient 1). 


1) Für die evangeliichen Kirchen und die fatholifche Kirche des ganzen 
preußifchen Staates (und nur für diefe beiden) ift maßgebend: das Gefet 
vom 12. Mai 1873 über die kirchliche Disziplinargewalt und die Errichtung 
des fünigl. Gerichtshofes für firchliche Angelegenheiten (Hinfchius J, 41), fo- 
dann das um einen Tag jüngere Geſetz vom 13. Mai 1973 über Die Grenzen 
des Nechts zum Gebraude kirchlicher Straf» und Zuchtmittel. Daffelbe 
ändert zwar das vorausgegangene Gefeß nicht ab, behält ihm vielmehr feine 
verbindende Kraft ausdrücklich in allen Beziehungen vor, indem e8 in $. 6 
verfügt: „Die befonderen Disziplinarbefugniffe der Kirchen und Religions— 
gejellfchaften über ihre Diener und Beamten und die darauf bezliglichen 
Rechte des Staates werben durch dieſes Gefet nicht berührt"; allein die Ver— 
bote diefes jüngeren Geſetzes vom 13. Mai finden im UWebrigen allerdings 
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Bon den kirchlichen Disziplinarordnungen, welche dem Dis— 
ziplinarverfahren eine zweckmäßigere Geſtalt geben, find diejenigen 
für die preußifche evangeliiche Landeskirche der acht alten Pro— 
vinzen!) und für das Großherzogthum Dlvenburg ?) hervorzu- 
heben. ’ 

Bezüglich der Disziplinargewalt über Militär- und Anftalts- 
geiftliche ift an das bereits Bd. 1, ©. 158. 164. 169. 170 Ge— 
jagte zu erinnern. 


I. Die in Deutjchland zuläffigen Strafmittel gegen Geijt- 
liche jind: 

1. Der einfache mündliche oder jchriftliche Verweis und der 
verjchärfte Verweis, zu deſſen perjönlicher Anhörung der Straf- 
fällige vor das Konfiftorium oder den Generaljuperintendenten 
oder Superintendenten geladen werden kann. 

2. Mäßige Gelditrafen. In Preußen und Hejjen find jolche 


auch auf die Berhängung von Disziplinarftrafen gegen evangelifche und ka— 
tholiſche Geiftliche Anwendung (Hinſchius I, 4, 35, 39— 41). — Für die 
übrigen Neligionsvereine mit oder ohne Korporationsrecht find in erfter Linie 
maßgebend die Staatsgefetse oder ftaatlich genehmigten Statuten, welche die 
Ausübung der Disziplinargewalt über ihre Diener und Beamten regeln, im 
Uebrigen die Beftimmungen des Gefetes vom 13. Mai 1873 über die Grenzen 
de8 Rechts u. f. w. Ob die Meinung von Hinfhius I, 41, daß die Worte 
„und Religionsvereine” nur aus Verſehen in den $. 6 des Geſetzes vom 
13. Mai 1873 gefommen feien, Grund habe, mag bahingeftellt bleiben; ſehr 
far laßt fih der $. 6 allerdings nicht nennen; allein die Worte ftehen ein— 
mal darin und bewirken die Aufrechterhaltung der älteren Gefete und der 
Nechte de8 Staates namentlich über feparirte Lutheraner, Mennoniten , Is— 
raeliten,. Demnach ftehen 3. B. die in Bd. 1, ©. 214— 218 dargeftellten 
Rechtsgrundſätze bezüglich des recursus ab abusu, welche für die evangelifche 
und katholiſche Kirche aufgehoben find, bezüglich der übrigen Religionsvereine 
noch in voller Geltung. 

1) Durch die Öeneralfynodalordnung vom 20. Jan. 1876, $. 7, Nr. 6, 
ift namlich ein Theil der Beftimmungen des Staatsgeſetzes vom. 21. Juli 
1852 über die Dienftvergehen der nichtrichterlichen Beamten zum Kixrchen- 
gefets erhoben worden. Eine Zufammenftellung des biernach geltenden Rechts 
findet fi in dem Erlaß des evangelifhen Oberkirchenraths vom 24. Mai 
1876. 

2) Kirchliches Gefeg vom 30. Jar. 1865, betr. die Zufammenfesung und 
das Verfahren des Dienftgerichts für Kirchenbeamte. Dove's Zeitſchrift 5, 
492 — 497. Dadurd) find die älteren Kirchengefege vom 6. Jan. 1851 und 
7. Aug. 1855 aufgehoben. 
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bis zu 90 Mark oder bis zur Höhe des einmonatlichen Amtsein- 
fommens ftaatlih zugelaffen, nach den Firchlichen Gefegen aber 
theilweife niederer; in Württemberg dürfen gegen katholiſche Getit- 
liche Geldjtrafen nur bis zum Belauf von 68 Mark (40 fl.) ver= 
hängt werden 9; in der badijchen proteitantifchen Kirche finden 
fie gar nicht ftatt?). 

3. Suspenfion vom Amt ohne Gehaltsverluft ift in wielen 
evangeliichen Kirchen, wie namentlich in der preußiichen Landes— 
firhe?) und in Baden *), unzuläffig, dagegen ftatthaft in Bayern >). 

4. Suspenfion vom Amt unter Entziehung des Gehalts oder 
eines Theile dejjelben. Die ftaatlichen Beſchränkungen in Bezug 
auf Höhe der Geldftrafen hindern die Anwendung der Suspenfion 
des Gehalts nicht, weil die Staatsgejege die letztere nicht als Ver— 
mögensſtrafe, jondern al8 Entfernung aus dem Amt auffafjen 9). 
In der preußiichen evangelifchen Landeskirche findet fie jedoch feine 
Anwendung als Strafe”), wohl aber in Kurheſſen ®), in Bayern ?) 
und im Großherzogthum Heſſen 19). | 

5. Unfreiwillige Berjegung in den Ruheſtand mit einem nach 
dem Grade der Verſchuldung abzumejjenden geringeren Ruhegehalt 
(unfreiwillige Emeritivung) iſt als gelindere Art der Entlafjung 
in vielen Kirchen ftatthaft tt), verträgt fich aber mit den neueren 





1) Geſetz vom 30. Jan. 1862, Art. 6. 

2) Spohn 1, 233. 

3) Jacobſon 2, 624. Verf. d. evang. Oberfirchenrathb8 vom 30. Juni 
1873. (Aft. 7, 102.) 

Spohn 1, 233. 

5), Konfiftorialordnung vom 8. Sept. 1809, $. 36. (N. A. H. 1, 55.) 

6) Hinſchius, Kommentar I, 49 — 53. 

?) Zacobfon 2, 624. Berf. d. evang. Oberfirchenraths vom 30. Juni 
1873. Akt. 7, 102. 

8) Büff 330 

9, Konfiftorialordnung vom 8. Sept. 1809, $. 36. (N.A.H. 1, 55.) 

10) 6. Yan. 1874, $. 131, Nr. 15. 

11) Preuß. KabinetSordre vom .27. April 1830 (G.©. 87). Jacobſon 
2, 426. Ueber die enangelifche Kirche Württembergs vgl. Hauber 1,79 Anm., 
und über die fathofifche die Staatsverfafjungsurfunde vom 25. Sept. 1819, 
8. 81: „Auch wird darauf Rücficht genommen werden, daß Fatholifche Geift- 
lihe, melde fih durch irgend ein Vergehen die Entfegung vom Amte zu— 
gezogen haben, ohne zugleich ihrer geiftlihen Würde verluftig geworden zu 
fein, ihren binreihenden, Unterhalt finden.‘ 


206 Kirchliche Disziplinargewalt über Geiftliche. 


Grundjäten der evangelifchen Kirchenverfaffung nur injofern, als 
der NRuhegehalt aus allgemeinen Kirchenmitteln gewährt wird und 
nicht zu einer Schmälerung des Pfründeinfommend des Nach- 
folgers führt. 

6. Entlaffung aus dem Amt. Die bayerifche Konfijtorial- 
ordnung vom 8. Sept. 1809, $. 36!) fennt in Uebereinjtimmung 
mit dem fanonifchen Necht?) noch die Strafe „ver völligen Ent- 
ſetzung vom Pfarramte‘ (depositio), womit Unfähigkeit zur Wieder- 
anftellung verbunden ijt, und der „gänzlichen Ausſchließung vom 
geiftlichen Stande” (degradatio), welche letztere freilih in ver 
evangeliſchen Kirche feinen Sinn hat, da dieje einen bejonderen 
Klerikalſtand nicht kennt. 

7. Unfreiwillige Verſetzung auf eine andere Stelle, ſei es mit 
geringerem oder gleichem Gehalt. Die Staatsgeſetze rechnen dieſe 
Strafe unter die Entfernung vom Amt. In den evangeliſchen 
Kirchen iſt dieſelbe im 19. Jahrhundert theils ausdrücklich geſetz— 
lich zugelaſſen oder thatjächlich geübt worden, und zwar auch gegen 
jolhe Pfarrer, ‚welche eine Patronatjtelle inne hatten; jo im Gel- 
tungsgebiet des preußifchen Yandrechts ?), in Bayern ®), Württem- 
berg ?), Baden 6). Es entjprach dies der damaligen Rechtsftellung 
der Geiftlichen als öffentlicher Beamten oder mittelbarer Staats- 
beamten, und der abjoluten jtaatlichen Yeitung der Kirche. Seit 
der neuen Umgejtaltung der evangeliichen Kirchenverfaflung Tann 
die Strafverfegung nur noch in geringem Umfang Anwendung 
finden, und macht jih auch mehr und mehr die Ueberzeugung 


YNAS. 1, 55. 

2) Permaneder-Silbernagel 462 (1865). 

8) Preuß. Landrecht won 1794 2,11, $. 531. Jacobſon 2, 425. 

*) Die bayerifche Konfiftorialordnung vom 8. Sept. 1809, 8. 36, zählt 
zwar Verfegung nicht unter den Disziplinarftrafen auf, geftattet fie aber in 
8. 34 „aus abminiftrativen und politifchen Erwägungen” (N. A.H. 1, 55. 
v. Dobened 162, 1844). In der Rheinpfalz fol fie nur dann nicht mehr 
ftattfinden, „wo die Sittlichfeit und Neligiofität der Gemeinden dadurch ge- 
fährdet werden dürfte” Bereinigungsurfunde vom 10. Oft. 1818, $. 18, 
und 8. Entſchließung vom 16. Mai 1828, Nr. XI, auf die Beichlüffe der 
Generalfynode von 1825, Nr. Se. Wand 66, Anm., und 78 u. 81. 

5) Hauber 1, 79, Nr. 4. 

6) Spohn 1, 233. 
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geltend, daß ſie für die Kirche überhaupt nicht paßt‘). Die Ber: 
jegung auf eine Stelle, welche durch Wahl der Gemeinde bejetzt 
wird, iſt nur möglich, wenn die Gemeinde den zu Verſetzenden 
wählt; Verſetzung auf eine PBatronatjtelle nur, wenn der Patron 
bereit ift, den zu Verſetzenden zu präjentiren, ſodaß das Kirchen- 
regiment nur bei Stellen freier Berleihung freie Hand bat. 
Ueberall aber, wo den Gemeinden Ablehnungsrechte zufommen, wie 
im größten Theile Nordveutichlands (vgl. oben ©. 171. 175), wird 
durch dieſes Gemeinderecht die Verjegung unausführbar, da die Ein- 
wendungen der Gemeinde gegen einen Geiftlichen, der jich in feiner 
früheren Stellung unhaltbar gemacht hat, nicht leicht als unerheb- 
liche verworfen werden fünnen. 

In der katholiſchen Kirche ift die Verſetzung zuläffig, wenn 
eine „causa necessaria“, d. h. ein wichtiger Grund, dafür vor- 
liegt). Auf eine Stelle Yandesherrlichen oder Privatpatronats 
fann eine Verfegung nur auf die Weiſe bewirft werden, daß der 
Patron den Wünfchen des Biichofs entjpricht und präfentirt 3). 

8. Freiheitsſtrafen durften gegen ewangelifche Geiftliche ſchon 
jeit Menfchenaltern nicht mehr durch die Konfiftorien verhängt 
werden, obwohl Iettere Staatsbehörven find oder waren. Da- 
gegen gejtatten die neueften Staatsgejege von Preußen und Hefjen, 
ſowie Die älteren von Bayern und Württemberg den Fatholijchen 
Bijchöfen, Getjtliche zum Zwed ihrer Beltrafung oder „Zähmung‘ 
in geijtliche Strafhäufer (Demeritenanftalten, domus demeritorum, 
Korrektionshäufer, Befjerungshäufer, Priefterhäufer) einzuberufen 
und fie dort in einer jogenannten freiwilligen Haft zu behalten 
und ſ. g. freiwillige Büßungen beftehen zu lafjen; in Preußen und 
Heſſen könnten dergleichen Strafhäufer auf dem Wege der Firdh- 
lichen Geſetzgebung auch für die evangelifche Kirche neu eingeführt 
werden. Obwohl die erwähnten Staatsgejege das Bedenkliche 


1) Mehrere neuere Kirchenverfaffungen erwähnen die Strafverfegung 
nicht mehr, 3. B. Hefien 6. San. 1874, 8. 131, Nr. 15. 

2) Schulte, Lehrbuch, ©. 329, 1873. Für das Geltungsgebiet des 
preußifchen Landrechts von 1794 erfennt dies der $. 531, Thl 2, Tit. 11, an. 

3) Verfegung eines Bifchof8 durch den Papft ift in Deutfchland ſowohl 
durch die ſtaatsgeſetzlichen Regeln über Beſetzung des Biſchofsamtes als 
durd das Verbot der Gerichtsbarkeit ausmwärtiger Kirchenoberen ausge— 


ſchloſſen. 
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folder Strafmittel durch mancherlei Vorkehrungen und genaue 
jtaatliche Ueberwachung abzujchwächen juchen, jo ericheint die Zu- 
lafjung verjelben dennoch als ein Mißgrifft). Glücklicherweiſe 
hat die Nichtbefolgung der jtaatlichen Vorſchriften durch die Bi— 
ſchöfe die Schliefung der geijtlichen Korrektions- oder Demeriten- 
häuſer zur Folge gehabt 2), ſodaß dieſelben hauptſächlich nur noch 
in Bayern blühen >). 

9. Die Fatholifchen Biſchöfe haben in den letten Jahrzehnten 
auch wohl Geiſtliche zu geiftlichen Exercitien vorgeladen, die nicht 
in einem Strafhauje jtattfanden. Diejer mit der Würde des 
Pfarrklerus unvereinbare Zwang iſt vom Staate bis jett meiften- 
theils nicht verboten worden; in Preußen, Baden und Hefjen dürfen 
aber wenigjtens nicht mehr Kapıziner oder andere Drdensgeiftliche 
zur Leitern ſolcher Uebungen beftellt werben. 

II. Ueber. das Maß der Strafen, welche für VBerfehlungen 
der Geijtlihen verhängt werden dürfen oder follen, mangeln in 
vielen ewangelijchen Kirchen genauere und neuere DVorjchriften ; 
Vieles beruht noch auf älteren Kirchenordnungen oder auf bloßer 
Praxis. Die fatholifche Kirche befitt Hingegen ihren vollftändigen 
Strafeoder, freilich mit ebenfo harten als dehnbaren Satungen. 
Die neuere Staatsgefetgebung hat fich bis jetst meiſtens begnügt, 
einige negative, verbietende Vorjchriften zu geben, Dagegen nur 
wenige pofitive Kegeln aufgeftellt *), dafür aber wieder dem Staate 
jelbjt ein Disziplinarrecht vorbehalten. 

II. Hinfichtlich der Zuſammenſetzung der Disziplinarbehörden, 
ihres Verfahrens und der ftaatlichen Ueberwachung ihrer Thätig— 
feit beſtehen in allen deutſchen Staaten zahlreiche jtaatsgejetsliche 
Vorſchriften, welche theils für alle Religionsvereine, oder bloß für 





N Bol. F. Ihudihum in den Preuß. Sahrbüchern, April 1875, ©. 372. 

2) Die preußischen und beffiihen Gefetse verbieten die Verweiſung im 
eine „außerdeutſche“ geiftlihe Strafanftalt, fie geftatten damit die Berweifung 
in die geiftlihen Strafanftalten anderer deutſchen Staaten. Es ift dabei 
offenbar von der Borausfegung ausgegangen, daß die in Bayern, Württem— 
berg, Baden beftehenden Anftalten einer ähnlich ftrengen ftaatlichen Ueber— 
wahung unterliegen, wie bie preußifchen und heſſiſchen, eine Vorausſetzung, 
die keineswegs zutreffen dürfte. 

8) Silbernagel 1870, ©. 92, Anm. 

#) Bol. 3 B. die Verbote wegen Abnahme von Verſprechungen in Bezug 
auf religiöfe Erziehung der Kinder, Bd. 1, 73, Nr. 4. 
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die proteitantijche und fatholifche Kirche maßgebend jind, und für 
letstere beiden entweder übereinjtimmend lauten, wie in Preußen, 
oder für jede derjelben etwas Beſonderes feſtſetzen. 


A. Was zunächit Die Henke der Disziplinarbehörden 
nn jo gilt 

. in Uebereinftimmung mit einem vielhundertjährigen Her- 
— allgemein der Grundſatz, daß die kirchliche Disziplinar- 
gewalt nur von deutſchen Firchlichen Behörden ausgeübt werben 
darf , d. h. von ſolchen, weldhe innerhalb des Reichsgebiets ihren 
Sit haben, als Firchliche Behörden ſtaatlich anerkannt und mit 
Neichsangehörigen bejett find 2). Diefe Vorſchriſt hat eine praf- 
tiiche Bedeutung nur für Fatholifche Geiftlihe und Kirchenbeamte, 
und jchließt das Verbot in ſich, einen Biſchof, Domfapitular oder 
jonjtigen Klerifer nach Rom zu laden oder die Disziplinarunter- 
juchungsaften nad) Rom zu jenden und dort die Entſcheidung zu 
fällen, oder von Rom aus in die Unterfuchung oder Entfcheidung 
einzugreifen. Dagegen iſt e8 dem Bapfte unbenommen, ſoweit 
nicht andere jtaatsgejetliche Hindernifje entgegenftehen, eine deutſche 
firchlihe Behörde, alſo einen Erzbifchof oder Biſchof, oder ein 
Domkapitel oder Drdinariat mit der Unterfuchung und Entfchei- 
dung von Disziplinarftraffachen in der Weiſe zu beauftragen, daß 
diefelben dieſe Gerichtsbarkeit jelbjtändig, als delegirte Richter, 
ausüben umd eine weitere päpftliche Einmiſchung ausgeſchloſſen 
bleibt. (Bal. oben ©. 109.) 

Ueber bayerijche Klerifer fünnen noch jett nur „bayeriſche“ 
geijtliche Gerichte die Disziplinargewalt üben, und ehemals durften 
auch Disziplinarfachen aus den zur oberrheinijchen Kirchenprovinz 
gehörigen Diözefen nur „innerhalb der Provinz“ entjchieden wer: 
den ?), was fich ſeit 1860 anders verhält. 


') Preußen 12. Mai 1873, 8.1. Heſſen 23. April 1875, Art, 5. Sachen 
23. Aug. 1876, 88. 4. 16. 17. Württemberg 30. San. 1862, $. 10: „Di8- 
ziplinarftraf- und Eheſachen dürfen auch im Inftanzenzuge nicht vor ein 
außerdeutſches Firchliche8 Gericht gezogen werben.“ 

2) Hinſchius, Kommentar I, ©. 42, Note 1 u. 4; ©, 46, Note 5 u. 6. 
Der püpftlihe Nuntius zu München, felbft wenn er Deutfcher wäre, würde 
feine deutfche Firchliche „Behörde fein. 

3) Landesherrliche Verordnung vom 30. Ian. 1830, 8. 10. v. Sauber 
in Dove's Zeitſchr. 2, 386. 387. 

Thudichum, Kirchenrecht. II. 14 
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2. Die Disziplinarbehörden für ewangelifche Geiſtliche find 
überall entweder durch Staatsgejeß oder doch unter Kontrole der 
Staatsregierung organifirt, da ja alle Kirchengejeße der landes— 
herrlichen Genehmigung unterliegen und die Kirchen unter Staats— 
leitung ſtehen. — In Bezug auf die fatholifche Kirche verhält fich 
dies theilweife anders. In Preußen fehlen neuere und für bie 
ganze Monarchie gültige ftaatliche Vorſchriften über die bijchöf- 
lichen Gerichte und die Inftanzen über venfelben faft völlig‘). 
Dagegen verfügt die II. Beilage der bayerischen Verfaſſungs— 
urfunde vom 26. Mat 1818 (das |. g. Religionsedift) 8. 60 für 
alle Kirchen: „Die Ausübung der geijtlichen Gerichtsbarkeit kommt 
zwar nach $. 38, Lit. h der Kirchengewalt zu; die dafür ange- 
ordneten Gerichte ſowie ihre Verfaſſung müfjen aber vor ihrer 
Einführung von dem Könige beftätiget werden.‘ Hier— 
nad bedürfen außer den Beitimmungen über die Berfajjung der 
Gerichte auch Die Ernennungen der Richter der föniglichen Be— 
jtättgung ?). 

Aehnlich wie in Bayern fteht e8 auch in Sacjen?). In 
Württemberg muß zur Ausübung der geiftlichen Gerichtsbarkeit 
in der fatholifchen Kirche am Sit; des bifchöflichen Drdinariats 
ein fürmliches geiftliches Gericht organifirt und von demfelben ein 
in jeder Beziehung geordnetes Verfahren eingehalten werden, und 
es muß nach der Erfenntnißfällung des bifchöflichen Gerichts noch) 
ein zweifacher Inftanzenzug an geijtlihe Gerichte ftattfinden 9. 





Y Wieviel von den hier einfchlagenden Borfchriften des preußifchen 
Landrechts von 1794, der franzöfiichen, hannoverifchen, kurheſſiſchen, naſſaui— 
ſchen 2c. Gejetgebung noch Geltung habe, ift fehr im Unflaren. 

2) Die königliche Entfhliegung vom 8. April 1852, 8. 4, hatte freilich 
der Berfafjungsurfunde eine neue Auslegung gegeben und bejtimmt: „Nur 
die Einführuug der geiftlichen Gerichte, nicht die Ernennung der Perfonen, 
welche von den Biſchöfen als Gerichtsmitglieder, Vikare oder Gehülfen be- 
rufen werden, bebürfen fortan der füniglichen Beſtätigung.“ — — „Die Bi- 
Ihöfe haben jedod den weltlichen Behörden von der Anftellung folder Ber- 
fonen Nachricht zu ertheilen.” Die Entfchliegung vom 20. Nov. 1873 (in 
Dove's Zeitichr. 12, 259) hat diefe Auslegung wieder befeitigt. 

3) Geſetz vom 23. Aug. 1876, 8. 17. 

*) Das Gefeß vom 30. Jan. 1862 beftimmt dies zwar nicht mit aus- 
drücklichen Worten, aber indirekt, und die Motive zu dem von der Regierung 
im Jahre 1861 vorgelegten Gefetentwurf betonten, daß die Beftimmungen 
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In Baden und Hefjen fehlen neuere VBorjchriften. 

B. Ueber das in Disziplinarfachen zu beobachtende Verfahren 
gelten in ganz Preußen!) ſowie in Heſſen?) folgende ftantsgejet- 
liche Vorſchriften: 

1. Alle Disziplinarftrafverfügungen Eirchlicher Behörden gegen 
Geiſtliche ꝛc, welche auf Geldſtrafe oder höhere Strafen, alfo 
niht auf bloßen Verweis und vergleichen lauten, müſſen dem Be- 
jtraften in Schriftliher Abfaſſung mitgetheilt werben, und es 
muß die Verfügung die Gründe der Beitrafung angeben. Diejes 
ihriftliche Urtheil bietet eine wichtige Grundlage für etivaige Be— 
rufungen an die höhere Eirchliche Injtanz oder an den fünigl. Ge- 
richtshof für Kirchliche Angelegenheiten. 

2. Eine Geldftrafe oder die Einberufung in das Beſſerungs— 
haus darf nur nah Anhörung des Bejhuldigten ver- 
hängt werben. 

3. Jeder Verfügung der Kirchenbehörde, welche auf „Ent- 
fernung aus dem Amt“ lautet, muß ein geordnetes pro— 
zejfualifhes Verfahren vworausgehen. Als Fülle der Ent- 
fernung aus dem Amt zählt das Gejeß ausprüdlich auf: Ent— 
laſſung, Verſetzung, Suspenfion, unfreiwillige Emeritirung (Ver— 
jeßung in Ruheſtand ohne Nachjuchen); es will aber durch Die 
weiter beigefügte Klaufel „und jo weiter‘ überhaupt alle Fälle 
mitbegreifen, welche auch nur mittelbar eine Entlajjung bewirken, 
namentlich die Ausſchließung aus der Kirche und das Verbot 
des Betreteng der Kirche (interdietio ingressus ecelesiae), welche 
ebenjo wirken wie die Suspenfion ?). Das wirrttembergijche Geſetz 
vom 30. San. 1862, $. 6, bejchränft ſich auf die allgemeine Vor— 
ſchrift, daß „Disziplinarftrafen gegen fatholifche Kirchendiener — 
von den Firchlichen Behörden nur auf den Grund eines georoneten 
prozefiualiichen Verfahrens verhängt werden dürfen“, wobei Alles 


des Geſetzes auf der „Vorausſetzung“ beruhten, e8 werde der Bifchof diefen 
Forderungen nachkommen, wozu er fich in den vorausgehenden Berhand- 
lungen mit der Regierung bereit erffärt hatte. (Sauber in Dove's Zeitfchr. 
2, 386. Golther 311.) 
I) Preußifches Gejeß vom 12, Mat 1873, 8. 2. 
2) Heſſiſches Geſetz vom 23. April 1875, 8. 5. 
8) Hinſchius 51. 
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in das Ermeſſen der Regierung gejtellt bleibt. Aehnlich in Sachſen 
laut Geieß vom 23. Aug. 1876, 8. 11. 


4. Die Borunterfuhung gegen Geiftliche und andere Kirchen- 
diener fonnte ehedem nur unter Mitwirfung von Staatsbehörvden 
geführt werden; jest ijt diefe Mitwirkung meistens nicht mehr er- 
forderlich. Allein da den Firchlichen Behörden das Necht fehlt, 
Zeugen eidlich zu vernehmen, jo find fie in diefer Hinficht auf bie 
Hülfe der Gerichte angewiejen. Ob dieſe lesteren freilich be- 
rechtigt jeien, auf ſolche Firchliche Aequifitionen hin Zeugen fi) 
zwangsweiſe vorführen zu laſſen und wegen Verweigerung des 
Zeugniffes zu betrafen, iſt in vielen Staaten nicht ſtaatsgeſetzlich 
flargeftellt). In Württemberg und Sachen iſt es den „Staats— 
behörden“ gejtattet ?), worunter übrigens, joviel die eidliche Ver- 
nehmung von Zeugen betrifft, nur die Gerichte verjtanden werden 
dürfen. Eine jtaatliche Vorführung von Geiftlichen oder Kirchen- 
dienern vor die Firchlichen Unterjuchungs» oder Strafbehörben er- 
ſcheint allgemein als unzulälfig. 

Unjerer Anjicht nach) verdient das ältere Shitem der jtaat- 
lichen Betheiligung bei der Vorunterjuchung den Vorzug, da es 
von vornherein eine unparteiiiche Crmittelung des Sachverhalts 
verbürgte, während jett erſt nach gefüllten Urtheil der firchlichen 
Disziplinarbehörve, wenn die Beweisgrundlage dejjelben angefochten 
wird, die jtaatliche Feftjtelung nachgeholt werden muß. 


C. Bon jeder firhliden Disziplinarenticheidung, welche auf 
eine Gelpftrafe von mehr als 60 Mark, auf Verweiſung in eine 
geijtlihe Strafanftalt für mehr als 14 Tage, oder auf Entfernung 
aus dem Amte lautet, iſt in Preußen dem Oberpräfidenten, in 
Heſſen dem Minifterium, gleichzeitig mit der Zuftellung an den 
Betroffenen, Mittheilung zu machen. Die Mittheilung muß 
die Entjcheidungsgründe enthalten ?). Dieje Vorjchrift bezieht fich 


ı) Die von Hinſchius, Kommentar I, 62 aufgeftellten Gefihtspunfte 
reihen nicht aus. 
2) MWürttemb. Gefet vom 30. Jan. 1862, 8. 7, Abf. 2. Sächſ. Geſetz 
vom 23. Aug. 1876, 8. 12. 
3) Preußifches Geſetz vom 12. Mai 1873, 8. 7. Heffifches Gefe vom 
23. April 1875, 8. 8. 
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auch auf die im erjter Inftanz ergebenden, mithin noch nicht rechts- 
fräftigen Disziplinarentfcheidungen 2). | 

Für die fatholifche Kirche bejtimmt das jächfiiche Geſetz vom 
23. Aug. 1876, $. 11: „Jede, auf zettweilige oder gänzliche Ent» 
fernung aus dem Amte lautende Disziplinarenticheivung ift der 
Staatsregierung ſofort anzuzeigen; der Anzeige iſt Abjchrift des 
Erfenntniffes und der Entjcheidungsgründe beizufügen‘; — und 
das württembergiiche Gejeß vom 30. San. 1862, $. 6: „Bon 
jedem auf eine Geldbuße von mehr al8 25 Mark 71 Pfennige, 
auf Einberufung in das Beſſerungshaus für mehr als 14 Tage, 
ferner auf Euspenfion, Verjegung, Zurücjesung oder Entlaffung 
lautenden Straferfenntniffe ift der Stantsbehörde alsbald Mit— 
theilung zu machen.‘ 

D. Hinfihtlih der weiteren jtaatlichen Veberwahung ver 
kirchlichen Disziplinargewalt befolgen die neueren Gejetgebungen 
fehr verſchiedene Shiteme. 

AA. In Preußen gelten folgende Grundfäge: 

1. Disziplinarentjcheidungen der evangeliichen und fatholiichen 
Kirchenbehörden gegen Geiftliche und Kirchendiener bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit feiner Beftätigung durch den König oder durch 
Staatsbehörden ?). Hinfichtlich der übrigen Religionsvereine fehlen 
neuere Vorjchriften. 

2. Gegen ſolche Entjcheidungen der evangelifchen und katho— 
liſchen Kirchenbehörden ift die Berufung an den Gerichtshof für 
firchliche Angelegenheiten zuläffig, Dagegen nicht eine Klage des 
Gejtraften vor den ordentlichen Civilgerichten 3), und auch nicht 
mehr der recursus ab abusu an den König und das Minijterium, 


ı) Erffärung des preuf. Kultusminifteriums an den evangel. Ober- 
firhenrath, Aft. 7, 102. 

2) Preuß. Gefeß vom 12. Mai 1873, $. 38: „Das Erforderniß ftaat- 
licher Beftätigung kirchlicher Disziplinarentfcheidungen und der Rekurs wegen 
Mißbrauchs der firhlihen Disziplinarftrafgewalt an den Staat treten, ſo— 
weit folche im bisherigen Nechte begründet find, außer Kraft. (Bgl. bier- 
über: Hinſchius I, 93, wo die auf ©. 60 geäufßerten Anfichten rektifizirt 
werden.) — Die kirchliche Behörde kann das Straferfenntniß daher fofort 
der Gemeinde des Beftraften zu wiffen thun und dejien Stellung 
dadurch troß aller Berufungen an den Staat unhaltbar machen (!). 

3) Bgl. jedoch unten Wr. 4. 
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wie ihn das ältere Necht Fannte. Dagegen dauern die älteren 
Kegeln über den recursus ab abusu für die übrigen Religions— 
vereine fort, und ift eine Berufung an den Gerichtshof für kirch— 
lihe Angelegenheiten nicht gewährt. 

3. Die Berufung an den Gerichtshof für Firchliche Angelegen- 
heiten hat folgenve Bejchaffenheit: | 

a) Die Gründe, auf welche die Berufung gejtügt und aus 
welchen das Firchliche Urtheil vernichtet werden fann, find folgende: 
aa) wenn die Entſcheidung von einer durch die Staatsgeſetze aus- 
geichloffenen Behörde gefällt iſt; bh) wenn je nicht in fchriftlicher 
Form unter Angabe der Entſcheidungsgründe ergangen it, oder 
dem Verurtheilten nicht vechtliches Gehör gegeben war, oder das 
für jchwerere Strafen vorgefchriebene geordnete prozefjualifche Ver— 
fahren nicht ftattgefunden hat; ee) wenn die erfannte Strafe ge- 
jeglich unzuläffig oder dd) aus einem ungejeßlichen Grunde (val. 
oben ©. 196) verhängt ift; ee) wenn die firchlihe Behörde den 
Seiftlichen vorläufig vom Amt fuspendirt hat und nun das weitere 
Berfahren ungebührlich verzögert. ff) In dem Falle, daß das 
Disziplinarerfenntnig auf Entfernung vom Amte lautet, 
oder die Entfernung vom Amt in anderer Form wider den Willen 
des davon Betroffenen ausgejprochen worden it, 3. B. in der 
Form der Verſetzung auf eine andere Stelle „im Interefje des 
Dienftes‘ oder der Kündigung des Anftellungsverhältnifjes eines 
nur auf Widerruf Angeftellten kann die Berufung an den Gerichts: 
hof für Kirchliche Angelegenheiten darauf geftügt werden, daß „die 
Entjheidung der flaren thatſächlichen Lage wider- 
ipricht oder die Geſetze des Staates oder allgemeine 
Rechtsgrundſätze verlegt!)” Das Eritere ift der Fall, 
wen die Firchliche Behörde bei ihrer Entjcheidung entweder rele- 
vante Thatjachen nicht gekannt, oder ihre Ermittelung unterlaffen, 
oder ihre Bedeutung ungenügend gewürdigt hat, und zur Ber: 
legung „allgemeiner Rechtsgrundſätze“ find zu rechnen Verſtöße 
gegen die Nechtsanfchauungen und Regeln, auf welchen fich unfer 
gefammtes Necht, Staatsrecht, Kirchenrecht, Strafrecht, Gerichts- 
verfahren, Privatrecht aufbaut; z. B. die verfafjungsmäßigen Grund- 


) Wenn eine geringere Strafe erfannt ift, kann die Berufung nicht 
anf diefe Gründe geftütst werden. 
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ſätze der Gewiljensfreiheit, der Freiheit ver Wiſſenſchaft, der Gleich- 
berechtigung der Konfejfionen, der Freizügigkeit, der freien Wahl 
des Berufs u. ſ. f. Das Gefek räumt hiermit dem fünigl. Ge- 
rihtshof eine Vollmacht von nicht ganz bejtimmten Grenzen ein, 
und dies mit guter Abficht, da die Falle fich nicht alle voraus— 
jehen oder im Voraus bejtimmt bezeichnen lafjen, namentlich gegen- 
über dem fanonijchen Recht, welches in zahllojen Punkten mit 
unjerem geltenden Recht in ſchneidendem Widerſpruch jteht. Dennoch 
iſt die Vollmacht kaum fo weit, als diejenige der Verwaltungs- 
behörvden bei Beurtheilung von Fällen des recursus ab. abusu 
nach früherem echt. 

b) Die Berufung kann erhoben werden von dem Geijtlichen 
oder Kirchendiener, gegen welchen die Entſcheidung ergangen ift, 
wenn er zuvor die nach Firchlichem Recht zuläffigen Nechtsmittel 
bei der höheren Firchlichen Inftanz ohne Erfolg geltend gemacht 
hat, und außerdem im öffentlichen Interefje vom Dberpräfidenten. 
Hat der Geijtliche oder Diener fich an die höhere Eirchliche Inftanz 
gewendet, jo muß der Oberpräſident den Erfolg dieſes Nechts- 
mittel8 abwarten, kann dagegen fofort die Berufung an den Ge— 
richtshof für firchliche Angelegenheiten einlegen, wenn der Geiſt— 
(ihe die Frift zur Einlegung kirchlicher Nechtsmittel unbenutzt 
vertreichen ließ, aljo auf weitere Vertheidigung verzichtete. Denn 
diefer Verzicht Fann im Mangel an Mitteln over Vertrauen auf 
einen günftigen Erfolg, oder in Bedrohungen feine Urjache haben 
und ftaatliche Hülfe doppelt nöthig fein. — In Einem Falle hat 
übrigens Die neuere Gejeßgebung die unmittelbare Berufung mit 
Umgehung der höheren firchlichen Inſtanzen gejtattet ?). 

c) Durch die Einlegung der Berufung wird die Vollitredung 
der angefochtenen Entſcheidung aufgehalten. 

d) Der Gerichtshof fordert von der firchlichen Behörde die 
Akten ein (!) und kann bei Weigerung der Einjendung Geldſtrafen 
bis zu 3000 Mark verhängen, jowie auch die Wegnahme der 
Akten verfügen. Er trifft überhaupt die zur Aufklärung der Sache 
erforderlichen Verfügungen, läßt alſo nöthigenfallis die geführte 


1) Gefeg vom 22. April 1875, betr. die Einftellung der Yeiftungen aus 
Staatsmitteln für die römiſch-katholiſchen Bisthiimer und SE: 8:17. 
Hinſchius IL, 75, Anm. 22. 
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Borunterfuhung auf dem Wege der Requifition der ordentlichen 
Gerichte u. ſ. w. ergänzen. 

e) Auf Grund mündlicher, fontradiktorifcher, öffentlicher Ver— 
handlung fällt der Gerichtshof Urtheil, entweder daß die Berufung 
zu verwerfen oder die angefochtene kirchliche Entſcheidung zu ver- 
nichten jet. 

f) Das Urtheil ift jofort enpgültig und kann im Berwaltungs- 
wege vollitredt t), feine Befolgung auch durch hohe Gelditrafen 
vom Oberpräfidenten erzwungen werden. 

4. Leiſtet ein Geijtlicher oder Kirchendiener der Disziplinar- 
entſcheidung nicht freiwillig Folge, jo kann die betreffende Kirchliche 
Behörde fih an den Oberpräfidenten wenden und Die zwangsweiſe 
Vollſtreckung der Entjcheivung im VBerwaltungswege beantragen. 
Der Oberpräfident joll den Fall zunächit einer Prüfung unter- 
ziehen und kann, wenn er feinen Anſtand findet, dem Antrag ent- 
iprechen und die Verwaltungsbehörden zur Hülfeleiftung anweiſen; 
eine Verpflichtung, die Gründe der Zurücweilung des Antrags 
mitzuteilen und ein Bejchwerberecht gegen die abweijende Ver- 
fügung des Oberpräſidenten fcheint jedoch nicht zu beſtehen, jo 
daß von einer „Verpflichtung‘ der VBerwaltungsbehörden zur Voll- 
jtredung nicht geredet werden kann 2). 

Lehnt der Dberpräfident die Vollftredung ab, jo fteht e8 der 
firchlihen Behörde frei, bei den orventlichen Givilgerichten gegen 
den Geiftlichen oder Kirchendiener gerichtliche Klage auf Zahlung 
der Geldbuße, auf Räumung des Pfarrhaufes, Herausgabe der 
Akten u. ſ. w. zu erheben. 

Die firchlihe Behörde kann auch von vornherein auf Herbei- 
führung der adminijtrativen Zwangvollitredung verzichten und den 
Weg der Klage vor den orbentlichen Gerichten bejchreiten ?). 

Es ift aber nicht Kar, wie ein jolches Necht der Klage bei 


3). 8830, 

2) Das Gejet vom 12. Mai 1873, 8. 9, lautet wörtlich: „Eine Voll— 
ftredung kirchlicher Disziplinarentiheidungen im Wege der Staatsverwaltung 
findet nur dann ftatt, wenn diefelben von dem Oberpräfidenten nach erfolgter 
Prüfung der Sache fir vollitredbar erklärt worden find.” Bal. hierzu Hin- 
ſchius I, 59 —62. 

®) So Hinfhius I, 60 u. 62. Vgl. Denkſchrift des evang. Oberficchen- 
rath8 vom Januar 1873. 
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den ordentlichen Gerichten, von welchen das Geje übrigens feine 
Sylbe jagt, in Einklang gebracht werden foll mit der Berufung 
an den Gerichtshof für Firchliche Angelegenheiten, und wie e8 
möglich fein ſoll, diejes Klagerecht der kirchlichen Behörde gegen 
den Geiftlichen und nicht auch dieſem gegen die firchliche Behörde 
zu gewähren. (Vgl. oben ©. 213, Nr. 2.) 

BB. In allen übrigen deutjchen Staaten bedarf die Entlaffung 
von Geijtlichen entweder jtaatliche Beftätigung, oder es iſt Der 
Rekurs wegen Mißbrauchs der geiftlichen Amtsgewalt an Verwal- 
tungsbehörvden oder an den Landesherrn in der berfümmlichen 
Geftalt beibehalten. Die näheren Angaben hierüber find am beiten 
unten bei Nr. IV einzufügen, da die Sachlage bei den verjchie- 
denen Kirchen und Religionsvereinen eine verſchiedene iſt. 

Ein Klagerecht der Kirchen gegen Geiſtliche vor den ordent— 
lichen Gerichten, und umgekehrt ein ſolches Klagerecht der Geiſt— 
lichen iſt wohl allen Staaten außer Preußen unbekannt. 

IV. Nach den ſoeben dargeſtellten ſtaatsgeſetzlichen Grund— 
regeln wird die Disziplinargewalt in der evangeliſchen und katho— 
liſchen Kirche gegenwärtig in folgender Weiſe geübt: 

A. In der evangeliſchen Kirche können 

1. Bloße Ordnungsſtrafen, beſtehend in Warnungen, Zurecht— 
weiſungen, kleinen Geldſtrafen, nicht bloß von den höheren kirch— 
lichen Behörden, ſondern auch von der Kreisſynode und vom 
Kreisipnodalvorftand oder auch vom Superintendenten (Dekan) 
allein verhängt werden. 

2. In Bezug auf jchwere Disziplinarjtrafen bejteht ein jehr 
verſchiedenes Necht. 

In der preußiichen Landeskirche der acht alten Provinzen ent- 
jcheidet regelmäßig in erjter Inſtanz das Konfiftorium der Pro- 
vinz, und in der Rekursinſtanz der evangelijche Oberfirchenrath !). 
In zwei Fällen hat der evangelifche Dberfirchenrath zuſammen 
mit dem Generalſynodalvorſtande zu bejchließen, nämlich: „wenn 
die Berufung eines jonft Anftellungsfähigen zu einem geifllichen 
Amt wegen Mangels an Uebereinjtimmung mit dem Bekenntniſſe 
der Kirche für unzuläffig erklärt, ſodann, wenn gegen einen Geijt- 
lichen wegen Irrlehre die Unterjuchung eingeleitet oder eine Ent- 





) ©.©.D. vom 20. Jan. 1876, $. 7, Nr. 6. Ueber das frühere Recht 
vgl. Sacobfon 2, 632 — 633. 
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icheivung gefällt werden joll!). In den ſechs öftlichen Provinzen 
entjcheidet in dieſen Fällen auch ſchon in eriter Inftanz das Kon- 
jiftorium zufammen mit dem Vorſtand der Provinzialiynode 2), 
nur daß die Anordnung einer „Unterſuchung“ wegen Srrlehre 
überhaupt nicht mehr den Provinzialbehörden zufommt, jondern 
ven Gentralbehörden vorbehalten bleibt >). 

Schon die Generaliynode von 1846 hatte die jegt eingeführten 
Grundjäge in Vorjchlag gebracht, aber noch manche weitere Ga- 
rantie verlangt ?). | 

Eine landesherrliche over jonjtige jtaatliche Bejtätigung der 
Disziplinarerfenntnifje findet, wie oben angeführt, nicht mehr jtatt, 
wohl, aber Klage beim Gerichtshof für Firchliche Angelegenheiten. 

In der evangeliich - lutheriichen Kirche der Provinz Hannover 
entjcheivet regelmäßig das Landeskonſiſtorium in erjter und letter 
Inſtanz. „Entjchetvungen, durch welche die kanoniſche Eigenjchaft 
der Rechtgläubigfeit einem im geiftlichen Amte Anzuftellenden ab- 
geſprochen, oder wider einen im geiftlichen Amte Angeftellten wegen 
Mangels der Nechtgläubigfeit oder wegen faljcher Lehre auf Ent- 
lafjung oder Disziplinartrafe erkannt wird, fünnen in oberjter 
Inftanz nur unter Mitwirkung des Ausjchufjes der Landesſynode 
getroffen werden )).“ — Daß eine Beitrafung „wegen Mangels 
der Rechtgläubigkeit“ mit dem ftaatlichen Grundſatz der Gewiſſens— 
freiheit in Widerjpruch ftehe, alſo rechtlich unzuläffig und vor dem 
Gerichtshof für Firchliche Angelegenheiten amfechtbar jet, iſt ſchon 
Bd. 1, ©. 29, 31—-34 und Bd. 2, ©. 72 u. 197 ausgeführt. 

In Schleswig - Holjtein erkennt über Dienftentlafjung und 
Strich aus der Kandidatenlijte das Konfiftorium mit dem Shynodal- 
ausſchuß, in geringeren Fällen das Konfiftorium allein‘). Im 
Konfistorialbezirt Wiesbaden jtimmt der Ausſchuß der Gefammt- 
ſynode "bei allen Disziplinarerfenntniffen mit). 

Im rechtscheinifchen Bayern verhängen die Konfijtorien zu 
1 6.©.D. vom 20. Jan. 1876, $. 36 
2) 10. Sept. 1873, 8. 68, Nr. 6. 

) Laut G.S. O. vom 20. Ian. 1876. 8.36. Vgl. Verfügung des evan- 
gelifchen Oberkirchenrathes vom 24. Mai 1876. 

9 Zacobjon, E.K. R. 1, 317 — 319. 

5) 9. Dft. 1864, 8. 66. Nr. 2. Vgl. Lohmann, ©. 69. 

6) 4. Nov. 1876, 8. 95. 

7) 4. Iuli 1877, 8. 75, Nr. 4, d. 
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Ansbah und Bayreuth Verweis und Geldjtrafen jelbjtändig, Sus— 
penfion von Amtsverrichtungen ohne Schmälerung des Gehalts 
nach vorher eingeholter Genehmigung des Oberkonſiſtoriums ). 
Ein Rekurs an das Kultusminijterium oder an den König findet 
in jolchen Fällen nicht jtatt ?). 

Suspenfion von Amt und Gehalt, unfreiwillige VBerjegung 
auf eine andere Stelle, Verſetzung auf eine geringere Stelle, un: 
freiwillige Verfegung in den Ruheſtand mit Penfion erfordern 
einen Antrag des Oberkonſiſtoriums und eine unter Kontrafignatur 
des Kultusminijters erfolgte Genehmigung des Antrags jeitend des 
Königs). Der Antragitellung hat eine Disziplinarunterjuchung 
durch das Konfijtorium vorauszugehen, wobei der weltliche Kon- 
jiltorialvath Referent ift %). Das: Disziplinarerfenntniß erhält feine 
Faſſung durch die vom Kultusminijter unterzeichnete königliche Ver— 
fügung, und namentlich jtellt diefe auch die Gründe feſt, aus 
welchen der König den Strafantrag genehmigt. Das Oberfon- 
jiftorium darf feit 1829 auch gar nicht mehr Entwürfe für Dis: 
ziplinaverfenntniffe beifügen 5). „Die Entlafjung eines Geijtlichen 
ohne Penfion oder die Degradation ſoll nie anders, als nad 
vorhergegangener vibterliher Unterjuhung ımd Ver— 
urtheilung des Straffälligen jtattfinden ®); fie erfolgt aber 
auch in diefem Falle auf dem vorhin bejchriebenen Wege”). 


1) Anhang II zur II. Berfaffungsbeilage, 8. 19, Lit. e. Minifterial- 
erlaß vom 15. Nov. 1823 und Oberfonfiftorialerlaß vom 23. März 1854. 
(N. Amtshandb. 1, 56, Anm.) 

2) Nach der (freilich zweifelhaften) Auslegung, welche das Oberfonfifto- 
rium im einer Verfügung vom 3. März 1858 und das Kultusminifterium 
in einer Entſchließung vom 26. Juni 1858 der II. Berfaffungsbeilage, 88. 52 
u. 53 gegeben haben. (N. Amtshandb. 1, 418 u. 56, Anm.) 

®) II. Anhang zur II. Berfafjungsbeilage, 8. 19, Lit. e. 

*) Konfiftorialordnung vom 8. Sept. 1809, $. 37. Oberfonfiftorial: 
entfchliegung vom 24. Nov. 1840. (N. Amtshandb. 1, 398, Anm.) 

5) Königl. Erlaß vom 4. Febr. 1829. (N. Amtshandb. 1, 398.) 

6) Konfiftorialordnung vom 8. Sept. 1809, 8 38, Abf. 2 (N. A. H. 
1,57). Königl. Entfhließung vom 4. Febr. 1829 (N. A.H. 1, 398 — 399). 
Erlaß des Auftizminifteriums an das fünigl. Apellationsgericht von Mittel- 
franfen vom 5. April 1845 (NAH. 1,410). v. Dobened (1844) ©. 163. 
Silbernagel 130 (1870), der übrigens die Kegel zu eng zu faflen fcheint. 
Bei Richter - Dove, T. Aufl., ©. 728, ift fie ganz überſehen. 

) D. Anhang zur II. Berfaffungsbeilage vom 26. Mai 1818, $. 19, 
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In der unirten Kirche der Aheinpfalz werden die Rechte des 
Dberfonfiftoriums vom Konfiftorium zu Speyer wahrgenommen; 
zur Entlafjung ohne Penfion bedarf e8 hier einer vorgängigen 
gerichtlichen Verurtheilung nicht !). 

In Sachen übt das Landeskonſiſtorium die volle Disziplinar- 
itrafgewalt in erſter Injtanz; der VBerurtheilte kann aber Rekurs 
an die in evangelieis beauftragten Staatsminijter ergreifen ?). 


In Württemberg erfennt das Konfijtorium jelbjtändig nur 
geringere Disziplinarftrafen, wie Verweis, Geldftrafe und Sus- 
penfion ohne Gehaltsentziehung, jedoh unter Beigebung eines 
Amtsverwefers auf Koſten des Suspendirten. Suspenfion vom 
Amt mit Gehaltsentziehung, Zurücjegung auf eine geringere Stelle 
oder gänzliche Entlaffung jegen voraus: einen darauf gerichteten 
Antrag des Konfijtoriums, die Billigung deſſelben durch den Ge— 
heimerath (ein verjtärftes Staatsminijterium) und gutächtliche An- 
börung des Obertribunals, ob „in rechtlicher Hinſicht“ Nichts gegen 
den Antrag zu erinnern fei, endlich eine dem Antrag zujtimmende 
Entſchließung des Königs unter Kontrafignatur des N 
Eine weitere Berufung tft ausgeſchloſſen ?). 


In Baden beichlieft der Oberkirchenrath unter Theilnahme 
des Synodalausſchuſſes über Dienftentlaffung eines Geiſtlichen 
oder Kirchenbeamten, über Strich aus der Lifte der Pfarrkandi— 
daten und über Einleitung einer Unterfuchung gegen Geiſtliche 
wegen der Lehre; geringere Disziplinarjtrafen fällt der Ober: 


Lit. e. Das Geſetz vom 26. Dez. 1871, Art. 158. 160. 162 findet auf Geift- 
liche feine Anwendung. 

2) Bereinigungsurfunde vom 10. Dft. 1815, 8. 18. Wand, ©. 66. 
Silbernagel 170. v. Dobened, ©. 164, 1844. 

2) Kirchengeieg vom 15. April 1873, betr. die Errichtung eines Landes— 
fonfiftoriums, 8. 5 Nr. 16, 88. 6 u. 7. Bezüglich der Oberlaufit vgl. 8. 8. 

3) Staatsverfafjungsurfunde vom 25. Sept. 1819, Art. 46—48, und 
den mit füniglicher Genehmigung ergangenen Erlaß des Kultusminifteriums 
vom 30. Dft. 1819. (Reyſcher, Samml. 9, 496—499.) Der 8. 1 des Ge— 
fees vom 28. Juni 1821 (Reg. Bl. 442) hat an der Auslegung, welche der 
genannte Erlaß der Berfafiungsurfunde gab, Nichts geändert, Diefelbe viel- 
mehr gerade gefetslich beftätigt. Es kann mithin die Rechtsftellung der pro- 
teftantifchen Geiftlichen nur durch Verfaſſungsgeſetz geändert werden, wie 
auch das Geſetz vom 30. Ian. 1862 anerkannte. 
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firchenrath allein !). Die jtaatliche Einwirkung bejchränft ſich auf 
die oben ©. 196 angegebene Prüfung. 

In Heffen erfennt das Oberkonſiſtorium ſelbſtſtändig Geld— 
itrafen bis zu 180 Mark und Suspenfion von Dienft und Ge— 
halt bis zu drei Monaten; alle jehwereren Strafen mit Juziehung 
des Shynodalausichuffes. Eine Unterfuchung gegen einen Geiſtlichen 
wegen ber Xehre kann nur unter Zuziehung des Synodalausſchuſſes 
angeoronet werben. „In allen Fällen, wo e8 fih um die Ent- 
laſſung eines angejtellten Geiftlichen oder eines Kirchenbeamten 
handelt, welcher vom Großherzog ernannt worden ift (was 
bei allen definitiv angeftellten der Fall ift), muß die Geneh- 
migung des Großherzogs erwirft werden, ehe fie in Vollzug 
geſetzt werden kann.“ Diefe Vorjchrift der Kirchenverfafjung vom 
6. San. 1874, $. 131 Nr. 15 und 8. 134 Nr. 4, tft durch das 
Staatsgeſetz vom: 23. April 1875, Art. 10, dahin ergänzt worden, 
daß dem Minifterium des Innern eine wichtige Mitwirfung vor- 
behalten bleibt. Diejer Artifel 10, welcher auch für die fatho- 
liſche Kirche ailt, lautet wörtlich: „Eine von der oberen firchlichen 
Behörde im Disziplinarwege oder ſonſt wider den Willen des 
Betheiligten verfügte Entfernung aus dem kirchlichen Amte (Ent- 
laffung, Verjegung, Suspenfion , unfreiwillige Emeritirung u. |. w.) 
bewirkt den Berluft des mit der Stelle verbundenen Dienjt- 
einfommensg nur unter der Bedingung, daß das Minifterium 
des Innern nach Prüfung der von der oberen firchlihen Behörde 
vorzulegenden Akten anerkennt, daß 1) das nad) Art. 5 er- 
forderliche prozeſſualiſche Verfahren ftattgefunden hat und 2) die 
getroffene Maßregel weder Gejege des Staates noch allgemeine 
Rechtsgrundſätze verlegt.” Diefe Beltimmung ijt dem 8. 11 
des preußiichen Gejetes vom 12. Mat 1373 nachgebildet, und die 
bereit oben ©. 214 dazu gegebene Auslegung alfo auch hier zu- 
treffend. Außerdem iſt jowohl bei folchen Entfernungen aus dem 
Amte als überhaupt bei allen Disziplinarerfenntniffen Bejchwerde 
bei dem Gejammtminifterium jtatthaft?). 

Im Großherzogthum Divenburg verhängt der Oberfirchenrath 
jelbjtändig geringere Disziplinarftrafen, während Dienjtentlafjung 
1) 5 Sept. 1861, 8. 89 Nr. 3 und 8. 110 Nr. 13. Spohn 1, 233. 
2) Bol. Bd. 1, 433. 
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oder Streihung aus der Kandidatenlifte auf Anklage des Ober- 
firchenvaths durch das kirchliche Dienjtgericht, eine Art kirchlicher 
Jury, erkannt werden. Das immer für jechs Jahre gebildete 
Dienftgericht befteht aus ſieben Perjonen, welche Angehörige der 
evangelijch »Tutheriichen Kirche des Herzogthums Oldenburg jein 
müffen (nicht der Kirchen der Fürjtenthümer Lübeck und Birfen- 
feld), nämlich: 1) dem Präfiventen des höchjten YLandesgerichts 
oder deſſen zeitigem Vertreter; 2) zwei Pfarrern, von welchen 
einen der Großherzog ernennt, einen die Yandesiynode wählt; 
3) einem andern Kirchenbeamten (Organiften, Küfter, Religions— 
lehrer), den der Großherzog ernennt; 4) drei Kirchenältejten oder 
Ehrenälteften, von welchen einen der Großherzog ernennt, zwei 
die Yandesiynode wählt. — Für alle Beifiger werden Erjasmänner 
ernannt oder gewählt, was ermöglicht, dem Angeklagten das Recht 
zur Ablehnung von vier Mitalievern einzuräumen. Die Ber: 
handlung ijt mündlich und öffentlich, wenn nicht der Angeklagte 
jelbjt ihre Ausichliegung verlangt. Eine Verurtheilung zur Dienft- 
entlaffung oder Streichung aus der Kandidatenlifte erfordert eine 
Stimmenmehrheit von fünf gegen zwei Stinmen. 

B. In der Ffatholischen Kirche wird die Disziplinargemwalt 
über Pfarrgeiftliche und Mitglieder der Domkapitel durch die oben 
©. 108—109 u. 209 bezeichneten geijtlichen Gerichte ausgeübt. 

In Eljaß- Lothringen bedürfen Erfenntnijje gegen Kanonifer 
oder Pfarrer, welche auf Entfernung vom Amte lauten, der faijer- 
lichen Beftätigung ?), im Uebrigen ijt recursus ab abusu möglich 3). 

Im Großherzogthum Heſſen iſt der Berluft des Dienftein- 
fommens an die oben ©. 221 erwähnte Anerkennung jeitens des 
DMinijteriums des Innern geknüpft und es fteht recursus ab 
abusu an das Staatsminijterium offen *). In Preußen, Bayern, 
Württemberg und Bader gehört jtantliche Beftätigung nicht zur 
Gültigkeit einer Disziplinarentfcheidung, jondern die ftaatliche Kon— 
trole wird ausgeübt bet Prüfung der VBollftredbarfeit (oben ©. 216. 
196) und außerdem in Preußen durch Berufung an den Gerichtshof 

1) Kirchl. Gefeß vom 30. Jan. 1865. Doves Zeitſchr. 5, 492. 

2) Durſy, Staatskirchenrecht I, 79 u. 96. 

BR 00 2316: 

4) Bb. 1, 433. 
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für firchliche Angelegenheiten, in den übrigen Staaten durch 
recursus ab abusu an die Regierung )). 

C. Die israelitiihen Nabbinen werden in Bayern bon der 
Gemeinde unter Beftätigung durch die Kreisregierung entlafjen 2). 
In Württemberg kann die israelitiiche Oberftrchenbehörde gegen 
Rabbinen und Vorſänger Dronungsitrafen und Amtsfuspenfion 
verhängen; die Dienftentlaffung eines Rabbinen wird vom Kultus— 
miniſter nach gutächtlicher Vernehmung der israelitifchen Dber- 
firchenbehörve verfügt ?), die Entlaffung eines definitiv angejtellten 
Borfängers durch die israelitiiche Kirchenbehörvde mit Genehmigung 
des Miniſteriums 9. Die VBorunterfuchung wird ſtets durch das 
jtaatliche Bezirkfspolizeiamt geführt. 

?) Ueber Bayern vgl. Bd. 1, 326 — 327; Württemberg 1, 381 u. 408. 

2) Silbernagel 187, 1370. 

3) Gefe vom 25. April 1828, $. 52, Abſ. 1u. 3. (Vgl. über die Kor— 
reftur des Geſetzestertes Bd. 1, 410.) K. Berordnung vom 27. Oft 1831, 
8.18 gu. h. (Reg.Bl. 559.) 

9 Geſetz vom 23. Juni 1874, 8. 6. (Reg. Bl. 189.) 


XI. Abſchnitt. 


Das kirchliche Vermögensredt. 


8. 143. 
Ueberſicht. 


So wie die äußere und innere Verfaſſung der proteſtantiſchen 
und katholiſchen Kirche Deutſchlands ſeit dem Ende des 18. Jahr— 
hunderts eine Umgeſtaltung von Grund aus erfahren hat, jo iſt 
Dies auch mit den vermögensrechtlichen Berhältniffen verjelben 
der Fall. 

1. Auf dem ganzen linken Stheinufer wurden durch die fran- 
zöfiiche Sefeßgebung von 1789 und 1790 die Zehntrechte und 
fonftigen Grundgerechtigfeiten aller Kirchen ohne Entſchädigung 
aufgehoben und das unbewegliche und bewegliche Eigenthum der 
Klöfter, Kongregationen, der Bisthümer und Fatholiichen Pfar- 
veien, theilweife auch dasjenige der protejtantifchen Kirche, vom 
Staat eingezogen oder den politiihen Gemeinden überantwortet, 
dafür aber die Befoldung der Geiftlichen und die Bejtreitung der 
Koſten des Gottesdienjtes auf Staat und Gemeinden übernommen. 
Napoleon I. hielt an diefen, im Verlauf der Revolution verlafjenen 
Grundſätzen feit, nur daß er ven Kirchen feſte Nießbrauchsrechte 
an Kirchen= und Pfarrgebäuden einräumte. 

Auf dem rechten Rheinufer kam e8 zwar zu einer allgemeinen 
Einziehung der Güter der Klöfter und geiftlichen Nitterorven, jo- 
wie der Domänen der geijtlichen Fürften und Domkapitel, welche 
wejentlich ein reichslehnbares Zubehör der weltlichen Fürftenherr- 
haft waren und nicht Firchlichen Zwecken dienten; bier und da 
auch, wie namentlich in Württemberg, zu einer Vereinigung von 
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Geſammtgütern proteſtantiſcher Kirchen mit dem Staatsfiskus; 
dagegen behielten katholiſche und proteſtantiſche Pfarreien aller— 
wärts ihr Lokalvermögen ohne irgend welche Schmälerung. Auch 
nachdem die Staatsgewalt ſich endlich zur Befreiung des Grund 
und Bodens von den mittelalterlichen Reallaſten genöthigt ſah, 
nahm ſie noch Dezennien länger die Zehnt- und Grundrechte der 
Pfarreien und kirchlichen Stiftungen von der Ablöſung aus und 
bewirkte ſchließlich dieſe Ablöſung unter für die Kirchen günſtigeren 
Bedingungen, als bei anderen Berechtigten. Dieſe Ablöſungen 
verwandelten aber allerdings einen ſehr bedeutenden Theil des 
unbeweglichen Kirchenvermögens in bloßes Geldkapital, welches 
großentheils in Staatsſchuldſcheinen oder anderem Werthpapieren 
angelegt wurde, da die Erwerbung von Grundeigenthum (wodurch 
ſich der Adel gegen die Folgen der Ablöſung zu ſichern wußte) 
theils nicht geſtattet, theils faktiſch unausführbar war. So mußte 
die im letzten Menſchenalter unerwartet eintretende Entwerthung 
des Goldes und Silbers die Geiſtlichen in derſelben Weiſe wie 
die Staatsbeamten vorzugsweiſe empfindlich berühren. 

2. Trotz aller dieſer Veränderungen iſt die finanzielle Lage 
der Pfarrgeiſtlichen zu allen Zeiten des 19. Jahrhunderts eine 
unendlich beſſere geweſen als jemals vorher; dieſelben wohnen in 
beſſer gebauten Häuſern, predigen in ſchöneren und geſünderen, 
theilweiſe ſchon heizbaren Kirchen, und können ſich, was Einkommen 
und geſellſchaftliche Stellung anbelangt, weit mehr als früher mit 
den Staatsbeamten vergleichen. 

Es iſt dies zunächſt eine Folge der äußeren und inneren 
Sicherheit, deren ſich Deutſchland unter dem Schutze ſeiner neuen 
Staatseinrichtungen erfreut. Dank der Wiederaufrichtung der 
deutſchen Wehrkraft, welche gerade durch die geiſtlichen Staaten 
in Zerfall gerathen war, ſind jetzt Kirchen und Pfarrhäuſer vor 
Verwüſtung und Brandſchatzung geſchützt, dank der eingerichteten 
Feuerverficherung gegen Brandſchaden gefichert, und überhaupt 
durch Herjtellung einer guten und jchnellen Rechtspflege aller 
Beſitz der Kirchen in Schuß genommen. Der Staat hat aber 
auch von Anfang des Jahrhunderts an den äußeren Verhältniſſen 
der Kirchen eine ſehr verjtändige und wirfiame Sorgfalt an- 
gedeihen lafjen: die Aufjtellung von Inventarien angeoronet, die 
Verwaltung zwedmäßig geregelt und überwacht, und dadurch Un— 
Thudichum, Kirchenrecht. I. 15 
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ordnungen, VBergeudungen und VBeruntreuungen einen fejten Riegel 
vorgejchoben. Sodann gewährte er den Kirchen fortwährend werth- 
volle Vorrechte in Bezug auf Privatrecht und Prozeß, jowie in 
Bezug auf die Heranziehung zu Staats- und Gemeindeſteuern 
und Yajten. 

Aber auch noch in unmittelbarerer Weife fürbderte er die Ver: 
mögenslage der Kirchen, indem er theils den politijchen Gemeinden 
wichtige Laften für die Kirche aufbürbete, theils ſelbſt für die Her- 
jtellung neuer Gotteshäujer, die Aufbejjerung der Gehälter und 
Penfionen der Geiftlichen jowie für die Heranbildung fünftiger 
Geiftlichen in freigebigjter Weiſe eintrat, ſodaß den Kirchen veich- 
lich erfetst erfcheint, was der Staat ihnen im Zeiten der Noth, 
als es fih um jeine Exiſtenz handelte, zu entziehen genöthigt ge— 
wejen war. 

3. Die Entwidelung iſt inzwifchen an einem neuen Stadium 
angefommen. Die Anerfennung der Neligionsfreiheit und der 
Unabhängigkeit der bürgerlichen und jtaatsbürgerlichen Rechte vom 
Neligionsbefenntnig nöthigt zu einer genaueren Auseinanderjegung 
der Gebiete des Staates und der Kirche in Beziehung auf Schul- 
wejen, Armenpflege und Begräbnigwejen (Ausjonderung des Schul- 
vermögens, der LXehrerbefoldung, der Armen- und Hospitalfonds 
aus dem Kirchenvermögen, Verwandlung der fonfejfionellen Kirch- 
höfe in Gemeindefirchhöfe). 

Die in der evangeliichen Kirche bereits angebahnte und in 
nächjter Zukunft zu verwirklichende Bejettigung des Einflufjes der 
Patrone auf die Bejegung von Pfarr- und Küfterämtern tft von 
einer neuen Ordnung der dem Patron als jolchem partifularrecht- 
lich zu Gunften der Pfarrei obliegenden Laften nit zu trennen. 

Endlich beanfpruchen die Kirchen eine größere Selbjtändigfeit 
gegenüber dem Staate, und diejer jelbit hält eine freiere Bewegung 
der Kirchen nach vorgängigem entjprechendem Ausbau ihrer Ver— 
faffung für heilfam und von der Natur des konfeſſionsloſen Staates 
gefordert. Die den Kirchen bisher gewährten VBorrechte und Bei- 
hülfen aus Mitteln der politifchen Gemeinden und des Staates 
müſſen daher, joweit fie nicht auf hiſtoriſch begründeten rechtlichen 
Berpflichtungen beruhen, theils in Zukunft ganz wegfallen, theils 
ein- für allemal firirt werden, und jedem Aeligionsverein über: 
lafjen bleiben, für feine Bedürfniſſe felbit zu forgen, wozu ihm 


Kirchliches Vermögensrecht. 227 


dann vom Staat ein eigenes Befteuerungsrecht einzuräumen tft. 
Hiermit it die deutſche Stantsgewalt gegenwärtig überall bejchäf- 
tigt, und werden dieſe neuen Geftaltungen ſchon in naher Zukunft 
zu einem gewiljen Abſchluß gediehen jein. 


8. 144. 


1. Die firhlihen Korporationen oder Stiftungen mit juriitiicher 
Perſönlichkeit. 


Nachdem ſchon in früheren Abſchnitten dargelegt worden iſt, 
welche Religionsvereine Korporationsrechte genießen, worin dieſe 
Rechte beſtehen und welche beſonderen Vorzüge manche oder alle 
korporativen Religionsvereine haben), ſteht bier nunmehr die 
Frage zu beantworten, welchen Verbänden oder Stiftungen, die 
zu dieſen Vereinen gehören, das Recht der Korporation oder juri— 
ſtiſchen Perſon vom Staate ?) zugeſtanden wird. 

1. Die evangeliſchen Geſammtkirchen ſind in den meiſten 
deutſchen Staaten mit Einführung der Synodalverfaſſung, einige 
auch ſchon früher als juriſtiſche Perſonen anerkannt; ebenſo die 
Provinzial⸗ und Kreiskirchenverbände (ausgenommen, wie es ſcheint, 
diejenigen Bayerns, Sachſens, Württembergs). Die Konſiſtorial— 
behörden freilich haben bloß die Eigenſchaft von Staatsbehörden, 
Kollegien. 

Allgemein kommt der evangeliſchen kirchlichen Ortsgemeinde 
Korporationsrecht oder juriſtiſche Perſönlichkeit zu), im über— 
wiegenden Theile Deutſchlands ferner dem Pfarreivermögen (Pfarr— 
ſtiftung, Pfarrpfründe) 9. Anders iſt dies dagegen im Geltungs— 
gebiet des preußiſchen Landrechts von 1794, indem dort das 
örtliche Kirchenvermögen als Theil des Eigenthums der Orts— 


1) Bd. 15 190. 128— 129. 

?) Die Frage ift für alle Kirchen Tediglih vom Boden unferes geltenden 
deutichen Staats: und Privatrecht aus zu beantworten, und hat daher der 
Streit über die Auffaſſung des fanonifchen Rechts eine praftifhe Bedeutung 
nicht. 

y 3) Ueber Bayern vgl. Roth, Bayerisches Civilrecht 1, 229 und nament- 
lich Anm. 12. 

) In Bayern werden die zur Pfarrei gehörigen Grundftüde im Grund- 
buch auf den Namen der „Pfarritiftung” eingefchrieben (Roth 1, 230, 
Anm. 14). 

15* 
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firchengemeinde gilt, welches freilich unter bejonderen Nechtsregeln 
jteht), ebenfo in der evangelifchen Kirche von Nheinland und 
Weitfalen ?). 

Anderwärts iſt weder das Kirchenfabrifvermögen Eigenthum 
der Kirchengemeinde, noch die Pfründe eine bejondere Stiftung für 
jich, jondern beide, fammt anderen Stiftungsgütern, nantentlich 
Schulſtiftungen, bilden eine „verbundene Stiftung, welche von einer 
weltlich - firchlichen Stiftungsbehörde verwaltet wird. Vielfach 
haben auch Kirchthürme, Kirchengloden und Uhren die Eigenichaft 
eigener Stiftungen, 

2. Die fatholifche Kirche innerhalb des preußijchen Staates 
als Solche Hat nicht Korporationsrecht 3), dagegen wird dies für die 
fatholifche Landeskirche Bayerns angenommen *). 

Der Kirchenprovinz oder dem Metropolitenjtuhl fehlt dieſe 
Eigenjchaft in Preußen wie in Bayern. 

Dagegen befiten die für allgemeine Zwecke der Diözeje (des 
Bisthums, Erzbisthums), aljo für Bilchof, Domkapitel, Seminarien 
u. ſ. w. bejtimmten Vermögen juriftiiche Perjünlichkeit ), daher 
auch Erwerbsfähigfeit für dieſe bejtimmten ftaatlich genehmigten 
Zwecke. Der Bifchof, das bifchöfliche Ordinariat, Offizialat u. ſ. w. 
find jo wenig jurijtiiche Perfonen wie die ewangelijchen General- 
juperintendenten und Konfiftorien, die Fatholifchen Diözefen jo 
wenig wie die protejtantifchen General-Superintendenturbezirke 6). 


1) 2, 11, S$. 160. 170 — 172. 191. 193. 228. 235. 236. 618. Förſter, 
Preuß. Privatrecht 4, 399 (1874). Dernburg, Lehrb. 1, 86. 117. Richter— 
Dove 1084 und 1085, 1873. 

2) 8.D. vom 5. März 1835, $. 16, Nr. 3, $. 18d und befonders 
8. 147. 

3) Förfter 4, 400, Anm. 124. Folgerungen aus dem (jet aufgehobenen) 
Art. 15 der preußifchen Verfaſſungsurkunde find unberechtigt (Nichter- Dove, 
1085), werden aber noch von Dernburg 1, 57 gezogen. 

*) Roth. Bayerifches Eivilrecht 1, 229. 

5) Preußifches Geſetz vom 7. uni 1876 über die Bermögensverwaltung 
in den fatholifchen Didzefen. Roth, Bayerifches Civilrecht 1, 230. 

6) Roth 1, 231. Für Elſaß-Lothringen: Entſcheidungen be franzöfifchen 
Staatsrathes vom 8. Juli 1840 und vom 5. und 26. März jowie vom 
21. Dez. 1841, umgeftoßen durch die neue Entſcheidung des anders geftalteten 
Staatsrathes vom 13. Mai 1874 (mitgetheilt in Vering's Archiv 1875, 
S. 267— 271). Durſy 1, 258. 264. 
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Im Geltungsgebiet des preußiichen Allgemeinen Landrechts von 
1794 (Thl. 2, 11, $. 1022) fowie in Bayern befiten die Dom— 
fapitel Korporationsrecht ’). 

Die katholiſche Ortsfirchengemeinde, welche nach kanoniſchem 
Recht Feine Korporation bildet 2), iſt nach den deutſchen Staats- 
gejegen allerwärts als jolche anerkannt, die Pfarrpfründe in einem 
großen Theile Deutſchlands. Im Geltungsgebiet des preußijchen 
Allgemeinen Landrechts von 1794 iſt das örtliche katholiſche Kir- 
chenvermögen Eigenthbum der Fatholifchen Kirchengemeinde. Auf 
dem linken Rheinufer find Kirchengebäude und Pfarrhäufer theils 
Eigenthbum des Staates, theil8 der bürgerlichen (nicht der Firch- 
Yihen) Gemeinde. Doch herrſcht darüber, ſowie über die Frage, 
ob das übrige vom Fabrikrath verwaltete Fabrikvermögen ebenfalls 
Eigenthum der politifchen Gemeinde oder eine felbjtändige Stiftung 
fet, in Deutfchland, Frankreich und Belgien ein alter Streit ?). 

3. Die israelitifchen Gejammtverbände haben in einigen 
deutfchen Staaten, die israelitiihen Ortsgemeinden überall Kor- 
porationsrecht. 


$. 145. 
2. Zwedbejitimmung, Eigenthum und Berwaltung des Kirchengutes. 


Wenn au jede juriftiiche Perfon ein ihren rechtlichen Willen 
bejtimmendes und äußerndes Organ haben muß, jo unterjcheiden 
fich doch öffentliche Korporationen und Stiftungen von natürlichen 
Perjonen darin, daß ihr Wille in Bezug auf Benukung und Ver— 
äußerung ihres Vermögens fein freier, jondern ein durch Die Ge- 
fetze des Staates oder die ftaatlich beftätigten Vorſchriften des 
Stifters in engfter Weife gebundener ijt. Der Staatsgewalt fällt 
die Aufgabe zu, dem Korporations- oder Stiftungszwed eine mit 
der Staatswohlfahrt verträgliche Geftaltung zu geben, Nachtheilen 
durch vorbeugende Beitimmungen zuvorzufommen und, wenn fich 
Dirbräuche nachträglich einjchleichen follten, forrigivend einzugreifen. 

1. Der Staat fordert aus diefem Grunde für die Entjtehung 


1) Roth 1, 230. 

2) Schulte, Tehrbud, 1873, ©. 222. 

3) Literatur hierüber bei Richter-Dove, 1873, ©. 1093 — 1095. Vgl. 
auch Duriy 1, 290 — 314. 
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einer neuen Korporation oder Stiftung vorgängige Staatsgeneh- 
migung und ebenjo in bejtimmter Weiſe für Vermehrungen des 
Korporationd- oder Stiftungsvermögens (vgl. unten $. 146). 

2. Er läßt durch Verwaltungsbehörden und Gerichte darüber 
wachen, daß das SKorporationd- und Stiftungsvermögen feiner 
ſtaatsgeſetzlichen und ftiftungsmäßigen Beitimmung gemäß ver- 
wendet werde, und 

3. ertheilt Verwendungen zu anderen Zwecken, joweit bie 
Staatsgeſetze diejelbe überhaupt ausnahmsweiſe gejtatten, die er- 
forderliche Zujtimmung. 

4. Die Trage, wer Eigenthümer eines Korporations- oder 
Stiftungsvermögens ſei, iſt von prafticher Bedeutung hauptſäch— 
ih, wenn eine Stiftung aufgehoben wird und es ſich um das 
Schickſal ihres Vermögens handelt, jodann, wenn e8 an ausreichend 
genauer Bejtimmung des Stiftungszwedes gebricht, ſodaß die Or— 
gane der Korporation oder Stiftung und die zur Ueberwachung 
berufenen Staatsbehörden einen größeren Spielraum in ihren Be- 
ichlüffen haben. Je genauer die Zwede des Vermögens geregelt 
find, um jo mehr verliert die Eigenthbumsfrage an Bedeutung. 
Die neuere Staatsgefegebung war daher jehr wohl in der Lage, 
umfafjende neue Vorjchriften über die Verwaltung des Kirchen- 
und Stiftungsvermögens und die mit der Verwaltung betrauten 
Drgane zu geben, ohne die Frage zu beantworten, wer als Eigen- 
thümer der verjchiedenen Vermögen zu betrachten fei. Verwal— 
tungsrecht und Eigenthum deden ſich nicht, jondern find durchaus 
verſchieden. Es kann einer Korporation das Vermögen einer 
anderen Korporation oder Stiftung für ewig zur Verwaltung 
übertragen jein, ohne daß fie Dadurch Eigenthümer wird); denn 

2) Bapdifches Stiftungsgefeß vom 5. Mai 1870, 8. 42: „Die Redts- 
verhältniffe und die Verwaltung der kirchlichen Stiftungen werben durch 
die befonderen Geſetze Über die Verwaltung des Kirchenvermögens geregelt, 
neben welchen jedoch die Beltimmungen im erften Abjchnitt des gegenwärtigen 
Geſetzes auch für diefe Stiftungen Anwendung finden. Insbeſondere fommen 
auch diefen Stiftungen alle Rechte felbftändiger juriftifher Per- 
fonen zu und fünnen weder der Staat, nod die Kirde, noch die 
Gemeinden aus den Rechten, die ihnen hinfichtlih der Verwaltung der 
Stiftungen zuftehen, privatrehtlidhe Anfprüde an das Vermögen 
derjelben ableiten” (Spohn 2, 481.) Auch bei der Berathung des 
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jie muß die Verwaltung für die bejtimmten vorgejchriebenen 
Zwede zu fremden Gunften und nach vorgejchriebenen Regeln 
führen. 

Der Papft und die Biſchöfe müſſen natürlich in dieſen Be— 
ztehungen anderer Meinung jein. Sie reden mit Nachdruck vom 
Eigenthum der „Kirche“, folgern daraus ein vollflommen freies 
Berfügungsrecht der Kirche über ihr Vermögen, indem fie alle 
ſtaatlichen Vorfchriften über den Stiftungszwed für unverbindlich 
erklären, und gelangen jo, indem fie fich ſelbſt für die Kirche, da- 
mit alſo für die Eigenthümer des Kirchenvermögens, jedenfalls für 
ihre unumſchränkten Geſetzgeber und Negierer ausgeben, zu einem 
freien Schaltungsrecht über alles Firchlichen Zwecken gewidmete 
Vermögen. 

5. In den Staatsverfaffungsurfunden wurde meijtens eine 
Zuficherung aufgenommen, daß das Kirchenvermögen weder durch 
Akte der Regierung, noch auch jelbit durch Staatsgefes dem Staats- 
vermögen einverleibt, und auch ſonſt feine Bejtimmung nur mit 
Zujtimmung des Yandtags verändert werden Dürfe!). 


8. 146. 


3. Staatsgejeglihe Borichriften über die Bermehrung des Kirchen- 
oder Stiftungspermögens und die Gründung neuer Stiftungen. 


In allen deutjchen Staaten bejtehen gejegliche Bejchränfungen 
des Vermögenserwerbs durch Firchliche Korporationen und Stif- 
tungen (durch die ſ. g. todte Hand, main-morte), häufig auch als 
Amortiſationsgeſetze bezeichnet. 

I. Unter läftigem Titel, duch Kauf, Tauſch oder Annahme 
an Zahlungsftatt, fünnen Kirchen und Stiftungen Grundeigenthum 
und Grundgerechtigfeiten nur mit ftaatlicher Genehmigung an fich 


preußifchen Geſetzes vom 20. Juni 1875 über die VBermögensverwaltung in 
den fatholifchen Kirchengemeinden wurde von Seiten der Staatsregierung 
und im Landtag anerkannt, daß das Gefets hinfichtlich des EigenthHums am 
Kirhenvermögen nicht8 Neues beftimme. (Hinſchius IL, 124.) 

1) Bayerische Berfafjungsurfunde vom 26. Mai 1818, IV, $.9. II. Bei- 
lage 88. 46 u. 47. Württemberg 25. Sept. 1819, 8. 70. Hefien 17. Dez. 
1820, 88. 43. 44. Wehnliches beftimmte der nunmehr aufgehobene $. 15 der 
preußifchen Berfaffungsurfunde vom 31. Ian. 1850. 
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bringen‘). Diejelbe it in Preußen, wenn der Werth Die 
Summe von 10,000 Mark überjteigt, vom Kultusminifter, jonft 
von den Verwaltungsbehörden zu ertheilen, in Württemberg in 
allen Fällen durch die Kreisregierungen, anderwärts iſt landes- 
herrliche Entjchliegung nothwendig, 3. B. in Elfaß - Lothringen bei 
Werthen über 12,000 Mar. | 

I. In Bezug auf Schenkungen und legtwillige Zuwendungen 
an beftehende Korporationen. oder Stiftungen zu bereit8 geneh- 
migten Zwecken, ijt zu unterjcheiven: 

1. Liegenschaften (Grumdeigenthum) fünnen die Kirchen und 
Stiftungen nur mit Staatsgenehmigung erwerben, und gelten hier- 
für dieſelben Gejetße wie für den onerojen Erwerb. — In Würt- 
temberg jind Schenkungen und lettwillige Zuwendungen von Liegen— 
Ichaften an Kirchen und Stiftungen zc. an und für fi gültig; 
aber die Kirchen oder Stiftungen fünnen die ‘Liegenschaften nur 
mit landesherrlicher Erlaubniß behalten und müſſen jie im Balle 
der Verſagung wieder verfilbern. 


2. In Fahrniß oder Forderungen bejtehende Schenkungen 
oder Zuwendungen bedürfen in Preußen zu ihrer. Gültigkeit Der 
Staatsgenehmigung, wenn ihr Werth mehr ald 3000 Mark be- 
trägt ?), in Bayern bei Werthen von 3428 M. 58 Pf. (2000 fl.), 


!) Preußen: Gefes vom 3. Juni 1876 für die evangelifche Landes— 
firche, 8. 24, Nr. 1. Königl. Verordnung dazu vom 9. Sept. 1876, 8. 1, 
Nr. 2. Geſetz vom 20. Juni 1875 über die VBermögensverwaltung der ka— 
tholifchen Kirchengemeinden, 8. 50 (vgl. Hinfhius, Kommentar IL, 164). 
Gefet vom 7. Juni 1876 über die VBermögensverwaltung in den fatholifchen 
Diözefen, 8.2, Nr. 1. Königl. Verordnung dazu vom 29. Sept. 1876, 8. 1. 
(Die für die katholiſche Kirche gegebenen Borfchriften gelten für die ganze 
Monarchie. Fir die übrigen kirchlichen Korporationen und Stiftungen dauern 
zahlreiche befondere partifuläre Gefete fort (!), 3 B. für die Juden der acht 
alten Provinzen das Geſetz vom 23. Juli 1847, $. 48. Bol. auch Gefet 
vom 23. Febr. 1870.) — Bayern: v. Roth, Bayer. Civilrecht 1, 231. 
233 — 235. — Württemberg: DVerfügungen der Minifterien der Yuftiz 
und des Innern vom 28. Juni 1859, worin die geltenden Geſetze angeführt 
find (Peg. Bl. 114 —116). — Elſaß-Lothringen: Gefeß vom 2. Jan. 
1817, $. 2 und Berordnung vom 5. Mai 1873 (Durſy 1, 243 und 272. 
Zachariä-Puchelt 4, 212, 1875). 

2) Preuß. Gefe vom 23. Febr. 1570. Bol. Förfter, Preuß. Privat- 
recht 3, 48, 1873. 
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dagegen in Baden!) und Elſaß-Lothringen ohne Rückſicht auf den 
Werth, während umgefehrt in Württemberg keinerlei bejchränfende 
Beitimmungen darüber bejtehen (). 

3. Die Beichränfungen, welche das ältere deutſche Recht in 
Bezug auf Vergabungen auf dem Siechbette zum Schu der rechten 
Erben aufjtellte, hat die neuere Gejeßgebung aus ungenügenden 
Gründen fallen gelafjen. 

II. Zu Gunjten von ausländiichen Korporationen oder Stif- 
tungen fünnen im Zweifel Schenkungen und Zuwendungen über- 
haupt in allen Fällen nur mit landesherrlicher Genehmigung ge- 
macht werden. Denn der Umjtand, daß der fremde Staat eine 
juriſtiſche Perſon anerfannt hat, bewirkt an fich nicht diefe An— 
erfengung für Deutjchland ?), nicht einmal für juriftiiche Perfonen 
derjelben Gattung, wie fie auch die deutſchen Geſetze zulaffen. 
Denn die deutfchen Staatsgeſetze erfennen juriftiiche Perſonen 
nur unter vielen Kautelen an, geben für die Berfaffung und Ver— 
waltung derjelben genaue Borjchriften und ftellen fie unter Staats— 
aufjicht,; und nur wegen diefer Vorkehrungen verzichten fie dann 
auf jpezielle Genehmigung geringerer Schenkungen und Vermächt— 
nijje. Ueber Korporationen und Stiftungen außerhalb des Neichs 
fehlt diefe Möglichkeit der Ueberwachung Durch die deutſche Staats— 
gewalt und folglih auch der Grund zur Freigebung von Schen- 
fungen; im Gegentheil würde die Zulaffung leicht zur Umgehung 
der deutſchen Geſetze über ven VBermögenserwerb inländifcher juri— 
jtiicher Perfonen mißbraucht werden fünnen. Das ältere Recht 
nahm in diejer Frage eine ganz klare und entſchiedene Stellung 
ein. So bejtimmte das preußijche Yandrecht von 1794 2, 11, 
8. 195: „Ohne VBorwiffen und bejondere Erlaubniß des Ober— 
hauptes im Staate darf, bei Strafe doppelten Erſatzes, Feiner 
ausländiichen Kirhe etwas verabfolgt werden.” Erſt das Geſetz 
vom 23. Febr. 1870, 8. 2, bat Zuwendungen an ausländijche 
jurijtiihe Perjonen bis zum Werth von 3000 Mark freigegeben. 
Nach bayerischen Verordnungen vom 9. Febr. 1757 und 10. Nov. 
1511 bebürfen Zuwendungen an auswärtige (jest außerdeutſche) 


1) Badifches Gefe vom 5. Mat 1870, 8. 1. Spohn 2,465. Auch Schon 
das badifche Landrecht von 1809, 88. 910 u. 937. 

2) So ſcheint auch v. Roth, Bayer. Civilrecht 1, 229, die Sade auf- 
zufafien. 
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fromme Stiftungen (alſo auch Kirchen) der ausdrücklichen könig— 
lichen Genehmigung, und die Unterlaſſung der Einholung derſelben 
hat Konfiskation zur Folge). In Elſaß-Lothringen und Baden 
verſteht ſich die Nothwendigkeit ſtaatlicher Genehmigung von 
ſelbſt ?). 

IV. Neue juriſtiſche Perſonen (Korporationen, Stiftungen) 
können nur mit beſonderer (ausdrücklicher) Genehmigung des 
Staates, und zwar des Landesherrn ſelbſt, entſtehen 3). 

Schenkungen und Zuwendungen, welche bezweden, außerhalb 
des Deutjchen Reiches eine juriftiiche Perjon ing Leben zu rufen, 
bedürfen außer der Genehmigung. der deutjchen Staatsgewalten 
noch der Erfüllung der Borjchriften, welche nach den Gejegen des 
betreffenden fremden Staates für die Entjtehung juriftifcher Per- 
ionen gelten. | 

V. Schenkungen oder lettwillige Zuwendungen, welche einer 
inländifchen rechtlich bejtehenden SKorporation oder Stiftung zu 
einem Zwecke gemacht werben, welcher nicht zu den ftaatlich ge- 
nehmigten Sweden dieſer Korporation oder Stiftung gehört, er- 
langen erſt Gültigkeit durch die ftaatliche Anerkennung dieſes neuen 
Zweckes 9. 


Y Roth, Bayer. Civilrecht 1, 229. 

2) Bol. Entfcheidung des franz. Staatsrathb8 vom 12. Jan. 1854 bei 
Durfy 1, 252 — 253. 

3) Preuß. Geſetz vom 23. Febr. 1870: „Schenkungen und lettwillige Zu— 
wendungen bedürfen zu ihrer Gültigfeit der Genehmigung tes Königs, in- 
foweit dadurh im Inlande eine neue juriftifhe Perfon ins Leben gerufen 
werden fol.” Die Anficht Förfters, Preuß. Privatrecht 4, 405 (1874), deren 
Tragweite ſich übrigens nicht ficher beurtheilen läßt, dürfte mit diefer geſetz— 
lihen Beftimmung in Widerſpruch ftehen — Ueber Bayern: PB. Roth, Bayer. 
Civilrecht 1,231, Anm. 19 u. 271. — Badifches Stiftungsgefeg vom 5. Mai 
1870, 8. 1: „Zur Erridtung neuer Stiftungen als felbftändiger Rechts— 
fubjefte ift Staatsgenebmigung erforderlich. Diefelbe ift nur ſolchen Stif- 
tungen zu ertbeilen, welche einem öffentlichen, fei e8 Firchlichen oder 
weltlihen Zweden gewidmet, jowie den Gefeten, den guten Sitten und dem 
Staatswohle nicht zumider find.” — 8.2: „Durch die ftaatlihe Genehmigung 
erhalten die Stiftungen juriftifche Perfönlichkeit.” (Spohn 2, 465.) — Eljaß- 
Lothringen: Verordnung vom 5. Mai 1873, 8.3. Durfy 1, 273. Zadariä- 
Puchelt 4, 212, Note 11a. 

*) Preuß. Gefes vom 23. Febr. 1870: „Schenkungen und Tetstwillige 
Zumendungen bebürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung des Königs, 
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Die ſichere Handhabung dieſer Vorſchrift erfordert freilich 
genaue und klare ſtaatliche Vorſchriften darüber, was Alles zu 
den genehmigten Zwecken gehöre. 


8. 147. 


4, Sammlung freiwilliger Beiträge, Erhebung von Kirchenſteuern und 
Gebühren. 


Der unjerem neuen deutſchen Staatsrecht zu Grunde liegende 
Gedanke der Religionsfreigeit führt mit Nothmwendigfeit zur Ver— 
wirflichung des Grundjages, daß jedem Religionsverein überlafjen 
bleiben müjje, für die Beitreitung jeiner Bedürfniſſe jelbjt zu 
jorgen und zu Diefem Zweck jeine eigenen Mitglieder zur bejteuern, 
eine Unterjtügung aus Mitteln des Staates oder der politijchen 
Gemeinden, fofern fie ausnahmsweiſe im Intereſſe des Staates 
jelbjt jtattfinden joll, allen Befenntniffen in gleihem Verhältniß 
zu Theil werde. 

Der neuefte Stand der Gejetgebung über Kirchenfteuern, 
Gebühren und Kolleften iſt nun folgender: 


I. Ein jtaatliher Zwang gegen Bürger, zu Zwecken eines 
Keligionsvereins Beiträge zu leijten, dem jie nicht als Mitglieder 
angehören, findet in Deutichland nur noch in einzelnen Richtungen, 
namentlich in Folge der hier und dort fortvauernden jubfidiären 
Haftbarfeit der politiihen Gemeinde für Kirchen- und Pfarrhaus- 
bauten der beiden großen Kirchen, jtatt. Im Allgemeinen jprechen 
die Gejege die Regel aus: daß Gebühren für Eirchliche Handlungen 
(Stolgebühren und Zaren) nur von Denjenigen erhoben werden 


infoweit fie einer im Inlande bereitS beftehenden Korporation oder anderen 
juriftifchen Perfon zu anderen als ihren bisher genehmigten Zwecken ge— 
widmet werden ſollen.“ Badiſches Stiftungsgefes vom 5. Mai 1870, 8. 6: 
„Berfügungen, wodurch beitehenden Stiftungen VBermögenstheile mit ber 
gänzlichen oder theilweilen Widmung für Zwecke zugewenbet werben, welche 
zu den Zmweden dieſer Stiftungen felbit außer Beziehung ftehen, find, ſoweit 
dies der Fall, als neue Stiftungen zu behandeln.” (Bgl. über die Aus- 
legung Spohn 2, 467.) Clfaß-Lothringen: Verordnung vom 5. Mai 1873, 
8.3. Durfy 1, 273. 
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dürfen, welche ſolche Eirchliche Handlungen für fich begehren !), und 
Kirchenfteuern nur von Mitgliedern des Neligionsvereins ?). 

Die Beitragspflicht austretender Gemeindeglieder erliſcht 
übrigens in Preußen nicht mit dem Tag der Austrittserflärung, 
jondern erjt mit dem Schluffe des auf die Austrittserklärung fol- 
genden Kalenderjahres; ausnahmsweife muß der Austretende auch 
noch ein zweites Kalenderjahr hindurch Beiträge zu den Koften 
eines außerordentlihen Baues fortleiften, nämlich: wenn die Noth— 
wenbigfeit dieſes Baues ſchon vor Ablauf des Kalenderjahres, in 
welchem der Austritt aus der Kirche erklärt wird, feitgejtellt war. 
Für die aus einer Shnagogengemeinde Austretenden kann die 
Berbinvlichfeit jogar noch länger dauern. — In diefer Ausdehnung 
ericheinen jolhe Ausnahmen von der Regel jchwerlich gerecht- 
fertigt, namentlich angefichtS des Umſtandes, daß die neue preußiiche 
Gejetgebung die Gemeindeglieder ziemlich ſchutzlos läßt gegen Ent- 
ztehung von Gemeinderechten (vgl. oben ©. 189 u. 200). 

II. Nach bisherigem Rechte Schon fonnten in den evangeliſchen 
und fatholifchen Kirchen ſowie in den israelitiſchen Gemeinjchaften 
Kirchenjteuern und Gebühren nur nach Maßgabe der Staats— 
gejete, jedenfall8 nur mit jtaatlicher Genehmigung eingefordert, 
auch freiwillige Beiträge nur mit jolcher Genehmigung eingefammelt 
werden. Hieran hat die Staatsgewalt auch in neuerer Zeit mit 
Beitimmtheit fejtgehalten und bei Einräumung des Bejtenerungs- 


1) Preuß. Gefeb vom 14. Mai 1873 über den Austritt aus der Kirche, 
8. 5. Bayer. Berfaffungsurfunde vom 26. Mai 1818, II. Beilage, 8. 86. 
Württemberg: Königl. Verordnung vom 22. Sept. 1818, $. 3 (Reg.Bl. 498.) 
— Bgl. auch öfterreichifches Gefeß vom 25. Mai 1868, 8. 9. 

2) Preuß. Gefeß vom 14. Mai 1873 über den Austritt aus Neligions- 
vereinen mit Korporationsredht, S. 3. Geſetz vom 12. Juni 1874, betr. die 
Berhältniffe der Mennoniten, 8. 5. Geſetz vom 28. Juli 1876 über den 
Austritt aus den Synagogengemeinden, $. 6. Bayer. Umlagengefeg vom 
22. Zuli 1819, Art. 5 (beftätigt durch die Gemeindeordnung vom 29. April 
1869, $. 206, und die G.D. für die Rheinpfalz, 8. 44): „Kein Staats— 
bürger ift verbunden, zur Befriedigung der Bebürfnifje von Kirchen umd 
Schulen einer Religionspartei, zu welcher er nicht gehört, mittelft Umlagen 
beizutragen, wenn nicht ein gemeinfchaftlicher Genuß oder ein befonderes 
Nechtsverhältniß befteht." Freilich dauern hergebrachte Ausnahmen noch fort. 
Vgl. Medicus, Kommentar ©. 131 — 136. — Defterreichifches Gefe vom 
25. Mai 1868, 8. 9. Schmweizerifche Bundesverfafjung von 1874, $. 49, 
Schlußſatz. 
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rechts genauere geſetzliche Regeln über ſeine Ausübung und die 
Art und Weiſe der ſtaatlichen Ueberwachung gegeben, dieſe Ein— 
räumung mit Recht aber von einer vorgängigen entſprechenden 
Umgeſtaltung der Kirchenverfaſſung abhängig gemacht, oder un— 
mittelbar dieſe Umgeſtaltung bewirkt. 

II. Die Einſammlung freiwilliger Beiträge (Veranſtaltung 
von Kollekten) bedarf in Preußen keiner Genehmigung, wenn ſie 
innerhalb der Kirchengebäude ſtattfindet. Dagegen iſt ſowohl 
für die Abhaltung als auch ſchon für die Ausſchreibung und Ver— 
anſtaltung von Sammlungen außerhalb der Kirchengebäude Staats- 
genehmigung nothiwendig, joweit nicht das Staatsgefetz ſelbſt für 
gewiſſe jtändige Kolleften die Einholung der Genehmigung aus— 
drüdlich erlaffen hat und eine bloße vorgängige Anzeige genügen 
läßt). 

Aehnliche Regeln gelten auch in den übrigen deutſchen 
Staaten. 

Zuwiderhandlungen werden nach den Bolizeiftrafgefegen ge— 
ahndet ?). 

IV. Das Bejteuerungsrecht ?) ift theils ein jolches der kirch— 
lichen Drtsgemeinde gegenüber den einzelnen emeindegliedern, 
theil8 ein folches der größeren Verbände gegenüber den Eleineren 
und den Ortsgemeinden, neben welchem dann noch ein Befteuerungs- 
recht der Ueberjchüffe des örtlichen Kirchenvermögend und der 
bejjeren Pfründen ſteht. 

A. Ueber das Beftenerungsrecht der firhlihen Orts— 
gemeinde‘) gelten in großer Uebereinftimmung folgende Regeln: 


1) Preuß Geſetz vom 3. Juni 1876, betr. die evang. K. V., Art. 24, 
Nr. 8. Für die fathol. Kicche der ganzen Monarchie: Geſetz vom 20. Juni 
1875, $. 50, Nr. 7. Geſetz vom 7. Juni 1876, $. 2, Nr. 8. 

2) 3. B. mwürttemb. Geſetz vom 27. Dez. 1871, 8. 13. 

3) Dove, Ueber die Firchliche Beftenerung (Aeferat fir die Eiſenacher 
Konferenz 1870), abgebrudt im Allgemeinen Kirchenblatt 19, 539. Loh— 
manı, Th., Kirchengefete der evangelifch = Intherifchen Kirche der Provinz 
Hannover, 1871, 1, 250—276: Ueber das kirchliche Beitragswefen. Kiefer, 
Bericht der Kommiffion der badischen Generalfynode, Dit. 1876. 

) Maßgebend find Hierfür folgende Gefete. Preußen. Evange— 
life Kirche der ſechs öftlihen Provinzen: 8.G. und ©.D. vom 10. Sept. 
1873, $. 31, Nr. 6. Staatsgeſetz vom 25. Mai 1874, 8.3. Rheinland u. 


@ 
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1. Umlagen auf die Gemeindeglieder dürfen in allen Fällen 
nur befchloffen werden, injfoweit freiwillige Beiträge nnd der Er— 
trag des Firchlichen Ortsvermögens nicht ausreichen und auch Fein 
dritter DVerpflichteter vorhanden ilt. 

2. Bleiben unter diefer Vorausſetzung kirchliche Ausgaben 
ungedeckt, welche zu den ſtaats- und firchengejeglich „nothwendigen“ 
gehören, ſo iſt die Auflegung von Kirchenftenern zugleich Pflicht 
der firchlichen Organe, welche mit Hülfe des Staates erzwungen 
werden fann (vgl. unten $. 148). Für welche anderen als noth- 
wendige Zwecke Steuern aufgelegt werben dürfen, kann Durch 
Staatsgejeß genauer bejtimmt fein, oder es wird im einzelnen 
Valle von der genehmigenden Staatsbehörde nach deren Ermejjen 
entſchieden. 

3. Befreiungen von Kirchenſteuern finden ſeit Aufhebung der 
Parochialexemtionen nicht mehr jtatt!) und dürfen auch von ven 
kirchlichen Drganen nicht gewährt werben. 

4. Die Gemeindebejchlüffe werden von Gemeindekirchenrath 
und Gemeinvevertretung gefaßt nach den ©. 146 angegebenen 
Regeln. 


5. Die Bertheilung der Umlagen auf die einzelnen Gemeinde- 
glieder darf nur nach einem jtaatsgejeglich geregelten Maßſtab 
(Steuerfuß) erfolgen. Den Gemeinden ift in Preußen freigeftellt, 


Weſtfalen: K.O. vom 5. März 1835, 88. 3. 18d. 131 und Zufag vom 
25. Aug. 1853. Hannover: Geſetz vom 14. Oft. 1848, $. 18. KB. und 
©.D. vom 9. Oft. 1864, 88. 35. 79. 81. Kirchengeſetz vom 4. Juli 1876. 
Schleswig-Holftein 4. Nov. 1876, 8. 52, Nr. 7. 8, 88. 60—67. Konfiftorial- 
bezirk Wiesbaden Juli 1877, 8. 33, Nr. 6. Katholiſche Kirche: Geſetz 
vom 20. Juni 1875, $. 21, Nr. 8, $. 50, Nr. 9. Iuden der acht alten 
Provinzen: Geſetz vom 23. Juli 1847, S$. 48 u. 58. — Sachſen: Evang. 
K. V. und ©.D. vom 30. März 1868, 8. 21. Staatsgeſetz vom 30. März 
1868, betr. die Publikation der Kirchenvorftands- und Synodalordnung, 
88. 2—7. — Württemberg. Betreff8 der israelitifchen Gemeinden: Geſetz 
vom 25. April 1828, 88. 58—61. Geſetz vom 23. Dez. 1873. -— Baden: 
Evangelifche Kirhenverfaffung vom 5. Sept. 1861, $$. 115 —117 u. 8. 14, 
wofür jedoch noch das ftaatlihe Zwangsrecht fehlt (Spohn 1, 238). Bezüig- 
lih der Israeliten ſ. Bd. 1,430. — Heffen: Gefet vom 23. April 1875 
für alle Neligionsvereine unter gewiſſen Bedingungen gültig. 

) Preuß. Gefe vom 3. Juni 1876. Württemberg: Geſetz vom 18. Juni 
1849, 8. 7 (Reg. Bl. 210). 
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die direkten Staatsfteuern oder die Kommunaljteuern als Maßſtab 
zu wählen, jedoch vorbehaltlich der jtaatlihen Genehmigung. 

6. Marima find ftaatsgefetlich jelten beftimmt, jondern nur 
die jtaatlichen Auffichtsbehörden in den Stand gefett, zu jtarfe 
Umlagen zu verhindern. 

7. Die Gemeindebeſchlüſſe bedürfen zu ihrer Gültigkeit und 
Bolfitreebarkeit der Genehmigung der Staatsaufjichtsbehörve '). 

3. Die Vollſtreckung erfolgt auf dem Verwaltungswege und 
nur auf diejent. 

B. Bezüglich des Beſteuerungsrechts der größeren Verbände 
und der Geſammtkirche find bis jet noch zu wenig genaue umd 
übereinjtimmende Regeln in Geltung, um eine überfichtliche Dar- 
jtellung zu ermöglichen. Unbejtimmt iſt namentlich bis jett vielfach 
die entjcheivende Frage gelafjen, für welche Zwecke dus Beſteuerungs— 
recht in Bewegung gejett werden dürfe, ob namentlich die Auf- 
beſſerung ver Gehälter der ©erjtlichen überhaupt und bis zu 
welchem Verhältniß Aufgabe der Gejammtfirche jein dürfe, uno 
ob nicht mit einer jolchen Verallgemeinerung diefer Yaft auch eine 
verhältnigmäßige Verallgemeinerung der kirchlichen Baulaft u. |. w. 
Hand in Hand gehen mülje. Dieje Frage bedarf der Regelung 
durch Staatsgejeß und kann nicht dem Ermeſſen ver ftaatlichen 
Auffichtsbehörden überlaffen bleiben. Für die preußiiche Yandes- 
firhe fpricht denn auch das Geſetz vom 3. Yunt 1876, $. 16, 
Abi. 3, den wichtigen allgemeinen Vorbehalt aus, daß Kirchen— 
geſetze, welche eine Belajtung der Kirchengemeinden zu Gunſten 
anderer Kirchengemeinden anordnen oder eine folche auch nur zur 
Folge haben, der Beftätigung durch ein Staatsgejek be- 
dürfen. 

1. Dem Bejteuerungsrechte der evangeliſchen Gejammtfirche 
oder der größeren Verbände find unterworfen jowohl die Orts— 
firchengemeinden, entweder unmittelbar oder mittelbar, als auch 
diejenigen örtlichen Kirchenvermögen (Bfründe und Fabrikvermögen), 
welche erhebliche Ueberjchüffe haben. Dazu gehören auch die über- . 
ihüjfigen Einkünfte erledigter Stellen (Vakanzeinkünfte, Interkalar- 


ı) „Die Genehmigung ift insbefondere zu verfagen, ſofern Bebenfen 
binfichtlich der Ordnungsmäßigfeit der Auferlegung, der Angemefjenheit des 
Beitragsfußes oder der Leiftungsfähigfeit der Pflichtigen beftehen (!).” (Preuß. 
Gefet vom 25. Mai 1874, $. 3, und vom 20. Juni 1875, $. 50, Nr. 9.) 
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gefälle, fruetus intercalares), welche jedoch in der evangelifchen 
Kirhe wegen des Gnadenjahres der Wittwe und Waiſen geringere 
Bedeutung haben. 

Die Auflegung von Steuern erfordert ein Kirchengejeg und 
jtaatliche Genehmigung, für welche ganz bejondere jtaatlihe Kau— 
telen vorgejchrieben find. Im einigen Synoden dürfen über Ver— 
willigung von Steuern nur die weltlihen Abgeoroneten mit- 
bejchliegen. | 

2. In der katholiſchen Kirche bejchränft fich das Beſteuerungs— 
recht des Bisthums meijtens auf die Einziehung der überjchüffigen 
Interfalargefälle; die Belaftung der Inhaber von Pfarrpfründen, 
jei es durch Abzüge oder Auflagen, oder Verpflichtung zum Unter: 
halt des Biſchofs bei amtlichen Reifen, ijt in neuerer Zeit wieder 
in den meijten Staaten verboten worden, wie jie e8 früher jchon 
gewejen war. 

V. Die Einführung neuer und die Veränderung bejtehender 
Gebührentaren für Amtshandlungen der Geiftlichen oder jonjtigen 
Kirchendiener (Organiften, Küfter) ift allgemein an ftaatliche Ge- 
nehmigung geknüpft , die Anforderung von Gebühren für nicht 
volgogene Amtshandlungen gejetlich verboten. 

Der Gedanke, daß die Verwaltung der geiftlichen Aemter 
ebenjo wie die aller öffentlichen Aemter eine unentgeltliche fein 
und die Geiftlichen und Kirchendiener fejte Gehalte beziehen müßten, 
wurde zuerjt in Frankreich durch das Staatsgefeß vom 12. Juli 
1790 (ie |. g. Civilfonititution des Klerus) vorübergehend ver: 
wirflicht, bi8 Napoleon die Gebühren wieder herjtellte. Auf dem 
rechten Rheinufer wurde er dann im Jahre 1830 in den fünf 
Diözefen der oberrheintichen SKirchenprovinz wenigſtens für Die 
biichöflichen Amtshandlungen (nicht für die Pfarrer) zur Geltung 
gebracht ?). In einigen Heineren Staaten, wie z. DB. im Herzog: 


) Preußen: Gejet vom 3. Juni 1876 über die evangelifche Kirchen- 
verfaffung in den acht alten Provinzen, $. 24, Nr. 4. Geſetz vom 7. Juni 
1876 über die Bermögensverwaltung in den fatholifchen Diözefen, $. 2, Nr. 7. 
Gejeb vom 20. Juni 1875, 8. 50, Nr. 6. Bayern: Berfaffungsurfunde 
vom 26. Mai 1818, II. Beilage, $. 64b. Geheimerathsordnung von 1779, 
ss. 13 u. 19. Silbernagel 357. 377. 378. Elfaß=-Lothringen: Orga- 
nifche Artikel vom 8. April 1802, I, S. 69. 

2) Landesherrliche Verordnung vom 30. Jan. 1830, $. 22: „Die ganze 
Didzefanwerwaltung wird für die Diözefanen geiftlichen und weltlichen Standes 
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thum Braunjhweig, iſt die Staatsgejeggebung hierauf zurüd- 
gefommen und hat, was zur Erreichung des Zweckes unentbehrlich 
it, zugleich ein Verbot für Kirchendiener beigefügt, in Bezug auf 
Amtshandlungen „Geſchenke“ anzunehmen 9. 

Die Uebertragung der Führung der Standesregijter an die 
bürgerlichen Standesbeamten bat die Gebühren der Geiftlichen für 
Aufgebote und Einträge oder Auszüge aus den Standesregiftern 
in Wegfall gebracht und die Gebühren für Ehejchliefungen ver» 
mindert, da die firchliche Ehejchließung eine freiwillige geworden 
iſt und theilweije unterbleibt. Der Staat hat aus diefen Gründen 
es für billig erachtet, die ©etftlichen für dieſen Ausfall zu ent- 
ſchädigen ?), was vielfach durch eine allgemeine Aufbejferung des 
Gehaltes aus Staatsmitteln bewerfjtelligt worden ijt. 

Mehrere evangelifche Kirchen haben die Erhebung von Ge- 
bühren für Trauungen und Aufgebote, einige auch diejenigen für 
Zaufen überhaupt aufgehoben ?). 

Ueber die firchlichen Vorausjfegungen zur Einführung neuer 
Gebühren oder zur Veränderung beſtehender enthalten die neueren 
Synodalverfaſſungen feine übereinjtimmenden und feine erjchöpfen- 
den Beitimmungen, nur daß fie alle von dem Grundſatz ausgehen, 
daß jolche Verfügungen nicht mehr von der Kirchenregierung allein 


unentgeltlich geführt. Zaren oder Abgaben, von welcher Art fie auch fein 
und wie fie auch Namen haben mögen, dürfen weder von inlänbifchen noch 
ausländifchen geiftlichen Behörden erhoben werden.‘ 

1) Braunfchweigifches Staatsgefes vom 31. Mai 1871, 8. 7 (Dove's 
Zeitfchr. 10, 466 — 471). In Bayern können die Militärfeelforger für feel- 
forgerifhe Funktionen bei Unteroffizieren, Soldaten und deren Frauen und 
Kindern feine Stolgebühren beanfpruchen, mit Ausnahme der Gebühren 
für Trauungen und Taufen. (Minifterialerlaß vom 11. Juli 1846. Silber- 
nagel 76.) 

2) Preuß. Gefeb vom 9. März 1874, 8. 54. Sächfiiches Gefe vom 
22. Mai 1876. 

3) Kirchengefet für die ewangelifch = Tutherifche Kirche der Provinz Hans 
nover vom 16. Juni 1875, betr. die Aufhebung der Gebühren für Eirchliche 
Aufgebote und Trauungen. (©. ©. 303. Dove's Zeitihr. 13, 465.) Königl. 
Jächfifches Kirchengefeg vom 2. Dez. 1876, betr. die Firation der Aceidenzien 
und Stolgebühren der ewangelifch= lutherifchen Geiftlichen und Kicchendiener. 
Kirchliche Berordnung vom 15. Dez. 1876 zur Ausführung des Kirchen- 
gefees vom 2. Dez. 1876 über die Firation der Accidenzien und Stol— 
gebühren 2c. 

Thudichum, Kirchenrecht. II. 16 
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getroffen werden dürfen, ſondern entweder ein Kirchengefe oder 
einen Gemeindebeſchluß erfordern ?). Außer Frage jteht, daß durch 
Kirchengejeß neue allgemeine Regeln darüber aufgeftellt werben 
fönnen, welche für alle Gemeinden in jeder Hinfiht bindend find 2); 
jo lange aber jolche neue mit den Synoden vereinbarte Kirchen- 
gefege nicht vorliegen, dürfen die Gemeinden die bisher üblichen 
Gebühren verändern und neue einführen, vorbehaltlich jedoch der 
Genehmigung des Konfiftoriums ?). 


S. 148. 
5. Staatliche Ueberwachung der kirchlichen Bermögensperwaltung. 


Die neueren Staatsgejete, welche den Kirchen und Kirchen— 
gemeinden eine größere Selbjtändigfeit in Bezug auf Firchliche 
Bermögensverhältniffe eingeräumt haben, behalten zugleich dem 
Staate genau umjchriebene Auffichts-, Genehmigungs-, Entſchei— 
dungs- und Zwangsrechte bevor, welche wejentlich bezweden, vie 
Erhaltung des Grundjtods, die bejtimmusgsmäßige Verwendung 
des Kirchenvermögend und die Erfüllung der Obliegenheiten der 
Kirchen, welche auf Staatsgejegen beruhen, zu fichern. In der 
folgenden Darjtellung ift hauptſächlich auf das neuefte preußifche 
Recht Nücficht genommen, welches für evangelifche und Fatholifche 
Kirche ziemlich gleichlautende Verfügungen hat“). In den übrigen 


2) Daß dies die Bedeutung der Vorſchrift in der preußifchen KG. und 
S. O. vom 10. Sept. 1873, 8. 31, Nr. 7 fei, hat der preußifche Kultus: 
minifter durch Erlaß vom 19. Sept.-1874 anerkannt (Alt. d. ev. O. K. R. 
7, 267 — 269). — Anders ift e8 noch in Bayern (Silbernagel 377. 378). 

2) Preuß. G.S. O. vom 20. Jan. 1876, $. 8. Schleswig-Holftein 4. Nov. 
1876, 8. 92. Abf. 5. 

3) Preußen, fechs öftlihe Provinzen, 10. Sept. 1873, 8. 31, Nr. 7. 
Gefe vom 3. Juni 1876, $. 8 Daß die Notbwendigfeit der Beftätigung 
dur das Konfiftortum in Gemäßheit des preuß. Allgem. Landrechts 2, 11, 
$. 425 fortdauere, hat der Erlaß des Kultusminifter8 vom 19. Sept. 1874 
anerkannt. — Schleswig - Holftein 4. Nov. 1876, $. 52. Nr. 9. Wiesbaden 
4. Sılir1877, 8.283, Nr. 7, 

*) Sefe vom 3. Juni 1876, betr. die evangeliſche Kirhenverfaffung in 
den acht älteren Provinzen, 88. 27 u. 28. Königl. Verordnung dazu vom 
9. Sept. 1876. Geſetz vom 20. Juni 1875 über die VBermögensverwaltung 
in den fathol. Kirchengemeinden, 88. 52—55. Verordnung dazu vom 27. Sept. 
1875. Geſetz vom 7. Junt 1876 über die Auffichtsrechte des Staates bei 
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Ländern ſind die Rechte des Staates vielfach ausgedehnter und 
unbeſtimmter. 

J. Vor allen Dingen kommt den ſtaatlichen Aufſichtsbehörden 
ein ausgedehntes Recht der Kenntnißnahme zu, vermöge deſſen 
ſie Vorlage von Inventarien, der jährlichen Etats und der Jahres— 
rechnungen fordern, jowte auch außerordentliche Reviſionen (ver 
Kajjen, Rechnungen, VBerwaltungsprotofolle u. |. w.) vornehmen 
fünnen ’). 

Die Rechnungen der Fatholischen Verwaltungen in Preußen 
find alljährlih den Staatsauffichtsbehörden zur Prüfung einzu— 
reichen 2), und in anderen Staaten ijt dies allgemeine Regel. 

U. Beſchlüſſe und Verfügungen der Firchlichen Organe oder 
Behörden bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung der 
jtaatlichen Auffichtsbehörde in folgenden Fällen): 1) zu dem 
lältigen oder unentgeltlichen Erwerb, ver Veräußerung oder der 
dinglichen Belaftung von Grundeigenthum (über den Erwerb val. 
ſchon oben ©. 231); 2) zu der Veräußerung von Gegenftänden, 
welche einen gejchichtlichen, wifjenjchaftlichen oder Kunjtwerth haben; 
3) zu Anleihen, joweit fie nicht bloß zu worübergehenvder Aushülfe 
dienen und aus der laufenden Einnahme verjelben Voranichlags- 
periode zurüderjtattet werden können, 4) zu der Einführung und 
Veränderung von Gebührentaren; 5) zu der Errichtung neuer, 
für den Gottesdienft, die Geiſtlichen oder andere Kirchendiener 
bejtimmter Gebäude; 6) zu der Anlegung oder veränderten Be— 
nutzung von Begräbnißplägen; 7) zu der Ausjchreibung, Veran— 
jtaltung oder Abhaltung von Sammlungen (Kolleften) außerhalb 


der Bermögendverwaltung in den Fatholifchen Diözefen. Königl. Verordnung 
dazu vom 29. Sept. 1876. — Gefeß vom 23. Juli 1847 über die Berhält- 
niffe der Juden, 88. 48. 49. 

1) Geſetz vom 3. Juni 1876, $. 27. Gele vom 20. Juni 1875, 88. 52. 
54. Geſetz vom 7. Juni 1876, 88. 4. 7. 8. Den Grundjag fpricht auch 
das mwürttembergifche Gefeß vom 30. Januar 1862, 8. 19, bezüglich der 
fatholifchen Kirche aus. 

2) Geſetz vom 20. Juni 1875, 8. 54. Geſetz vom 7. Juni 1876, $. 7, 
Abf. 2. 

9) Bol. die in Anm. 1 angeführten preußifchen Geſetze, welche für bie 
evangelifhe und katholiſche Kirche wörtlich übereinftimmende Berfügungen 
treffen, und zwar: Geſetz vom 3. Juni 1876, $. 24. Gefe vom 20. Juni 
1875, 8. 50. Geſetz vom 7. Juni 1876, $. 2. 

16 * 


244 Kirchliches Vermögensrecht. 


der Kirchengebäude (j. oben ©. 237); 8) zu Umlagen auf die 
Kirchenglieder (f. oben ©. 237— 240); 9) zu einer Verwendung des 
Vermögens zu nicht bejtimmungs= oder ftiftungsmäßigen Zwecken 
(j. oben ©. 230). — In der Fatholifchen Kirche ferner: 10) zu 
der Verwendung der Einkünfte erledigter Stellen (Vakanzeinkünfte, 
Interkalarfrüchte)!); 11) in Preußen bei fatholiichem Kirchenver- 
mögen, welches nicht unter den Gemeindeorganen jteht: zu außer— 
ordentlicher Benutung des Vermögens, welche die Subjtanz jelbjt 
angreift, jowie zu der Kündigung und Einziehung von Sapitalien, 
jofern fie nicht zur zinsbaren Wiederbelegung erfolgt 2). 

II. Hinfichtlih derjenigen Vermögen, welche für die fatho- 
liſchen Biihöfe, Bisthümer und Kapitel bejtimmt find, jowie an- 
derer bejonderer Bonds find den Staatsbehörden noch weitere 
Nechte, namentlich das Recht der Genehmigung und Korrektur 
des ganzen Jahresetats vorbehalten 3). In den evangelijchen 
Kirchen liegt dafür weniger Bedürfniß vor, injofern die Shynodal- 
ausſchüſſe Die nöthige Kontrole üben. 

IV. Ausgaben und Einnahmen, welche von der Staatsauf- 
fihtsbehörde beanftandet find, dürfen nicht in Vollzug gejett 
werden *). Iſt der Grund der Beanjtandung eine behauptete Ge- 
jegwidrigfeit, jo fünnen die Gemeindeorgane oder jonftigen ver- 
waltenden Firchlihen Behörden hiergegen beim Dberverwaltungs- 
gericht Klage erheben, in anderen Fällen beim Dberpräfidenten 
Bejchwerde führen. 

V. Weigern fich Die Kirchengemeindeorgane, Ausgaben, welche 
auf Staatsgejegen oder jtaatlich genehmigten SKirchengejegen be— 
ruben, oder Einnahmen, auf welche die Kirchenkaſſe ein jolches 


1) Preuß. Gefeß vom 7. Juni 1876, 8. 2, Nr. 9. Württemb. Gefet 
vom 30. Ian. 1862, $. 19 (Reg. Bl. 64). Badiſches Geſetz vom 25. Aug. 
1876, 8. 14 (8. u. V. Bl. 229). 

2) Preuß. Geſetz vom 7. Juni 1876, $. 2, Nr. 3. 

8) Preuß. Geſetz vom 7. Juni 1876, 8. 4, Abf. 2, 8. 7, Abf. 2: „Die 
Etats ſolcher Berwaltungen, welche Zuſchüſſe aus Staatsmitteln erhalten, 
find der ftaatlihen AuffichtSbehörde zur Genehmigung einzureichen. Diefe 
Behörde beftimmt den Zeitpunkt der Einreihung, fie regelt die formelle Ein- 
richtung der Etats und fett die Friften zur Erledigung der Erinnerungen 
feſt.“ — In Württemberg wird der Jahresetat der Bisthumsdotation von 
fünigl. kathol. Kicchenrath genehmigt. 

*) Geſetz vom 20. Juni 1975, $. 52. Geſetz vom 7. Juni 1976, 8. 4. 
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gejetliches Necht bat, auf den Etat zu bringen, fo kann jowohl 
die Firchlide Behörde als auch die jtaatliche Auffichtsbehörde 
„unter gegenfeitigem Einvernehmen“. die Eintragung in den Etat 
bewirken und die weiter erforderlichen Anordnungen treffen. 

Beitreiten die evangelifchen Gemeindeorgane, daß eine ſolche 
gejetliche Verpflichtung überhaupt oder in dem von Konfiftorium 
und Staatsbehörde angeordneten Umfang begründet fei, jo können 
fie Klage beim Oberverwaltungsgericht erheben !), in anderen 
Fällen Bejchwerde an den Oberpräfidenten ergreifen, welcher end- 
gültig bejchließt 2). Auch Fatholifche Kirchenverwaltungen, nicht 
aber Fatholifche Gemeindeorgane, fünnen beim Oberverwaltungs- 
gericht klagen 9). 

VI. In ähnlicher Weiſe kann auch ein Zwang ausgeübt werden 
zur gerichtlichen Einklagung von Anſprüchen der Kirchenkaſſen, 
namentlich gegen pflichtwidrig handelnde Geiſtliche, Kirchenrechner 
oder Kirchenvorſtände 9). 

VII. Den Staatsbehörden ſind ſowohl die erforderlichen 
Rechte der eigenen Anordnung als auch eine entſprechende Zwangs— 
gewalt beigelegt. 

VIII. Ihnen allein gebührt die Regelung der ſtreitigen Kir— 
chenbauſachen, ſowie Pfarr- und Küſtereibauſachen, ſowie die Voll— 
ſtreckung der einſtweiligen Entſcheidungen in dieſen Sachen?). 


8. 149. 


6. Aufſichts- und Zuſtimmungsrechte der Patrone und bon politiihen 
Gemeinden, 


I. In Gemeinden, welche einen Patron haben, fommen diefem 
verſchiedenartig gejtaltete Aufſichts- oder Zuftimmungsrechte in 
Bezug auf das örtlihe Kirchenvermögen zu. 

1. Nah kanoniſchem Necht ift zur Theilung einer Pfründe 
(divisio, dismembratio) oder zur Vereinigung verjelben oder 

1) Gefe vom 3. Juni 1876, 8. 27, Abf. 2 u. 3. 

2) Königl. Verordnung vom 9. Sept. 1876, $. 3 (G. S. 396). 

3) Geſetz vom 7. Juni 1876, 8. 6. Königl. Verordnung vom 27. Sept. 
1875, 8. 1, Nr. 3. 

) Gefeß vom 20. Juni 1875, 8.53, Abf. 2 Geſetz vom 7. Junt 1876 
8.5, Abf. 2. 

5) Gefeß vom 3. Juni 1876, $. 23, Nr. 2. 
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eines Theiles mit einer anderen (unio) die „Zuſtimmung“ des 
Patrons erforderlich), nicht aber zu bloßen Veränderungen der 
Subjtanz, wie 3. B. Verkauf von Grundftüden, oder zu anderen 
Verwaltungsaften. Bezüglich des Kirchenfabrifvermögens fommen 
dem Patron überhaupt feine Rechte zu. 

2. In vielen protejtantijchen und katholiſchen Landeskirchen 
tt das Fanonifche Zuftimmungsrecht zu Pfründveränderungen zu 
einem bloßen Necht auf „vorgängiges Gehör” abgeſchwächt 2). 

3. In einem großen Theile Norddeutſchlands iſt der Patron 
berechtigt, in den Kirchengemeindevorjtand einzutreten oder einen 
Stellvertreter in denjelben zu fenden und auf diefe Weije won 
allen Handlungen der Kirchenverwaltung Kenntniß zu nehmen, 
meist auch mitzubefchließen (vgl. oben S. 149—150). 

4. In Preußen ift in Bezug auf die Ausübung jelbjtändiger 
Auffichts- und Zuftimmungsrechte, jet e8 zur Veränderung der 
Pfründe oder des Tabrikvermögens und zu Akten der Verwaltung 
derjelben, jeit 1874 ein ganz neuer Nechtszujtand geſchaffen ?). 

a) Solche Rechte kommen dem Patron nur noch da zu, „wo 
derjelbe Patronatslajten für die firchlichen Bedürfniſſe trägt”. 
Ob er dieje Laſten prinzipaliter oder nur ſubſidiär zu tragen hat, 
macht hierbei feinen Unterjchted. Als Batronatslajten gelten aber 
nur jolche, welche dem Patron „als ſolchem“ obliegen, nicht auch 
Laſten, die er al8 Zehntherr oder al8 Grundbefiter hat. Wo noch 
der Grundjaß des fanonifchen Rechts gilt, daß der Patron fein 


1) e. 60. ec. XVI, qu. 1. — ce. 31. ec. XVI, qu. 7. — Conc. Trid. 
sessio 24, 3; 25, 9. Bgl. Schulte, Lehrbuch des fathol. Kirchenrechts, 1873, 
©. 257 — 260. 

2) 3. B. in der enangelifchen Kirche Württemberg Gaupp 2, 1, 300, 
1831. Königreih Sachſen: Geje vom 11. Aug. 1855, $. 10, Nr.4. (Codex 
765). Auch in Preußen kann, wie unten anzugeben ift, der fehlende Konſens 
des Patrons ftaatlich ergänzt werben. | 

3) Bezüglih der Patronate zu katholiſchen Pfarreien 2c. für die ganze 
Monarchie durch Staatsgeſetz vom 20. Juni 1875 über die Bermögensver- 
waltung in den fatholifhen Kirchengemeinden, 8. 40. Bezligli der Pa— 
tronate zu evangelifchen Pfarreien für die ſechs öſtlichen alten Provinzen 
durch Staatsgefek vom 25. Mai 1874, betr. die evang. K. G. und S. O., 
Art. 8, und Kirchengemeinde: und Synodalordnung vom 10. Sept. 1873, 
8. 23. — Für Schleswig - Holftein dauern nad der 8.®. und ©.D. vom 
4. Nov. 1876, 8. 71, manche befondere Verhältniſſe fort. 
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Patronatrecht verliert, wenn er ſich weigert, zum Kirchenbau bei— 
zutragen, ſofern andere Verpflichtete nicht zur Tragung dieſer 
Laſt im Stande ſind, iſt eine Patronatslaſt im Sinne des Ge— 
ſetzes nicht anzunehmen, da in dieſem Fall eine Klage gegen den 
Patron nicht gewährt ift). 

b) Eine „Aufficht über die Verwaltung der Kirchenfafje” 
„verbleibt“ ihm an den Orten, wo fie ihm nach früherem Necht 
ſchon zufam 2). 

c) Welche Arten von Verfügungen der „Zujtimmung“ des 
Patrons unterliegen, richtet fich nach den bisher geltenven, fait 
durchweg bloß provinziellen und lofalen Geſetzen ?). 

U. In denjenigen preußiichen Yandestheilen, in welchen die 
bürgerliche Gemeinde zur Aufbringung von Koften für die firch- 
lichen Bedürfniffe der Fatholifchen Pfarrgemeinden gejetlich ver— 
pflichtet ift, muß jowohl der Etat als auch die Jahresrehnung 
zugleich mit der öffentlichen Auslegung verjelben dem Bürger- 
meijter abjchriftlich mitgetheilt werben 9. 


1) Hinfhius Kommentar II, 155. 

2) Ueber den Inhalt diefes Rechts vgl, Hinſchius, Kommentar II, 155. 

3) z. B. preuß. Allgem. Landrecht von 1794 2, 11, 88. 687. 637. 629. 
630. 645. 647. 650. 680. 699. 668. 782. 803. 804. 824. Weftpreufifches 
Provinzialreht von 1844, 88. 31. 32 u. f. w. Ueber die Einholung der 
Zuftimmung find folgende neue Vorfchriften gegeben: aa) Beichlüffe der 
Gemeindeorgane, welche der Zuftimmung des Patrons bedürfen, find dem— 
jelben abjchriftlich mitzutheilen; e8 gemügt nicht die mündliche Mittheilung 
an den in der Situng anwefenden Patron oder feinen Stellvertreter, außer 
wenn dieſelben ausdrüdlih darauf verzichten follten. Der Patron muß fich 
innerhalb 30 Tagen nad Empfang des Befchluffes erklären, widrigenfalls 
er als zuftimmend angefehen wird. bb) Widerfpricht er, fo fteht dem Ge— 
meindefirchenrath (katholiſchen Kirchenvorftand) die Berufung an die Bezirks— 
regierung, bezw. den Bezirfspräfidenten offen, welche den Widerfpruch des 
Patrons verwerfen und deſſen Einwilligung ergänzen können. Eine folche 
Ergänzung ift unzuläffig, wenn es fih um Ausgaben handelt, für melche 
die Kirchenfafje bisher nicht beftimmt gewefen ift. (Gejet vom 25. Mai 1874, 
Art. 8, und Geſetz vom 20. Juni 1875, $. 40, Abf. 3.) 

4) Geſetz vom 20. Juni 1875, $. 41. Für Elfaß- Lothringen gilt die 
weniger ſchützende Beſtimmung des franzöfifchen Fabrikdekrets vom 30. Dez. 
1809, $. 89. 


Regifer. 


Die Zahlen bezeichnen die Seiten, die römische Ziffer II bezeichnet den zweiten Band, 
A. Anmerkung. 
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Beichtfiegel |. Seelforgegeheimniß. 
Beitritt zu einem Religionsverein 39. 

— Form 43—52. 72. 73. IL, 124. 

— ſ. Aufnahme. 

Bekenntniß ſ. Glaubensbefenntniß. 

Beleidigung von Geiſtlichen II, 18. 

Beneficium competentiae II, 21. 

Berufung an den Gerichtshof für 
kirchliche Angelegenheiten II, 213 
bis 217. 

Beihimpfung von Religionsvereinen 
1122 

Beſchneidung, fein Zwang zu folder 37. 

Befchwerde wegen Mißbrauchs der 
geiftlihen Gewalt ſ. Rekurs. 

Bejoldungsrehte der Geiftlihen II, 
136—140. 21. 

Beſſerungshaus, geiftliches IL, 207. 

Betätigung von Anftellungen der Geift- 
lien II, 31 —34. — von Pfarre 
wahlen II, 164—167. — von Prä— 
fentationen des Batrons IL, 174. — 
von Tandesherrlihen Ernennungen 
IL, 178. — von Disziplinarentichei- 
dungen gegen Geiftlihe II, 213. 
217—223. 

Befteuerung |. Kirchenftener. 

Bezirksregierung in Preußen 207. 235. 
238. 

Bibel II, 80. 90. 

Biſchof, ewangelifcher II, 105, A. — 
Landesherren als Bilhöfe |. Kir: 
henregierung. 

Biſchof, fatholifher, Treu- und Ber: 
fafjungseid defjelben 18—27. II, 15. 
— ft in der oberrheinifchen Kir— 
chenprovinz vor der Konfelration 
zu leiſten 24. II, 113. — Rechte 
öfterreichifcher Bifchöfe in Preußen 
148. 185. 187. 287. — Württem— 
berg 377. 399— 409. — Baden 
424—428. — Heſſen 438. — eremte 
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185—189. IL, 66. 107. — Suffra— 
ganbifhof II, 107. — Weihbifchof 
II, 108. 128. — Biſchof in par- 
tibus infidelium 163. 186. I, 17. 
108. 128. — Berfehr der Bifchofe 
mit dem Papſt 297—299. — Rechte 
der Biſchöfe II, 118--119. — Ab- 
fegung 288. II, 62—67. 209; |. auch 
Biſchofsamt. 

Biſchof der Altkatholiken 148. 185. 
277. 281. 287. 301. — Wahl deſ— 
felben 302. — in Bayern 348 bis 
352. — in Baden 425. 427 428, 
— Heſſen 438. 

Biſchof (Erzbiſchof) von Utrecht 148. 
185. 287. 

Biſchofsamt, Beſetzung II, 109—116. 
— Erledigung II, 109—110. 

Biichofsweihe II, 128. 

Bisthümer, Aufzählung 185—189. IL, 
107; ſ. auch Diözefe. 

Bisthumsdotation, Etat darüber II, 
244. 


Bisthumsverweſer ſ. Kapitelsvifar. 

Bluturtheil IL, 19. 

Breslau, Stadtfonfiftorium 233. 

Breve, päpftl., Quod de infidelium 
268. — rechtl. Natur 274. — Re 
sacra 397. 423. 425. 438. 


Brüdergemeinden (Herrnhuter) 266. 
— Böhmifche 266. 

Bulle, päpftliche, De salute anima- 
rum 268. — ihre rechtliche Natur 
270—275. — Impensa Romano- 
rum Pontificum 268. 275. -— Pro- 
vida solersque 269. 275. 397. 399. 
— Ad dominiei gregis eustodiam 
269. 275. 397. 399. — rechtliche 
Natur derfelben 400. — ihre Ver— 
fündigung in Baden 423. 424. — 
Heſſen 438. 

Bürgerliche Pflichten und Rechte un- 
abhängig vom Neligionsbefenntniß 
80—86. 





Kegifter. 


C. 

(S. den Buchſtaben K.) 
Caeremoniale Romanum II, 89. 
Character indelebilis der 'Priefter- 

weihe IL, 132. 
Cireumferiptionsbulle für Preußen 
268 275. — Bayern 342. 
Civilehe 87— 9. 
Civilverforgungsberechtigte Militärin— 
validen und Anwärter find bei Be: 
ſetzung niederer Kirchendienfte zu 
berücjichtigen IL, 156, A. 
Cölibat 143. — ift nur freiwillig 176. 
II, 128. 136. 


D. 

Dankfeſte, obrigfeitlih worgefchrieben 
I, 10. 

Decanus ruralis II, 186. 

Dechant f. Dekan. 

degradatio II, 206. 219. 

Dekan, proteftantifcher, |. Superinten- 
dent. — Ernennung oder Wahl II, 
178— 181. — Zuftändigfeiten I, 
181.185. — Bayern 331. 338. — 
Württemberg 382. 392. — Baden 
417. 419. — Heſſen 435. 

Dekan, fatholifcher IL, 186 — Preußen 
186. 286. — Bayern 343. — Würt- 
temberg 398. 402. 

Defan des Domkapitels, Domdekan 
344. 369. II, 107. — Ernennung 
— 

Dekanatsſynode ſ. Synode. 

Demeritenanftalt IL, 207. 

depositio II, 206. 

Deutſche Reichsangehörigkeit, erforder- 
lich zur Bekleidung geiſtlicher Aemter 
11.27.30, 

Deutſche Reichsfirchen 153. 

Deutichkatholifen, Begräbniß derfelben 
100. 111, — in Sadjen 374. 

Diafonatsweihe IL, 127—128. 

Diakon, Helfer, in der evangelifchen 
Kirche II, 148. 96. 


Regifter. 
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Dienftgehalt der Geiftlihen II, 136 | Diseipline des eglises reformees de 


bis 140. — Pfändung defjelben 
D127: 
Dienfteinfommen f. Dienftgehalt. 
Dienftgeriht in Oldenburg IL, 204. 
209. 221--222. 


Dienftvergehen der Geiftlichen II, 208. 

Dignität IL, 107. 

Didzefanfynode, proteftantifche und 
fatholifche, |. Synode. 

Didzefe, proteftantifche (Ephorat, De- 
fanat, Infpeftion) 362. 

Didzefe, katholiſche (Bisthum), im 
Preußen 185—189. 286—289. — 
Abgrenzung fann nur mit Staats- 
genehmigung geändert werden 288. 
289. — Bayern 343— 344. — Rot— 
tenburg (Württemberg) 402. 
Erzdiözefe Freiburg 424. — Mainz 
438; ſ. auch Bisthum. 

Didzefe des Biſchofs der Altkatholifen 
237. 


Direktorium der Kreisfynode IL, 179. 
Dispenfation von Kirchengejegen 367. 
Disziplin der römischen Kirche 313. 
400. 
Disziplinarbehörden II, 208. 
Disziplinargewalt über Geiftlihe und 
Kirchendiener, Geſetzgebung darüber 
246. 158. — ftaatliche II, 64—67. 
— kirchliche II, 202—223. — über 
fatholifche Geiftliche ze. II, 222. — 
über Nabbinen II, 223. — über 
Anftaltsgeiftliche 170. — über Mi- 
titärgeiftlihe und Küfter 169. 
Disziplinarordnnung IL, 204 
Disziplinarftrafen IL, 204. 
Disziplinarverfahren 289. II, 204. 211. 
Disziplinarvergeben der Geiftlichen 
145. II. 10. 14. 203. 208. — un- 
gejetlihe Aufnahme im die Kirche 
43. 47. 48. 49. 72—74. — unge— 
fetslihe Einwirkung auf Die religiöfe 
Erziehung 73. 








France 227. 

Divifionspfarrer 161. 

Domdehant, Domdekan 343. 369. IL, 
107. — Ernennung II, 116. 

Domberren II, 107. 116. 

Domtapitel II, 107— 109. — Be— 
ſetzung II, 116—117. — Zuftändig- 
feit II, 119. — in Preußen 287. 
— in Bayern 344. — Wiürttem- 
berg 377. 399--409. — feine Mit- 
glieder find die Proiynodalerami= 
natoren II, 61, 4. 

Domfapitular II, 107. 116. 

Dompropft IL, 107. 116. 

Domftift zu Budiſſin 369. 

Dotationen der Kirchen, welche der 
Zemporalienfperre unterliegen IL,70. 


E. 

Ehe, Form der Schließung 88. 90. — 
Erfordernifje 91. — Gemifchte Ehen 
54—11. 

Ehegerichtsbarfeit, dem Staat vorbe— 
halten 90—91. 

Eherecht, ftaatliches 90. 

Sheregifter 88. 

Eheiheidung 91. 

Shefchliegung, fein Zwang zu fire 
liher 37. — vor dem Standes— 
beamten 37—9%0. 

Ehrenbenennungen für Geiftliche IL, 17. 

Ehrenbezeugungen für Geiftliche IL, 17. 

Ehrenfanonifate IL, 107. 

Ehrenplatz in der Kirche für obrig- 
keitliche Perſonen IL, 10. 

Eid, Formel 117. — Pflicht zur Eides- 
leiftung 117. — Betheuerung an 
Eidesftatt 117. — Recht zum Eid 
119. — der Geiftlichen auf die Ber- 
faffung und die Gefege ſ. Ver— 
fafjungseid. — von Atheiften 85. — 
bezüglich der religiöfen Erziehung 
der Kinder 55. 73. — Glaubens: 
eide 70. — Lehrgelübde 76. 
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Eidesbelehrung 119. 

Eigenthbum am Kirchengut II, 227 bis 
231. 

Einpfarrung I, 123. 

Einfpruchsrechte, ftaatliche, gegen Geift- 
liche H, 31 —34. — von Gemeinde- 
glieder gegen Geiftliche IL, 163. 171. 

Eifenacher Konferenz 154. 

Eltern, Recht zur Beftimmung der 
religiöfen Erziehung der Kinder 53 
bis 71. 41. — Berbot der Ber- 
fümmerung dieſes Rechts durch geift: 
liche Einwirkung 73. 

Emeritirung der Geiftlihen II, 137 
bis 139. — unfreiwillige zur Strafe 
II, 205. 

Encyklika, päpftlihe, an die Bifchöfe 
Preußens 276. 

Entlafiungsprüfung auf dem Gym— 
nafium IL, 36—38. 

Entfegung (depositio) IL, 206. 

Ephoralbezirfe in Preußen 224; |. 
Superintendent, Dekan. 

Ephorien in Sachen 362. 

Episcopus f. Biſchof. 

Episfopaltechte, Tandesherrliche, ſ. Kir- 
chenregierung. 

Erbbegräbniß 95. 107. 113. 

Ernennung (Nomination) der Pfarrer 
II, 175—178. — der Bifchöfe 344. 
Deo 11, 

Erzbiſchof, proteftantifcher IL, 105, 4. 

Erzbifhof von Prag und Olmüt 185. 
187. — von Utrecht 148. 185. 287. 

Erzbisthum, Aufzählung 185. 

Erziehungsreligion der Kinder 35, 
Nr. 2. 36, X. 1. 53—71. IL, 124. 

Etat für die Bisthumsdotation IL, 
244. 

examen pro licentia coneionandi 
IL, 53, X. — pro ministerio II, 
53, 4. 

examinatores prosynodales II, 61. 

excommunicatio minor und major 
I, 199—193. 195. 199. 





Kegifter. 


Eremtionen von der bifhöflichen Ge— 
richtsbarkeit 289. 

Erereitien, geiftliche, mit fatholifhen 
Prieftern II, 208. 

Eroreift I, 127. 

Erjpeftanzen IL, 159. 

Extranei II, 37, I. 


F. 

Fabrik, Kirchenfabrik IL, 228. 229. — 
Kirchliche Beſteuerung des Fabrif- 
vermögens II, 239. — Rechte des 
Patrons bezüglich der Verwaltung 
IL, 246 

Fabrikrath IL, 147. 229. 

Fakultäten, theologifche, II, 45. 53. 57. 
59. — päpftliche, für die Biſchöfe 
II, 119 (Quinguennalfafultäten). 

Tamilienbegräbniß 95. 107. 113. 

Tamilienregifter II, 124. 

Tamilienftiftungen, fonfeffionelle 79. 

Feiern, außerordentlide IL, 1. 

Feiertage, bürgerliche 121 — 123. — 
kirchliche 123. 246. IL, 2. 

Teldpropft 161-—164. 

Feſttage |. Feiertage. 

Fipeifommifje, Abhängigkeit des Ge— 
nufjes folcher von der Religion 78. 

Filiale II, 145. 

Firmung, Bedeutung 52. 

Fiskus, als Patron IL, 177. 

Freiheit der Wiſſenſchaft und ihrer 
Lehre II, 48. 

Freiheitsftrafen gegen Gemeindeglieder 
II, 189. 195. 196. — gegen Geift- 
Yiche IL, 207—208. 

Friedhöfe 92—115. 

Fürbitte für die Obrigfeit II, 9. — 
für den Patron I, 10. 


Gallikaniſche Kirche, Freiheiten der— 
felben 213, X. 216. IL, 89. 

Garnifonsgemeinde 164. 

Garnifonspfarrer 161. 


Regiſter. 


Gaſtgemeinden II, 146. 

Gebührentaren, Stolgebühren 241. 
II, 235. 236. 240—242. 243. 

Geburtsregifter 88. 

Gefängnifie 124. 

Geheimerath, in Württemberg 380. 
385—386. 392. 393. II, 220. — 
im Herzogthum Württemberg 385. 

Gehorfam gegen die Obrigfeit, müſſen 
die Geiftlichen lehren 17—27. I, 9. 

Geiftlihe IL, 125 — 172. — Kirchen— 
geſetzliche Amtspflichten IL 134 bis 
136. — Beſoldungsrechte II, 136. 
— Penſionirung I, 137—140. — 
Treuepfliht gegen die Obrigkeit, 
Treueid und PVerfafjungseid der— 
felben 16. — Anzeigepflicht II, 15. 
— Wehrpflicht 82. 84. II, 14. 15. 
— Borbildung 139— 143. U, 27. 
34—62. — Cölibat 143. — Rechts— 
ſchutz 144—145. — Staatsgefeh- 
liche befondere Pflichten gegenüber 
dem Staat IL, 9. — Verbot ihrer 
Einmifhung in die Politif IL, 10 
bi8 13. — Berbot der "Annahme 
von Titeln 2c. ausmwärtiger Regie— 
rungen u.f.w. II, 17. — Erſcheinen 
in gottesdienftlichen Trachten II, 4. 
— Ehrenbezeugungen, Rang II, 17. 
— Befondere Rechte IL, 16—26. — 
Strafgerihtlihe Verfolgung IL, 62 
bis 63. — Staatlihe Disziplinar- 
gewalt über Geiftlihe I, 64 — 67; 
kirchliche II, 202— 223, 

Geiftliches Amt, Begriff 82. — gehört 
nicht zu den „öffentlichen” Aemtern 
im Sinne des Strafgefetbuchs IL, 
62. — Nothwendige Einwirkung 
des Staates auf die Beſetzung der 
geiftlihen Aenter 143 — 144. — Be- 
gründung II, 125 — 133, — Been- 
digung II, 133—134. — Unfähig- 
feit dazu II, 63. 

Geiftlihe Gefellfehaft im Sinne des 
preußiſchen Rechtes 305 — 306. 
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Geiftlihe Käthe bei den Bezirksregie- 
rungen in Preußen 235. — ein- 
gegangen IL, 92. — bifchöfliche II, 
109. 

Seiftliher Stand II, 125—133. 

Geiftlihe Tracht auf öffentl. Straßen 
11:9. 

Gelöbniß |. Eid, Glaubenseid, Lehr- 
gelübde. 

Gemeinde ſ. Kirchengemeinde. — Be— 
griff und Arten II, 145 — 146. — 
Israelitiſche Kultusgemeinde 353. 

Gemeindefircchenratb und Gemeinde- 
vertretung (Presbyterium, Kirchen- 
vorftand u. f. w.) II, 146— 156. — 
Preußen 231. 279. — Bayern 338. 
340. — Sadjen 364. — Wirttem- 
berg 391. 401. — Baden 418. 426. 
— Heſſen 435. — Altkatholiſcher 
Kirchenvorſtand 302. 

Generalſuperintendent in Preußen 232. 
— in Hannover 257. 258. — Schles— 
wig.Holftein 259. — Naſſau 262. — 
Württemberg 388. IL, 92. 104 bis 
105. — fehlt in Bayern 333. 

Generalfynode ſ. Synode. 

Generaliynodalvorftand |. Synodal- 
vorftand. 

Generalvifar, bifchöflicher IL, 108. 114. 

Gerichtshof für kirchliche Angelegen— 
beiten in Preußen 206 — 207. — 
Baden 414. — Heſſen 433. II, 64 
bi8 67. 213 —216. 

Gefammtminifterium in Sachſen 360. 
— Baden 414. — Helen 433. — 
vgl. Staatsminifterium. 

Gefammtfynode in Schleswig-Holftein 
259. 

Geſangbücher, Gefetgebung darüber 
DASGDAGAIT 2.73. 

Gefandtichaft beim Papſt 177—180. 

Geſandtſchaftsprediger 169. 

Geihmwornenamt I, 19. 

Gewifjensfreiheit 28 — 38. — Unzus 
zuläffigfeit des Verzichts darauf 74 
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Regiſter. 


bis 79. — Schutz derſelben 134. — Grundrechte, Frankfurter, Verkün— 


bei der Militärſeelſorge 158. 160. — 
in Bayern 311. 322. — Sachſen 
359. — Württemberg 377. — Be— 
deutung II, 5-7. 9. 72. 
Gewohnheit 211—213. 403. 407. — 
bezüglih der Lehr- und Gottes- 
dienftoronung IL, 78. 83 — 84. — 
bezüglich des Patronatrechts II, 141. 
Slaubensanfichten, Beftrafung oder 
Ausichliegung wegen folder 29. 31 
bi8 34. 138. 209. I, 72, 197. 218. 
Ölaubensbefenntniß in der evangel. 
Kirche IL, 82. 84. — Tridentinifches 
II, 46. 87. 89. — Vatikaniſches II, 
88. — bei Aufnahme in die evan— 
gelifche Kirche 50. — in die fatho- 
liſche 52. — bei Uebernahme einer 
Lehrftelle in der Fatholifch-theologi= 
ſchen Fakultät zu Bonn IL, 46. 
Glaubenseid 76. IL, 46. 48. 49. 
Slaubensgefege 209; ſ. Lehrordnung. 
Gloden 116. — mit Stiftungseigen- 
ſchaft II, 228. 
Glockengeläute 115—117. 
Önadenzeit II, 129. 
Gottesbegriff II, 5. 
Gottesdienftordnung, Feitftellung der— 
ſelben ift Gegenftand der kirchlichen 
Geſetzgebung 209. — nit Sache 
des Staates 134. 376— 378. — Abe 
lehnungsrechte der Gemeinden 135. 
209. — Unzuläffigfeit der Unver- 
änderlichfeit 137, IL, 71— 905 |. Lehr— 
ordnung. 
Gottesläfterung IL, 5. 
Gottesleugner (Atheiften) 54. 85. 117. 
119.11, 5. 
Grabreden 110. — von Yaien 112. 
Grabregifter 97. 
Griechiſche Kirche 
357. 
Grumdeigentbum, Erwerbung durch 
die Kirhen IL, 231—235. — Ver— 
äußerung IL, 243. 


in Bayern 352. 





digung in Bayern 353. — Würt- 
temberg 391. 392. 

Gymnaſium, Begriff IL, 36. — Reife— 
prüfung I, 37. 


9 
Handgelübde an Eidesftatt 30. 
Hausandacht 38. 
Hausgottesdienft 29. 38. 306. 
Häusliche Religionsübung 29.306. 
Heiligenbilder, Aufftellung an öffent: 
lihen Orten I, 4. 
Heirathsregifter 88. 
Helfer II, 148. — in Württemberg 
382. 
Hoheitsrecht ſ. Majeftätsrecht. 
Homagialeid der Geiftlichen 20. 
Hülfsgeiſtliche II, 137. 182. 183, A. 2. 
Hülfsprediger IL, 137. 
Hülfspriefter IL 137. 


Ss 

Sefuitenorden, Verbot dejielben 174. 

Immediatgemeinden 227. 

Indult, päpftliches, fir Bayern 342. 

Informativprozeß II, 113. 

Snfpeftion 257. IL, 178. 

Snfpeftor in Hannover 257. II, 178. 

Inſtitution des Bifchofs IL, 113. 

Snterdift II, 193. 

Interdietio ingressus ecclesiae II, 
211: 

Snterfalarfond II, 140. 

Snterfalargefälle (fructus 
lares) II, 239. 244. 

SIrregularitäten II, 128 —130. 

Irrlehre, Unterfuhung deshalb II, 
217—218. 

Israeliten ſ. Juden. 

Itio in partes bei Konſiſtorien I, 
92, A. — bei Synoden I, 97,4. 

Juden, Wehrpflicht 81. — Begräbnif 
der aus Synagogengemeinden Aus— 
tretenden 100. — Juden in Preußen 


interca= 
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303. — in Bayern 353. — Württem— 
berg 410. — Baden 430. — Heſſen 
439. 

Judenſchaft, jüdifche Ortsgemeinde II, 
145, U. 1. 
Judenthum, Uebertritt zur bemfelben 
32. — Austritt 39. 46. 63, U. 
Juriſtiſche Perfünlichkeit f. Korpora— 
tionsrecht. 

Jus circa sacra 1. 294. 295. 359. 
ll, UL. Tall 

jus in sacra 363. II, 72. 

jus majestaticum circa sacra |. 
Majeftätsrecht, jus eirca sacra. 

jus quaesitum 15. 16. 

jus reformandi 1, 9. 1. 

jus variandi I, 170, X. 3. 


8. 

Kalender 120. 

Kandidaten des evangelifchen Prebigt- 
amtes, Wehrpflicht 83 — 85. 

Kandidatenprüfung |. Prüfung. 

Kanonifate (eanonieatus) II, 107. — 
in Bayern 344. 

Kanoniſches Recht in Preußen 210 bis 
214. — im Gebiet des franzöfifchen 
Rechts, Elſaß-Lothringen 213. 216. 
— in Bayern 313— 322. — Sachſen 
363. — Württemberg 400. 402 bis 
403. 404. 407. — in ber altfatho- 
lichen Kirche 302. 

Kantor IL, 156. 

Kanzelparagraph, f. g. II, 11. 

Kapitel, |. Domkapitel. 

Kapitelsfenior in Bayern II, 181. 

Kapitelsvifar 344. IL, 115—116. — 
Päpſtliche Konftitution über die Ka- 
pitularvifare in Baden für ungültig 
erklärt 426. 

Kapitular j. Domkapitular. 

Kapitularvifar ſ. Kapitelsvikar. 

Kaplan 399. 

Kaplanei 401. 

Katechismus 244. 246. 


Ketzerei 33. 

Kirche ſ. Religionsverein. 
Kirchenbann (excommunicatio) kleiner 
I, 190. — großer IL, 191—193. 

Kirchenbaufachen, ftreitige IL, 245. 

Kirchenbüicher 87. 89. 

Kirchendiener |. Geiftlihe, — niebere 
II, 156. 

Kirchenfabrif f. Fabrik. 

Kirchengebäude, Begräbniß darin 93. 
— Errichtung neuer I, 243. 

Kirchengebet für die Obrigfeit II, 9. 
— für den Patron I, 10. 

Kirchengemeinde ſ. Gemeinde. 

Kirchengemeinſchaft, altkatholifche, in 
Preußen 281—285. — Baden 427 
bis 428, 

Kirchengeſellſchaft, Begriff 305. 311; 
ſ. Religionsgeſellſchaft, Religions— 
verein. 

Kirchengeſetze, Begriff 1. 6. — ſtaats— 
geſetzliche Vorausſetzungen ihrer 
Gültigkeit 132—134. 247. — Ver— 
kündigung 204. 208. — in der 
evangeliſchen Kirche, und zwar 
in der preußiſchen Landeskirche 242 
bis 248. — in Hannover 256-257. 
— Prüfung ihrer Rechtsgültigkeit 
204. — in Bayern rechts des Rheins 
332. — in der Rheinpfalz 342. — 
Sadfen 367. — Württemberg 337 
bis 390. 394— 397. — Baden 421 
bis 422. — Heſſen 437 — in der 
katholiſchen Kirche Preußens 291 
bi8 299. — Bayerns 314. — Würt- 
tembergs 402—409. — in der alt= 
katholiſchen Kirche 301—302. 

Kirchengewalt in der preußifhen Lan— 
deskirche 230. 

Kirhengloden mit Stiftungseigenfhaft 
I, 228; f. auch Gloden. 

Kirchenhoheit 1, 325; f. Hoheitsrechte, 
Majeſtätsrechte. 

Kirchenkonvent in Württemberg, evan— 
geliſcher 379.391. — katholiſcher 401. 
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Kirchenmitgliebfehaft IL, 120—124. 
Kirchenprovinz 185—189. 428. IL, 106. 
hilf 


Kirchenrath, Fatholifcher, in Württem- 
berg 377. 403—404. 407. II, 119. 
Kirchenräthe (Aeltefte) der Altkatho- 
lifen 302. 
Kirchenrechner IL, 155. 
Kirchenregierung, evangelifche, in der 
preuß. Landeskirche 200. 203. 230. 
— Hannover 251—254. — Schles- 
wig=-Holftein 258. — Bayern 332 
bi8 338. — Nheinpfalz 340. — 
Sachſen 363. — Württemberg 377. 
385—386. — Baden 418—422. — 
Heſſen 435—437. 
Kirhenregiment ſ. Kirchenregierung. 
Kirchenregimentliche8 Amt IL, 179. 
Kirchenftenern 247. 255 — 256. — Noth- 
wendigfeit derfelben II, 226— 227. 
235. — G©efeßgebung darüber II, 
236. — Fortdauer der Berpflich- 
tung zur Zahlung folder nad er— 
flärtem Austritt IL, 236. — Regeln 
über die kirchliche Beſteuerung II, 
237— 240. — vgl. Umlagen. 
Kirchenftrafen gegen Gemeindeglieber 
246. II, 188—202. 
Kirchenvermögen, Eigenthbum daran 
284. — Verwaltung in Baden 414. 
— Ausführlide Darftellung der 
Lehre II, 224—247. — Einziehung 
II, 224— 225. — Sceibung von 
Schul- und Armenvermögen ꝛc. II, 
226. — Eigenthum II, 227 — 231. 
— Vermehruug IL, 231—235. 
Kirchenverordnungen 6. — evange— 
lifche, Prüfung ihrer Gültigfeit 204. 
— in der preuß. Landesfirche 242 
bi8 248. — Sadfen 367. — Wiürt- 
temberg 394. 396. — Baden 422. 
Kirchenverwaltung (Organ der Orts— 
gemeinde für Verwaltung des Kir- 
chenvermögens in Bayern) 338. 344. 
347. 
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Kirhenvorftand j. Gemeindefichenrath. 

Ktirchenzucht 246. II, 188—202. 

Kirchhöfe 92—115. 

Kirchmeifter IL, 155. 

Kirchſpiel IL, 145. 

Kirchthürme mit Stiftungseigenfhaft 
11.4228, 

Klaffeneintheilung der Pfarreien, II, 
160. 

Klaffifalfonvente I, 178. 179. 

Klerifer II, 125—133. 

Klöfter |. Orden. 

Knabenſeminare und Konvifte IL, 35. 
38—39. 


Kniebeugung in Bayern 35. 

Koabjutor II, 114. 

Kohlbrüggianer 265. 

Kollator II, 166. 176. 

Kolleften IL, 237. 243. 

Konfeffionslofigfeit des Staates 28. 
85. — der Umiverfitäten II, 44. — 
— ber Gymnaſien IL, 36. 

Konfirmation, in- der evangelifchen 
Kirche, Bedeutung und Entjeheidung 
darüber 50—52. 

Konfirmation, päpftliche, des Biſchofs 
II, 113. — f. auch Beftätigung. 

Konföderation, niederfächfifche 265. 

Kongregationen f. Orden. 

Konkordate, Widerruflichkeit derſelben 
6—13. — Badifches, Widerruf deſ— 
felben 11. — Heſſiſches mit dem 
Bilhof von Mainz 7. — Franzö- 
fifche8 198. — Bayerifches 311 bis 
322. 334— 346. — DOefterreichifches, 
Widerruf defjelben 10. 11. — Würt- 
tembergifches 25, Widerruf defelben 
11. — der deutfhen Nation 210. 
— Die Bulle De salute animarum 
ift fein folhes 270 - 275. — Auch 
die Bullen der oberrheinifchen Kir- 
chenprovinz nicht 400. 

Konfordienformel I, 82. 

Konfursprüfung I, 60. 61. 

Konfefration des Biſchofs IL, 113. 
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Konfiftorien (Oberkirchenräthe), evan-— 
gelifche, Weberficht über diefelben 
II, 91—92. — Zuftändigteit IL, 100 
bis 104. — der acht alten Provinzen 
Preußens 205. 230. 232. — Zus 
fammenfegung 233— 239. — Me- 
diatkonfiftorien der Grafihaft Stol- 
berg 233. — Stadtfonfiftorium zu 
Breslau 233. — Landeskonfiftorium 
und PBrovinzialfonfiftorien in Han: 
nover 251 — 258. — für Schleswig: 
wigsHolftein zu Kiel 259. — Das 
zu Lauenburg aufgehoben 259. — 
Geſammtkonſiſtorium zu Kaffel 261. 
— Konfiftorium zu Wiesbaden 262. 
evangeliſch-lutheriſches und refor- 
mirted zu Frankfurt a. M. 263. — 
— in Bayern 324. 325. 328. 331 
bis 339. — Nheinpfalz 328. 340 
bi8 342. — Sadjen 364—367. — 
Württemberg 377. 380. 385 —397. 
— Oberkirchenrath in Baden 418. 
420 — 422. — Oberfonfiftorium in 
Heſſen 435—436. 

Konfiftorien, königl. fatholifche in 
Hannover 287. II, 109. — Sadjen 
369. 

Konfiftorien ſ. Mediatkonfiftorien. 

Konftanzer Konzilsbefchlüffe IL, 87, A 

Konventifel II, 1. 

Konvention ſ. Konfordat. 

Konvikte, ftaatliche Gymnafialfonvifte 
II, 36—37. — Staatlide Konvifte 
auf Univerfitäten II, 50. 42. — 
Knabenkonvikte verboten IL, 35. 38 
bis 39. 

Konzil, Provinzialfonzil ſ. Synode. 

Korporationsrechte der Neligionsver- 
eine, Bedeutung 128. — Vorrechte 
der mit Korporationsrechten be— 
gabten Keligionsvereine 129. — 
Grundfäge über Ertheilung 129 bis 
130. 131. — ift Gegenftand der Ge- 
ſetzgebung 193. — Gefetgebungs- 
recht des Reichs darüber 150. — 

Thudichum, Kirchenrecht. II. 








Aufzählung der Religionsvereine mit 
Korporationsrechten 190. — Erthei— 
lung und Entziehung in Preußen 
305 — 306. — Bayern 353 — 357. 
— Sachſen 359. 374, 375. — Auf- 
zählung der kirchlichen Berbände und 
Stiftungen, welchen Korporations- 
rechte zufommen IL, 227-229. — 
Berwaltung und Zweckbeſtimmung 
de8 Korporationsgutes II, 229 bis 
231. — Vermehrung defjelben und 
Gründung neuer Korporationen I, 
231—235. 

Korreftionshänfer, geiftlihe IL, 207 
bis 208. 

Kranfenhäufer 37. 123. 

Krankenpflege, Konfeffionstofigfeit 123. 

Kreisfynode ſ. Synode. 

Kreisfynodalerband, Abänderung deſ— 
felben in der preußifchen Landes— 
firhe 239. — in Bayern 337. — 
Baden 421. 


Kreisfynodalvorftand ſ. Synodalvor: 
ftand. 


Kultusgemeinde ſ. Gemeinde. 

Kultusminifterium in Preußen 205. 
206. 236—239. — Recht deſſelben 
in der Provinz Hannover 255-256. 
265. — in Schleswig-Holftein 259. 
- - in Kurheflen 261.262. — Naſſau 
263. — bezüglih der Mennoniten 
und Baptiften in ganz Preußen 
266. 267. — in Bayern 324. 326. 
332— 339. 344. — Sadfen 359 
bis 360. 363. — Württemberg 379 
bis 380. 388. 390. 401 — 409. — 
Baden 414. — Hellen 433. 

Küfter II, 156. — ſ. Militärküfter. 

Küftereibaufachen, ftreitige IL, 245. 

Küftereigebäude, Errichtung neuer II, 
243 

®% 
Landdroſt 207. 
Landesangehörigfeit, Erforderniß für 
4 


N 
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die Bekleidung geiftlicher Aemter II, 
2730. 

Landesbifchof ſ. Biſchof. | 

Landesherr, als praecipuum mem- 
brum ecelesiae 201. 231, X. 251 
bis 253. 418, 4. 

Landesherrliche Negierungsrechte über 
die Kirchen 202—204. 

Landesherrlihe8 Kirchenregiment ſ. 
Kirchenregierung. 

Landesherrliches Batronat ſ. Patronat. 

Landesherrlicher Tifchtitel IL, 131 bis 
132. 

Landestonfiftorium f. Konftftorium. 

Landesfynode ſ. Synode. 

Zandfapitel II, 186. 

Landfapitelsfämmerer IL, 186. 

Landrecht, preußifches 195. 

Legat, päpftlicher f. Nuntius. 

Lehre, Religionslehre |. Lehrordnung. 

Lehrfreiheit 246. — der evangeliſchen 
Geiftlihen II, 81. 85. — fehlt in 
der katholiſchen Kirche IL, 90. 

Lehrgelübde 76. IL, 72. 87. 

Lehrordnung der Kirchen, darf nicht 
von den Landesherren oder Mi: 
niftern vorgefchrieben werden 134. 
— auch nit durch Staatsgefet 
1359 322.376 — 379° a ein 
Kirchliche Geſetzgebung darüber 244. 
246. 257. II, 71. 73. — Ableh- 
nungsrechte der Ortsgemeinden 135. 

Lehrverpflichtung d. Militärpfarrer 160. 

Leichenbegängniß 110. 

Leihenreden 110. — von Laien 112, 

Zeichenzüge 110, II, 4. 

Lektor II, 127. 

Licentia eoncionandi IL, 53, 4. 1. 

Liturgie, Abänderung 209. 210. 246. 
— ſ. Gottesdienftordnnung. 

Lokalſtatuten ſ. Statuten. 





M. 
main-morte II, 231. 


Majeftätsrechte, Staatsfouveränetät | 
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— 
380. 

Marinepfarrer 161. 

Meinungsäußerung, Freiheit derſelben 
I, 5-7. 

Mennoniten, Wehrpflicht 81. — Be— 
freiung vom Eid 118. — in Preußen 
266. 

Mediatkonfiftorien in Preußen 233. 
— Bayern 333. 

Menschenrechte 15. 

Meßgehilfe IL, 127. 

Deiner IL, 156. 

Metropolitan, ewangelifcher, in Heſſen 
II, 179—180. 

Metropolit, fatholifher 185— 189. II, 
106. 117—118. 

Militärgeiftliche, Lehrverpflichtung 160. 
— Namen 161. — find Reichs— 
beamte 164. 169. — Ernennung 
165. — Subordination 167. — 
Disziplin 169. — Theilnahme an 
Synoden 168. I, 182. 183. 

Militärkirchengemeinden 164. 228. 

Militärfüfter 165—169. 

Militärfeelforge 149. 156—169. 

Militäroberpfarrer in Preußen Mit- 
glieder des Konfiftoriums 235. 

Minifterium Sf. Kultusminifterium, 
Staatsminifterium. 

ministerium als Gegenfat von sacer- 
dotium II, 128. 

Miffale Romanum IL, 89. 


272. 311. 314. 377 — 378. 


ı Mißbrauch |. Nekurs. 


Mitglieder der Kirchen II, 120—124. 
Muttergemeinde II, 145. 


N. 
Nationalſynode, franzöſiſche 294. 
Naturaliſation durch Anſtellung im 
Kirchendienſt II, 28. 
Nazarener, Befreiung vom Eid 118. 


Niederſächſiſche Konföderation 265. 
Nomination ſ. Ernennung. 


Nuntius, päpſtlicher 180. — Zurück— 
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weifung in Preußen 290. — Be- | Drdenstracht, Verbot folder II, 4. 


ftimmungen des franzöfifchen Rechts 
290. — in Bayern 342. 345. II, 
209, X. 2. — Zurüdweifung in den 
Staaten der oberrheinifchen Kirchen- 
provinz 404— 405. 


O. 

Oberamt, gemeinſchaftliches, in Würt— 
temberg 380. 

Oberkirchenrath in Preußen, Baden, 
Oldenburg |. Konfiftorium. 

Oberfirchenrath, katholischer, in Baden 
aufgehoben 429. 

Oberkonfiftorialrath in Preußen 234. 

Oberfonfiftorium in Bayern, Hefien 
ſ. Konfiftorium. 

Oberpfarrer des Armeekorps 161. 

Oberpräfident in Preußen 207. — 
nicht mehr Präfident des Konfifto- 
riums 235, 4. 1. 

Oberftiftungsrath in Baden 429. 

Oeffentliche Aemter, Unfähigkeit der 
Geiftlichen zur ſolchen IL, 19—20. 

Offizial IL, 108. 

Offizialat II, 109, 

Orden, geiftlihe, Berlangen eines 
Reichsgeſetzes darüber 151. — Ber: 
bot des Sefuitenordens 175. — 
Berbot der Orden und ordengähn- 
lichen Kongregationen in Preußen 
299— 300. — in Bayern 343. 345 
bis 346. — Sachſen 373. — Würt— 
temberg 409. — Baden 429—430. 
— Heſſen 439. 

DOrdensangehörige find von der Seel- 
forge in Armen-, Kranken-, Waifen- 
häuſern, Gefängniffen ausgefchloffen 
124. — Können eine Ehe eingehen 
und genießen Freizügigfeit 176. — 
Berfügungsfreiheit II, 26. — find 
von der Ertheilung won Unterricht 


an öffentlichen und Privatlehrans | 
ftalten ausgejhlofjfen 300. — Sachſen 


373. — Baden 429—430. 








Ordinariat, bifchöfliches IL, 109. 
Ordination II, 125—132. 185. 
DOrdinationsformular 246. 

ÖOrdines minores, majores II, 127. 
Organiſche Artifel 198. 

Oſtiarius I, 127. 


P. 
Papſt, Rechte in Deutſchland 148. 
162. 200. — in Preußen ſeit Er— 
klärung der Unfehlbarkeit 277. 288. 
bis 299. — in Bayern 312 —322. 
344. — Württemberg 404—408. — 
Beſitzt Feine Rechte über die theo— 
logiſchen Fakultäten II, 47—50. — 
Ausübung der Gerichtsbarkeit Durch 
delegirte Richter IL, 109. 209. 
Päpftlihe Monate IL, 117. 
Päpſtlicher Nuntius ſ. Nuntius. 
Parochialbefreiungen aufgehoben 242. 
280. 
Parochialeremtionen aufgehoben 242. 
280. 


Parochialveränderungen im der evan— 
gelifhen Kirche, Preußen 240. — 
Bayern 337. 338. — Sachſen 366. 
— Württemberg 394. — Baden 421. 
— Helfen 436—437. — in der fa = 
tholifhen Kirche, Preußen 279. 
— Bayern 343. — Sachſen 373. 
— Württemberg 405. — Hefjen 439. 
— ber altfatholifhen Kirche, 
Preußen 281—285. — Baden 427 
big 428. — Bol. auch II, 145. 

Parochialzwang, Einpfarrung IL, 123. 

Parodie II, 123, — altkatholiſche in 
Preußen 281. — ſ. Pfarrei. 

parochus ſ. Pfarrer. 

Partikularſynode 301. 

Batron II, 140 — 144. — Präſenta— 
tionsrechte defielben II, 168— 175. 
— Rechte in Bezug auf Berände- 
rung der Pfründe und die Verwal— 

127 


260 


tung des Kirchenvermögens IL, 215 
bi8 247. 

Patronate, Anzahl in der preußifchen 
Landestirhe 231. 255. — der Stadt 
Frankfurt a. M. 264. — in der 
fatholifhen Kirche Preußens 286. 
— in der proteftantifchen Kirche 
Bayerns 338. — in der fatholifchen 
344. — Württemberg 392. — Baden 
419. 


Patronatrecht, Beftimmungen bierliber 
find Gegenftand der Staatsgejek- 
gebung 193. 255. — Regelung in 
Preußen 238. — Die Aufhebung 
der landesherrlichen Patronatrechte 
in Baden kann durch landesherr— 
liche Verordnung erfolgen 414. — 
Entziehung des Patronatrechts als 
Kirchenftrafe II, 202. — wegen Nicht: 
erfüllung der Baupflicht II, 246. 

Patronatrecht, Tandesherrliches IL, 177 
bis 178. 

Penfion, Annahme folcher von fremden 
Regierungen verboten II, 17. 

Penfionirung der Geiftlichen II, 137 
bi8 140. — in Württemberg Gegen- 
ftand der landesherrlichen Verord— 
nung 379. 

Perjonenftand 87. 

Pfarramt IL, 125. 134. 148, — Be— 
ſetzung II, 156— 178. — Befetung 
in der fathol. Kirche Preußens 286. 

Pfarrei, Parodie, Klafjeneintheilung 
IL, 160. 

Pfarreibaufachen, ftreitige IL, 245. 

Pfarrer, parochus ſ. Pfarramt. 

Pfarrgebäude, Errichtung neuer II, 
243. 

Pfarrgehülfe IL, 137. 

Pfarrfonfurs II, 60, U. 1. 61. 

Pfarrpfründe, juriftiiche Perſönlichkeit 
I, 227. 229. — Belteuerung der 
Pfründe durch die Kirche II, 239. 
— Theilung und Bereinigung IL, 
245 — 247. 
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Pfarritiftung ſ. Pfarrpfründe. 

Pfarrverwalter, Verwefer I, 140. 

Pfarrvifar II, 137. — felbftändiger 
I, 140. 

Pfarrwahl IL, 162—167. 185. — in 
der katholiſchen Kirche IL, 167. — 
in der altfatholifchen Kirche 302. 

Pfarrzwang II, 123. 

Pfründe ſ. Pfarrpfründe. 

Plazet (placetum regium) 132—134. 
— in Preußen 208. — für evan— 
gelifche Kirchengefege in Preußen 
247 — 248. — für fatholifche 291 
bi8 297. — nad franzöfifhen Hecht 
292—294. — in Bayern 314. 323. 
325 — 326. — Sadfen 370 — 373. 
374. — Württemberg 377. 380. 
404—408. — Baden 414. 425. — 
— SHeflen 433. 

Pluralität II, 159. 

Pontificale Romanım I, 89. 

Poſtulation IL, 112, U. 5. 

Prälat, evangelifcher, in Württemberg 
II, 105, X. — Baden 420. — Heſſen 
II, 105, 9. 

Präjentationsrechte des Patrons II, 
168—175. 

Präfes der Kreisfynode IL, 179. 

Prediger j. Pfarramt: 

Predigerfeminar IL, 56—58. 

Presbyterium IL, 146. — f. Gemeinde- 
firchenrath. 

Priefter IL, 127—133. — fünnen eine 
gültige Ehe eingehen 176. — über 
ihr Vermögen verfügen II, 26. — 
find vegierungsunfähig II, 26. — 
ſ. Geiſtliche. 

Prieſterhaus, Strafhaus II, 207. 

Prieſterſeminarien II, 35 — 36. 55. 
56—58. 

Privatdozenten der Theologie I, 45 
bis 50. 

Privatgefellichaft, Kirchliche, in Bayern 
355. 

Privatgottesdienft ſ. Hausgottesdienft. 


Regiſter. 


Probſt ſ. Propft. 

Profeſſoren der Theologie II, 45—50. 

Proflamation 91. 

Propft, Probſtei ſ. Superintendent, 
auch Dompropft. 

Proſelytenmacherei 7I—74. 

Projynodalrichter II, 109. 

Profynodaleraminatoren II, 61. 

Provinz ſ. Kirhenprovinz. 

Provinzialfonfiftorium f. Konfiftorium. 

Provinzialfonzil ſ. Synode. 

Provinzialrehte in Preußen 196. 

Provinzialfynode j. Synode. 

Provinzialverband, Abänderung 239. 

Prozeffionen, Nöthigung von Militär: 
perjonen und Beamten zur Theil- 
nahme an foldhen 37—38. — von 
Lehrern und Schuljugend IL, 18. — 
Unzuläffigfeit aller Brozeffionen II, 
3—4. 

Prüfung, für die Entlafjung vom Gym- 
naftum II, 33—38. — wifjenfchaft- 
liche Staatsprüfung nach beendigtem 
Univerfitätsftudium IL, 50—52. — 
theologiſch- wiſſenſchaftliche II, 35. 
50—60. — Anftellungs= oder Wahl- 
fähigfeitsprüfung II, 585—61. — 
Beförderungsprüfung IL, 61. 


D. 
Duäfer, Wehrpfliht 81. 
Duinguennalfafultäten für die Bi- 
ſchöfe IL, 119. 


N 


Rabbinat 190. — in Bayern 353. 

Rabbinatamt gehört zu den geiftlichen 
Aemtern im Sinne des Militär- 
geſetzes 82. — Beietung I, 155. 

Kabbine, Wehrpfliht 82. — Ber- 
faffungseid 21, U. 3. 22. 26. — 
Borbildung I, 36. — Prüfung I, 
56. 61. 

Rang der Geiftlihen I, 17. 

Rechner II, 155. 185. 
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Rechtgläubigkeit, Mangel derfelben als 
Grund der Disziplinarbeftrafung 
II, 218. 

Rechtsweg 273. — in Disziplinar- 
ftraffachen IL, 213. 216—217. 

Recursus ab abusu ſ. Rekurs. 

Nedefreiheit der Mitglieder der Sy— 
noden IL, 77. 

Neformirte, franzöfifh=reformirte, in 
Preußen 224. 227. — deutich-refor- 
mirte in Preußen 227. 

Reichsangehörigkeit der Geiftlichen II 
27—30. 

Reichsgeſetze über Religions- oder 
Kirchenangelegenheiten 155—156. 
Reichskirchen 153. — altkatholiſche 301. 
Reichsgewalt, Zuftändigfeit derſelben 
in Bezug auf Religionsſachen 149 

bis 153. 

Reifeprüfung IL, 36. 

Rekurs gegen Mißbrauch der geiftlichen 
Amtsgewalt (recursus ab abusu, 
appel comme d’abus) 32. 146. — 
in Preußen 214—218. — nad 
franzöfiihen ° Recht 216. — in 
Bayern 326—327. 356. — Sachſen 
360. 366. 373. — Württemberg 
381. 408—409. — Heſſen 433. II, 
174, A. 194—196. 213. 217. 222. 

Keligionsbefenntnig, ändert nichts an 
den ftaatSbürgerlihen und bürger— 
lichen Pflichten und Rechten 80 bis 
81. 85. 

Keligionsfreiheit 28. 39—53. 85. 126. 
173. — in Preußen 306. — Bayern 
354. — Württemberg 410. 

Religionsgebräude, geſundheitsſchäd— 
liche IL, 9. 

Religionsgeſellſchaft, Begriff 305. — 
ſ. Religionsverein. 

Religionslehre ſ. Lehrordnung. 

Religionsreverfalien in Württemberg 
385. 

Religionsübung, häusliche 29. 38. 306. 
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354. — Öffentliche 29. 306. 354 big 
356. 

Religionsunterricht in den öffentlichen 
Schulen 53. 54. 309. — Beauf- 
fichtigung deſſelben II, 21—24. 

Keligionsverein (Religionsgeſellſchaft), 
Freiheit der Wahl deſſelben 39—53. 
Freiheit der Gründung foldher 126. 
173. — verbotene 127. 175. — Bei: 
legung von Korporationsrechten 127 
bis 130. — Staatsgefetslihe Re— 
gelung ihrer Verfaſſung 130—149. 
— dürfen nicht mit außerdeutfchen 
Bereinen in organifcher Verbindung 
ftehen 147— 149. — Aufzählung der 
mit Korporationsrecht begabten 190 
bi8 191. — Gründung neuer in 
Preußen 306—309. — in Bayern 
353 — 357. — Sachſen 375. — 
Württemberg 410—411. — Baden 
430 — Hefien 440. — Religions: 
vereine ohne Korporationsrecht 
unterliegen dem Vereinsgeſetz 307 
bi8 309. — müfjen Statuten ein- 
reichen 308. — geben fich ihre Ber- 
fafjung frei 309. — in Bayern 353 
bi8 357. — Württemberg 411. — 
Baden 430. 

Keligionsverein, „rechtlich beftehender‘, 
Begriff II, 2. 
Religionsmechlel, 

bis 53. 

Keligiöfe Erziehung der Kinder 35. 
5 71124 

Nendant II, 155. 

Nefjortreglement für die Verwaltung 
der preußischen evangelifchen Landes- 
fire 220. 

Keverfalien, Neligionsreverfalien in 
Württemberg 385. 

Kituale Romanum IL, 89. 

Römisches Recht 211. — in Sachen 
363. 


Nuhegehalt IL, 137—139. 205. 
Ruheſtand, Verſetzung in II, 137 big 


Freiheit dazu 39 


Regiſter. 


139. — unfreiwillige zur Strafe 
II, 205. 
Nuralfapitel, Zandfapitel IL, 186. 
Ryswicker Frieden 14. 


©. 

Sacerdotium II, 128. 

Schiffsgottesdienft 149. 

Schisma 33. 

Schöffenamt, Geiftlihe ausgeſchloſſen 
II, 19. 

Schulauffiht durch Geiftlihe IL, 21 
bis 25. 

Schulpflicht, erftredt fih auf Religion 
53. 

Schulreligion 53. 

Schweſterkirche, Schweitergemeinde II, 
146. 

Seelenfifcherei 71— 74. 

Seelforgeamt, feelforgerifches Amt 82, 
X. U, 125. — Errichtung wider- 
ruflicher 242. 280. II, 158. 

Seelforgegebeimniß (Beichtgeheimniß) 
IL, 15—17. 

Selbftbeftimmungsalter für die Wahl 
des Neligionsvereind 40. 

Seminar, Prediger=, Priefterfeminar 
U, 56—58. — Befuh kirchlicher 
Seminare während des Univerfitäts- 
ſtudiums II, 44. — wendijches in 
Prag 370. — Knabenfeminare ver- 
boten I, 35. 38—39. 

Separatiften, Wehrpflicht 81. 

Sittenlehren II, 5—9. 

Spezialfuperintendent II, 179. 

Staatskirche 28. 

Staatsfirchengewalt 1. 

Staatsminifterium (Gefammtminifte- 
rium in Preußen) 247. 248. — in 
Württemberg 380. 356. — Staats- 
miniftertum des Innern für Kirchen- 
und Schulangelegenheiten in Bayern 
324. 326. — in evangelicis be— 
auftragte in Sachen 363. 

Staatsprüfung |. Prüfung. 


Kegifter. 


Staatsrath, franzöfifcher 217. 
Staatsreligion 28. 
Staatsſouveränetät ſ. Majeftätsrechte. 
Standesamt 89-090. 
Standesbeamte 8T— 90. — Aufſicht 


über dieſelben 88. — Geiſtliche un— 


fähig zu dieſem Amt II, 20. 
Standesregiſter 87 — 90. — Einſicht— 
nahme durch die Geiſtlichen II, 25 
bis 26. 
Statuten, kirchliche, des Kreiſes, der 
Gemeinden 246 — 248. 367. 422. 
I, 74. 


Sterbejahr |. Gnadenzeit. 

Sterberegifter 88. 

Stiftung IL, 227—231. — Stiftungs- 
zwed IH, 229— 231. — Gründung 
und Erweiterung von Stiftungen 
U, 231— 235. — in Württemberg 
391— 392. 

Stiftungsfommiffion in Baden 426. 

Stiftungspfleger in Württemberg 391. 

Stiftungsrath der (Ortsgemeinde) in 
Württemberg 379. — evangelifcher 
391. — fatholifcher 401. 

Stimmredt ſ. Wahlrecht. 

Stolgebühren (jura stolae) 241. II 
235. 236. 240 — 242. 243. 


Stolberg, Mediatkonfiftorium 233. 
Studirende der Theologie, Wehrpflicht 
83— 85. 
Subdiafonatsweihe II, 127—128. 
Suceurfalpfarreien II, 157—158. 
Superintendent (Spezialfuperinten- 
dent, Dekan, Propft, Inſpektor, Me: 
tropolitan) IL, 178—181 u. 185. 
Superintendenturverwefer II, 181. 
Suspenfion vom Amt II, 205. 
Synagogengemeinde IL, 145, A. 1. — 
Austritt aus folcher 46. 
Synodaleraminatoren 302. IL, 60. — 
ſ. Brofynodaleraminatoren. 
Synodalrepräfentang der Altkatholifen 
302. 


’ 
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Synodalvorftand (Ausfhuß), Ge- 
neralfynodalvorftand IL, 92—94. 
— Preußen 233. — Hannover 255. 
— Württemberg 393. — Baden 420. 
— Helfen 435. — Provinzial- 
ſynodalvorſtand in Preußen 232. 
U, 93. — Kreisfynodaloorftand 
II, 179—182. 185. 

Synodalrath 233. 

Synode, in der evangelifchen Kirche, 
General-, Landes-, Gefammtz, 
Provinzialfynode II, 94— 98. 
— Berufung und Geſchäftsordnung 
I, 98 —100. — Zuftändigfeit IL, 
102— 103. 105. — Preußen 230 
bis 233. — Hannover 251. 255, 
256. — Schleswig-Holftein 259. — 
Bayern 328: 332. 338 — 339. — 
Nheinpfalz 328. 340— 342. — Sach— 
fen 364— 365. — Württemberg 390. 
393 — 397. Baden 419. 
Hefien 435. — Kreisfynode II, 
182— 185. 186. — Preußen 231. 
Bayern 338. — Rheinpfalz 340. — 
Sachſen 364. — Württemberg 393. 
— Baden 419. — Heflen 435. 

Synode in der Fatholifchen Kirche, 
außer Gebrauch IL, 109. 117. — 
zu ihrer Abhaltung iſt Staats- 
genehmigung erforderlich 294. 297. 

Synoden der altkatholifchen Kirche 
302. 

Synodus, evangelifher in Württem- 
berg 377. 385 —397. — im Herzog- 
thum Württemberg 385. 


x 
Taufe, ihre Bedeutung für die Auf- 
nahme in eine Kirche 50—52. 
Taufzwang 36—37. 
Taren (Stol- oder Gebührentaren) 
241. II, 235. 236. 240—242. 243. 
Tegernſee'er Erklärung 319—321. 
Temporalienfperre 317, A. I, 67 —70. 
211: 


264 


Theologische Fakultäten II, 45. 53 bis 
56.859, 

Theologifhe Prüfung f. Prüfung. 

Theologifches Studium II, 39—30. 

Thudichum, Georg, defien Entwurf 
einer Kirchenverfaffung 135. 

Teftirfreiheit der Geiftlichen II, 26. 

Tiſchtitel (titulus mensae) II, 131. 

Titel für die Ordination IL, 131. 

Zitel der Geiftfichen IL, 17. — Verbot 
der Annahme folcher von auswär- 
tigen Regierungen IL, 17. 

Tochtergemeinde II, 145. 

Todte Hand IL, 231. 

Zonfur II, 127. 

Trauung, firchliche 246. 

Treueid f. Verfaſſungseid, Eid. 

Tridentiner Konzil, Beſchlüſſe defjelben 
211—214. 

Tridentiner Glaubensbefenntniß II, 
46. 87. 89. 


N. 


Uebertritt, Freiheit des Uebertritts zu 
einem Religionsvetein 39 — 53. — 
geheimer 49. — zum Judenthum 
32. — Derleitung oder Nöthigung 
dazu 71-74. 

Umlagen der Religionsvereine ohne 
Korporationsrecht 309. — vgl. aud) 
Kirchenfteuern. 

Uneheliche, relig. Erziehung derfelben 
69. — Ordination derfelben II, 130. 

Unfehlbarfeit des Papftes 275 — 279. 
— Ungültigfeit des Dogmas in 
Bayern 346—352. — Sachſen 370. 
— Württemberg 400—401. — Ver— 
bot für afademifche Lehrer IL, 48. — 
für öffentl. Lehrer überhaupt IL, 89. 

Univerfität, Begriff IL, 44— 50. 

Univerfitätsftudium der Geiftlichen IL, 
39 - 50. 

Union, Bedeutung derjelben in den 
acht alten Provinzen Preußens 228 
bi8 230. 245. — in Hannover 251. 











Regiſter. 


— in Kurheſſen 261. — in Bayern 
327. 331. — in der Rheinpfalz 340. 
— Württemberg 383 — 385. — Ein— 
wirfung auf die Lehrfreiheit der 
Geiftlihen II, S3—85. 
Unitätsgemeinden in Preußen 228. 


| Unterridt f. Schulweſen, Schulaufficht. 


Unterrichtsfreiheit IL, 56. 

Unterrihtszwang, erftredt fih auf Re— 
ligion 53. 

Unterfcheibungsjahre 40. 43. 

Unterfuchung gegen Geiftliche wegen 
Disziplinarvergehen II, 212. — 
gegen Nabbinen II, 223. 


V. 

Vakanzeinkünfte II, 239. 244, 

Balanzgefälle II, 239. 244. 

Batikanifche8 Glaubensbefenntniß IL 
88. — ſ. Unfehlbarfeit. 

Venia coneionandi II, 53, 4. 1. 

Venia legendi U, 45. 49. 

Veräußerung von kirchlichem Grund- 
eigenthum II, 243. 

Bereine, ftaatsgefährliche 175. — ver— 
botene 308. — f. Religionsverein. 
Bereinsgefese, enthalten Beſtimmun— 
gen über Kirchenfachen 151. 191. — 
finden Anwendung auf Religions- 
vereine ohne Korporationsrecht 306 

bis 309. II, 1—2. 

Bergabungen auf d. Siechbette IL, 239. 

Berfafjungseid der Geiftlihen 16—27. 
— in Bayern 317. 320. 321, U. 
869. 211.28 30J. 148. 

Verkehr der Biſchöfe, Domkapitel ıc. 
mit dem Papſt, Ueberwachung deſ— 
felben 297—299. 326. 3414—345. 

Verkündigung der Kirchengejege und 
Verordnungen 204. 243. 248.396. — 
in der katholiſchen Kirche durch 
den Bifchof 291. 372—373. 404. 

Berlöbnig, Gerichtsbarkeit darüber ge= 
bührt dem Staat 91. 

Bermögensrecht, kirchl. II, 224—247. 


Regiſter. 


Verordnungen, kirchliche ſ. Kirchen— 
verordnungen. 

Veto, ſtaatliches, gegen Kirchengeſetze 
133. — der Ortsgemeinden gegen 
Neuerungen 135. 

Verſammlungen zu religiöſen Zwecken 
— 

Verſetzung auf eine andere Pfarrei 
zur Strafe II, 206 — 207. — des 
Biſchofs II, 207, U. 3. 

Berfegung in Ruheſtand IL, 137—139. 
— unfreiwillige zur Strafe IL, 205. 

Berwaltung des Kirchengutes II, 229 
bis 231. 

Berwaltungsgerichte, Zuftändigfeit 215. 

Berwaltungsweg, Vollſtreckung auf 
demfelben 207. 219. 

Vikar |. apoftolifher Vikar, Kapitels- 
vifar, Generalvifar, Pfarrvikar. 

Vifariatsgericht in Sachſen 369. 

Vokationsrecht (Ablehnungsrecht) der 
Kirchengemeinde in Hannover II, 
1122175: 

Borbildung der Geiftlichen 139— 143. 
11423234 652, 

Vormundſchaften, Uebernahme durch 
Geiſtliche II, 18. 

Vorſänger (Kantoren) I, 156. — i$- 
raelitifche, Disziplinarbeftrafung der— 
felben IL, 223. 

Borftand der Synoden f. Synodal- 
voritand. 

Vorunterſuchung gegen Geiftliche und 
Kirchendiener II, 212. — gegen 
Rabbinen IL, 223. 

Votum negativum IH, 164. 171. — 
ſ. Ablehnungsrecht. 


W. 
Wählbarkeit der Geiſtlichen zu öffent— 


lichen Aemtern IL, 19—26. — zum | 
Reichstag und zu Yandtagen IL, 26. | 
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Wihlbarkeit zu Kirchengemeindeämtern 
I, 151—153. — Aberfennung ber 
Wählbarkeit zu folchen IL, 201. 

Wahlfähigfeitsprüfung IL, 53, 4. 1. 
I, 55—61. 

Wahlrecht zu Kirchengemeindeäimtern 
II, 151 — 153. — Entziehung deſ— 
felben IL, 200. 

Waifenanftalten 124. 

Waifenpenfionen IL, 129. 

Wallfahrten I, 4. 

Wehrpflicht 8S0—85. 

Weihe IL, 125— 132. 

Weihbiſchof IL, 108. 128. 

Wendifche8 Seminar zu Prag 370. 

Wefttälifcher Frieden 13. 

Wiedertäufer (Baptiften) 267. 

Wiſſenſchaft, Freiheit derfelben IL, 48. 

Wiffenfchaftlihe Vorbildung ſ. Vor— 
bildung. 

Wittwenkaſſen IL, 140. 

Wittwenverforgung IL, 139. 

Wohlerworbene Rechte 15 


8. 

Zehntrechte, Aufhebung II, 224—225. 

Zeugnißpflicht 85. — Freiheit von der— 
felben II, 16. — in Disziplinar- 
jachen gegen Geiftliche IL, 212. 

Zivilehe 8ST—90. 

Zivilgerichte, Zuftändigfeit in Diszi- 
plinarfachen gegen Geiftliche II, 213. 
216— 217. 

Zöfibat 143. II, 128. 

Zwangsgewalt fteht nur dem Staat 
zu 145. 

Zwangsvolftredung kirchlicher Ver— 
fügungen 219. IL, 216. 

Zwangsvorführung von 
gliedern II, 200. 

Zwedbeftimmung des Kicchengutes II, 
229. 


Gemeinde- 








Pierer'ſche Hofbuibrudere. 
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